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1Einleitung

Friedrich Dieckmann, Theresia Heddergott
und Antonia Thimm

Zusammenfassung

Mit der UN-Behindertenrechtskonvention und dem Bundesteilhabegesetz stellt
sich die Frage neu, wie Lebensräume, Wohnsettings und Unterstützung zu
gestalten sind, damit Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung (IB)
selbstbestimmt am gesellschaftlichen Leben teilhaben können. Die Art der
Wohnsettings, in denen Erwachsene mit intellektueller Beeinträchtigung leben,
hat sich stark differenziert. Das Leben in der eigenen Wohnung und in
Nachbarschaften sind Wohnoptionen, die auch Menschen mit komplexem
Unterstützungsbedarf offenstehen sollen. Für sie sind vielerorts immer noch
Wohnheime die einzige Wohnalternative. Zugleich erreichen immer mehr
Menschen mit IB ein höheres Alter, in dem die Wohnumwelt an Bedeutung
gewinnt. Dieses Buch verfolgt das Ziel, die Forschung zum unterstützten Woh-
nen und zur Teilhabe von Menschen mit IB für den deutschsprachigen Raum
zusammenzufassen und Richtungen für inhaltliche und methodische Weiterent-
wicklungen zu weisen. Der erste Teil widmet sich der Entwicklung und dem
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Stand der deutschsprachigen und internationalen Wohnforschung. Im zwei-
ten Teil werden forschungsmethodische Zugänge beleuchtet. Der dritte Teil
behandelt innovative und zukunftsweisende Themenfelder der Wohnforschung.

Gesellschaftliche Entwicklungen und Wohnforschung
Mit der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) und dem Bundesteilhabe-
gesetz in Deutschland (BTHG) stellt sich die Frage neu, wie Menschen mit
intellektueller Beeinträchtigung in Deutschland wohnen und ihr Leben führen kön-
nen und wollen. Wie sind Lebensräume und Wohnumwelten zu gestalten und
wie können Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung am besten unterstützt
werden, um selbstbestimmt und gleichberechtigt am Leben in der Gesellschaft
teilzuhaben?

Artikel 19 der UN-BRK erkennt das Recht von Menschen mit Behinderung an,
mit den gleichen Wahlmöglichkeiten wie andere Menschen in der Gemeinschaft zu
leben. Sie dürfen nicht dazu gezwungen werden, in besonderen Wohnformen zu
leben. Das BTHG hat mit der Personenzentrierung das Ziel, die selbstbestimmte,
umfassende und gleichberechtige Teilhabe einer Person mit Behinderung zu unter-
stützen, unabhängig davon, in welchem Wohnsetting sie lebt. Das Wunsch- und
Wahlrecht wird ausdrücklich gestärkt. Die Angemessenheit von Wünschen wird
jedoch auch im Hinblick auf die Kosten für vergleichbare Leistungen bewertet.
Gleichwohl ist auf Wunsch des/der Leistungsberechtigten dem Wohnen außerhalb
von besonderenWohnformen derVorzug zu geben (Schrooten undTiesmeyer 2022).

In den letzten Jahren hat sich die Art der Wohnsettings, in denen Erwachsene
mit intellektueller Beeinträchtigung inDeutschland leben, stark differenziert. Große
Komplexeinrichtungen wurden zwar nicht systematisch aufgelöst, verlieren aber
zahlenmäßig stark an Bedeutung (Thimm et al. 2019). Das Leben in der eigenen
Wohnung – sei es allein, zu zweit oder in einer Wohngemeinschaft – und das Leben
inNachbarschaft sindWohnoptionen, die auchMenschenmit komplexemUnterstüt-
zungsbedarf offenstehen sollen. Dass auch erwachseneMenschenmit intellektueller
Beeinträchtigung sehr häufig mit Angehörigen leben, wird in der Politik, in der
Fachöffentlichkeit und in der Wissenschaft zu wenig wahrgenommen (Thimm et al.
2019). Gemeindebasierte Wohnheime mit mehr als 20 Bewohner*innen sind in
Deutschland vielerorts die einzigenWohnalternativen, wenn jemand potenziell rund
um die Uhr Unterstützung benötigt.

Gleichzeitig erreichen immer mehr Menschen mit intellektueller Beeinträchti-
gung ein höheres Alter. Nach dem Ausscheiden aus dem Arbeitsleben gewinnen
dieWohnung und die sozial-räumlicheWohnumwelt für die Lebensgestaltung noch
mehr an Bedeutung. Ageing in a chosen place meint, an dem Ort alt werden zu
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können, den man sich wünscht – auch wenn sich Unterstützungsbedarfe qualitativ
und quantitativ wandeln.

Angesichts dieser gesellschaftlichen Veränderungen ist es nachteilig, dass die
Forschung zum Wohnen von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung in
Deutschland zerstreut und unübersichtlich ist und wenig in Kontakt steht mit der
internationalen scientific community. So werden die Erkenntnisse internationaler
Studien in Deutschland wenig rezipiert und haben wenig Einfluss auf die Gestal-
tung politischer Entscheidungen. Und gleichzeitig drohen die Erkenntnisse und das
methodische Know-how der deutschsprachigen Forschung der letzten Jahrzehnten
verloren zu gehen.

Dieses Buch verfolgt das Ziel, die Forschung zum unterstütztenWohnen und zur
Teilhabe von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung für den deutschspra-
chigen Raum zusammenzufassen und Richtungen für inhaltliche und methodische
Weiterentwicklungen zuweisen. Der Bandwird von Prof. Dr. Friedrich Dieckmann,
Theresia Heddergott und Antonia Thimm herausgegeben, die sich von 2017–2020
im Projekt „Unterstützte Teilhabe evaluieren“ mit der aktuellen Wohnforschung
zu Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung beschäftigt haben. Das Projekt
wurde vomMinisterium für Kultur und Wissenschaft Nordrhein-Westfalen und der
Katholischen Hochschule Nordrhein-Westfalen (katho) gefördert.

Aufbau des Buches und Überblick über Beiträge
Fragen, Methoden und Erkenntnisse der Wohnforschung zu Erwachsenen mit
intellektueller Beeinträchtigung werden in diesem Band in drei Teilen behandelt.

Der ersteTeilwidmet sich derEntwicklungunddemStandder deutschsprachigen
und der internationalen Wohnforschung. Im Kap. 2 verorten Friedrich Dieckmann
und Antonia Thimm das Wohnen mit Unterstützung als Gegenstand der Teilhabe-
forschung mit starkem Anwendungsbezug. Geklärt wird, welches Verständnis von
Wohnen undWohnumwelt diesemBand zugrunde liegt. Die aktuellenWohnsettings
mit Unterstützung werden klassifiziert und Angaben dazu gemacht, in welchen Set-
tings Erwachsene mit intellektueller Beeinträchtigung in Deutschland leben. Die
Zielkriterien Teilhabe und Lebensqualität ergänzen einander.

Die Wohnforschung der letzten 50–60 Jahre zu Menschen mit intellektueller
Beeinträchtigung in Deutschland wird von zwei ihrer führenden Vertreterinnen,
Monika Seifert und Heidrun Metzler, systematisch aufgearbeitet (Kap. 3). Die
Forschungsarbeiten werden dabei nicht strikt chronologisch aufgeführt, sondern
Leitkonzepten (Normalisierung, Lebensqualität, Selbstbestimmung und Teilhabe,
soziale Inklusion und Partizipation) sowie Themen zugeordnet. Anhand einer
Analyse der internationalen Forschungsliteratur zum unterstützen Wohnen zeigen
Theresia Heddergott und Friedrich Dieckmann im Kap. 4 auf, welche Themen und
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Fragestellungenmit welchenMethoden bearbeitet werden undwelche Erkenntnisse
aktueller Forschungsstand sind.

Im zweiten Teil werden zwei forschungsmethodische Zugänge beleuchtet, die
das Potenzial haben, die Wohnforschung in Deutschland qualitativ zu erweitern
und international anschlussfähig zu gestalten. Im Kap. 5 stellen Antonia Thimm
und Friedrich Dieckmann international gebräuchliche, standardisierte Erhebungs-
instrumente (Frage- und Beobachtungsbögen) für die Bereiche adaptives Verhalten,
Selbstbestimmung, Teilhabe im Sozialraum und Qualität von Unterstützungsleis-
tungen vor. Sie gehen auf den Anwendungsbereich und das Potenzial der einzelnen
Instrumente ein. Sofern bekannt wird auf deutschsprachige Versionen hingewiesen.
Im Kap. 6 widmet sich Saskia Schuppener der partizipativen Forschung. Men-
schen mit intellektueller Beeinträchtigung sollen bereits bei der Erarbeitung von
Forschungsfragen, bei der Planung und Durchführung der Forschung sowie der
Auswertung undVerbreitung der Forschungsergebnisse beteiligt werden.Was kenn-
zeichnet die partizipative Forschung, welche Ansätze des gemeinsamen Forschens
gibt es und welche Erfahrungen wurden gemacht?

Im dritten Teil werden innovative und zukunftsweisende Themenfelder der
Wohnforschung zu Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung präsentiert.
Friedrich Dieckmann führt im Kap. 7 die internationale Forschung zur sozialen
Inklusion und den Ansatz der Sozialraumorientierung in Deutschland zusammen.
Die Organisationskultur inWohndiensten und ihre Veränderbarkeit beschäftigt For-
schendeweltweit. ImKap. 8 präsentierenAnna-Maria Behrendt, ClaudiaHagedorn,
Friedrich Dieckmann und Antonia Thimm u. a. ein aus Australien stammendes
Instrument zurMessung der Organisationskultur inWohndiensten, das ins Deutsche
übertragen sowie testtheoretisch und in seiner Anwendbarkeit überprüft wurde. Die
deutschsprachige Version (Teamkultur Skala – Wohndienste) wird hier im Anhang
zum ersten Mal veröffentlicht. Assistive Technologien sind in der Lage, die Teil-
habe und Lebensführung innerhalb und außerhalb der Wohnung zu erleichtern und
zu erweitern. Beispiele dafür sind Steuerungsmöglichkeiten durch Haustechnik,
Hilfen für die Tagesstrukturierung, Freizeitgestaltung, Unterstützung von Mobi-
lität. Theresia Heddergott und Birte Schiffhauer fassen die Einsatzgebiete und
Funktionen assistiver Technologien zusammen und erörtern Herausforderungen
für deren Entwicklung, Akzeptanz und Nutzung (Kap. 9). Menschen mit intel-
lektueller Beeinträchtigung und komplexem Unterstützungsbedarf stehen in der
Gefahr, von gesellschaftlichen und fachlichen Innovationen ausgeschlossen zu wer-
den. Vera Munde und Peter Zentel berichten im Kap. 10 über Forschungsergebnisse
zu Wohnformen, Wohnwünschen und Umzügen in Bezug auf diesen Personenkreis
und zeigen, wie die individuelle Teilhabeplanung und die Sozialraumorientierung
angewendet werden können.
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Der Band schließt mit einem Ausblick darauf, wohin sich die Teilhabeforschung
zum Wohnen von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung bewegen sollte,
um ein gesellschaftlich innovatives Potenzial zu entfalten.

Danksagung Dieses Buch entstand im Rahmen einer Forschungsprofessur des Landes
Nordrhein-Westfalen für Friedrich Dieckmann, die dem Herausgeberteam die Gelegen-
heit gab, frei von anwendungsbezogenen Verwertungszusammenhängen die internationale
Wohnforschung zu Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung zu erschließen. Theresia
Heddergott und Antonia Thimm waren wissenschaftliche Mitarbeiterinnen in dem mit der
Forschungsprofessur verbundenen Projekt „Unterstützte Teilhabe evaluieren“ (UTE, Lauf-
zeit 2017–2020, Förderkennzeichen 005-1703-0020) am Institut für Teilhabeforschung der
Katholischen Hochschule Nordrhein-Westfalen. Das Herausgeberteam hat auch das Lehr-
forschungsprojekt und die Masterthesis von Anna-Maria Behrendt und Claudia Hagedorn
begleitet, in dem die Organisationskultur in Wohndiensten im Mittelpunkt stand. Monika
Seifert hat das UTE-Projektteam wissenschaftlich beraten. Wir danken dem Ministerium für
Kultur und Wissenschaft des Landes Nordrhein-Westfalen und der Katholischen Hochschule
Nordrhein-Westfalen für die großzügige Unterstützung.

Anna-Maria Behrendt hat die Buchbeiträge sorgfältig korrigiert und zu einemManuskript
zusammengeführt. Dafür gebührt ihr großen Dank wie auch Cori Antonia Mackrodt und dem
Team vom Verlag Springer VS für die geduldige und unterstützende Begleitung.
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2Wohnen mit Unterstützung als
Gegenstand der Teilhabeforschung

Friedrich Dieckmann und Antonia Thimm

Zusammenfassung

Die empirische Forschung zum unterstützten Wohnen von Menschen mit
intellektueller Beeinträchtigung will dazu beitragen, die Teilhabe und Lebens-
qualität von Menschen mit Behinderung zu verbessern. Wohnen als Gegen-
stand der Teilhabeforschung rückt die Beziehungen von Menschen zu ihrer
Umwelt in den Mittelpunkt, die zentral geworden sind für die Auffassung
von Behinderung als Teilhabestörung. Was unter Wohnen und Wohnum-
welt ökologisch-psychologisch verstanden wird und welche Denkmuster die
empirische Erforschung von Mensch-Wohnumwelt-Beziehungen leiten, wird
erläutert. Anhand von vier Dimensionen werden aktuelle Wohnsettings klassi-
fiziert. Berichtet wird, in welchen Wohnsettings Erwachsene mit intellektueller
Beeinträchtigung in Deutschland leben. Das Konzept der Lebensqualität bietet
seit Jahrzehnten Ziel- und Bewertungskriterien für die internationale Wohn-
forschung. Die Dimensionen des Lebensqualitätskonzepts und die Teilhabebe-
reiche der Internationalen Klassifikation der Funktionsfähigkeit, Behinderung
und Gesundheit (ICF) werden zueinander in Beziehung gesetzt. Mithilfe
der so entstehenden Matrix lassen sich die Vorteile der sich ergänzenden
Betrachtungsperspektiven in der Forschung nutzen. Gerade mit Blick auf ihre
Anwendung sollte sich die Wohnforschung zu Menschen mit Behinderung
noch interdisziplinärer aufstellen.
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Die empirische Forschung zum unterstützten Wohnen von Menschen mit intel-
lektueller Beeinträchtigung will dazu beitragen, ihre Teilhabe und Lebensqualität
zu verbessern. Das Wohnen verortet die Lebensführung des Menschen, es
rückt den Mensch-Umwelt-Bezug in den Vordergrund, der so zentral gewor-
den ist für die moderne Auffassung von Behinderung als Teilhabestörung und
Umwelt als Barriere oder Förderfaktor. Wohnen, wie wir es hier verstehen,
behält die sozial-räumliche Gesamtorganisation unseres Alltags im Blick, was
wichtig ist, wenn Unterstützung organisiert und Teilhabe im Alltag gelingen
soll. Im Abschn. 2.1 wird darauf eingegangen, was unter Wohnen und Wohn-
umwelt ökologisch-psychologisch verstanden wird und welche Denkmuster die
empirische Erforschung von Mensch-Wohnumwelt-Beziehungen leiten.

Wohnsettings mit Unterstützung, in denen Erwachsene mit intellektueller
Beeinträchtigung leben, haben sich immer weiter differenziert. Im Abschn. 2.2
werden anhand der Dimensionen eigene Wohnung vs. institutionelles Wohnen,
Wohnen mit oder ohne professionelle Unterstützung, Wohnen in geplanter Nach-
barschaft sowie inklusives versus nicht-inklusives Wohnen aktuelle Wohnsettings
klassifiziert. Dadurch lassen sich auch Untersuchungsergebnisse eindeutiger
zuordnen. In Deutschland existieren keine bundesweiten zuverlässigen Statistiken
darüber, in welchen Wohnsettings Erwachsene mit intellektueller Beeinträchti-
gung leben. In der Fachliteratur finden sich immer wieder unbelegte Annahmen
dazu. Anhand von Ergebnissen einer Studie für Westfalen-Lippe können zumin-
dest manche Mythen korrigiert und neue Trends aufgezeigt werden. Auch über
die Häufigkeit von Umzügen im Erwachsenenalter ist einiges bekannt. Über
Wohnwünsche von Erwachsenen mit intellektueller Beeinträchtigung berichten
ausführlicher Seifert und Metzler im Kap. 3 dieses Bandes.

International liefert in den letzten Jahrzehnten das Konzept der Lebens-
qualität nach Schalock et al. (2007) Ziel- und Bewertungskriterien für die
Wohnforschung. Mit der internationalen Klassifikation der Funktionsfähigkeit,
Behinderung und Gesundheit (ICF) der Weltgesundheitsorganisation (WHO)
rücken die Teilhabebereiche in das Zentrum der Betrachtung und finden ihren
Niederschlag z. B. in Instrumenten für die Bedarfsfeststellung in Deutschland.
Im Abschn. 2.3 werden Teilhabebereiche und Lebensqualitätsdimensionen zuein-
ander in Beziehung gesetzt, um so die Vorteile dieser beiden sich ergänzenden
Betrachtungsperspektiven in der Forschung zu nutzen. Das Fazit streicht mit Blick
auf den Anwendungsbezug die Interdisziplinarität des Forschungsfelds heraus
(Abschn. 2.4).
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2.1 Wohnen, Wohnumwelt und
Person-Umwelt-Beziehungen

Wohnen ist die innigste aller Mensch-Umwelt-Beziehungen, so Saegert (1985)
und so führt auch Antje Flade (2006, S. 13) in die Psychologie des Wohnens ein.
Person und Umwelt wirken beständig wechselseitig aufeinander ein und verän-
dern durch diese Transaktionen sich und ihre Beziehungen über die Zeit: Wohnen
umfasst physische, soziale und psychologische Transaktionen, über die Menschen
ihr alltägliches Leben organisieren, mit anderen interagieren, ihre Wohnumwelt
gestalten, über die sie ihrem Leben Bedeutung verleihen und Identität gewinnen
(Sixsmith und Sixsmith 1991). Mittels dieser Transaktionen eignen sich Men-
schen Umweltgegebenheiten an, die zu ihrer, für sie persönlich bedeutsamen
Wohnumwelt werden. Die Handlungen werden von zunehmenden Gefühlen der
Zugehörigkeit und – je nach Erfolg – des Wohlbefindens begleitet. In ihrem Voll-
zug wird der Mensch selbst ein anderer. Die Wohnumwelt wird zu einem Teil
der eigenen Person, des eigenen Selbstkonzepts. Es entsteht Ortsidentität (Flade
2006). Das Handeln eines Individuums ist dabei häufig eingebettet in sozial-
kulturell geformte Geschehenssysteme, so genannte Behavior Settings, in denen
Akteure in geregelter Weise und in je spezifischen Rollen (mit mehr oder weniger
großen Handlungsspielräumen) kommunizieren und kooperieren, um ihre Ziele
zu erreichen (Dieckmann 2022). Beispiele für solche Behavior Settings wären
ein häusliches gemeinsames Abendessen, das von einer Assistenzperson unter-
stützte Aufstehen und Anziehen von Bewohner*innen, aber auch Aktivitäten im
Gemeinwesen, wie der Einkauf im Supermarkt.

Aus ökologisch-psychologischer Perspektive ist die Wohnumwelt nicht auf
die Wohnung begrenzt. Unter Wohnumwelt wird vielmehr der Lebensraum eines
Individuums verstanden, ein von außen beobachtbarer, physisch abgrenzbarer und
in sich gegliederter Handlungsraum des Alltagslebens, in dem soziale Beziehun-
gen geknüpft und gestaltet werden und an Aktivitäten (Geschehenssystemen)
partizipiert wird (Dieckmann 2012). Diese Wohnumwelt ist beim Individuum
als subjektiver Handlungsraum kognitiv und emotional repräsentiert. Im Zentrum
der Wohnumwelt eines Individuums befindet sich die Wohnung, die den Mit-
telpunkt der Haushaltsgemeinschaft und den Ausgangs– und Rückkehrpunkt im
täglichen Leben bildet. Das Wohnumfeld ist das Gebiet, in dem Nachbarinnen
und Nachbarn, andere außerhäusliche Bezugspersonen sowie Einrichtungen für
die Versorgung, Orte für Bildung und Arbeit, für kulturelles und religiöses Leben,
für Erholung und Mobilität fußläufig zu erreichen sind. Als Quartier ist es für die
Gestaltung sozialer Inklusion von großer Bedeutung (Kap. 7, Stichwort: Sozi-
alraumorientierung). Darüber hinaus gehören zur Wohnumwelt weiter entfernt



12 F. Dieckmann und A. Thimm

liegende Geschehensorte, die eine Person im Alltagsleben aufsucht, inklusive der
Wege, die sie dorthin und von dort wegführen. Die Wohnumwelt einer Person
lässt sich als home range (alltäglicher Lebensraum einer Person) topografisch
abbilden (Abb. 2.1). Projiziert auf eine Landkarte umfasst die Wohnumwelt
die Wohnung und das Wohnumfeld (home base) und reicht mit fingerartigen
Ausstülpungen in die umliegenden Gebiete hinein (Porteous 1977, S. 29).

Abb.2.1 Wohnumwelt als alltäglicher Lebensraum einer Person (home range)
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Die Wohnumwelt ist territorial gegliedert. Territorialität bezeichnet das Phä-
nomen, dass Einzelpersonen oder Gruppen gegenüber anderen die Verfügbarkeit
über Areale oder Objekte für sich reklamieren. Die Wohnung stellt in unserer
Kultur ein primäres Territorium dar, das dauerhaft den Wohnenden (einer Per-
son, einem Paar oder einer Gruppe) zuerkannt wird. Die Unverletzlichkeit der
Wohnung wird durch das Grundgesetz (Art. 13) geschützt. Das ausschließliche
Nutzungsrecht ermöglicht es, die Wohnung in hohem Maße persönlich zu gestal-
ten (Personalisierung). Über sekundäre Territorien im Wohnumfeld oder an weiter
entfernt liegenden Geschehensorten (z. B. der Kinderspielplatz einer Hausgemein-
schaft, das Stammlokal um die Ecke, die Geschäfte im Stadtzentrum, „mein“
Büro im Betrieb) haben mehrere Nutzer*innen befristet Verfügungsgewalt, sofern
sie bestimmte Zulassungskriterien erfüllen. Öffentliche Territorien (Wege, Plätze,
Parks usw.) sind prinzipiell für jede*n zugänglich. Deren Nutzung unterliegt
jedoch bestimmten Gesetzen, Regeln oder Gebräuchen (Dieckmann et al. 1998).

Wie wird das Verhältnis zwischen Person und sozial-physischer Umwelt in der
Wohnforschung betrachtet? Zunächst einmal lässt sich die Umwelt als eine Gele-
genheitsstruktur für individuelles Handeln begreifen. Sie ermöglicht, fördert (als
Ressource) oder ver- bzw. behindert (als Barriere) die Erreichung individueller
Ziele, die Befriedigung eigener Bedürfnisse. Die Umwelt stellt aber auch Anfor-
derungen an die Akteure, die zu ihren Handlungskompetenzen passen oder unter-
bzw. überfordernd sind. Durch die Anpassung der Umwelt und Zurverfügung-
stellung von Unterstützung kann Handlungskompetenz hergestellt und Teilhabe
gesichert werden. Umweltanforderungen haben auch eine verhaltensmotivierende
Wirkung und können zum Erlernen neuer adaptiver Handlungsweisen, zu einer
Erweiterung des individuellen Handlungsrepertoires, zur persönlichen Weiterent-
wicklung, einer selbstständigeren Lebensführung und subjektivem Wohlbefinden
führen. Zu den wohnspezifischen Folgen gehören Einstellungen gegenüber der
Wohnumwelt; die Entstehung einer Ortsidentität und einer emotionalen Bin-
dung an die Wohnung, die Nachbarschaft, den Wohnort; das Empfinden von
Behaglichkeit sowie die Entwicklung von Kommunikation und sozialen Bezie-
hungen zu Mitbewohner*innen und Nachbar*innen. Negative Folgen wären etwa
Reaktionen der Entfremdung und Distanz, eine niedrige Nutzungshäufigkeit und
-intensität der Wohnumwelt, Unsicherheit und Unfälle (z. B. Stürze), Anonymität,
Angst oder Isolation in der Wohnumwelt. In dem sozio-kulturellen Modell wer-
den Umwelten primär als sozial-kulturell definiert begriffen und im Hinblick auf
ihre Bedeutungen interpretiert. Bei der Analyse von Wohnumwelten unterscheidet
Rappoport (1982) Bedeutungen auf einer unteren, mittleren und höheren Ebene.
Bedeutungen auf der unteren Ebene wirken sich aus auf die alltägliche Hand-
lungsregulation, z. B. physische Barrieren in der Wohnung, die die Fortbewegung
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beeinträchtigen. Bedeutungen auf der mittleren Ebene regulieren soziale Interak-
tionen und Beziehungen. Sie markieren beispielsweise den sozialen Status von
Wohnenden in der Wohnung, in einer Nachbarschaft oder im Gemeinwesen. Auf
der höheren Ebene können in und durch die Wohnumwelt grundlegende gesell-
schaftliche und individuelle Werte zum Ausdruck kommen, die beispielsweise
Sinn und Identität stiften. Phänomenologische Studien schlüsseln Bedeutungen
des Wohnens auf, versuchen sie bewusst zu machen. Beispielsweise ist Sea-
mon (1979) der Frage nachgegangen, was eine Wohnung zu einem Zuhause
werden lässt, was das Sich-Zuhause-Fühlen eigentlich ausmacht. Er fasst das,
was ein Zuhause ausmacht, mit den fünf Bedeutungsmerkmalen Verwurzelung,
Aneignung, Regeneration, Leichtigkeit und Wärme zusammen. Die analytische
Psychologie C.G. Jungs nutzt die Art und Weise, wie eine Person wohnt, und
die damit verbundenen Erfahrungen als Quelle zum Verständnis und zur Deu-
tung der Entwicklung der eigenen Persönlichkeit (Cooper Marcus 1995). Dieser
hermeneutische Zugang zum Wohnen trägt zur Biografiearbeit bei.

2.2 Wohnsettings von Erwachsenen mit intellektueller
Beeinträchtigung

Klassifikation von Wohnsettings

Die Settings, in denen Erwachsene mit intellektueller Beeinträchtigung wohnen,
haben sich immer weiter differenziert. Gerade die Frage, wie Wohnen und pro-
fessionelle Unterstützung kombiniert werden können, hat zu neuen Antworten
geführt. Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung sollen sich wie andere
auch entscheiden können, wie und mit wem sie wohnen wollen (Artikel 19
UN-BRK). Eine professionelle Unterstützung ist prinzipiell und zunehmend auch
sozialrechtlich in allen Wohnsettings denkbar, obwohl in der Praxis Erwachsene
mit intellektueller Beeinträchtigung und komplexem Unterstützungsbedarf selten
vor Ort zwischen Wohnalternativen wählen können.

Wie lassen sich die gängigen Arten von Wohnsettings für die wissenschaft-
liche Bearbeitung klassifizieren? Leider gibt es keine einheitliche international
anerkannte Klassifikation von Wohnsettings, obwohl zumindest in den meis-
ten westlich geprägten Ländern mit hohen Einkommen die gleichen Arten von
Wohnsettings existieren. Auch in den englischsprachigen Ländern werden keine
einheitlichen Bezeichnungen verwandt geschweige denn klare Abgrenzungskri-
terien. Dabei sind die Probleme und Fragestellungen, die das Wohnen mit
Unterstützung unter Teilhabegesichtspunkten aufwirft, in den verschiedenen Län-
dern die gleichen und Erkenntnisse lassen sich trotz unterschiedlicher kultureller
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Hintergründe sehr gut übertragen. Was im internationalen Vergleich deutlich wird
ist, dass insbesondere große Wohninstitutionen in zahlreichen hochentwickelten
Ländern wie in Skandinavien, dem Vereinigten Königreich, Nordamerika oder
Australien aufgrund gesetzlicher Vorgaben keine Rolle mehr spielen.

Im deutschsprachigen Raum haben u. a. Dieckmann et al. (2015, S. 98) unter
Rückgriff auf Bigby (2004, S. 165) sowie Dworschak (2022) Klassifikationen
vorgeschlagen. U. E. müssen diese Klassifikationen erweitert werden, um den
Wohnarrangements mit Unterstützung, die heutzutage gestaltet werden, gerecht
zu werden.

Aktuelle Wohnsettings, in denen Menschen mit intellektueller Beeinträchti-
gung leben, lassen sich auf vier Dimension unterscheiden:

1. eigene Wohnung vs. institutionelles Wohnen

Leben Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung in einer eigenen Wohnung
(allein oder zusammen mit anderen) oder in einem institutionellen Wohnsetting?
In institutionellen Wohnsettings ist das Wohnen mit der Inanspruchnahme von
Unterstützungsleistungen durch den Träger der Wohninstitution vertraglich und
faktisch verbunden (Tab. 2.1).

Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung können, wie andere Bür-
ger*innen auch, allein, mit einem Partner/einer Partnerin oder in einer Wohn-
gemeinschaft leben und gegebenenfalls ambulant unterstützt werden. Es gibt

Tab.2.1 Wohnsettings von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung differenziert
nach Wohnen in der eigenen Wohnung versus institutionelles Wohnen

Wohnen in der eigenen Wohnung Institutionelles Wohnen

Wohnen mit
Herkunftsfamilie
• Eltern
• Geschwister

Einzel-Wohnen Komplexeinrichtung:
Heim auf Zentralgelände
mit WfbM und
Beschäftigungsangeboten

Spezielle
Fachpflegeeinrichtung
für Menschen mit
lebensbegleitender
Beeinträchtigung

Wohnen mit
selbst
gegründeter
Familie

Paar-Wohnen Gemeindebasiertes
Wohnheim
oft gruppengegliedert

Allgemeine
Altenpflegeeinrichtung

Wohnen mit
Zweit-/
Gastfamilie
(begleitetes
Wohnen in
Familien)

Wohngemeinschaft
• Inklusive
• Nicht-inklusive

Wohngruppe, kleineres
Wohnhaus (ca. 3–10
Personen)
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Wohngemeinschaften, in denen Menschen mit und ohne Behinderung inklu-
siv zusammenleben (häufig zum Beispiel Studierende oder Auszubildende mit
Menschen mit Behinderung, Polsfuß und Köpcke 2022), und solche, in denen
ausschließlich Menschen mit Behinderung leben, die selbstverantwortet oder von
Wohndiensten organisiert werden. Viele Erwachsene mit intellektueller Beein-
trächtigung leben noch zusammen mit ihren Eltern oder auch bei Geschwistern.
Wenige haben selbst eine Familie gegründet. Das begleitete Wohnen in Zweit-
oder Gastfamilien wird von einem Anbieter der Eingliederungshilfe beratend
begleitet. Auf der Seite des institutionellen Wohnens stehen Komplexeinrich-
tungen, wozu traditionelle Heime mit Zentralgelände und anthroposophische
Dorfgemeinschaften zählen. Außerdem gehören zu institutionellen Wohnsettings
die oft gruppengegliederten Wohnheime im Gemeinwesen sowie kleinere Wohn-
häuser oder selbständige Wohngruppen (in Deutschland oft Außenwohngruppen
genannt), die von ihrer Größe in etwa den Wohngemeinschaften und den group
homes in englischsprachigen oder skandinavischen Ländern entsprechen. Neben
den allgemeinen Altenpflegeeinrichtungen, in denen in vielen Ländern auch
Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung wohnen, gibt es Fachpflegeein-
richtungen, die auf den Personenkreis spezialisiert sind und in Deutschland
insbesondere von Trägern von Komplexeinrichtungen der Eingliederungshilfe
geschaffen wurden.

2. Wohnen mit oder ohne professionelle Unterstützung

Während in institutionellen Wohnsettings professionelle Unterstützungsleistungen
integraler Bestandteil des Angebots sind, können Menschen mit intellektueller
Beeinträchtigung in fast allen anderen Wohnsettings mit oder ohne professio-
nelle Unterstützung (vor allem ambulante Wohndienste der Eingliederungshilfe,
Pflegedienste) leben. Eine Ausnahme bildet das Wohnen in Zweitfamilien, was
immer die Inanspruchnahme der von der Familie geleisteten bezahlten Unterstüt-
zung beinhaltet. Insbesondere auch bei den nicht-inklusiven Wohngemeinschaften
ist die Voraussetzung für den Einzug die Notwendigkeit einer professionellen
Unterstützung, häufig sogar eines Mindestbedarfs, damit die Wohngemeinschaft
ausreichend intensiv und lang mit Assistenz unterstützt wird. Oft müssen sich die
WG-Mitglieder auf einen Wohndienst einigen.

3. Wohnen in geplanter Nachbarschaft

Einzelne Wohnsettings können als Teil einer Nachbarschaft geplant werden.
Das Wohnen in geplanter Nachbarschaft berücksichtigt nachbarliche Bezüge
und Netzwerke, gemeinschaftliche Nutzungen bis hin zur Gestaltung inklusiver
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Quartiere. Wohnprojekte können sich erstrecken auf ein einzelnes Wohngebäude,
ein kleineres Wohnareal oder ein ganzes Quartier (Tab. 2.2).

Apartmenthäuser bestehen aus Ein- bzw. Zwei-Personen-Apartments und häu-
fig eingestreuten größeren Wohnungen für Wohngemeinschaften oder Familien.
Sie können ausschließlich für Mieter*innen mit Behinderung und Unterstützungs-
bedarf errichtet werden oder sie sehen ein Zusammenleben von Mietparteien mit
Menschen mit und ohne Behinderung vor. Menschen mit Behinderung und Unter-
stützungsbedarf sind oft gehalten, sich auf denselben Wohndienst und denselben
Pflegedienst zu einigen. Häufig gibt es auch Gemeinschaftsräume außerhalb der
Wohnung, die für besondere Aktivitäten von der Mietergemeinschaft genutzt wer-
den (z. B. gesellige Aktivitäten, Feiern, gemeinsames Kochen, Fitnessraum). Bei
einer Hausgemeinschaft sind die Ansprüche auf das Gemeinschaftsleben und
die gegenseitige Unterstützung höher. Der Wunsch nach einem Zusammenle-
ben in einer Hausgemeinschaft auch bei getrennten Wohnungen und Haushalten
sollte bei der Wahl dieses Wohnsettings eine wichtige Rolle spielen. Dazu
gehört auch die Bereitschaft mit nachbarlichen Konflikten und sich verändernden
Interessen im Haus umzugehen. Siedlungsgemeinschaften erstrecken sich über
mehrere Wohngebäude. Haus- und Siedlungsgemeinschaften werden häufig auch
von Baugemeinschaften oder Wohngenossenschaften errichtet. Die Mitgliedschaft
eines Menschen mit Behinderung in einer Wohngenossenschaft eröffnet Vorteile.
Bewohnerinnen und Bewohner haben ein lebenslanges Wohnrecht in der Wohn-
genossenschaft und können beispielsweise Genossenschaftsangebote für ältere
Menschen in Anspruch nehmen.

Beim Wohnen „im Drubbel“, wie es zum Beispiel in Münster realisiert wurde
(Hoppe 1996), und dem ähnlichen Konzept der KeyRing Networks in England

Tab.2.2 Varianten von
Wohnsettings in geplanter
Nachbarschaft

Wohnen in geplanter Nachbarschaft

Apartmenthaus
• Inklusiv
• Nicht-inklusiv

Hausgemeinschaft
• Inklusiv
• Nicht-inklusiv

Inklusive Siedlungsgemeinschaft

Vernetzte Wohnungen: Wohnen „im Drubbel“, Key Ring
Networks

Inklusive Quartiersgestaltung
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(Simons 1998) lebt eine Gruppe von Menschen mit Behinderungen in einer
Nachbarschaft in verschiedenen Mietwohnungen, wird professionell unterstützt
und kann sich auf der Basis von Freiwilligkeit gegenseitig helfen (Bigby 2004,
S. 169).

Die Gestaltung inklusiver Quartiere macht Vorgaben für die Planung von
Wohngebäuden, zum Beispiel den Anteil von geförderten Wohnungen oder die
Reservierung von Flächen für inklusive Wohnangebote. Darüber hinaus wer-
den Unterstützungsstrukturen im Quartier, Mobilitätsangebote und der öffentliche
Raum inklusiv gestaltet. Als Beispiel sei hier die inklusive Planung und Gestal-
tung der Neuen Mitte Altona in Hamburg genannt (Q8 – Quartiere bewegen
2017).

4. inklusives vs. nicht-inklusives Wohnen

Als inklusiv werden hier Wohnsettings bezeichnet, in denen Menschen mit
und ohne Behinderung zusammenleben. Institutionelle Wohnsettings sind nicht
inklusiv, weil ausschließlich Menschen mit Behinderung dort leben – das
gilt inzwischen weitgehend ebenfalls für anthroposophische Dorfgemeinschaf-
ten. Auch beim Wohnen in geplanter Nachbarschaft lassen sich inklusive von
nicht-inklusiven unterscheiden. Zum Beispiel können Apartmenthäuser oder
Hausgemeinschaften gemischt oder ausschließlich von Menschen mit Behinde-
rung bezogen werden. In Deutschland unterstützt der Verein Wohn:sinn – Bündnis
für inklusives Wohnen e. V. mit regionalen Beratungsstellen den Aufbau inklu-
siver Wohnmöglichkeiten. Der Verein unterscheidet zwischen inklusiven Wohn-,
Haus- und Siedlungsgemeinschaften (Polsfuß und Köpcke 2022).

In welchen Wohnsettings leben Erwachsene mit intellektueller Beeinträchti-
gung in Deutschland?
Eine differenzierte Gesamtstatistik darüber, in welchen Wohnsettings Erwachsene
mit intellektueller Beeinträchtigung in Deutschland leben, gibt es leider nicht.
Die Statistik der Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Sozialhilfeträger
(BAGÜS) erfasst nicht die Personen, die keine wohnbezogenen Leistungen der
Eingliederungshilfe erhalten, und differenziert nicht zwischen den verschiedenen
Wohnformen. Die Datenlage ist für eine Gesellschaft, die sich verpflichtet hat, die
UN-BRK zu realisieren, unbefriedigend. Gleichzeitig wird auch in Fachkreisen
immer wieder behauptet, die überwiegende Zahl Erwachsener mit intellektueller
Beeinträchtigung würde in Wohninstitutionen und insbesondere in Komplexein-
richtungen leben. Solche sachlich falschen und unbelegten Aussagen verzerren das
Bild von der aktuellen Wohnsituation von Menschen mit intellektueller Beein-
trächtigung. Mangels eines deutschlandweiten Überblicks wird hier auf eine
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Sekundäranalyse von Daten zu Erwachsenen mit intellektueller Beeinträchtigung
in Westfalen-Lippe zurückgegriffen (Thimm et al. 2019). Die statistischen Anga-
ben zu den Wohnsettings beruhen auf der Auswertung der Daten aller erwachsenen
Leistungsempfänger*innen von Eingliederungshilfeleistungen Ende 2014 und aus
Erhebungen zu Erwachsenen mit intellektueller Beeinträchtigung in speziellen und
allgemeinenPflegeeinrichtungen.Nicht erfasst sindPersonen, die keinerlei Leistung
der Eingliederungshilfe beziehen und die nicht in einer Pflegeeinrichtung leben.
Westfalen-Lippe ist ein Teil-Bundesland mit 8,3 Mio. Einwohner*innen. Die Ten-
denzen, die sich dort in Bezug aufWohnsettings zeigen, lassen sich bei aller Vorsicht
zumindest auf die alten westdeutschen Bundesländer übertragen (Tab. 2.3).

Ende 2014 lebten 56 % der Erwachsenen mit intellektueller Beeinträchtigung
allein, zu zweit oder mit anderen in einer eigenen Wohnung und 44 % in einem
institutionellenWohnsetting (Eingliederungshilfe oder SGBXI-Pflegeeinrichtung).
Mehr als ein Drittel lebte bei Angehörigen oder selbstständig ohne professionelle
Hilfe – leider lässt sich aus den Daten zwischen diesen beiden Settings nicht dif-
ferenzieren. Fast jeder fünfte lebte ambulant betreut in der eigenen Wohnung: 12
% alleine und jeweils 3 % als Paar oder als Teil einer Wohngemeinschaft. Haus-
gemeinschaften mit ambulanter Assistenz und das begleitete Wohnen einer Zweit-
bzw. Gastfamilie spielen zahlenmäßig eine untergeordnete Rolle. Beim institutio-
nellen Wohnen dominieren die gemeindebasierten Wohnheime, in denen fast jeder
vierte Erwachsene mit intellektueller Beeinträchtigung lebt – und zwar überwie-
gend inWohnheimenmit 24 oder mehrWohnplätzen. In Komplexeinrichtungen wie
traditionellen Heimen mit Zentralgelände oder anthroposophischen Dorfgemein-
schaften wohnt inzwischen nur noch jeder zehnte Erwachsene mit intellektueller
Beeinträchtigung. Einzelne (Außen-)Wohngruppen spielenmit 5% noch eine große
Rolle und werden zunehmend in Wohngemeinschaften mit ambulanter Assistenz
umgewandelt.

Betrachtet man ausschließlich die 50-jährigen und älteren Menschen mit intel-
lektueller Beeinträchtigung, verändert sich das Bild. Nur noch etwa jeder fünfte
wohnt bei Angehörigen oder selbstständig, was in den meisten Fällen mit dem Aus-
zug aus dem Elternhaus zu tun haben wird. Bei den Älteren ist der Anteil, der in
der eigenen Wohnung mit ambulanter Betreuung lebt, etwas geringer als bei dem
gesamten Personenkreis. Fast ein Drittel der 50-Jährigen und Älteren lebt in einem
Wohnheim. Komplexeinrichtungen spielen historisch bedingt noch eine etwas grö-
ßere Rolle (15 % der Älteren). Besonders bemerkenswert und im Hinblick auf die
selbstbestimmte Lebensführung im Alter bedenklich ist, dass bei den 50-Jährigen
und Älteren bereits 7,3 % in einer speziellen oder allgemeinen Pflegeeinrichtung
leben.

Die Zahlen weisen auf die immense Bedeutung des Wohnens bei Angehörigen
hin. Während der Anteil derjenigen in Komplexeinrichtungen stark gesunken ist,
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Tab.2.3 Prozentuale Verteilung Erwachsener mit intellektueller Beeinträchtigung
in Westfalen-Lippe auf verschiedene Wohnsettings differenziert nach Alter (2014,
Pflegeeinrichtungen: 2016)

Wohnsetting Erwachsene mit intellektueller
Beeinträchtigung in Westfalen-Lippe

alle
N = 31.137

≥ 50 Jahre
N = 10.687

≥ 65 Jahre
N = 2.264

bei Angehörigen/selbstständig 36,3 % 21,7 % 8,9 %

Gastfamillie 1,2 % 1,1 % 1,8 %

Ambulant betreutes Wohnen EGH 18,9 % 15,7 % 8,0 %

alleine 12,0 % 9,1 % 4,9 %

Paar 3,2 % 3,2 % 1,6 %

3–8 Personen
(vermutlich Wohngemeinschaft)

3,0 % 2,8 % 1,6 %

mehr als 8 Personen
(vermutlich Hausgemeinschaft)

0,7 % 0,5 % 0,1 %

Stationäres Wohnen EGH 40,9 % 54,5 % 59,3 %

Einzelwohnen 0,3 % 0,4 % 0,5 %

Außenwohngruppe (AWG) 5,0 % 5,5 % 4,5 %

Wohnheim (WH) in der Gemeinde 24,0 % 32,6 % 32,4 %

<18 Wohnplätze 1,8 % 2,5 % 1,9 %

18–23 Wohnplätze 2,5 % 3,1 % 3,1 %

24 Wohnplätze 5,4 % 6,4 % 5,8 %

25–36 Wohnplätze 6,7 % 8,3 % 7,5 %

37–48 Wohnplätze 3,3 % 5,0 % 5,0 %

49–79 Wohnplätze 4,3 % 7,3 % 9,1 %

Komplexeinrichtung
(80 und mehr Plätze)

10,2 % 14,9 % 20,6 %

sonstige EGH 1,4 % 1,1 % 1,3 %

SGB XI-Pflegeeinrichtung 2,7 % 7,3 % 21,9 %

allgemeine 0,8 % 2,4 % 8,1 %

spezielle 1,9 % 4,9 % 13,8 %



2 Wohnen mit Unterstützung als Gegenstand der Teilhabeforschung 21

wohnen immer noch mehr Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung in einem
Wohnheim als ambulant unterstützt in der eigenenWohnung. Der Sanierungsbedarf
vieler in die Jahre gekommener Wohnheime eröffnet Chancen, das Angebot an
unterstützten Wohnsettings in Zukunft anders zu gestalten.

Umzüge von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung
Viele Erwachsene mit intellektueller Beeinträchtigung ziehen später aus ihrem
Elternhaus aus als es in der Allgemeinbevölkerung üblich ist. Anders als man denkt,
sind Umzüge im mittleren und höheren Erwachsenenalter aber keine Seltenheit.
In der irischen Längsschnittstudie TILDA-IDS (Burke et al. 2014) sind 17 % der
mindestens 40 Jahre alten Personen mit intellektueller Beeinträchtigung in einem
Zeitraum von drei Jahren umgezogen, in der Studie vonHaßler et al. (2019) inWest-
falen waren es etwa 5 % der älteren Menschen pro Jahr. Umzüge fanden sowohl aus
institutionellen Wohnsettings in die eigene Wohnung statt wie umgekehrt, insbe-
sondere jedoch auch in Pflegeeinrichtungen. Dieckmann et al. (2019) fanden, dass
bei Umzugsentscheidungen kaumWahlmöglichkeiten thematisiert werden, sondern
Entscheidungen häufig durch Anbieterorganisationen vorstrukturiert werden, die
sich von der vermeintlichenPassung zur bestehendenUnterstützung in einemWohn-
setting leiten lassen. Eine trägerunabhängige Beratung werde selten hinzugezogen.
Insgesamt gilt es, Umzüge proaktiv, d. h. mit der Perspektive einer höheren Lebens-
qualität und besseren selbstbestimmten Teilhabemöglichkeiten, zu planen und nicht
erst im Notfall, wenn ein Unterstützungsarrangement droht zusammenzubrechen.

2.3 Zielkriterien: Teilhabe und Lebensqualität

Auf welche Zielkriterien hin soll das Wohnen von Menschen mit Behinderung
beforscht und verbessert werden? Welche Aspekte des Wohngeschehens sind zu
betrachten? Seit den 1990er Jahren ist das Konzept der Lebensqualität als Ziel-
und Messkonstrukt in der internationalen wie nationalen Wohnforschung aner-
kannt. Mit Inkrafttreten der Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen
2008 und der Herausgabe der Internationalen Klassifikation der Funktionsfähig-
keit, Behinderung und Gesundheit der Weltgesundheitsorganisation 2001 gewinnt
der Begriff der Teilhabe (participation) an Lebenssituationen und Lebens-
bereichen an Bedeutung. Die Forschung (Teilhabeforschung), die nationalen
Gesetzgebungen und die Gestaltung von Umwelten und Unterstützung richten
sich zunehmend am Begriff der Teilhabe aus. Handelt es sich bei Lebensqua-
lität und Teilhabe um konkurrierende Zieldimensionen? Wie ist das Verhältnis
zwischen den Domänen der Teilhabe und den Dimensionen der Lebensqualität?
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Welche Phänomene decken die Konzepte jeweils ab und welche nicht? Wo ergän-
zen sie sich und wo gibt es Überschneidungen? Nach einer kurzen Einführung
beider Konzepte gehen wir auf das Verhältnis von Lebensqualität und Teilhabe
ein, die sinnvoll kombiniert zu einer besseren Orientierung in der Wohnforschung
führen können – sowohl im Hinblick auf die zu untersuchenden Phänomene wie
die Ausrichtung von Bewertungen und Maßnahmen.

Lebensqualität
DasKonzept derLebensqualität vonSchalock et al. (2007) undSchalock et al. (2011)
ist das in der Wohnforschung bislang vorherrschende Konstrukt für die Messung
der Lebenssituation von Menschen mit Beeinträchtigungen und der Auswirkungen
einesWohnsettings und von Unterstützungsleistungen (DHG 2021; Schäfers 2012).

Vielfach werden Auswirkungen unterschiedlicher Faktoren (z. B. die Art des
Wohnsettings in Studien zu Deinstitutionalisierung) auf die Lebensqualität der
Wohnenden untersucht (oder eine bestimmte Dimension ihrer Lebensqualität,
z. B. Selbstbestimmung). Unterscheidet sich beispielsweise die Selbstbestim-
mung von Wohnenden in kleineren, gemeindenahen Wohnformen von der in
Komplexeinrichtungen?

Zur Messung des Konstrukts Lebensqualität ist es notwendig, seine verschiede-
nen Dimensionen mithilfe von Indikatoren zu operationalisieren. Dabei integriert
das Konzept objektive und subjektive Indikatoren, d. h. es geht sowohl um die
Betrachtung der objektiven Lebensbedingungen als auch subjektiver Bewertungen.

Das Konzept von Schalock et al. (2007, 2011) unterscheidet 8 Dimensionen
der Lebensqualität: persönliche Entwicklung, Selbstbestimmung, interpersonale
Beziehungen, soziale Inklusion, Rechte, emotionales Wohlbefinden, physisches
Wohlbefinden, materielles Wohlbefinden. Diese Dimensionen sind den 3 Faktoren
Autonomie, Partizipation und Wohlergehen zugeordnet (Tab. 2.4).

Teilhabe
In (menschen-)rechtlichen Zusammenhängen (z. B. UN-BRK, BTHG) wird Teil-
habe als zentraleZieldimensionverwendet. Ziel ist es,MenschenmitBehinderungen
die „volle und wirksame Teilhabe an der Gesellschaft und Einbeziehung in die
Gesellschaft“ (Artikel 3 UN-BRK) zu ermöglichen.

Teilhabe entsteht aus derWechselwirkung vonGesellschaft, Umwelt und Person.
Teilhabe wird als sozial positiv bewertete Form der Beteiligung des Individuums
am gesellschaftlichen Leben bezeichnet (Kastl 2017, S. 236). Ein Individuum hat
ein Leben lang am gesellschaftlichen Leben teil und kann an dessen Entwicklung
mitwirken, insbesondere durch den Zugang zu gesellschaftlichen Gütern (Insti-
tut für Teilhabeforschung 2020; Bartelheimer et al. 2020). Für die Klassifikation
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Tab.2.4 Konzept der Lebensqualität nach Schalock et al. (2007) und Schalock et al. (2011)

Komponenten des Modells der Lebensqualität (LQ) nach Schalock

Faktoren der LQ
(übergeordnete Konstrukte
und Leitideen)

Domänen der LQ
(Voraussetzung zur
Verwirklichung der
Leitideen)

Indikatoren der LQ
(Beispiele für
Verhaltensweisen,
Lebensbedingungen)

Autonomie 1. Persönliche
Entwicklung

Bildungsstatus, persönliche
Fähigkeiten, adaptive
Fertigkeiten, Aktivitäten des
täglichen Lebens

2. Selbstbestimmung Wahl- und Entscheidungs- und
Kontrollmöglichkeiten,
persönliche Ziele

Partizipation 3. Interpersonale
Beziehungen

Persönliches soziales
Netzwerk, soziale
Beziehungen, soziale
Aktivitäten

4. Soziale Inklusion Integration in Aktivitäten im
Gemeinwesen, Teilhabe am
sozialen Leben, Einnahme
gesellschaftlich üblicher Rollen

5. Rechte Menschenrechte und durch das
jeweilige Rechtssystem
garantierte Rechte; Zugang zu
Rechtsmitteln, faire
Prozessbedingungen in
Rechtsverfahren; Rechte im
Alltag (z. B. als Mieter*in)

Wohlergehen 6. Emotionales
Wohlbefinden

Sicherheit, Zufriedenheit,
Freiheit von emotionalen
Belastungen, Selbstkonzept

7. Physisches
Wohlbefinden

Gesundheits- und
Ernährungszustand

8. Materielles
Wohlbefinden

Finanzieller Status,
Möglichkeit zu Erholung und
Betätigung, Wohnsituation,
Besitz/Vermögen
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gesellschaftlicher Sachverhalte, an denen eine Person teilhaben kann, ist in den
Wissenschaften und der beruflichen Praxis die internationale Klassifikation der
Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit (ICF) der Weltgesundheitsorga-
nisation (WHO) relevant. Hier wird Teilhabe (Partizipation) als „,Einbezogensein
in eine Lebenssituation‘ oder ,die gelebte Erfahrung‘ von Menschen in ihrem
üblichen Kontext, in welchem sie leben, verstanden [..] Dieser Kontext umfasst
die Umweltfaktoren – alle Aspekte der materiellen, sozialen und einstellungs-
bezogenen Welt, die mit der Komponente der Umweltfaktoren kodiert werden
können.“ (DIMDI 2005, S. 20). Diesen Kontext mitzuformulieren ist essenziell,
weil nur kontextbezogen Barrieren und förderliche Bedingungen analysiert und
verändert werden können. Zur Klassifikation der Teilhabe werden in der ICF
auf der obersten Ebene 9 Domänen/Bereiche unterschieden, die auf der zweiten
Ebene weiter aufgeschlüsselt werden (Tab. 2.5). Bei den Umweltfaktoren werden
differenziert erfasst: Produkte und Technologien; natürliche und von Menschen ver-
änderte Umwelten; Unterstützung und Beziehungen; Einstellungen von Personen
bzw. Personengruppen; die Dienste, Systeme und Handlungsgrundsätze in den ver-
schiedenen gesellschaftlichen Bereichen. Mithilfe dieses mehrdimensionalen und
umfassenden Klassifikationssystems lassen sich Forschungsfragen generieren und
Forschungsergebnisse vergleichen.

Lebensqualität, Teilhabe und UN-BRK
Sowohl die internationale Forschungsgruppe zu Lebensqualität als auch stärker am
Teilhabekonzept orientierte Forscher*innen haben versucht, die Komponenten der
beidenKonzepte in Beziehung zu setzen zu denArtikeln der UN-BRK. Für Verdugo
et al. (2012) sind die Indikatoren des Lebensqualitätskonzepts geeignet für die Ope-
rationalisierung des Umsetzungsstands der UN-BRK und damit auch geeignet für
die Evaluation von Teilhabe als normativenOberbegriff. Sie haben die Dimensionen
der Lebensqualität entsprechend thematisch den Artikeln der UN-BRK zugeordnet
(Tab. 2.6).

In ähnlicherWeise haben Schröttle et al. (2014) in einer Vorstudie für eine reprä-
sentative Befragung des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales zur Teilhabe
von Menschen mit Behinderungen Teilhabefelder und Teilbereiche verschiedenen
Artikeln der UN-BRK zugeordnet, wobei ihre Klassifikation der Teilhabefelder und
Teilbereiche von der ICF-Klassifikation abweicht.

Wie lassen sich die Konzepte Lebensqualität und Teilhabe aufeinander bezie-
hen?
Schon das Entwicklungsteam der ICF-Klassifikation hielt es für zentral wichtig,
Bezüge zwischen den Dimensionen der ICF und Konzepten der Lebensqualität und
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Tab.2.5 Teilhabebereiche der ICF (eigene Darstellung nach Deutsches Institut für Medizi-
nische Dokumentation und Information, DIMDI 2005)

Teilhabebereiche der ICF

1. Lernen und Wissensanwendung

2. Allgemeine Aufgaben und Anforderungen (den Alltag selbst bestimmt gestalten zu
können, tägliche Routinen durchzuführen, mit Stress und anderen psychischen
Anforderungen umzugehen)

3. Kommunikation

4. Mobilität (kleinräumliche Bewegung, z. B. in der Wohnung, und großräumliche
Fortbewegung)

5. Selbstversorgung (u. a. Körperhygiene, Ernährung, Gesundheitssorge)

6. Häusliches Leben (haushaltsbezogene Aufgaben und Aktivitäten)

7. Interpersonale Interaktionen und soziale Beziehungen

8. Bedeutende Lebensbereiche:
Erziehung/Bildung
Arbeit und Beschäftigung
Teilhabe am wirtschaftlichen Leben (z. B. als Konsument)

9. Gemeinschafts-, soziales und staatsbürgerliches Leben
Gemeinschaftliches und soziales Leben (z. B. in der Gemeinde)
Erholung und Freizeit
Religion und Spiritualität
Menschenrechte
Politisches und staatsbürgerlichen Leben

der Messung von subjektivem Wohlbefinden herzustellen, und zu analysieren, wie
kompatibel die Konstrukte sind (DIMDI 2005, S. 180).

Für Schäfers (2008) haben die beiden Konzepte unterschiedliche Fokusse: Der
Fokus der ICF läge auf der objektiven Einschätzung der Funktionsfähigkeit und
Partizipation von Menschen mit Beeinträchtigungen in spezifischen Lebenskontex-
ten. Dagegen nehme das Konzept der Lebensqualität den Zusammenhang zwischen
dem Partizipationsstatus (Einbezogen sein bzw. Nichteinbezogen sein) und dessen
subjektiver Bewertung (z. B. persönliche Zufriedenheit, Zugehörigkeitsgefühl) in
den Blick.

Seifert (2017) versucht die verschiedenen Teilhabebereiche der ICF den Dimen-
sionen des Lebensqualitätskonzepts von Schalock et al. (2007) zuzuordnen. Selbst-
bestimmung und Rechte sind dann beispielsweise Aspekte, die bei der Teilhabe in
allen Bereichen zu beachten sind.
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Tab.2.6 Zuordnung der Dimensionen der Lebensqualität zu Artikeln der UN-BRK nach
Verdugo et al. (2012)

LQ-Konzept UN-BRK Artikel (mit
direktem Bezug zu
LQ-Indikatoren)

UN-BRK Artikel (mit
indirektem Bezug zu
LQ-Indikatoren)

Persönliche Entwicklung 24: Bildung 27: Arbeit und Beschäftigung

Selbstbestimmung 14: Freiheit und Sicherheit
19: Unabhängige
Lebensführung und
Einbeziehung in die
Gemeinschaft
21: Recht der freien
Meinungsäußerung,
Meinungsfreiheit und Zugang
zu Informationen

9: Zugänglichkeit
12: Gleiche Anerkennung vor
dem Recht

Zwischenmenschliche
Beziehungen

23: Achtung der Wohnung und
der Familie

30: Teilhabe am kulturellen
Leben sowie an Erholung,
Freizeit und Sport

Soziale Inklusion 8: Bewusstseinsbildung
9: Zugänglichkeit
18: Freizügigkeit und
Staatsangehörigkeit
20: Persönliche Mobilität
27: Arbeit und Beschäftigung
29: Teilhabe am politischen
und öffentlichen Leben
30: Teilhabe am kulturellen
Leben sowie an Erholung,
Freizeit und Sport

19: Unabhängige
Lebensführung und
Einbeziehung in die
Gemeinschaft
21: Recht der freien
Meinungsäußerung,
Meinungsfreiheit und Zugang
zu Informationen
24: Bildung

Rechte 5: Gleichberechtigung und
Nichtdiskriminierung
6: Frauen mit
Beeinträchtigungen
7: Kinder mit
Beeinträchtigungen
10: Recht auf Leben
11: Gefahrensituationen und
humanitäre Notlagen
12: Gleiche Anerkennung vor
dem Recht
13: Zugang zur Justiz

14: Freiheit und Sicherheit
der Person
16: Freiheit von Ausbeutung,
Gewalt und Missbrauch
18: Freizügigkeit und
Staatsangehörigkeit
21: Recht der freien
Meinungsäußerung,
Meinungsfreiheit und Zugang
zu Informationen

(Fortsetzung)
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Tab.2.6 (Fortsetzung)

LQ-Konzept UN-BRK Artikel (mit
direktem Bezug zu
LQ-Indikatoren)

UN-BRK Artikel (mit
indirektem Bezug zu
LQ-Indikatoren)

15: Freiheit von Folter oder
grausamer, unmenschlicher
oder erniedrigender
Behandlung oder Strafe
22: Achtung der Privatsphäre

Emotionales
Wohlbefinden

16: Freiheit von Ausbeutung,
Gewalt und Missbrauch
17: Schutz der Unversehrtheit
der Person

23: Achtung der Wohnung
und der Familie
25: Gesundheit

Körperliches
Wohlbefinden

16: Freiheit von Ausbeutung,
Gewalt und Missbrauch
25: Gesundheit
26: Habilitation und
Rehabilitation

Materielles
Wohlbefinden

28: Angemessener
Lebensstandard und sozialer
Schutz

17: Schutz der Unversehrtheit
der Person

Angeregt durch die Ausführungen von Schäfers (2008) und von Seifert (2017)
sind wir der Auffassung, dass sich der Blick auf kontextualisierte Teilhabeberei-
che der ICF und der Blick auf die acht Dimensionen der Lebensqualität einander
ergänzen. Die Kombination der beiden Perspektiven ermöglicht feinkörnigere Ana-
lysen des Zusammenspiels von Teilhabehandeln und Kontextbedingungen sowie
deren Auswirkungen auf das Individuum. Zum Teil bilden Teilhabebereiche und
Dimensionen der Lebensqualität auch Ähnliches ab, überlappen sich.

Grundlegend lässt sich mithilfe der ICF-Klassifikation die Teilhabe an Akti-
vitäten und sozialen Beziehungen in den unterschiedlichen Umweltkontexten
auffächern und kategorisieren. Die ICF-Klassifikation eignet sich dafür, den Blick
für Kontexte, Barrieren und Förderfaktoren der Teilhabe zu öffnen. Tendenziell geht
es dabei um die Fragen, ob und in welchem Ausmaß ein Individuum teilhaben kann
bzw. tatsächlich teilhat, und welche Umweltbedingungen die Teilhabe erleichtern
oder erschweren.

Die Dimensionen der Lebensqualität fokussieren stärker einzelne Aspekte der
Teilnahme eines Individuums. Das bezieht sich zum einen auf die Frage des Gra-
des der Selbstbestimmung sowie des emotionalen, körperlichen und materiellen
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Wohlbefindens vor, während und nach der Teilnahme. Die Dimension der persön-
lichen Entwicklung schaut darauf, welchen Einfluss die Teilnahme an Aktivitäten
und sozialen Beziehungen auf den Einsatz und die Weiterentwicklung individueller
Kompetenzen sowie die Ausbildung eines persönlichen Lebensstils hat. Diese fünf
Dimensionen fokussieren Merkmale des individuellen Handelns und können in den
verschiedenen Teilhabebereichen untersucht werden. Es geht nicht nur darum, ob
und inwieweit jemand teilhaben kann, sondern auch um kognitive, motivationale,
emotionale, körperliche und finanzielle Aspekte für das Individuum, die mit der
Teilhabe verbunden sind. Diese fünf Dimensionen der Lebensqualität eines Indi-
viduums können jedoch auch bilanzierend, summierend über die Teilhabebereiche
hinweg erhoben werden (Tab. 2.7). Ein Beispiel: Man kann die Wohnzufriedenheit
eines Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung generell bzw. global erheben
oder aber spezifischer nach der Zufriedenheit in Bezug auf bestimmte Aspekte des
Wohngeschehens fragen.Aus derWohnpsychologie ist bekannt, dass die allgemeine
Wohnzufriedenheit i. d. R. immer sehr hoch ist, auchweilMenschen häufig nicht die
Möglichkeit haben ihre Wohnsituation zu ändern und sie sich deshalb kognitiv und
emotional arrangieren. Je spezifischer nach Aspekten des Wohnens gefragt wird,
desto unterschiedlicher fallen dann auch die Zufriedenheitseinschätzungen aus.

Tab.2.7 Ausmaß der Teilhabe und Dimensionen der Lebensqualität differenziert nach Teil-
habebereichen und summativ über Teilhabebereiche hinweg

Teilhabebereiche ICF bilanzierend/
summativTeilhabe-

bereich 1
Teilhabe-
bereich 2

Teilhabe-
bereich n

Ausmaß der
Teilhabe

X X X X

Dimensionen
der
Lebensqualität

Selbst-
bestimmung

X X X X

Emotionales
Wohlbefinden

X X X X

Körperliches
Wohlbefinden

X X X X

Materielles
Wohlbefinden

X X X X

Persönliche
Entwicklung

X X X X
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Die Lebensqualitätsdimensionen interpersonale Beziehungen und soziale
Inklusion lassen sich gut den Teilhabebereichen interpersonale Interaktio-
nen und Beziehungen sowie den Teilhabedomänen bedeutende Lebensberei-
che und Gemeinschafts-, soziales und staatsbürgerliches Leben zuordnen. Die
Lebensqualität-Dimensionen Rechte und materielles Wohnbefinden verweisen auf
rechtliche und wirtschaftliche Kontextbedingungen, die die Teilhabechancen einen-
gen oder erweitern. Insofern tauchen diese Dimensionen als Umweltfaktoren in der
ICF auf. Menschenrechte sind aber auch als eigener Teilhabebereich in der ICF
aufgeführt. Und materielles Wohlbefinden ist gleichzeitig eine Prozessvariable des
Teilhabehandelns (s. o.).

2.4 Fazit

In diesem Kapitel wurde ein theoretisches Verständnis von Wohnen und Wohn-
umwelt grundgelegt, das die Gesamtorganisation der sozial-räumlichen Lebens-
führung im Alltag und deren Unterstützung fokussiert. Die Vielfalt heutiger
Wohn- und Unterstützungsarrangements wurde deutlich. Die Zielkriterien Teil-
habe und Lebensqualität ergänzen einander und können die Vergleichbarkeit von
Ergebnissen erleichtern und die Aussagekraft schärfen.

Im Vorgriff auf die weiteren Kapitel sei schon einmal formuliert: Die
Wohnforschung zu und mit Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung als
Teilhabeforschung mit Anwendungsbezug wird sich noch konkreter mit den Auf-
gaben der Umweltgestaltung und der Begleitung im Alltag beschäftigen müssen.
Selbstbestimmtes Wohnen und gleichberechtigte Teilhabe ermöglichen heißt u. a.

• die individuellen Wohnwünsche und Lebensstile von Menschen mit intellek-
tueller Beeinträchtigung wahrzunehmen und deren Bildung zu unterstützen
(Tiesmeyer und Koch 2022),

• zusammen mit ihnen und ihren Zu- bzw. Angehörigen Wohnraum zu beschaf-
fen,

• fachlich angemessene, personenzentrierte Unterstützung zu organisieren und
zu leisten,

• Sozialräume so inklusiv und barrierefrei zu gestalten, dass Menschen mit
intellektueller Beeinträchtigung sich beteiligen können und Anerkennung
erfahren.

Adressatenorientiert und partizipativ diese Aufgaben in den Blick zu nehmen,
erfordert eine noch stärkere interdisziplinäre Ausrichtung der Forschung.
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Zusammenfassung

Ausgehend von der Kritik an der Betreuung von Menschen mit Behinde-
rung, die bis Mitte des 20. Jahrhunderts ausschließlich in Anstalten möglich
war, werden wesentliche Etappen der Wohnforschung in Deutschland seit den
1980er Jahren dargestellt. Die Forschungsprojekte spiegeln die Veränderungs-
prozesse, die mit sozialpolitischen Entwicklungen und dem stetigen Wandel
der Leitprinzipien einhergingen. Schwerpunkte sind Bestandsaufnahmen der
Prozesse der Enthospitalisierung und Deinstitutionalisierung, Untersuchungen
unterschiedlicher Wohnsettings hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf Selbstbe-
stimmung und Teilhabe und die Verbesserung der individuellen Lebensqualität.
In jüngeren Jahren werden Konversionsprozesse in Komplexeinrichtungen,
die Rolle von Mitarbeitenden und Angehörigen, Wohnen bei alters- oder
behinderungsbedingt spezifischen Bedarfen und Fragen der Organisationsent-
wicklung, der lokalen Unterstützungssysteme, der Sozialplanung sowie der
Quartiersentwicklung in den Blick genommen.
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Wie und wo leben Menschen mit intellektuellen Beeinträchtigungen? Welche Vor-
stellungen haben sie selbst für ein „gelingendes Leben“? Welche Unterstützung
benötigen sie, um ihre persönlichen Wünsche realisieren zu können?

Diesen Fragen wurde über Jahrhunderte hinweg keinerlei Aufmerksamkeit
gewidmet. „Zuständig“ für diese Menschen waren ausschließlich ihre Familien,
allenfalls die Einrichtungen der Armenfürsorge. Als im Kontext der Industriali-
sierung Familien zunehmend von Betreuungsaufgaben überfordert waren, glaubte
man Mitte bis Ende des 19. Jahrhunderts mit der Gründung von sog. Heil- und
Pflegeanstalten eine ausreichende Antwort für diese prekären Situationen gefun-
den zu haben. Die zentralistische Ausrichtung dieser Institutionen erleichterte
in der NS-Zeit den Zugriff auf die „Schwachsinnigen“, „biologisch Minder-
wertigen“, um sie im Rahmen des Euthanasie-Programms zu ermorden (Klee
1983).

Dieses System – Familie oder Anstalt – blieb bis etwa zwei Jahrzehnte nach
dem Zweiten Weltkrieg nahezu unhinterfragt. Erst in den 1960er/1970er Jah-
ren entwickelte sich grundlegendere Kritik. Diese richtete sich zum einen gegen
die (meistens unfreiwillige) Rolle der Großeinrichtungen im sog. Euthanasie-
Programm der Nationalsozialisten. Zum anderen forderten Eltern und Fachleute,
die sich 1958 in der „Lebenshilfe für das geistig behinderte Kind“ zusammen-
geschlossen hatten, eine Abkehr von der bisherigen Versorgungspraxis: Zugang
beeinträchtigter Kinder zum Bildungssystem sowie zu Arbeitsmöglichkeiten, spä-
ter auch die Gründung von gemeindenahen Wohneinrichtungen, die im Gegensatz
zu den Großeinrichtungen eine Fortführung des engen Kontakts zwischen erwach-
senen Menschen und ihren Angehörigen ermöglichen und die Integration ins
Wohnumfeld erleichtern sollten.

Die Kritik wurde von staatlichen Institutionen aufgegriffen. Es galt, rechtli-
che Grundlagen zu schaffen, mit denen neue und andere Unterstützungssysteme
für Menschen mit intellektuellen Beeinträchtigungen finanziert werden konnten.
Zudem ließ sich die deutsche Sozialpolitik, unterstützt von wissenschaftlichen
Forschungen, von international verhandelten Ansätzen leiten. Motor für die
Weiterentwicklung der Strukturen und Konzepte waren insbesondere

• fachliche Impulse aus dem westlichen Ausland zur Normalisierung der
Lebensbedingungen (Principle of Normalization), zur Realisierung von
Lebensqualität (Quality of Life), zu neuen Wohnkonzepten (Supported
Living), Verfahren der Hilfeplanung (Person-centered Planning) sowie gemein-
wesenorientierten Ansätzen (Community Care, Community Living);

• Forderungen von Menschen mit Behinderung für ein selbstbestimmtes Leben
inmitten der Gesellschaft. Diese Entwicklung geht zurück auf die Independent
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Living-Bewegung in den USA, der sich auch Menschen mit intellektuellen
Einschränkungen anschlossen. Unter dem Logo „People First“ – „Mensch
Zuerst“ dringen sie darauf, nicht länger diskriminierend als „geistig behindert“,
sondern als Menschen mit Lernschwierigkeiten adressiert zu werden;

• die seit 2001 im deutschen Sozialrecht (SGB IX) für Menschen mit Behinde-
rung verankerten Zielperspektiven Selbstbestimmung und Teilhabe am Leben
in der Gesellschaft;

• die seit 2009 in Deutschland in Kraft getretene Behindertenrechtskonven-
tion der Vereinten Nationen (UN-BRK), die die vollständige und wirksame
gesellschaftliche Partizipation und Inklusion von Menschen mit Behinderung
proklamiert (Art. 3 UN-BRK) und im Bereich des Wohnens und Lebens in
der Gemeinde eine selbstbestimmte Lebensführung und die Einbeziehung in
die Gemeinschaft einfordert (Art. 19 UN-BRK);

• der seit 2016 im Bundesteilhabegesetz festgeschriebene Paradigmenwechsel
von der institutionellen Orientierung zur Personenzentrierung, der die kate-
goriale Unterscheidung zwischen den Unterstützungssystemen (ambulant und
stationär) abzuschaffen sucht, die Position der Menschen mit Behinderung
stärkt und ihre Partizipation an allen Planungen und Entscheidungen, die ihr
eigenes Leben betreffen, einfordert.

Die Veränderungsprozesse und spezifische Fragestellungen im Kontext wohnbe-
zogener Teilhabe von Menschen mit intellektuellen Beeinträchtigungen wurden
in Forschungsprojekten unter Berücksichtigung der jeweiligen Leitkonzepte
empirisch untersucht, analysiert und begleitet. Schwerpunkte waren Bestands-
aufnahmen der Wohnsituation zu unterschiedlichen Zeitpunkten, Prozesse der
Enthospitalisierung und Deinstitutionalisierung, die Untersuchung unterschiedli-
cher Wohnsettings hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf Selbstbestimmung und
Teilhabe und die Verbesserung der individuellen Lebensqualität, Konversionspro-
zesse in Komplexeinrichtungen, die Rolle von Mitarbeiter*innen und Angehö-
rigen sowie Wohnen bei spezifischen Bedarfen, z. B. im Alter oder bei kom-
plexem Unterstützungsbedarf einschließlich herausfordernder Verhaltensweisen,
und Fragen der Organisationsentwicklung, der lokalen Unterstützungssysteme,
der Sozialplanung und der Quartiersentwicklung.

Im Folgenden wird unter Bezugnahme auf jeweils relevante sozialpolitische
Entwicklungen ein Überblick über Studien gegeben, die seit den 1980er Jah-
ren wesentliche Etappen der Wohnforschung in Deutschland repräsentieren, ohne
Anspruch auf Vollständigkeit zu erheben. Die Darstellung erfolgt chronologisch



36 M. Seifert und H. Metzler

entlang der Leitkonzepte Normalisierung der Lebensbedingungen, Lebensquali-
tät, Selbstbestimmung und Teilhabe sowie soziale Inklusion und Partizipation.
Studien im deutschsprachigen Ausland werden nur vereinzelt einbezogen.

3.1 Leitkonzept: Normalisierung der
Lebensbedingungen

Der Begriff des Normalisierungsprinzips wurde erstmals 1943 im Kontext der
Neuausrichtung der Behindertenpolitik in Schweden verwendet, die u. a. ein sozi-
alpolitisches Konzept zur Neu- und Umgestaltung der Unterstützungsleistungen
für Menschen mit intellektuellen Beeinträchtigungen implizierte: Basierend auf
bürgerrechtlichen Gesichtspunkten, insbesondere der Gleichstellung, wurde das
Ziel des Zugangs auch dieser Menschen zu gesellschaftlichen Bereichen wie dem
Bildungssystem, dem Arbeits- und Wohnungsmarkt, formuliert. Menschen mit
intellektuellen Beeinträchtigungen, die auch im Erwachsenenalter auf andragogi-
sche und/oder assistierende Unterstützung angewiesen sind, sollte zumindest eine
Lebensführung ermöglicht werden, die den Standards aller Bürger*innen des Lan-
des entspricht. In Dänemark wurde das Normalisierungsprinzip aufgegriffen, ohne
jedoch die bürgerrechtlichen Aspekte ebenso stark zu betonen. Bei der Rezeption
des Konzepts in Deutschland in den 1970er/1980er Jahren stand zunächst der
Gedanke der Normalisierung des Alltags in (Groß-)Einrichtungen im Mittelpunkt:
Trennung von Wohnen und Arbeit, Leben in gemischtgeschlechtlichen Gruppen,
Privatsphäre u. a. (Kastl und Metzler 2015).

Aus einer gänzlich anderen – wissenschaftlich-soziologischen – Perspektive
wurden in den 1970er Jahren, vor allem durch Goffman (1973), die entper-
sönlichenden Wirkungen eines Lebens in Großeinrichtungen thematisiert. In
seinen stigmatisierungstheoretischen Analysen der von ihm als „totale Insti-
tution“ bezeichneten Einrichtungen wie Gefängnisse, Psychiatrien und andere
geschlossene Anstalten konnte er aufzeigen, wie der Aufenthalt der „Insassen“ zu
einem erheblichen Identitätsverlust führt. Dieser wird durch unterschiedliche Ver-
haltensweisen wie „Unterwerfung“/Anpassung, Übernahme der zugeschriebenen
Identität, Rebellion oder auch Entwicklung von Verhaltensauffälligkeiten (Hos-
pitalisierung) kompensiert. In Österreich haben Fengler und Fengler (1984) auf
der Basis einer ethnografischen Studie auf Stationen einer Psychiatrischen Lan-
desklinik Merkmale der sozialen Organisation beschrieben und Handlungspraxen
der dort tätigen Pfleger*innen, Ärzt*innen, Psycholog*innen und Sozialarbei-
ter*innen analysiert – mit teilweise ähnlichen Befunden wie die amerikanischen
Studien. Als Folge der Kritik an den Anstalten wurden in den 1970er Jahren auch
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in Deutschland die tradierten Versorgungskonzepte für Menschen mit Behinde-
rung in Großeinrichtungen und Psychiatrischen Kliniken einer kritischen Bilanz
unterzogen und Forderungen nach Veränderungen laut.

3.1.1 Wohnbezogene regionale Studien

Veränderungen der Wohnsituation im Zeichen von Normalisierung erfordern
zunächst eine Deskription der Ausgangslage durch Forschung. Sie analysiert
gegenwärtige Wohnangebote der Behindertenhilfe und Formen der Fehlplat-
zierung in Einrichtungen, die nicht primär dem Wohnen von Menschen mit
Behinderung dienen, und gibt Empfehlungen für die Weiterentwicklung.

3.1.1.1 Leben in Großeinrichtungen der Behindertenhilfe
Obwohl die Forderung des Normalisierungsprinzips „Wohnen so normal wie
möglich“ auf die Eingliederung von Menschen mit Behinderung in die Gesell-
schaft zielte, setzten die tradierten überregionalen Anstalten in konfessioneller
Trägerschaft mit integrierten Arbeits-, Beschäftigungs- und Freizeitangeboten
sowie medizinischen, therapeutischen und sozialpädagogischen Fachdiensten
zunächst auf eine Humanisierung der Lebensbedingungen innerhalb der Insti-
tutionen. Die räumlichen, strukturellen und personellen Bedingungen wurden
verbessert, defizitorientierte Handlungsansätze durch bedürfnisorientierte Leit-
prinzipien abgelöst und Konzepte und Strukturen entwickelt, die die Institution
als einen „Ort zum Leben“ begreifen, in dem Menschen mit Behinderung ihren
Bedürfnissen entsprechend gut leben können und die notwendige Unterstützung
erhalten sollen (Gaedt 1987, 1996).

Beispielhaft für die Lebensbedingungen in Großeinrichtungen der Behinder-
tenhilfe in den 1980er Jahren seien Ergebnisse einer Studie in Bayern genannt
(Haisch 1990): Die Gruppengröße (10–17 Personen), die räumlichen Bedingun-
gen (4-, 5-, 8-Bett-Zimmer) und die Betreuungssituation wurden den Anforde-
rungen an eine bedürfnisorientierte und entwicklungsanregende Gestaltung des
Alltags nicht gerecht. Durch überwiegend unausgebildetes Personal, einen hohen
Anteil an Pflegetätigkeiten und Nichtbeteiligung der Bewohner*innen an alltäg-
lichen Aufgaben zeichnete sich eine Tendenz zur Entfachlichung der Arbeit ab,
die eine Verarmung des Lebens in der Wohngruppe mit gleichzeitiger Zunahme
von Verhaltensauffälligkeiten zur Folge hatte. Diese Tendenz wurde auch in
einer vergleichenden Untersuchung zur Umsetzung des Normalisierungsprinzips
in Dänemark und Deutschland konstatiert (Thimm et al. 1985; Schiller 1985).
Empfehlungen zur Verbesserung der Situation in Großeinrichtungen zielten auf
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die Größe und Zusammensetzung der Gruppen, die Qualifikation des Personals,
die Arbeitsorganisation und eine entwicklungsanregende Gestaltung des Alltags
in den Gruppen.

3.1.1.2 Ausgliederung aus Psychiatrischen Kliniken
Psychiatrische Kliniken waren seit jeher Auffangbecken für Menschen mit Behin-
derung, die wegen normabweichender Verhaltensweisen und/oder mehrfacher
Beeinträchtigungen nicht mehr in ihrer Herkunftsfamilie betreut werden konn-
ten und keine Aufnahme in anderen Einrichtungen fanden. Sie lebten dort unter
menschenunwürdigen Bedingungen – gesellschaftlich isoliert, in hohem Maße
fremdbestimmt, unter schlechten räumlichen Bedingungen, mit immer gleich-
bleibenden Tagesabläufen, medikamentös ruhiggestellt. Seit den 1980er Jahren
wurden Menschen mit Behinderung, die in Psychiatrischen Kliniken fehlplatziert
waren, im Rahmen von Enthospitalisierungsprojekten neue Lebensperspektiven
eröffnet, zunächst in den westlichen Bundesländern.

Westliche Bundesländer
Infolge der Psychiatrie-Enquête des Deutschen Bundestages (1975), die die
Missstände in den Kliniken öffentlich machte und die Ausgliederung der dort
fehlplatzierten Menschen forderte, wurden in den 1980er/1990er Jahren in
mehreren westlichen Bundesländern Enthospitalisierungsprojekte durchgeführt.
Die Gestaltung und Lokalisierung der neuen Wohnsituation waren unterschied-
lich, teils innerhalb größerer Einrichtungen der Eingliederungshilfe oder der
Pflege, teils gemeindeintegriert. In Bremen, Hessen und im Rheinland wurden
die Prozesse wissenschaftlich begleitet (Kruckenberg et al. 1995; Kruckenberg
1999; Wedekind et al. 1994). Die Auswirkungen der Ausgliederung auf die
Bewohner*innen waren überwiegend positiv. Die alltagspraktischen und sozia-
len Fähigkeiten nahmen zu, die Tagesabläufe wurden normalisiert und Kontakte
zum Lebensraum außerhalb der Wohneinrichtung wurden erschlossen. Bei einem
Teil der Bewohner*innen kam es im neuen Lebensumfeld zu einem Rückgang
aggressiver Verhaltensweisen. Auftretende Probleme standen in Zusammenhang
mit der lückenhaften neurologisch-psychiatrischen und psychologischen Versor-
gung in den Regionen, fehlenden Arbeits- und Beschäftigungsangeboten für den
Personenkreis sowie unzureichender Qualifikation des Personals und mangelnder
Unterstützung der Mitarbeiter*innen durch Supervision und Beratung, vor allem
in Krisensituationen.

Ähnlich positive Entwicklungen bei den alltagsbezogenen, sozialen und kom-
munikativen Kompetenzen wurden in einer Studie in Bayern zum Umzug einer
Gruppe von Menschen mit schweren intellektuellen Beeinträchtigungen und



3 Entwicklung und Stand der Forschung zum unterstützten Wohnen … 39

autistischen Verhaltensweisen aus der Psychiatrie in ein Kleinstheim festgestellt
(Dalferth 2000). Zur Messung der Veränderungen kam eine angepasste Form des
Heidelberger-Kompetenz-Inventars zur Anwendung (Dalferth 1998). Auch bei
dieser Personengruppe wurden Außenkontakte erweitert, selbstverletzendes und
fremdgefährdendes Verhalten traten seltener auf. Die Studie gibt differenzierte
Hinweise, wie die Integration dieses Personenkreises in die Gemeinde gelingen
kann.

Teilweise andere Ergebnisse erbrachte eine etwa zeitgleich durchgeführte
Begleitstudie zur Ausgliederung von Menschen mit Behinderung aus Bayerischen
Bezirkskrankenhäusern in Wohnpflegeheime und Pflegeheime (Straßmeier 2000;
Straßmeier et al. 2001). Zwar konnte die Lebensqualität der Betroffenen durch das
Engagement der Beteiligten auch unter ungünstigen strukturellen Bedingungen
(unzureichende Personalsituation, fehlende Tagesstrukturangebote) mancherorts
verbessert werden. Wegen enger Zeitvorgaben und struktureller Umwälzungen
im Bereich der Finanzierung seien die Bemühungen jedoch vielfach in halbherzi-
gen Lösungen stecken geblieben, in manchen Fällen auch gescheitert. „Strukturen
des Klinikalltags, restriktive Verhaltensmuster der Mitarbeiter gegenüber den
Bewohnern und Priorisierung des Pflegekonzepts“ seien nach wie vor vorhanden
(Straßmeier et al. 2001, S. 112).

Östliche Bundesländer
In den östlichen Bundesländern setzten Enthospitalisierungsprozesse erst nach
der Wiedervereinigung ein. Bundesweit erstmalig nahm eine Studie in Berlin
unmittelbar nach dem Fall der Mauer Anfang der 1990er Jahre die Wohnsituation
von Menschen mit intellektuellen Beeinträchtigungen im westlichen und östlichen
Teil der Stadt in den Blick (Seifert 1993, 1997a; Hahn 2009). Quantitative und
qualitative Untersuchungen in Wohneinrichtungen der Behindertenhilfe sowie in
Krankenhäusern und Pflegeheimen erbrachten, dass im Land Berlin etwa 1300
Personen (17 % von insgesamt rund 8000 Personen) fehlplatziert in klinischen
und pflegerischen Einrichtungen lebten, unter Bedingungen, die ihre elementaren
Bedürfnisse missachteten und eine konsequente Ausgliederung der Betroffenen
erforderten (Seifert 1993, 1994). Der Anteil der Personen in Psychiatrischen Kli-
niken war mit jeweils rund 250 Personen in West und Ost etwa gleich hoch.
Demgegenüber war der Anteil der Personen in Alten- und Pflegeheimen im Ost-
teil der Stadt zehnmal so hoch wie im Westteil (495 bzw. 48 Personen). Die im
Rahmen des Forschungsprojekts erhobenen Daten wurden Planungsgrundlage des
Berliner Senats für die Weiterentwicklung der Wohnangebote, einschließlich der
Ausgliederung der Fehlplatzierten.
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Im Jahr 1991 wurde im Auftrag des Bundesministeriums für Gesundheit ein
Gutachten zur „Lage der Psychiatrie in der ehemaligen DDR“ mit Empfeh-
lungen zur Veränderung der Situation vorgelegt. In der Folge setzten auch in
den neuen Bundesländern Enthospitalisierungsprozesse ein, die jedoch angesichts
unzureichender Rahmenbedingungen und Weiterführung tradierter Handlungs-
ansätze in einem Teil der aufnehmenden Einrichtungen eher als „Umhospita-
lisierung“ anstelle einer Verbesserung der Lebenssituation bezeichnet werden
können (Hoffmann, 1998). Gelungene Enthospitalisierungsprozesse werden u. a.
aus Sachsen-Anhalt berichtet (Theunissen und Hoffmann 1998; Böhning 1998).

Beispielhaft für positive Entwicklungen sei eine Studie aus Sachsen zur
Ausgliederung von Langzeitpatient*innen mit intellektuellen Beeinträchtigungen
aus einem Psychiatrischen Krankenhaus in betreute Wohnformen, Pflegeheime
oder die Herkunftsfamilie genannt (Schneeberger 2010). Eine Befragung der
Betroffenen mit dem Berliner Lebensqualitätsprofil1 zu ihrer objektiven und sub-
jektiven Lebensqualität belegt, dass sie in allen untersuchten Bereichen von der
Enthospitalisierung profitiert haben: Wohnsituation, Familie, Kontakte zu ande-
ren, Freizeitaktivitäten, Arbeit, Ausbildung, Religion, ökonomische Situation,
Gesundheit, Recht, Sicherheit. Dabei hatte die soziale Integration im persönlichen
Umfeld, im Freizeitbereich und bei der Arbeit einen besonderen Stellenwert.

3.1.1.3 Leben im Altenheim
Trotz bundesweiter Enthospitalisierungsprozesse gibt es bis heute Fehlplatzierun-
gen von Menschen mit Behinderung in Altenpflegeheimen, auch in jüngerem
Alter. Die im Kontext von SGB IX und SGB XI nach wie vor ungeklärte
Schnittstelle zwischen Eingliederungshilfe und Pflegeversicherung leistet diesen
Entwicklungen Vorschub. Beispielhaft sei eine Studie in Hessen genannt, nach der
Ende 2000 ca. 3 % der insgesamt 1427 in Altenheimen lebenden Menschen unter
60 Jahre alt waren. Mehr als ein Drittel der unter 60-Jährigen galt als „geistig
behindert“ (Brings und Rohrmann 2001). Grund für den Einzug in ein Altenheim
war überwiegend ein gestiegener Pflegebedarf.

Aussagen in Interviews mit rund 30 Personen zwischen 31 und 40 Jahren
belegen, dass eine autonome Gestaltung des Tagesablaufs im Altenheim nicht
möglich war. Gleichbleibende Rhythmen, institutionell festgelegte Essens- und
Therapiezeiten und eine hohe Abhängigkeit von den Dienstplänen des Perso-
nals prägten den Alltag (Rohrmann 2003). Zudem wurde das wesentlich höhere
Durchschnittsalter der übrigen Heimbewohner*innen als belastend erlebt. Ein

1 Deutsche Fassung des für psychisch Kranke entwickelten Lancashire Quality of Life Pro-
file – LQOLP.
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großer Teil der Interviewpartner*innen hatte nur wenige soziale Kontakte inner-
halb der Einrichtung, bereitgestellte Freizeitangebote entsprachen nicht ihren
Interessen, Einsamkeitsgefühle und Langeweile gehörten zum Alltag. Rund ein
Drittel der Befragten äußerte den Wunsch nach Veränderung ihrer Lebenssitua-
tion, die anderen schienen sich mangels Alternativen mit ihrer Lage arrangiert zu
haben.

3.1.2 Bundesweite Bestandsaufnahme der Lebenssituation
im Heim

Mitte der 1990er Jahren wurde von der Forschungsstelle „Lebenswelten behin-
derter Menschen“ der Universität Tübingen die bis in jüngster Zeit einzige
bundesweite repräsentative Studie zu Möglichkeiten und Grenzen selbstständi-
ger Lebensführung in Einrichtungen der Behindertenhilfe durchgeführt (Wacker
et al. 1998). Dabei rückten die Qualität der Wohnangebote (Struktur-, Prozess-,
Ergebnisqualität) und die Lebensqualität der Bewohner*innen in den Institu-
tionen in den Blick. Die quantitativen und qualitativen Erhebungen umfassten
materielle und räumliche Bedingungen des Wohnens, die Interaktion zwischen
Bewohner*innen und Mitarbeiter*innen, Handlungsspielräume und Einflussmög-
lichkeiten von Bewohner*innen in organisatorischen Abläufen, die Gestaltung des
Alltags und Zeitstrukturen im Tages-, Wochen- und Jahresablauf, soziale Bezie-
hungen und Lebenszufriedenheit. Neben den Aussagen von Geschäftsführungen,
Leitungspersonen und Mitarbeiter*innen hatten die Sichtweisen der Betroffenen
einen besonderen Stellenwert.

Die Ergebnisse der Studie zeigten erhebliche Einschränkungen der indivi-
duellen Lebensführung (Metzler 2000). Empfehlungen zur Weiterentwicklung
bezogen sich u. a. auf die weitere Ausdifferenzierung des Wohnangebots, den
Ausbau von Einzelzimmern mit eigenem Sanitärbereich, die Reduzierung der
Gruppengrößen und die Beteiligung der Bewohner*innen am Verfahren der
Zusammensetzung der Gruppe, Ermöglichung von Abweichungen vom Gruppen-
prinzip im Heim, die Beteiligung der Bewohner*innen an der Auswahl des Grup-
penpersonals, mehr fachliche Unterstützung und persönliche Beratung für die
Mitarbeiter*innen sowie die Schaffung von personellen und sachlich-räumlichen
Voraussetzungen zur Aufnahme von Menschen mit komplexen Hilfebedarfen,
z. B. wegen herausfordernder Verhaltensweisen, zusätzlicher psychischer Pro-
bleme oder hohen pflegerischen und therapeutischen Bedarfs. Aktuelle Daten zur
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Teilhabe von Menschen mit Beeinträchtigungen in Privathaushalten, Wohnein-
richtungen und Alten- und Pflegeheimen hat eine Repräsentativbefragung durch
das Institut für angewandte Sozialwissenschaft (infas) vorgelegt (infas 2022).

3.2 Leitkonzept: Lebensqualität

Beeinflusst durch Entwicklungen im anglo-amerikanischen Raum gewinnen in
den 1990/2000er Jahren Fragen der Qualitätsbeurteilung und -entwicklung im
Fachdiskurs der Behindertenhilfe an Bedeutung (Beck 1994; Klicpera und
Gasteiger-Klicpera 1995). Während es zunächst primär um die inhaltliche
Bestimmung von Qualität im Sinne einer bis dahin kaum konturierten „gu-
ten“ Lebensqualität ging, hielt mit der Novellierung des § 93 BSHG (1994, S.
662) ein ökonomisch orientierter Begriff der „Dienstleistungsqualität“ Einzug.
Ein systematisches Qualitätsmanagement mit Zertifizierungsnachweis sollte die
Effektivität und Effizienz der eingesetzten Mittel erhöhen und der Wettbewerb
unter den Anbietern die Qualität der Dienstleistungen für Menschen mit Behin-
derung verbessern (Schädler 2004). Die erhofften Qualitätssteigerungen blieben
jedoch aus.

In diesem Kontext entwickelte das Zentrum für Planung und Evaluation Sozia-
ler Dienste an der Universität Siegen (ZPE) Instrumente, die die Verbesserung
der Qualität der Dienstleistungen für Menschen mit Behinderung unterstützen
sollten. Beispielhaft sei das Forschungsprojekt „Lebensqualität in Wohneinrich-
tungen“ (LEWO) genannt, das Indikatoren zur Einschätzung der Lebensqualität
von Menschen mit Behinderung entwickelte und in einem Instrument zum fachli-
chen Qualitätsmanagement in sieben Gegenstandsbereichen verdichtete: Wohn-
ort, Gestaltung des Hauses; Alltagsstrukturen, Routinen, Angebote, Tätigkei-
ten; Zusammenleben; nichtprofessionelle Beziehungen und Netzwerke; Rechte/
Schutz; Mitarbeiterführung; Organisationsentwicklung (Schwarte und Oberste-
Ufer 1994, 1997, 2001). In den folgenden Jahren legte das ZPE-Team weitere
Instrumente vor, die das Wohnen von Menschen mit Behinderung betreffen: eine
„Arbeitshilfe zur Qualitätsentwicklung in Diensten für Unterstütztes Wohnen von
Menschen mit geistiger Behinderung“ (AQUA-UWO; Aselmeier et al. 2002) und
ein weiteres zur Qualifizierung von örtlichen Netzwerken Offener Hilfen für
Menschen mit Behinderung (AQUA-NetOH; Rohrmann et al. 2001).

Kern der Bemühungen um Qualität ist die bestmögliche Passung zwischen den
individuellen Bedürfnissen und Vorstellungen von einem „guten“ Leben und den
jeweils gegebenen personellen, strukturellen, institutionellen, konzeptionellen und
finanziellen Bedingungen. Dieser Prämisse sieht sich das Konzept Lebensqualität
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verpflichtet, das international als Schlüsselkonzept zur Planung, Gestaltung und
Evaluation der Dienstleistungen im Bereich des Wohnens gilt. Es ist ein offenes
Konzept, das die Wechselwirkungen zwischen objektiven Bedingungen, persönli-
chen Werten und Zielen und subjektivem Wohlbefinden in den Mittelpunkt stellt.
Schalock et al. (2007) haben das Zusammenspiel von personenbezogenen Fakto-
ren, Umweltbedingungen und gesellschaftlichen Aspekten von Lebensqualität in
acht Dimensionen konkretisiert:

1. Emotionales Wohlbefinden (Erleben von Anerkennung, Gefühl der Zugehö-
rigkeit, Geborgenheit und Sicherheit, psychische Gesundheit, Selbstwertgefühl
u. a.)

2. Zwischenmenschliche Beziehungen (Dialog, Interaktion, Persönliche Bezie-
hungen, soziale Netzwerke, soziale Unterstützung, Hilfen in Krisen u. a.)

3. Materielles Wohlbefinden (Wohnverhältnisse, persönlicher Besitz, Einkom-
men, finanzielle Lage, Hilfsmittel, Barrierefreiheit, Assistenz, Infrastruktur
u. a.)

4. Persönliche Entwicklung (Identität, Selbstbewusstsein; Bildung/Lernen im
Alltag; Kommunikation, Kompetenzen u. a.)

5. Physisches Wohlbefinden (Gesundheit; Körperpflege, Ernährung; Bewegung,
Entspannung; Schmerzfreiheit; persönliche Sicherheit u. a.)

6. Selbstbestimmung (individuelle Bedürfnisse, Interessen, Ziele; Wahl- und
Entscheidungsfreiheit; Beteiligung, Mitwirkung)

7. Soziale Inklusion (Gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft;
Einbezogensein, Dazugehören; Übernahme sozialer/gesellschaftlicher Rollen;
Unterstützung durch soziale Netzwerke und Dienste u. a.)

8. Rechte (Grundprinzipien: Privatsphäre, Respekt, würdevolle Behandlung,
Mitsprache/Mitwirkung, Nicht-Diskriminierung; Gesetze auf Bundes- und
Landesebene und international)

Außerhalb von Begleitforschungen zu Enthospitalisierungsprojekten gibt es in
Deutschland nur wenige vergleichende Studien zur Lebensqualität von Men-
schen mit intellektuellen Beeinträchtigungen in unterschiedlichen Wohnsettings,
insbesondere Längsschnittuntersuchungen sind rar.

3.2.1 Qualität aus Nutzerperspektive

Durch die im Lebensqualität-Konzept geforderte konsequente Einbeziehung der
Nutzerperspektive wird der Blick auf die Wirkungen der Dienstleistungen gelenkt,
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die im Kontext der Qualitätsdiskussion lange Zeit gegenüber der Struktur- und
Prozessqualität vernachlässigt wurden. Sie eröffnet Menschen mit intellektuellen
Beeinträchtigungen die Chance zur Partizipation an der Weiterentwicklung der
Dienstleistungen und Angebote.

An den meisten neueren Untersuchungen zur Wohnsituation von Menschen
mit intellektuellen Beeinträchtigungen sind die Betroffenen direkt beteiligt,
z. B. durch Befragungen, Interviews, Fokusgruppen oder kreative Formen der
Einbeziehung wie Workshops oder Zukunftswerkstätten. Teilweise werden die
Aussagen der Betroffenen durch mündliche oder schriftliche Befragungen von
Angehörigen, Trägervertreter*innen und Mitarbeiter*innen von Einrichtungen
und Diensten sowie weiterer Personen bzw. Organisationen ergänzt. Die Studien
sind teils deskriptiv, teils prozessbegleitend ausgerichtet und setzen unterschied-
liche inhaltliche Schwerpunkte. Am häufigsten geht es um die allgemeine
Zufriedenheit mit der Lebenssituation, Möglichkeiten der Selbstbestimmung,
soziale Beziehungen und Kontakte, die Teilhabe am allgemeinen Leben und
Wohnwünsche, im Einzelfall auch um das Zusammenleben von Menschen mit
und ohne Behinderung in einer Wohngemeinschaft.

Allgemeine Zufriedenheit
Menschen mit Behinderung in betreuten Wohnformen äußern sich überwiegend
zufrieden mit ihrer Lebenssituation, weitgehend unabhängig vom jeweiligen Kon-
text (Bundschuh und Dworschak 2003; Dworschak 2004; Schäfers 2008; Seifert
2010a; Fischer und Molnár-Gebert 2015). Kriterien für die Bewertung sind z. B.
die Beschaffenheit und die Lage der Wohnung bzw. Einrichtung, das Zusammen-
leben in der Gruppe einschließlich des Verhältnisses zum Gruppenpersonal, die
Freizeitgestaltung, soziale Beziehungen und Kontakte sowie Möglichkeiten zur
Selbstbestimmung. Kritisch bewertet werden das oftmals konfliktreiche Zusam-
menleben in Gruppen mit Menschen, die nicht selbst als Mitbewohner*innen
ausgewählt wurden, und das Verhalten von Betreuer*innen (Seifert 2010a; Fischer
und Molnár 2015).

Unterschiede in der Zufriedenheit stehen u. a. in Zusammenhang mit dem
Ausmaß des Hilfebedarfs und der Gruppengröße (Schäfers 2008). So erle-
ben Menschen mit hohem Unterstützungsbedarf deutliche Einschränkungen ihrer
Handlungsspielräume im Alltag, z. B. bei Freizeitaktivitäten, die personelle
Unterstützung erfordern. Personen, die allein oder in kleinen Gruppen leben,
äußern sich zufriedener mit der Wohnsituation und den Freizeitmöglichkeiten
als Bewohner*innen von größeren Gruppen. Es gibt allerdings auch gegenteilige
Aussagen. So wird in einer Studie von Jakobs (1987) mit Erwachsenen mit intel-
lektuellen Beeinträchtigungen in unterschiedlichen Wohnformen die Annahme,
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dass ein „freieres“ und selbstständigeres Leben in Wohngruppen außerhalb von
Heimstrukturen mit einem Mehr an subjektiv empfundener Lebenszufriedenheit
korrespondiert, nicht bestätigt. Eine mögliche Erklärung wird darin gesehen,
dass aktivere und unabhängigere Personen ein kritischeres Selbstverständnis von
Lebensqualität haben.

Ähnlich waren in der Berliner „Kundenstudie“ die Zufriedenheitswerte der
Personen im ambulant unterstützten Einzelwohnen etwas niedriger als in Wohn-
heimen oder Wohngemeinschaften (Seifert 2010a). Die zunächst paradox anmu-
tende größere Zufriedenheit in Wohnheimen, die objektiv die Möglichkeiten
zur Selbstbestimmung einschränken, erklärt sich häufig aus mangelnder Kennt-
nis von alternativen Wohnkonzepten und/oder aus einer resignativen Anpassung
an die gegebenen Bedingungen, wenn Änderungswünsche ohne Resonanz blie-
ben. Dem gegenüber haben Frauen und Männer, die in einer eigenen Wohnung
leben, eher Vergleichsmöglichkeiten mit anderen Wohnsituationen und schauen
wegen geringerer intellektueller Einschränkungen möglicherweise kritischer auf
die Gegebenheiten. Eine Analyse der Kontextfaktoren erbrachte, dass ein Teil
der in der „Kundenstudie“ befragten ambulant unterstützten Personen in sozial
benachteiligten Stadtbezirken wohnt und bei der Einschätzung der Zufrieden-
heit auch subjektiv negativ bewertete Umweltaspekte einflossen, insbesondere
die Beschaffenheit ihrer Wohnung, die Wohngegend und das soziale Umfeld.
Die geäußerte Unzufriedenheit mit den jeweils gegebenen Bedingungen ist somit
nicht gleichbedeutend mit einer Kritik an der Wohnform.

Selbstbestimmung
Auch im Hinblick auf die Selbstbestimmung spielen strukturelle Bedingungen
eine wichtige Rolle. So sind in kleineren Wohnheimen, Außenwohngruppen und
eigenständigen Wohngruppen signifikant mehr Entscheidungsmöglichkeiten gege-
ben als in Komplexeinrichtungen und Dorfgemeinschaften (Dworschak 2004),
Personen in kleinen Gruppen erleben größere Wahlfreiheiten und deutlich gerin-
gere Reglementierungen (Schäfers 2008). Neben strukturellen Faktoren ist die
Qualität der Interaktion zwischen Bewohner*innen und Mitarbeiter*innen für die
Realisierung von Selbstbestimmung bedeutsam: Obwohl vier Fünftel der Befrag-
ten in der Berliner „Kundenstudie“ angaben, im Wohnalltag genügend selbst
bestimmen oder entscheiden zu können, stellten fast 40 % von ihnen fest, dass
ihre eigene Meinung nur manchmal oder nie ernst genommen wird – ein Sach-
verhalt, der grundlegende Einstellungen gegenüber Menschen mit intellektuellen
Beeinträchtigungen tangiert und im Kontext des Anspruchs einer Kommunikation
auf Augenhöhe kritischer Diskussion bedarf (Seifert 2010a). Auch das Fehlen von
neutralen Anlaufstellen für Beschwerden und die geringe Inanspruchnahme des
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Heimbeirats bei Problemen sind Anzeichen für eine mangelnde Verankerung des
Empowerment-Ansatzes in der Arbeit mit diesem Personenkreis.

Soziale Netzwerke
Das soziale Netzwerk von Menschen mit intellektuellen Beeinträchtigungen
besteht überwiegend aus Angehörigen, professionellen Unterstützer*innen und
Menschen mit Behinderung aus wohn- oder arbeitsbezogenen Zusammenhängen.
Hinsichtlich der Größe und der Struktur des Netzes gibt es Unterschiede zwischen
ambulant betreuten Wohnformen und stationären Einrichtungen (heute: „Beson-
dere Wohnformen“): Heimbewohner*innen haben gegenüber Frauen und Män-
nern in Außenwohngruppen ein umfangreicheres Gesamtnetzwerk, das allerdings
zum überwiegenden Teil aus wohngruppenabhängigen Personen (Mitbewoh-
ner*innen, Mitarbeiter*innen) besteht. In Außenwohngruppen und Wohngemein-
schaften steigt der Anteil wohngruppenunabhängiger Kontakte, beim betreuten
Einzel- und Paarwohnen sind die sozialen Netze in ihrer Zusammensetzung
differenzierter als bei Personen, die in Gruppen leben (Windisch et al. 1991;
Dworschak 2004; Langhanky und Hußmann 2005; Hanslmeier-Prockl 2009).
Kontakte zur Nachbarschaft sind eher die Ausnahme. Das heißt: Selbst bei
einer räumlichen Platzierung der Wohnangebote im Gemeinwesen ist die soziale
Integration nicht automatisch erreicht.

Teilhabe am allgemeinen Leben
Die Befragten der Berliner „Kundenstudie“ zeigten sich mit den Freizeitaktivi-
täten überwiegend zufrieden (Seifert 2010a). Bei den bevorzugten Freizeitpart-
ner*innen standen Freund*innen an erster Stelle, gefolgt von Betreuer*innen und
Mitbewohner*innen und den Eltern. Überraschend hoch war die Zahl derjenigen,
die in ihrer Freizeit am liebsten allein sind (44 %). Die Freizeitvorlieben waren
mit denen von Menschen ohne Behinderung vergleichbar, z. B. Spazierengehen,
Freunde treffen, Verwandte besuchen, Einkaufsbummel machen, sportliche Akti-
vitäten, Cafébesuche und Disco. Hier wird die Vielfalt der Möglichkeiten, die
in einer Großstadt offenstehen, wirksam. Teilweise wurden Treffpunkte und Frei-
zeitklubs in Anspruch genommen, die von Trägern der Behindertenhilfe betrieben
werden.

Das Vorhalten eigener Freizeitangebote durch Dienste und Einrichtungen der
Behindertenhilfe wird kritisch bewertet, da sie die Nutzung allgemeiner Angebote
des Gemeinwesens überflüssig machen und damit die Teilhabe am Sondersystem
stärken (Aselmeier et al. 2007; Hanslmeier-Prockl 2009). Dennoch können die
Freizeitangebote der Behindertenhilfe für Menschen im ambulant unterstützten
Wohnen eine Anlaufstelle für Kontakte zu anderen Personen mit Behinderung
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sein, die das selbstständige Leben unterstützt und Einsamkeitserfahrungen min-
dert. Um der Separation entgegenzuwirken, sind Dienste und Einrichtungen der
Behindertenhilfe aufgefordert, mit ihren Freizeitangeboten Verbindungen zum
Gemeinwesen herzustellen.

Im stationären Bereich ist die Zufriedenheit mit den Freizeitmöglichkeiten ver-
gleichsweise gering, insbesondere hinsichtlich der Ausübung von Hobbies, des
Einkaufens oder des Essengehens und des Kinobesuchs. Die Möglichkeiten, sich
sportlich zu betätigen oder Sportveranstaltungen zu besuchen und in die Kirche zu
gehen, erhielten bessere Zufriedenheitswerte (Schäfers 2008). Befragungen von
älteren Frauen und Männern mit intellektuellen Beeinträchtigungen zu bevorzug-
ten Freizeitaktivitäten und Formen der tagesstrukturierenden Angebote zeigen,
dass ihre Aktivitäten denen älterer Menschen ohne lebenslange Beeinträchtigung
ähnlich sind, z. B. Spaziergänge (Mair 2008).

Zusammenleben von Menschen mit und ohne Behinderung
Eine bislang in nur wenigen Bundesländern praktizierte Form des Wohnens sind
integrative bzw. inklusive Wohngemeinschaften, in denen Menschen mit und ohne
intellektuelle Beeinträchtigung zusammenleben. In Orientierung an den Leitprin-
zipien Inklusion und Selbstbestimmung wurde der Alltag einer Reutlinger Gruppe
über drei Jahre wissenschaftlich begleitet (Jerg 2001). Als Erhebungsinstrument
dienten Gesprächsgruppen, an denen Bewohner*innen mit bzw. ohne Assistenz-
bedarf, Mitarbeiter*innen, Eltern und Trägervertreter*innen beteiligt waren. In
der Analyse wurden förderliche und hemmende Bedingungen identifiziert, die
bei der Realisierung weiterer Wohnprojekte dieser Art genutzt werden können.
Eine wichtige Erkenntnis war, dass sich im Gegensatz zu institutionellen Formen
des Wohnens im integrativen lebensweltorientierten Wohnprojekt das Verhältnis
von Selbstbestimmung und Abhängigkeit anders darstellt. So werden durch die
Einbindung von Bewohner*innen ohne Assistenzbedarf in die Wohngemeinschaft
Formen institutionellen Denkens und Handelns verhindert und Bedingungen
hergestellt, die dem privaten Wohnen ähnlich sind. Anders als in tradierten Wohn-
settings haben die Bewohner*innen in dieser Wohnform eine „Machtposition“,
die ein hohes Maß an Kooperationsbereitschaft seitens der Institution voraus-
setzt und eine permanente Vermittlungsarbeit der hauptamtlich Mitarbeiter*innen
einfordert (Jerg 2001, S. 29). Seit 2020 besteht in Verantwortung des Trägers
„Gemeinsam leben lernen“ (München) ein wissenschaftlich begleitetes Projekt
zur bundesweiten Verbreitung inklusiver Wohngemeinschaften (https://www.woh
nsinn.org).

https://www.wohnsinn.org
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Wohnwünsche
In regionalen Studien in Baden-Württemberg, NRW und Berlin zur Weiterent-
wicklung des Wohnens unter den Leitprinzipien Selbstbestimmung und Teilhabe
äußern viele Menschen mit Behinderung Veränderungswünsche (Metzler und
Rauscher 2004; Wissel et al. 2007; Seifert 2010a). Sie zielen auf das Leben in
einer eigenen Wohnung (alleine oder mit Freund*in bzw. Partner*in) mit der indi-
viduell notwendigen Assistenz, in sozialen Bezügen und einem sozialen Umfeld,
das eine gute Infrastruktur bietet und nicht durch eigene Probleme belastet ist,
in einem sozialen Klima des Respekts und der Anerkennung. Jeweils etwa 40 %
der Befragten möchten in einer eigenen Wohnung mit ambulanter Unterstützung
leben. Einen etwas geringeren Prozentsatz der Umzugswilligen in eine selbst-
ständigere Wohnform erbrachte eine Befragung von Heimbewohner*innen in der
Untersuchung von Schäfers (2008) mit knapp 30 %. Langfristig wünschte sich
sogar die Hälfte der Befragten einen Wechsel – ein Zeichen dafür, dass die gegen-
wärtige Wohnsituation nicht den Bedürfnissen und Lebenszielen dieser Personen
entspricht.

Befragungen von Bewohner*innen von Komplexeinrichtungen im Prozess der
Dezentralisierung lassen erkennen, dass zwar Wünsche nach eigener Gestaltung
des Wohnraums, kleinere Wohngruppen und mehr Privatsphäre geäußert werden,
viele aber mangels Kenntnis von Alternativen zur gegenwärtigen Wohnsituation
keine konkreten Vorstellungen bezüglich einer anderen Wohnform entwickelt
haben (Fischer und Molnár-Gebert 2015). Manche wünschen sich anstelle des
eher beschaulichen Lebens auf dem Gelände der Komplexeinrichtung eine städti-
sche Infrastruktur mit Einkaufsmöglichkeiten, Kneipen, Friseuren und Eisdielen
sowie guter Anbindung an den Öffentlichen Personennahverkehr.

3.2.2 Qualität aus Beobachterperspektive

In einzelnen Studien wird der Zugang zur Alltagswirklichkeit von Menschen
mit intellektuellen Beeinträchtigungen in Wohneinrichtungen über teilnehmende
Beobachtungen erschlossen, weil die dort lebenden Menschen ihre Befindlichkeit
primär über ihr jeweils individuelles Ausdrucksverhalten artikulieren und nicht
selbst befragt werden können. Teilnehmende Beobachtungen sind ein Weg, sich
der subjektiven Perspektive dieser Menschen in der gegebenen Lebenssituation
anzunähern. Sie können ein Korrektiv zu Aussagen von Dritten sein, z. B. von
Mitarbeiter*innen als Akteur*innen im Bereich des Wohnens.

Beispielhaft sei die Kölner Lebensqualität-Studie genannt, die die Lebens-
situation von Menschen mit intellektuellen Beeinträchtigungen und komplexem



3 Entwicklung und Stand der Forschung zum unterstützten Wohnen … 49

Unterstützungsbedarf in unterschiedlichen Wohngruppen von Heimen der Ein-
gliederungshilfe und Pflegeheimen in Nordrhein-Westfalen untersuchte (Seifert
et al. 2001; Seifert 2002). Theoretischer Rahmen war ein mehrdimensiona-
les Konzept von Lebensqualität, das objektive Lebensbedingungen, subjektives
Wohlbefinden und persönliche Werte und Ziele integriert (Felce und Perry
1997). Das Modell ermöglicht eine differenzierte Betrachtung des subjektiven
Wohlbefindens in fünf miteinander in Wechselbeziehung stehenden Bereichen:
Physisches Wohlbefinden, soziales Wohlbefinden, materielles Wohlbefinden, Ent-
wicklung und Aktivität, emotionales Wohlbefinden. Da aufgrund der erhöhten
Abhängigkeit von Menschen mit schwerer Beeinträchtigung ein unmittelbarer
Zusammenhang zwischen der Lebensqualität dieses Personenkreises und der
Qualität der Hilfen besteht, die man ihnen gewährt, wurden als zusätzliche Ein-
flussfaktoren das professionelle Selbstverständnis und die Arbeitszufriedenheit
der Mitarbeiter*innen in die Analyse einbezogen. Die Ergebnisse der teilneh-
menden Beobachtungen im Wohnalltag belegen eine große Diskrepanz zwischen
dem professionellen Anspruch und der Umsetzung im Alltag. Ursachen dafür lie-
gen einerseits in den jeweils gegebenen strukturellen und situativen Bedingungen,
andererseits in der Konstellation von Persönlichkeitsmerkmalen, lebensgeschicht-
lichen Erfahrungen, aktuellen Befindlichkeiten, Einstellungen und spezifischen
Kompetenzen der Beteiligten.

Auch eine Studie in Hessen zeigt erheblichen Handlungsbedarf auf (Trescher
2016). Hier wurde mittels des Verfahrens der objektiven Hermeneutik die Lebens-
situation von Menschen mit intellektuellen Beeinträchtigungen in Intensivgruppen
einer Großeinrichtung am Rande der Stadt und in Gruppen eines dezentral ange-
legten Wohnkomplexes mit weniger schwer beeinträchtigten Personen in der
Nähe des Stadtzentrums untersucht. Als zentrales Ergebnis der Auswertung von
Beobachtungsprotokollen, Interviews mit zwei Bewohner*innen und drei Mit-
arbeiter*innen sowie Strukturbeschreibungen werden Aspekte der Entfremdung
konstatiert, die sowohl räumlich als auch sozial und emotional als vom übli-
chen Lebensalltag stark abweichend erlebt werden. Im Detail werden alltägliche
Erfahrungen von Einsamkeit, Überwachung und Regulierung sowie Objektivie-
rung konkretisiert, aber auch „Momente des Glücks“, die den Alltag aufhellen,
der überwiegend durch Warten, Passivität und Gleichförmigkeit geprägt sei. Die
emotional und sozial benötigte intensive Betreuung der Bewohner*innen finde
kaum statt; die Konzentration auf bürokratische Vorgänge wie Dokumentation und
Teilhabeplanung binde zeitliche Ressourcen der Mitarbeiter*innen, die eigentlich
für die Arbeit mit den Bewohner*innen zur Verfügung stehen sollten.
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Anthroposophisch ausgerichtete Formen des Wohnens und Lebens von Men-
schen mit intellektuellen Beeinträchtigungen in Sozialtherapeutischen Lebensge-
meinschaften sind in Deutschland kaum erforscht (u. a. Drechsler 2005; Stamm
2011). Erste Modelle des gemeinsamen Lebens und Arbeitens von erwachse-
nen Menschen mit und ohne Behinderung wurden in der zweiten Hälfte der
1950er Jahre als anthroposophische „Dorfgemeinschaften“ gegründet, als Gegen-
modell zur damals vorherrschenden Anstaltsunterbringung. Stamm (2011) hat in
vier Sozialtherapeutischen Lebensgemeinschaften in verschiedenen Bundeslän-
dern, überwiegend im ländlichen Raum, eine ethnografische Feldforschung zur
Praxis des Alltagshandelns und dessen Begründung durch die Gemeinschafts-
mitglieder durchgeführt. Über teilnehmende Beobachtungen, ein Forschungsta-
gebuch und Gespräche mit Mitgliedern der Gemeinschaft nahm er sowohl die
Strukturen des gemeinschaftlichen Lebens als auch einzelne Gemeinschaftsmit-
glieder als Individuen und die sozialen Interaktionen zwischen den handelnden
Akteur*innen in den Blick. Hauptkategorien der Auswertung bezogen sich auf
die Aspekte Ritual und Rhythmus, Zusammenleben, Innen und Außen, Indivi-
duum und Gemeinschaft. Die Ergebnisse der Analysen bestätigen, dass manche
Lebensgemeinschaften im Kontext des Paradigmenwechsels der Behindertenhilfe
zwar eine stärkere gemeinwesenbezogene Vernetzung anstreben, das tradierte
Selbstverständnis als „eigenständige, sich von der Umgebung auch abgrenzende
Gebilde, Organisationen mit eigener Form“ sei jedoch geblieben (Stamm 2011,
S. 275). Handlungsleitend sei die sog. inverse Integration, wonach Menschen mit
Behinderungen auch dann als integriert gelten, „wenn sie Normalität in einer
speziellen – inszenierten – Gemeinschaft erfahren“ (Stamm 2011, S. 276). Der
mit speziellen Einrichtungen tendenziell verbundene exkludierende Charakter sei
dabei sekundär. Angesichts des Risikos, dass „die Freiheit des Einzelnen zuguns-
ten gemeinschaftsrelevanter Belange deutliche Einschränkungen erfährt“, seien
die bewusste Entscheidung der Menschen mit Behinderung für diese Lebens-
form und deren Hinterfragbarkeit und Revidierbarkeit von besonderer Bedeutung
(Stamm 2011, S. 257).

3.2.3 Qualität aus Mitarbeiterperspektive

Mitarbeiter*innen von Einrichtungen und Diensten sind Träger von Reform-
rezepten. Ihre Motivation und Qualifikation sowie ihre Zufriedenheit mit den
Arbeitsbedingungen sind grundlegende Faktoren für eine qualitätsvolle Arbeit.
In der bisherigen Wohnforschung wird diesem Sachverhalt nur punktuell Rech-
nung getragen (u. a. Neumann 1988; Seifert 1997b; Habermann-Horstmeier und
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Limbeck 2016). Dabei wird den Rahmenbedingungen in den Einrichtungen eine
zentrale Rolle zugeschrieben.

Eine erste umfassende Situationsanalyse der Arbeitsbedingungen in Behin-
dertenheimen erfolgte in Baden-Württemberg im Rahmen des staatlichen For-
schungsprogramms zur Humanisierung des Arbeitslebens (Neumann 1988).
Beteiligt waren zwei Großeinrichtungen mit über 1000 bzw. über 500 Plät-
zen und eine Einrichtung mit 120 Plätzen. Über die Analyse von Interviews
mit Gruppenmitarbeiter*innen wurden Belastungselemente in der Arbeitssituation
ermittelt, insbesondere im Umgang mit Menschen mit intellektuellen Beeinträch-
tigungen, im Zusammenhang mit Kooperationsproblemen in den Betreuerteams
und strukturell-institutionsabhängige Faktoren (Wacker et al. 1985). Die Stu-
die kommt zu dem Schluss, dass im Interesse einer optimalen Betreuung und
Pflege der beeinträchtigten Menschen auch jeweils die Bedürfnisse der Mit-
arbeiter*innen zu reflektieren seien. Zu den wesentlichen strukturellen und
institutionsabhängigen Belastungsfaktoren, die der Veränderung bedürfen, zählen
die mangelnden Verantwortlichkeiten und Entscheidungskompetenzen der Mitar-
beiter*innen, die unzureichenden Mitsprache- und Mitbestimmungsmöglichkeiten
innerhalb der Institution, die unbefriedigende Kooperation der Betreuer*innen
mit den Vorgesetzten, unklare Aufgabenteilung und Rollenzuweisung sowie die
Arbeitszeitregelung, die zeitliche Belastung und die Gruppengrößen.

Zu ähnlichen Ergebnissen kommen Studien zur Wohnsituation von Erwach-
senen mit schweren intellektuellen Beeinträchtigungen in Berlin (Seifert 1997b).
Ausgehend von der These, dass die Arbeitszufriedenheit der Mitarbeiter*innen
vom Grad der Berücksichtigung ihrer Bedürfnisse durch die ökologischen Bedin-
gungen am Arbeitsplatz abhängt, wurden über Interviews mit Mitarbeiter*innen
in Vollzeitheimen und Wohnheimen sowie in Psychiatrischen Kliniken (in denen
zum damaligen Zeitpunkt noch viele Personen mit intellektuellen Beeinträch-
tigungen fehlplatziert waren) Bedürfnisse und Belastungen im Arbeitsalltag
identifiziert. Als wesentliche zufriedenheitsstiftende Komponente erwies sich die
Erfüllung der Bedürfnisse nach Sinnhaftigkeit der Arbeit, nach Kooperation,
nach Kompetenz sowie nach Eigenverantwortlichkeit und Mitsprache. Dringen-
der Handlungsbedarf wurde hinsichtlich der Reduzierung der Gruppengrößen,
der Verbesserung der Personalausstattung, der Qualifikation der Mitarbeiter*innen
durch Praxisberatung, Supervision und Fortbildungen sowie der Verbesserung der
Kooperation zwischen den Mitarbeiter*innen und mit externen Fachleuten und
Angehörigen angemahnt. Einrichtungsstrukturen sollten die Bedürfnisse der Mit-
arbeiter*innen berücksichtigen und mehr Eigenverantwortlichkeit und Mitsprache
gewährleisten sowie Möglichkeiten der Psychohygiene zur Prophylaxe gegen die
Gefahr des Ausbrennens vorhalten.
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Auch im Rahmen des Forschungsprojekts WISTA („Wohnen im Stadtteil
von Erwachsenen mit schwerer geistiger Behinderung“) nahm die Analyse der
Arbeitszufriedenheit des Gruppenpersonals breiten Raum ein (Hahn et al. 2004;
Richardt 1998). Als Zufriedenheit stiftend wurde die Realisierung eigener Bedürf-
nisse erlebt, z. B. das Zusammenleben in der Wohngruppe und die sozialen
Kontakte im Team sowie das Einbringen der eigenen Kompetenzen und das Erle-
ben von Anerkennung. Als problematisch erwiesen sich vor allem die unzurei-
chende konzeptionelle Orientierung und die mangelnde fachliche Unterstützung
in der Arbeit mit Menschen mit schweren Beeinträchtigungen. Ein wesentlicher
Einflussfaktor war die Zusammensetzung der Wohngruppen. Die Arbeit in Wohn-
gruppen, in denen ausschließlich Menschen mit einem hohen Unterstützungsbe-
darf zusammenlebten, führte zu Überforderungssituationen, während das Arbeiten
in heterogen strukturierten Gruppen als abwechslungsreich und motivierend erlebt
wurde. Eine etwa zeitgleich durchgeführte Studie von Dieckmann (2002) bestä-
tigt die große Bedeutung der Gruppenzusammensetzung für das Wohlbefinden
der Bewohner*innen und die Arbeitszufriedenheit der Mitarbeiter*innen.

In jüngster Zeit befragten Habermann-Horstmeier und Limbeck (2016) in
einer bundesweiten Studie 400 Betreuungskräfte in unterschiedlich strukturierten
Wohneinrichtungen für Menschen mit Behinderung (davon 10 % im ambulan-
ten Dienst) zu Belastungen in ihrer Arbeitssituation. Im Ergebnis fühlen sich
Mitarbeiter*innen in Wohnheimen besonders belastet, vor allem hinsichtlich der
Arbeitsorganisation und Arbeitszeitgestaltung: Fast drei Viertel der Befragten
beklagten, zu wenig Zeit für eine gute Betreuung der Bewohner*innen zu haben.
Die Hälfte sah ihre Arbeit durch das zunehmende Alter der Bewohner*innen
und den damit verbundenen höheren Pflegebedarf belastet. Ein Drittel bemängelte
ungünstige Arbeitszeiten und häufiges kurzfristiges Einspringen für Kolleg*innen.
Vom Gefühl der Überforderung betroffen sahen sich vor allem Personen, die mit
psychisch beeinträchtigten Menschen und mit Menschen mit schwerer mehrfacher
Beeinträchtigung arbeiten. Als weitere Belastungen wurden Faktoren benannt, die
die Arbeitsorganisation ‚die Interaktion in der Einrichtung (zwischen Hierarchie-
ebenen und innerhalb der Kollegenschaft), die Betreuer*innen und Kolleg*innen,
Bewohner*innen und ihre Angehörigen sowie eine ausufernde Bürokratie betref-
fen. Viele schätzten ihren Gesundheitszustand negativ ein, fast die Hälfte der
Befragten befürchtete ein Burnout in der näheren Zukunft. Knapp 40 % waren
der Ansicht, dass sich die Betreuungsqualität negativ auf die Gesundheit bzw.
das Wohlbefinden der Bewohner*innen auswirkt. Rund ein Drittel fühlte sich
durch auffälliges Verhalten von Bewohner*innen belastet, insbesondere jene,
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die ein künftiges Burnout befürchteten. Eine Verbesserung der Arbeitsbedingun-
gen – so das Fazit – hätte positive Auswirkungen auf das Arbeitsklima und die
Arbeitsfreude und damit auch auf die Qualität der Betreuung.

3.2.4 Qualität aus Angehörigenperspektive

Die Rolle der Angehörigen in Einrichtungen und Diensten der Behindertenhilfe
ist in der wohnbezogenen Forschung ein bislang wenig bearbeitetes Thema. Im
Fokus vorliegender Untersuchungen standen die Kooperation zwischen Eltern
und Fachkräften und der Ablösungsprozess im Zusammenhang mit dem Wechsel
des erwachsenen Kindes vom Elternhaus in eine Wohneinrichtung. Die Perspek-
tive der Geschwister von Erwachsenen mit intellektuellen Beeinträchtigungen, die
sich oftmals von der Sichtweise der Eltern unterscheidet, ist bislang kaum Thema
der Wohnforschung. Beispielhaft sei eine Studie von Seifert (1989) genannt,
die aus ökologischer Perspektive Gruppeninterviews mit erwachsenen Geschwis-
tern von Menschen mit (schwerer) intellektueller Beeinträchtigung durchgeführt
hat, die in Heimen leben bzw. deren Auszug aus dem Elternhaus bevorsteht.
Zum Themenspektrum gehörten u. a. die Beziehung zwischen den erwachsenen
Geschwistern, Erfahrungen mit der Heimsituation und die Übernahme der Ver-
antwortung für den Bruder oder die Schwester, wenn die Eltern dazu nicht mehr
in der Lage sind.

Kooperation zwischen Eltern und Mitarbeiter*innen in Wohneinrichtungen
In der nach wie vor umfangreichsten Studie zur Zusammenarbeit zwischen Eltern
und Fachkräften von Klauß und Wertz-Schönhagen (1993) wird das Verhältnis
zwischen Bewohner*in, Mitarbeiter*in und Eltern als tripolares Beziehungsge-
flecht bezeichnet. Mitarbeiter*innen agieren im System Wohngruppe, die Eltern
im System Familie, die Zusammenarbeit erfolgt an der Schnittstelle zwischen
beiden Systemen. Die Bewohner*innen sind – als integraler Teil beider Sys-
teme – Akteur*innen sowohl im professionell ausgerichteten und vertraglich
geregelten Beziehungssystem Mitarbeiter*in/Bewohner*in als auch im persönli-
chen, individuell und emotional geprägten Beziehungssystem Eltern/Kind (Sohn
bzw. Tochter). Jede der drei möglichen Beziehungen steht mit den beiden ande-
ren in Wechselwirkung. Veränderungen auf einer Seite ziehen Veränderungen der
anderen nach sich.

Zur Ermittlung von Einflussfaktoren auf die Kooperation zwischen Familie
und Heim wurden Interviews mit Eltern und Mitarbeiter*innen aus vier ver-
schiedenen stationären Einrichtungen unterschiedlicher Größe in Süddeutschland
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geführt. Die Analyse der Interviews ergibt, dass Probleme in der Zusammenarbeit
sehr häufig auf eine mangelhafte Kommunikations- und Kritikkultur zurückzufüh-
ren waren: Gegenseitige Erwartungen wurden nicht artikuliert, die Arbeit in der
Wohngruppe war für Eltern nicht transparent, Auseinandersetzungen bei auftre-
tenden Problemen erschöpften sich oft in gegenseitigen Vorwürfen anstelle einer
Klärung des Sachverhalts, ein fehlender Konsens über Zielsetzung und Schwer-
punkte der Betreuung führte zu Konflikten. Die Mitarbeiter*innen fühlten sich im
Rahmen ihrer Ausbildung nur unzureichend auf die Zusammenarbeit mit Ange-
hörigen vorbereitet. Die Problematik wurde verstärkt durch ein geringes Interesse
auf Leitungsebene, Kommunikationsstrukturen zu entwickeln, in denen der regel-
mäßige Austausch mit Eltern verbindlich vorgesehen und an Qualitätskriterien
orientiert ist. Zur Verbesserung der Situation wurden die Qualifizierung der Mit-
arbeiter*innen für die Kooperation mit Angehörigen und die Verankerung der
Zusammenarbeit mit Eltern im Qualitätsmanagement der Institutionen empfohlen.

Auch Interviews mit Mitarbeiter*innen in Berliner Wohneinrichtungen bestä-
tigen Probleme in der Zusammenarbeit mit Eltern (Seifert 1997b). Die Befragten
wünschten sich von den Angehörigen eine Anerkennung ihres pädagogischen
Tuns und möglichst wenig Einmischung in die Arbeit. Erschwernisse in der
Kooperation lagen nach Aussage der Mitarbeiter*innen vor allem in einer
engen Bindung zwischen Eltern und den erwachsenen Kindern und noch nicht
bewältigter Ablösung sowie in unterschiedlichen Ansichten über pädagogische
Zielsetzungen.

Ablösungsprozesse beim Auszug aus dem Elternhaus
Im Berliner Forschungsprojekt WISTA besaß die Zusammenarbeit mit Eltern
besonderes Gewicht, weil die wissenschaftlich begleiteten stadtteilintegrierten
Wohngruppen für Erwachsene mit schweren intellektuellen Beeinträchtigungen
auf Initiative von Eltern entstanden waren (Hahn et al. 2004). In allen Phasen des
Forschungsprozesses gab es vielfältige Aktivitäten zur Einbindung der Angehöri-
gen, u. a. Elterngruppen, Elternfreizeiten, Familiennachmittage, Einzelgespräche,
Elternabende, Eltern-Sorgenbarometer und eine Eltern-Zwischenbilanz.

Ausgehend von den WISTA-Projektaktivitäten untersuchte Fischer (2008,
2009) in einer qualitativen Längsschnittstudie Ablöseprozesse in zwölf Familien
mit erwachsenen Töchtern und Söhnen mit intellektuellen Beeinträchtigungen und
komplexem Unterstützungsbedarf. Über zehn Jahre hinweg ging sie der Frage
nach, unter welchen Bedingungen Eltern einer Ablösung positiv gegenüberstehen
können und wie dieser Prozess gut gelingen kann. Auf der Basis von Interviews in
drei Untersuchungszeiträumen und von Aktivitäten im Praxisfeld wurden fami-
lienspezifische Kompetenzen, Ressourcen und Strategien im Umgang mit dem
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Auszugserleben im Prozessverlauf dargestellt. Im Kontext bindungstheoretischer
Theorien definiert die Studie das Ziel einer gelungenen Ablösung als „Autonomie
in Verbundenheit“. Sie entsteht, „wenn bei fortdauernder emotionaler Verbunden-
heit zwischen Eltern und ihren erwachsenen Töchtern und Söhnen eine relativ
autonome Lebensführung von beiden Seiten akzeptiert und subjektiv als zufrieden
stellend empfunden wird“ (Fischer 2009, S. 56). Aus den Untersuchungsergeb-
nissen wurden Empfehlungen für die Praxis abgeleitet. Zentrale Aspekte waren
die Ausrichtung der Arbeit mit den Bewohner*innen auf einen gelingenden
Bindungsaufbau, die Vertrauensentwicklung bei Eltern und Angehörigen als not-
wendige Basis für eine gelingende Ablösung und positive Zusammenarbeit sowie
die Unterstützung der Handlungssicherheit der Mitarbeiter*innen im Ablösepro-
zess durch Vermittlung von (bindungstheoretischem) Fachwissen und Rückhalt
bei Problemlagen.

Welche Auswirkungen ein nicht gelungener Ablöseprozess aufseiten der
Eltern auf die Gestaltung der Beziehung zum Sohn oder zur Tochter nach
dem Auszug hat, zeigen Ergebnisse einer qualitativen Studie in Niedersach-
sen (Schultz 2010): Etwa der Hälfte der befragten Eltern gelang es nicht, die
Beziehung zu ihrem erwachsenen Kind zu einem stärker gleichberechtigten,
erwachsenengemäßen Verhältnis zu verändern. Damit ist ein wesentliches Ziel
der Persönlichkeitsentwicklung, die Individuation, erschwert, bei der der junge
Mensch im Kontext der anhaltenden Beziehung zu den Eltern Selbstständigkeit
und Verantwortungsübernahme für sich selbst entwickelt.

3.2.5 Leben im Familienverband

Formen des Zusammenlebens, die in der wohnbezogenen Forschung bislang
nur wenig Beachtung gefunden haben, sind das Wohnen von Erwachsenen mit
intellektuellen Beeinträchtigungen in ihrer Herkunftsfamilie und in Gastfamilien.

3.2.5.1 Wohnen in der Herkunftsfamilie
Schätzungen gehen davon aus, dass 40 bis 50 % der Erwachsenen mit lebenslang
bestehenden intellektuellen Beeinträchtigungen auch noch im fortgeschrittenen
Erwachsenenalter in ihrer Herkunftsfamilie leben, überwiegend bei den Eltern,
im Einzelfall auch bei Geschwistern (BMAS 2013, S. 79). Genauere Daten liegen
für Westfalen-Lippe vor (Thimm et al. 2019): Hier wohnten zum Zeitpunkt der
Erhebung rund 36 % mit Angehörigen oder komplett selbstständig ohne Wohn-
unterstützung. Zu den Lebensbedingungen in den Familien, der Zufriedenheit
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der Beteiligten und Zukunftsplanungen gibt es nur wenige Untersuchungen. Stu-
dien aus den 1990er Jahren beurteilen die Lebenssituation von Erwachsenen mit
intellektuellen Beeinträchtigungen im Elternhaus überwiegend kritisch (Seifert
2001a). Die familiären Sozialisationsbedingungen galten als defizitär, von Fremd-
bestimmung geprägt, vor allem in den Bereichen Freizeit, Kontakte, Sexualität,
Zukunftsplanung und Konsumverhalten (Schatz 1998). Neuere Studien nehmen
die Vielfalt von Familienkonstellationen in den Blick. Ihr Erkenntnisinteresse
bezieht sich auf die Identifikation von Bedingungsfaktoren, die das Zusammenle-
ben prägen und die Ablösung erleichtern oder erschweren. Im Zuge der Leitideen
Selbstbestimmung und Teilhabe am Leben in der Gesellschaft haben sich Einstel-
lungen und Handlungsorientierungen in den Familien verändert. Wie sich das auf
die Teilhabepotenziale und -barrieren von Menschen mit Behinderung auswirkt,
die auch im Erwachsenenalter in ihrer Herkunftsfamilie leben, ist bislang kaum
erforscht.

Ein Großteil der Familien meistert die Herausforderungen im Alltag ohne
Hilfen von außen, manche nehmen familienunterstützende Dienste oder Kurz-
zeitunterbringungen in Anspruch. Es ist absehbar, dass die Familien mit zuneh-
mendem Alter der Eltern die Betreuung nicht auf Dauer werden leisten können.
Untersuchungen zufolge sprechen sich dennoch viele Eltern dafür aus, weiter-
hin mit ihrem Sohn oder ihrer Tochter in einem Haushalt leben zu wollen. So
zeigten Befragungen von Müttern und Vätern in verschiedenen Bundesländern
relativ übereinstimmend, dass jeweils bei mehr als einem Viertel der Befragten
der Verbleib in der Familie (incl. Wohnen bei Geschwistern) obere Priorität hat
(Metzler und Rauscher 2004: 27 %; Stamm 2008: 32 %; Schäfers und Wan-
sing 2009: 29 %; Seifert 2010a: 30 %). Weitere Studien lassen darauf schließen,
dass ein längerfristiger Verbleib im Elternhaus von einem Großteil der Befrag-
ten nicht ausgeschlossen wird (Burtscher et al. 2015). Insbesondere Familien mit
starkem innerem Zusammenhalt wünschen sich ein dauerhaftes Zusammenleben,
auch bei schweren Beeinträchtigungen des Familienmitglieds (Hellmann et al.
2007; Schäfers 2018).

Wohnangeboten für Menschen mit Behinderung außerhalb des Elternhauses
stehen diese Eltern eher skeptisch gegenüber; sie haben Sorge, dass individuelle
Bedürfnisse dort nur unzureichend berücksichtigt werden. Ein Auszug wird von
vielen nicht als altersangemessener Schritt in ein eigenständiges Leben gesehen,
sondern als eine „mit Schuldgefühlen behaftete Weggabe, als ein Abschieben“
(Stamm 2008, 104). Ähnlich begründeten Eltern in einer Studie in Südtirol und
Wien ihr Votum für ein Verbleiben im Elternhaus: Ein Wohnheim könne nie
ein richtiges Zuhause für die erwachsenen Töchter und Söhne sein und würde
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zudem die über Jahre gewachsene Bindung zwischen Eltern und Kind gefähr-
den (Klicpera und Gasteiger-Klicpera 1998). Von den insgesamt 200 befragten
Angehörigen hielt ein noch höherer Prozentsatz als in Deutschland einen Auszug
aus dem Elternhaus nicht für erstrebenswert. Dennoch äußerten manche Eltern,
die mit ihren erwachsenen Kindern zusammenleben, auch kritisch zu bewertende
Sachverhalte beim Wohnen in der Familie, insbesondere die mangelnde Förde-
rung der Selbstständigkeit und Eigenverantwortung im Elternhaus und fehlende
soziale Kontakte (Seifert 2010a). Im Einzelfall wurden auch eigene Belastungen
und Probleme im Zusammenleben mit dem erwachsenen beeinträchtigten Kind
thematisiert.

Mit den Zukunftsvorstellungen von Eltern für ihre Söhne und Töchter haben
sich Burtscher et al. (2015) im Berliner Forschungsprojekt ElFamBe („Älter
werdende Eltern und erwachsene Familienmitglieder mit Behinderung“) über Fra-
gebogenerhebungen in Familien, Interviews und anderen Formen des Austauschs
mit Eltern (z. B. Themencafés) befasst. Sie kommen zu dem Ergebnis, dass Eltern
passende Lösungen für die von ihnen gewählten Lebensentwürfe wünschen. Dazu
gehört auch das Zusammenleben in der Familie. Die bestehenden wohnbezoge-
nen Strukturen und Konzepte entsprechen meist nicht ihren Vorstellungen. Auf
der Basis der Erhebungen wurden konkrete Vorschläge für die Zusammenarbeit
von Mitarbeiter*innen der Behindertenhilfe und Eltern und für die Verbesserung
der Angebotsstruktur gemacht. Sie orientieren sich an den individuellen Bedürf-
nissen und Wünschen der Familien zur Unterstützung und Entlastung sowie zur
künftigen Gestaltung des Zusammenlebens und der Perspektiven für ein Wohnen
ihrer Töchter und Söhne außerhalb des Elternhauses.

In einigen Studien werden auch im Elternhaus lebende Töchter und Söhne
selbst nach ihren Präferenzen befragt, z. B. in einer Untersuchung von Hell-
mann et al. (2007) zur Lebenssituation von schwer beeinträchtigten Frauen und
Männern ab ca. 40 Jahren in ihrer Herkunftsfamilie. Fast alle der in Interviews
befragten Frauen und Männer äußerten, dass sie möglichst lange im Elternhaus
bleiben wollen. In Bezug auf die Zukunftsplanung zeigten sie sich in unter-
schiedlicher Weise aktiv: Einige benannten eigene Vorstellungen und wurden
hinsichtlich der Umsetzung in Kooperation mit den Eltern selbst aktiv. Andere
orientierten sich an den Zukunftsvorstellungen der Eltern, wollten aber die gegen-
wärtige Situation nicht von sich aus verändern. Eine dritte Gruppe fühlte sich
durch eine Thematisierung von Zukunftsfragen eher verunsichert. In weiteren
Familien wurden Gedanken an die Zukunft verdrängt; die Eltern wollten den Sta-
tus quo erhalten, während ihre beeinträchtigten Angehörigen sich im Einzelfall
auch ein Leben in einer Einrichtung vorstellen konnten. Die Autor*innen kom-
men zu dem Schluss, dass der Verlauf und die Ergebnisse von zukunftsbezogenen
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Diskussionen in den Familien in hohem Maß vom langjährigen Umgang mitein-
ander und den dabei erworbenen Kommunikationsweisen abhängig ist (Hellmann
et al. 2007).

Auch in der Berliner „Kundenstudie“ zeigten sich viele Frauen und Män-
ner mit dem Wohnen bei den Eltern zufrieden, insbesondere hinsichtlich der
Wohnbedingungen, des sozialen Umfelds, der Freiräume für Selbstbestimmung,
der familiären Beziehungen und der Betreuung durch die Eltern sowie der
Freizeitgestaltung (Seifert 2010a). Nur wenige berichteten von Problemen im
Zusammenleben. Aber auch hier wollte ein Teil der Befragten in Zukunft anders
wohnen als jetzt, möglichst in einer eigenen Wohnung mit Assistenz. Die Vor-
stellungen der befragten Eltern zum künftigen Wohnen ihrer erwachsenen Kinder
unterschieden sich je nach Lebensalter, Lebenssituation, Lebenserfahrungen. Das
Leben in einer eigenen Wohnung war in der Regel nicht die oberste Priorität. Die
meisten bevorzugten gemeinschaftliche Wohnformen. Sie setzten auf ein „Leben
in Nachbarschaften“, das dem Wunsch nach Individualität, Gemeinschaft, sozialer
Einbindung in den Kiez und Nähe zu den Eltern Rechnung trägt (Seifert 2010a).
Wertschätzung und Anerkennung sowie persönliche Beziehungen und Kon-
takte im Wohnumfeld hatten einen hohen Stellenwert. Bevorzugt wurden kleine
Wohneinheiten für Menschen mit unterschiedlichem Unterstützungsbedarf, inte-
griert in Hausgemeinschaften oder Mehrgenerationenhäuser. Auch individuelle
Hilfearrangements z. B. mit persönlichem Budget waren eine Option.

3.2.5.2 Wohnen in Gastfamilien
Wohnen in Gastfamilien ist als eine Form des Betreuten Wohnens insbesondere in
Baden-Württemberg und Westfalen-Lippe als Leistung der wohnbezogenen Ein-
gliederungshilfe für Menschen mit Behinderung etabliert. Sie wird quantitativ
gegenüber anderen Wohnformen jedoch nur geringfügig in Anspruch genommen
(Theunissen und Feschin 2018). So nutzten beispielsweise in Westfalen-Lippe im
Jahr 2018 insgesamt 710 Erwachsene mit Behinderung das Angebot, überwiegend
Menschen mit intellektuellen Beeinträchtigungen.2 Die Formen des Betreuten
Wohnens in einer Gastfamilie sind unterschiedlich: 40 % leben in ihrer ehemali-
gen Pflegefamilie, 35 % in einer Gastfamilie, 11 % bei Einzelpersonen und 14 %
bei Verwandten zweiten Grades. Die Betreuung wird durch Fachkräfte begleitet
und unterstützt.

Im Rahmen des Forschungsprojekts LEQUI („Lebensqualität inklusiv(e):
Innovative Konzepte unterstützten Wohnens älter werdender Menschen mit
Behinderung“) wurde der Frage nachgegangen, inwieweit das Betreute Wohnen

2 https://www.lwl.org/spur-download/bwf/BWF_Jahresbericht_2018.pdf (17.11.2022).

https://www.lwl.org/spur-download/bwf/BWF_Jahresbericht_2018.pdf
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in Familien zur Sicherstellung der Lebensqualität von älter werdenden Menschen
mit lebensbegleitenden intellektuellen Beeinträchtigungen unter Berücksichtigung
der Leitideen Teilhabe, Inklusion und Selbstbestimmung beitragen kann (Thönnes
2012). Die Analyse von Interviews mit Nutzer*innen, aufnehmenden Familien
und Anbietern zeigte, dass die Familien und die Nutzer*innen das Zusam-
menleben als wechselseitigen Gewinn erlebten. Beide Seiten profitierten auf
unterschiedliche Weise. So wurde von den älteren Menschen mit Behinderung die
Erfahrung neuer Rollen, z. B. als Onkel oder Tante, Opa oder Oma, Bruder oder
Schwester, als Wertschätzung ihrer Person erlebt. Umgekehrt schätzten die auf-
nehmenden Familien den emotionalen und funktionalen Beitrag zum familiären
Zusammenleben, den die Menschen mit Behinderung leisten, als bereichernd.
Anbieter berichteten, dass im Einzelfall der Altersabbau durch den Einzug in eine
Gastfamilie verzögert wird. Die Bereitschaft der Familien, einen Menschen mit
Behinderung bis zum Lebensende zu betreuen, steigt mit wachsender Intensität
der Beziehung, eine Überforderung müsse allerdings verhindert werden.

Unter dem Aspekt der Inklusion lassen die Analysen erkennen, dass die
Bewohner*innen sich ihrer „Zweiten Familie“ zugehörig fühlen. Sie sind selbst-
verständlich an familiären und gesellschaftlichen Aktivitäten beteiligt. Sie können
eigene Entscheidungen treffen, benötigen dafür jedoch Ermutigung und Unter-
stützung. Die Möglichkeiten der Beteiligung an alltagsbezogenen Aktivitäten
sind jedoch teilweise eingeschränkt, z. B. beim Einkaufen, bei der Zuberei-
tung des Essens oder der Wäschepflege. Dadurch werden Chancen zum Erhalt
der intellektuellen und motorischen Fähigkeiten im Alter durch das Erleben von
Selbstbestimmung und Selbsttätigkeit nicht genutzt und angepasstes Verhalten
gefördert. Trotz dieser Einschränkungen resümiert die Studie, dass das Betreute
Wohnen in Familien zur Steigerung der subjektiven Lebensqualität von Men-
schen mit Behinderung im Alter beiträgt – vorausgesetzt, dass bei der Auswahl
geeigneter Gastfamilien die Bedarfe und Bedürfnisse sowie die Lebensumstände
und Lebensvorstellungen der Familien und der anfragenden Nutzer*innen abge-
stimmt werden. Die individuelle Betreuung werde von den Nutzer*innen sehr
geschätzt. Um bestehende Selbstbestimmungs- und Teilhabepotenziale tatsächlich
zu nutzen, sei eine kontinuierliche Begleitung der Familien durch professionelle
Fachkräfte erforderlich.

3.2.6 Schutz vor Gewalt

Gewalterfahrungen im Bereich des Wohnens von Menschen mit intellektuel-
len Beeinträchtigungen sind in der Forschung bislang wenig bearbeitet (u. a.
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Michalek 2000; Schröttle et al. 2013; Mayrhofer et al. 2019). Vorliegende Stu-
dien berichten übereinstimmend, dass die meisten der von Gewalt betroffenen
Bewohner*innen bereits in ihrer Kindheit und Jugend entsprechende Erfahrungen
machten. Beim Leben im geschlossenen System einer Einrichtung tragen Abhän-
gigkeitsverhältnisse und mangelndes Selbstbewusstsein und Selbstvertrauen sowie
fehlende soziale Kontakte, die im Konfliktfall Unterstützung geben könnten, dazu
bei, dass Übergriffe unentdeckt bleiben. Auf der Suche nach externer Unterstüt-
zung sind Frauen besonders eingeschränkt, weil ihre Aussagen häufig als nicht
glaubwürdig erachtet werden.

Michalek (2000) hat in Wohnheimen und Großeinrichtungen das Erleben von
Gewalt und den Umgang mit Konflikten untersucht. Unter Anwendung qua-
litativer und quantitativer Verfahren erfasste sie moralische Bewertungen von
pädagogischen Dilemmasituationen aus der Perspektive von Bewohner*innen
und Mitarbeiter*innen. Die Ergebnisse zeigen, dass hinsichtlich der Wahrneh-
mung konflikthafter Situationen die Dauer des Heimaufenthalts eine Rolle spielt:
Die Sensibilität der Bewohner*innen für Gewalt und Konflikte war umso gerin-
ger, je länger sie im Heim lebten. So erschien vielen die Anwendung von
Zwang als gerechtfertigt, wenn damit vermeintliche Ziele wie z. B. „Sauberkeit“
oder „Fürsorge“ erreicht werden. Bei den Mitarbeiter*innen war die Wahrneh-
mung von Gewalt umso geringer, je weniger sie pädagogisch qualifiziert für
ihre Arbeit waren und je stärker der Institutionscharakter der Einrichtung aus-
geprägt war. Besonders gravierend ist die Erkenntnis, dass Heimbewohner*innen
keine institutionell verankerten Optionen zur Verfügung stehen, auf aggressive
Konflikte und Gewalterfahrungen in ihrem Alltag aufmerksam zu machen. Bei
der Suche nach Hilfe sind sie auf die Bezugsbetreuer*innen angewiesen. Wenn
diese die Einschätzung einer von Bewohner*innen verbal oder nonverbal geschil-
derten Gewaltsituation nicht teilen, bleibt der Konflikt meist unentdeckt. Die
Untersuchung kommt zu dem Schluss, dass die individuellen Einstellungen von
Mitarbeiter*innen zu Zwang und Gewalt von externen Faktoren abhängig sind,
vor allem von ihrer fachlichen Qualifikation und von den institutionellen Bedin-
gungen sowie der Kultur der Einrichtung. Die Ergebnisse wurden in Forderungen
für die Praxis verdichtet.

Schröttle et al. (2013) untersuchten in einer repräsentativen Studie u. a. die
Lebenssituation von Frauen mit Behinderung in privaten Haushalten und Ein-
richtungen. Rund ein Fünftel der Befragten waren Heimbewohner*innen mit
intellektueller Beeinträchtigung (n = 318). 68 % von ihnen waren von psychi-
scher Gewalt betroffen, 58 % von körperlicher Gewalt und 21 % von sexueller
Gewalt. Die von den Frauen berichteten mangelnden Mitbestimmungs- und
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Gestaltungsmöglichkeiten des Lebens in Einrichtungen sowie die Einschränkun-
gen der Privat- und Intimsphäre und der mangelnde Schutz vor unterschiedlichen
Gewalterfahrungen durch Mitbewohner*innen und Personal zeigen den hohen
Grad an Diskriminierung dieser Personengruppe in Heimen.

Eine repräsentative Studie in Österreich lenkt die Aufmerksamkeit auf die
Identifikation von Risiko- und Schutzfaktoren und die Ableitung von Maßnahmen
zur Gewaltprävention und zur Unterstützung von Gewalt betroffener Menschen
mit Behinderung (Mayrhofer et al. 2019). Es wurden standardisierte Interviews
mit Frauen und Männern mit Behinderung bzw. psychischer Beeinträchtigung
in unterschiedlichen Einrichtungen der Behindertenhilfe und des Maßregelvoll-
zugs, Fragebogenerhebungen bei Leitungspersonen und Mitarbeiter*innen der
Einrichtungen sowie vertiefende qualitative Interviews mit Menschen mit Behin-
derung und mit Expert*innen aus verschiedenen Arbeitskontexten durchgeführt.
60 % der Befragten in Einrichtungen der Behindertenhilfe haben intellektuelle
Beeinträchtigungen (n = 272).

Zentrale Erkenntnisse zu möglichen Einflussgrößen und Risikofaktoren, die
Auswirkungen auf die Lebensqualität der Bewohner*innen und den Schutz vor
Gewalt haben, werden auf unterschiedlichen Ebenen konkretisiert. Auf der insti-
tutionellen Ebene sind folgende Aspekte von besonderer Relevanz: Leitbild,
Organisationskultur, Menschenbild, Rolle der Leitung, personenzentrierte Unter-
stützungskonzepte, Autonomie und Privatsphäre, Ressourcen und Möglichkeiten
des Ausprobierens und Austauschens zwischen den Mitarbeiter*innen, De-
Institutionalisierung, Wahlfreiheit für die Bewohner*innen hinsichtlich des Wohn-
und Betreuungssettings. Auf der Ebene der Nutzer*innen spielen Empowerment-
Prozesse, ein barrierefreier, niederschwelliger Zugang zu Informationen, die
Sensibilisierung und Aufklärung über Gewalt, das Wahrnehmen und Setzen von
Grenzen sowie die Wahrung der Privatsphäre, Rückzugsmöglichkeiten, Ausleben
von Sexualität und ein effektiver Gewaltschutz eine wichtige Rolle. Deutlich wird,
dass die Einrichtungen sich auf „äußerst unterschiedlichen Niveaus an Bewusst-
sein für und Umsetzung von Präventions- und Interventionsmaßnahmen“ befinden
(Mayrhofer et al. 2019, S. 25). Zwar gibt es in fast allen Einrichtungen mündlich
kommunizierte Regelungen für den Umgang mit Gewaltvorfällen, dennoch wer-
den Schulungen von Mitarbeiter*innen und Nutzer*innen der Einrichtungen zur
Gewaltprävention und zum Umgang mit Gewaltvorfällen für dringend erforderlich
gehalten.
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3.3 Leitkonzept: Selbstbestimmung und Teilhabe

Der im Bundesteilhabegesetz verankerte Wandel von der institutionellen zur per-
sonenbezogenen Perspektive stellt an das System der Behindertenhilfe große
Herausforderungen. Priorität hat die selbstbestimmte Lebensführung von Men-
schen mit Behinderung. Wünschen für ein individuelles Wohnen außerhalb
besonderer Wohnformen soll entsprochen werden – „soweit sie angemessen
sind“ (§ 104 SGB IX). Fehlende Ressourcen (insbesondere bei hohem Unter-
stützungsbedarf) und weiterhin bestehende institutionelle Strukturen stehen der
personenzentrierten Gestaltung von Wohnsettings jedoch häufig entgegen. Der
Wandel der Strukturen und Konzepte findet in der wohnbezogenen Forschung
seinen Niederschlag. Untersucht werden insbesondere Prozesse der Dezentralisie-
rung und Deinstitutionalisierung in Großeinrichtungen und deren Auswirkungen
auf die Bewohner*innen, die Folgen der Ambulantisierung, alternative Wohn-
konzepte für Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf und für ältere
Menschen mit lebensbegleitender Behinderung.

3.3.1 Dezentralisierung und Deinstitutionalisierung

Seit Mitte der 1990er Jahre kam es an einigen Standorten im Bundesgebiet zur
Umwandlung großer stationärer Einrichtungen in gemeinwesenintegrierte Wohn-
situationen. Bestehende Wohnangebote auf dem Stammgelände wurden abgebaut
und kleinere Wohneinheiten in umliegenden Städten und Gemeinden geschaffen,
die mehr Individualität, mehr Selbstbestimmung und mehr Teilhabe am allgemei-
nen Leben ermöglichen und einen Zuwachs an Kompetenzen mit sich bringen
sollten. Im Gegensatz zu Norwegen, wo Anfang der 1990er Jahre die Heimstruk-
turen aufgelöst wurden, und zu Schweden, das 1997 die Schließung von (Groß-)
Einrichtungen gesetzlich verordnete, fand in Deutschland an keinem Standort eine
vollständige Auflösung der ehemaligen Anstalten bzw. später gegründeten großen
Wohneinrichtungen statt.

3.3.1.1 Evaluation von Umwandlungsprozessen
Die Berliner Forschungsgruppe um Martin Th. Hahn untersuchte im Forschungs-
projekt USTA („Umwandlung stationärer Einrichtungen für Erwachsene mit
geistiger Behinderung in gemeinwesenintegrierte Wohnsituationen“) Einflussfak-
toren von Umwandlungsprozessen in Brandenburg (Hahn et al. 1998, 2003;
Eisenberger et al. 1999). Die zunächst auf eine Heimeinrichtung fokussierte
Untersuchung musste nach bereits erfolgten umfangreichen Projektaktivitäten
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wegen einer Veränderung der ursprünglichen Planungen des Trägers abgebro-
chen werden. Die erforderliche Neuorientierung des Projekts mündete in eine
retrospektive Untersuchung der Erfahrungen in bereits erfolgten Umwandlungs-
prozessen in Brandenburger Großwohnheimen, Komplexeinrichtungen und Lan-
deskliniken. Dabei ging es u. a. um die Motivation der Träger zur Initiierung der
Veränderungsprozesse, die strukturellen Bedingungen der Einrichtungen und des
Umfelds, die Rolle der Leitung und der Mitarbeiter*innen, die Bewohner*innen
und um Rahmenbedingungen, die sich für die angestoßenen Entwicklungen als
förderlich oder hemmend erwiesen. Die Ergebnisse der Studie zeigen, dass weder
die Bewohner*innen noch die Mitarbeiter*innen bei der Initiierung und Pla-
nung der Veränderungsprozesse beteiligt wurden. Bei nur teilweise erfolgter
Ausgliederung von Bewohner*innen blieben die Personen mit schweren Beein-
trächtigungen zurück (Hahn et al. 2003). Als entscheidend für das Gelingen
der Projekte erwiesen sich adäquate Rahmenbedingungen am neuen Wohn-
standort. Durch Immobilienbesitz entstanden bei den Stammeinrichtungen meist
Nachnutzungsprobleme, realisierbare Konzepte dazu fehlten.

In den 2000er Jahren beschleunigte ein Förderprogramm von Aktion Mensch
die Umwandlung der Wohnbereiche von Groß- und Komplexeinrichtungen. Ziel
der Dezentralisierungs- und Deinstitutionalisierungsprozesse war nicht allein
die Verlagerung kleinerer Wohneinheiten in die Gemeinden, sondern auch die
Verbesserung der individuellen Lebensqualität und die soziale Integration im
Wohnumfeld. Mit 53 Trägern schloss die Aktion Mensch Zielvereinbarungen,
die trotz erheblicher finanzieller Förderung zur „Umwandlung“ von weniger als
4 % der bundesweit insgesamt annähernd 200.000 Plätze führten.

Die Tübinger Forschungsstelle „Lebenswelten von Menschen mit Behin-
derung“ evaluierte die Umwandlungsprozesse in einzelnen Einrichtungen des
Fachverbands Caritas Behindertenhilfe und Psychiatrie (CBP) und des Bun-
desverbands evangelische Behindertenhilfe (BeB) (Metzler und Springer 2010;
Metzler und Pracht 2016). Im Bereich des CBP lag der Schwerpunkt der
Evaluation auf einer qualitativen Analyse der Umwandlung im Hinblick auf
Veränderungen in den Stammeinrichtungen, den Einschätzungen der Mitarbei-
ter*innen sowie vor allem den Wirkungen, die ein Umzug für die beteiligten
beeinträchtigten Menschen hatte. Dies wurde im Bereich des BEB ergänzt um
eine eingehende betriebswirtschaftliche Analyse.

Befragungen der Menschen, die in diesen Großprojekten von Umzügen betrof-
fen waren, zeigten zunächst eine überaus große Zufriedenheit, vor allem in
Hinblick auf die neu gewonnene Wohnqualität (eigenes Zimmer, eigenes Bad).
Eine differenziertere Analyse dieser Ergebnisse zeigte jedoch zugleich die Abhän-
gigkeit dieser Zufriedenheit von den Strategien der Umzugsplanung. Insbesondere
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wenn Träger die Menschen mit Behinderung als Akteur*innen in diesem Pro-
zess wahrnahmen und ihnen durch Zukunftskonferenzen, Nutzung heiminterner
Wohnberatung, Mitsprache bei Bauplanungen u. a. eine persönliche Entscheidung
ermöglichten, reichte die Zufriedenheit weit über die neu gewonnene Wohnqua-
lität hinaus. Das in solchen Prozessen stattfindende Empowerment veränderte die
Menschen im Hinblick auf ihr Selbstvertrauen sowie ihre Identität; bei einzel-
nen Personen äußerte sich dies sogar kurz nach ihrem Umzug in weitergehenden
Lebensplanungen, die auch neuerliche Umzüge nicht ausschlossen.

Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf waren in den ersten Jahren
der Umwandlungsprojekte zunächst nicht oder kaum beteiligt und zählten damit
zu den „Verlierern“ der Trägerstrategien. Im weiteren Verlauf wurden sie auch
einbezogen. Für sie war jedoch die Umwandlung von stationären Wohnsettings
in gemeindeintegrierte Wohnangebote nicht in jedem Fall ein Garant für mehr
Lebensqualität. Wenn das Fortbestehen institutioneller Denkmuster eine indivi-
dualisierte Alltagsgestaltung verhindert und die Nutzung der Infrastruktur des
Sozialraums sowie soziale Kontakte zu Bürger*innen des Stadtteils aufgrund
fehlender personeller Ressourcen nicht möglich sind, wird ihnen die Chance
vorenthalten, für sich selbst bedeutende neue Erfahrungsräume zu erschließen.
Unabhängig von der personellen Situation gilt fehlende Selbstständigkeit in den
Köpfen vieler Mitarbeiter*innen als Grenze für soziale Inklusion (Falk 2016;
Franz 2014a).

3.3.1.2 Deinstitutionalisieren als elementarer Prozess
Neben der Veränderung von Rahmenbedingungen besitzt der Prozess des Dein-
stitutionalisierens im Denken und Handeln der Beteiligten zentrale Bedeutung:
„Handlungsabläufe, Verhaltensweisen, soziale Kontexte sind dann relativ insti-
tutionalisiert, je mehr sie von dauerhaften und gleichbleibenden, sehr oft
kodifizierten und meist organisatorischen Regelstrukturen geprägt werden. Diese
Strukturen beanspruchen ihre Gültigkeit relativ unabhängig vom Handeln und
den Bedürfnissen konkreter Individuen. Diese werden damit immer in irgendeiner
Form sozialer Kontrolle unterworfen, ihre Handlungsspielräume werden begrenzt.
Deinstitutionalisierung ist dann jede Veränderung eines sozialen Kontextes bzw.
Handlungsablaufs (hier: Wohnen), der die Dichte, Reichweite oder/und den
Geltungsbereich institutioneller (hier: von einer Organisation ausgehender) Regel-
strukturen verringert und dadurch zu größeren individuellen Handlungs- und
Verhaltensspielräumen führt“ (Kastl und Metzler 2015, S. 23).

Die von Wolfgang Jantzen in einem Begleitforschungsprojekt zur Deinstitu-
tionalisierung einer Großeinrichtung in Niedersachsen angewandte Methode der
Fachberatung zeigte Wege auf, wie das Selbstverständnis der Mitarbeiter*innen
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im Interesse einer rehistorisierenden bedürfnisorientierten Arbeit mit Menschen
mit komplexen Beeinträchtigungen theoriegeleitet weiterentwickelt werden kann
(Jantzen 2003). Ähnliche Prozesse hat Weber (2004) praxisbezogen dokumentiert.
Systematische Längsschnittuntersuchungen stehen noch aus.

Eine retrospektive qualitative Untersuchung des Regionalisierungs- und
Dezentralisierungsprozesses einer Groß- und Komplexeinrichtung in Hessen
nahm den Zusammenhang zwischen organisationalem Wandel und Deinstitutio-
nalisierung in den Blick. Theoretischer Bezugsrahmen war der soziologische
Erklärungsansatz des Neoinstitutionalismus, nach dem sich eine Deinstitutio-
nalisierung immer dann vollzieht, wenn institutionalisierte Prinzipien, die als
Regeln, Normen oder Überzeugungen die Strukturen und das Handeln prägen,
ihre Gültigkeit verlieren und neue Prinzipien leitend werden (Falk 2018). Unter
der Zielsetzung, Gelingensfaktoren für die aktiven Veränderungen von Organi-
sationen zur Förderung von Selbstbestimmung und Teilhabe zu identifizieren,
wurden am Beispiel einer regionalen Wohneinheit sowohl strukturelle Aspekte
(z. B. Gebäude, Organisation, Finanzierung, Platzzahlen, sozialpolitische und
rechtliche Fragen) als auch kulturelle und fachliche Elemente (z. B. pädagogische
Konzeption, Beziehungen der Beteiligten zueinander, Leitprinzipien, Einstellun-
gen und Werte, Machtverhältnisse, Bewusstseinsbildung in der Gesellschaft)
untersucht (Falk 2016). Auf der Basis von Interviews mit Expert*innen, Mit-
arbeiter*innen und einzelnen Bewohner*innen sowie Dokumentenanalysen und
teilnehmenden Beobachtungen im Wohnalltag kommt die Studie zu dem Schluss,
dass die Vorgehensweisen der Organisation zur Veränderung der Strukturen und
deren Vermittlung eine Bewusstseinsbildung beim Basispersonal bewirkten. Bis-
lang vorherrschende Überzeugungen wurden infrage gestellt, z. B. die Schon-
und Schutzbedürftigkeit der Bewohner*innen und deren Rund-um-Versorgung in
Komplexeinrichtungen. Als neue leitende Prinzipien wurden die Normalisierung,
die räumliche und funktionale Integration, die Personorientierung, die Selbststän-
digkeit, verbunden mit der Übernahme von Pflichten, und in geringem Maße auch
Selbstbestimmung identifiziert. Die neuen Strategien fanden ihren Niederschlag
im Platzabbau, in der Erschließung neuen Wohnraums in gesellschaftlich üblichen
Nachbarschaften und in der Reduktion zentraler Strukturen und deren Verla-
gerung in die Region, verbunden mit einer Verantwortungsübergabe auf untere
Organisationseinheiten. Die räumliche Integration der Bewohner*innen begüns-
tigte die funktionale Integration, was sich förderlich auf die Entstehung sozialer
Kontakte zu Bürger*innen des Sozialraums auswirken und soziale Integration zur
Folge haben könnte.

Die Analyse des professionellen Handelns der Mitarbeiter*innen zeigte
jedoch, dass die Leitprinzipien Selbstbestimmung und Teilhabe, Person- und
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Sozialraumorientierung nicht unabhängig vom jeweiligen Unterstützungsbedarf
gelten. Es wurde weiterhin davon ausgegangen, dass die erforderlichen Unter-
stützungsleistungen für Menschen mit schweren Beeinträchtigungen nur im
stationären Bereich erbracht werden können. Alle wohnbezogenen Aktivitäten
und Unterstützungsleistungen erfolgten organisationsintern, eine Vernetzung mit
anderen Diensten im Sozialraum fand nicht statt, der fachliche Schulungsbe-
darf bei Mitarbeiter*innen in der neuen Wohnsituation wurde nicht erkannt.
Die mangelnde partizipative Gestaltung des Entwicklungsprozesses beeinträch-
tigte Empowerment-Prozesse der Bewohner*innen. Die Studie resümiert, dass die
Öffnung der Organisation für Kooperation und Vernetzung mit anderen dringend
erforderlich ist, damit die Dienstleistungen entsprechend den Bedarfen und Vor-
stellungen der Nutzer*innen erbracht werden. Die Vernetzung und Kooperation
beginne jedoch nicht erst nach den Veränderungen der Organisation, „sondern ist
als Weg des Deinstitutionalisierens zu erachten“ (Falk 2016, S. 241).

3.3.2 Ambulantisierung

Das Ziel des selbstbestimmten Wohnens wird durch den bundesweiten Trend zur
„Ambulantisierung“ unterstützt. Dieses ab den 1990er Jahren entwickelte Betreu-
ungskonzept beinhaltet, dass Menschen mit Behinderung (vorrangig langjährige
psychische Erkrankungen sowie Menschen mit intellektuellen Beeinträchtigun-
gen) eine eigene Wohnung beziehen, ihren Lebensunterhalt durch Arbeit und/oder
Grundsicherung bestreiten und durch anerkannte Anbieter der Behindertenhilfe
persönlich unterstützt werden.

Laut Kennzahlenvergleich der Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen
Sozialhilfeträger (BAGüS) leben bundesweit gegenwärtig 43 % der erwachse-
nen Menschen mit Behinderung, die Assistenzleistungen innerhalb und außerhalb
besonderer Wohnformen (incl. Pflegefamilien) erhalten, in besonderen Wohnfor-
men (ehem. stationäre Einrichtungen). Fast zwei Drittel davon sind Personen, die
leistungsrechtlich als „geistig behindert“ bezeichnet werden (64 %). 57 % der
Leistungsberechtigten erhalten Assistenzleistungen außerhalb besonderer Wohn-
formen, überwiegend Menschen mit einer „seelischen Behinderung“ (73 %). Der
Anteil der Personen mit „geistiger Behinderung“ liegt bei 23 % (con_sens 2023,
6). Mehrere Studien belegen, dass Menschen mit intellektuellen Beeinträchtigun-
gen und hohem Unterstützungsbedarf – von Ausnahmen abgesehen – wegen des
Mehrkostenvorbehalts im BTHG (Bundesteilhabegesetz, § 104 Abs. 2 SGB IX)
von Formen des ambulant betreuten Wohnens weitgehend ausgeschlossen werden
(u. a. Schädler et al. 2008; Franz und Beck 2015, 2017).
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Die Zuständigkeit für ambulante und stationäre Wohnhilfen der Eingliede-
rungshilfe war in den Bundesländern vor Inkrafttreten des BTHG unterschiedlich
geregelt, teils getrennt bei den örtlichen und überörtlichen Sozialhilfeträgern, teils
in einer Hand. Exemplarisch wurden in einer fünfjährigen Begleitstudie die Wir-
kungen einer im Jahr 2003 erfolgten Zusammenlegung der Zuständigkeiten in
NRW mittels quantitativer und qualitativer Verfahren untersucht (Schädler et al.
2008). Die Ergebnisse zeigen, dass durch die Zusammenlegung der Zugang zu
ambulanten Leistungsformen für viele Menschen erleichtert und die Entwicklung
flächendeckender ambulanter Angebotsstrukturen verbessert wurden. Zur Steige-
rung der Qualität der Unterstützung wurden konzeptionelle Weiterentwicklungen
und eine Qualifizierung der Mitarbeiter*innen angemahnt.

Franz und Beck (2015, S. 184) fordern, die strukturellen Rahmenbedingun-
gen und die Gestaltung der Organisation und der Prozesse der Teilhabeförderung
„an ihrem Nutzen, ihrer Angemessenheit, Wirksamkeit und Vielfalt“ hinsicht-
lich der Eröffnung individueller Handlungsspielräume und Handlungssicherheit
einzuschätzen. Zentrales Bewertungskriterium sollte die Orientierung an den indi-
viduellen Bedarfen und Wünschen sowie die Sicherung zentraler Bedürfnisse,
z. B. nach Identität, sozialer Zugehörigkeit, körperlichem Wohlbefinden, Sexuali-
tät, Schutz und Sicherheit, Persönlichkeitsentwicklung und emotionaler Bindung
sein.

3.3.2.1 Strukturelle Veränderungen
Ambulant unterstützte Wohnsettings mit getrennten Verträgen für Wohnen und
Betreuung tragen zur Normalisierung der Lebensbedingungen bei, eröffnen mehr
Wahlmöglichkeiten bei den Dienstleistungen und führen zu einer Erhöhung der
Durchlässigkeit und Flexibilität der Leistungsformen (Franz und Beck 2015). Zur
Realisierung einer selbst organisierten und flexibel einsetzbaren Unterstützung
in individuell passenden Wohnformen hat die mit der Verabschiedung des SGB
IX im Jahr 2001 erstmals eingeführte Leistungsform des Persönlichen Budgets
besondere Bedeutung. Seit 2008 besteht ein Rechtsanspruch auf diese Leistung,
sofern sich Menschen mit Behinderung dafür aussprechen.

Die Einführung des Persönlichen Budgets wurde in mehreren Modellprojek-
ten wissenschaftlich begleitet (Kastl und Metzler 2005; Metzler et al. 2007). Die
Erfahrungen aus diesen Projekten lassen sich weitgehend einheitlich zusammen-
fassen: Zu Beginn bestanden bei allen Beteiligten erhebliche Irritationen. Sowohl
die nach wie vor von einem Fürsorgegedanken geprägten Leistungsträger der
Eingliederungshilfe als auch die von Versorgungsgedanken geleiteten Sozialver-
sicherungsträger mussten sich bei Anträgen auf ein Persönliches Budget von
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ihren Leitgedanken „verabschieden“. Antragsberechtigte Menschen mit Behin-
derung waren anfangs sehr verunsichert, in welchem Umfang und in welchen
Inhalten ihre persönlichen Vorstellungen berücksichtigt werden könnten. Und
auch die Leistungserbringer waren unschlüssig, welche ihrer Angebote sie als
Dienstleistungen im Kontext des Persönlichen Budgets „verkaufen könnten“.

Soweit im Verlauf der Erprobung diese Fragen aller Beteiligten gelöst wer-
den konnten, zeigte sich eine hohe Zufriedenheit insbesondere der Menschen mit
Behinderung. Zum Teil konnten eindrückliche Fallbeispiele dokumentiert wer-
den, in denen beeinträchtigte Menschen eine eigene Lösung für „festgefahrene
Situationen“ erleben konnten (Kastl und Metzler 2005). Gleichwohl wirkt sich
bei der Umsetzung Persönlicher Budgets bis heute erschwerend aus, dass die
für die Gestaltung individueller Hilfearrangements erforderlichen Dienste in vie-
len Regionen erst unzureichend entwickelt sind (z. B. Assistenzdienste in den
Bereichen Wohnen, Arbeit, Freizeit, Kultur und Bildung, ambulante medizinisch-
pflegerische, psychosoziale und therapeutische Dienste, unabhängige Beratungs-
und Vermittlungsangebote sowie Krisendienste). Zudem erweist sich angesichts
des angespannten Wohnungsmarkts der Zugang zu bezahlbarem Wohnraum
vielerorts als schwer zu überwindende Barriere (Franz und Beck 2017).

3.3.2.2 Auswirkungen auf die Nutzer*innen
Mehrere Studien belegen, dass das ambulant betreute Wohnen einen geeigneten
Rahmen zur Individualisierung der Dienstleistungen bietet, die Möglichkeiten
der Selbstbestimmung erhöht und stärker am Sozialraum orientiert ist (Schäd-
ler et al. 2008; Hanslmeier-Prockl 2009; Peiffer et al. 2009; Franz und Beck
2017). Die größere Verantwortung für die eigene Lebenssituation kann einen
höheren Bedarf an Unterstützung zur Folge haben. Wird diesem nicht Rechnung
getragen, kann es zu einer dauerhaften Überforderung und zu einem Scheitern
an und in den neuen Bedingungen kommen. Von daher sind neben struktu-
rellen Änderungen immer auch konzeptionelle Weiterentwicklungen, die auf
die Stärkung der Nutzer*innen zielen, notwendig (Franz und Beck 2017). Die
Entwicklung von Regiekompetenzen und sozialen Kompetenzen sowie von Fähig-
keiten zum Aufbau sozialer Netzwerke, einschließlich individuell bedeutsamer
Aspekte der Stadtteilorientierung und des sozialräumlichen Denkens, kann durch
ortsnahe trägerübergreifende Bildungsangebote für Menschen mit intellektuellen
Beeinträchtigungen unterstützt werden (Wissel et al. 2007).

Zufriedenheit mit den ambulanten Diensten
In Befragungen von Nutzer*innen und Mitarbeiter*innen der Dienste für Ambu-
lant Betreutes Wohnen wurden u. a. die Wohnraumbeschaffung, die Informations-,
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Beratungs- und Unterstützungsmöglichkeiten, die Regiekompetenz undMitbestim-
mungderNutzer*innensowiedieIntegration,gesellschaftlicheTeilhabeundGemein-
wesenorientierung thematisiert (Schädler et al. 2008). DieUnterstützungsleistungen
wurden überwiegend als flexibel und individuell passend erlebt. Manche beklagten,
dass sie bei der Auswahl der Unterstützer*innen und bei der Termingestaltung nicht
beteiligt sind, insbesondere der Pflegedienste (Aselmeier et al. 2007; Schädler et al.
2008;Weberetal.2009;Seifert2010a).WeitererBedarfwurdeindenBereichenBera-
tung,KrisendiensteundErreichbarkeitamAbendundanWochenendengesehen.Eine
Partizipation an der Gestaltung der Hilfen über regelhafte Gremien fand kaum statt.
Nurwenigewolltenwieder in die vorherigeWohnform zurückzukehren, z. B. wegen
fehlenderNachtbereitschaft.

Um eine weitere Flexibilisierung der Hilfearrangements zu erreichen, erprobte
eine Studie in Baden-Württemberg neue Unterstützungsformen, die auf der
Kooperation verschiedener Dienste in der Gemeinde und der Vernetzung profes-
sionellen Handelns mit bürgerschaftlichem Engagement basierten (Metzler und
Rauscher 2008). 80 % der befragten Klient*innen waren mit ihrem individuel-
len Hilfe-Mix zufrieden. Bei vielen konnte ein Zugewinn an Selbstständigkeit,
Selbstvertrauen und Selbstbestimmung verzeichnet werden.

Soziale Netzwerke
Qualitative Netzwerkanalysen lassen erkennen, dass die sozialen Netze der
Nutzer*innen ambulant betreuter Wohnsettings vergleichsweise klein und stark
formell dominiert sind (Franz und Beck 2015; Seifert 2010a). Für die sub-
jektive Zufriedenheit besonders bedeutsam ist die Qualität der Beziehungen:
Vorliegende Studien zeigen den hohen Stellenwert von familiären Beziehun-
gen und Kontakten zu Freund*innen und Bekannten, soziale Beziehungen zu
Nachbar*innen und Menschen im Stadtviertel gehörten meist nicht zum enge-
ren Teilhabenetz. Soziale Unterstützung erhielten die Nutzer*innen vor allem
durch Vertrauenspersonen, insbesondere durch Mitarbeiter*innen. Die Zufrieden-
heit mit den Mitbewohner*innen der Wohngemeinschaften war insgesamt recht
hoch, auftretende Konflikte im Zusammenleben wurden als belastend erlebt. Viele
äußerten Einsamkeitsgefühle (Hanslmeier-Prockl 2009; Seifert 2010a; Franz und
Beck 2015) – ein Sachverhalt, der den großen Unterstützungsbedarf beim Auf-
bau und bei der Pflege von informellen sozialen Kontakten belegt, sozialräumlich
ausgerichtet und von ehrenamtlich Engagierten begleitet.



70 M. Seifert und H. Metzler

Selbstbestimmung
Übereinstimmendes Ergebnis mehrerer Untersuchungen zu Auswirkungen wohn-
bezogener ambulanter Unterstützungssettings war die Zunahme der Selbststän-
digkeit und Selbstbestimmung und eine Vergrößerung der Handlungsspielräume
(Metzler und Springer 2010; Franz und Beck 2015, 2017). Sie erhöhen das Gefühl
der Kontrolle über die eigenen Lebensumstände und stärkten das Selbstvertrauen
und Selbstwertgefühl. Allerdings bedürfen die psychosozialen Bedürfnisse von
Nutzer*innen ambulant unterstützter Wohnformen stärkerer Beachtung, vor allem
der Wunsch nach sozialen Kontakten und nach Sicherheit. In der Studie von Franz
und Beck (2015, S. 111) äußerte ein Teil der Befragten Angstgefühle: Angst in
der eigenen Wohnung (22 %) oder vor Mitbewohner*innen (15 %) bzw. Mit-
arbeiter*innen (8 %). Mit Blick auf die Funktion des Lebensbereichs Wohnen
als Schutz- und Erholungsraum und auf das Abhängigkeitsverhältnis zwischen
Nutzer*innen und Mitarbeiter*innen erfordern diese Werte nach Einschätzung
der Autor*innen besondere Aufmerksamkeit. Eine entsprechende Qualifizierung
der Mitarbeiter*innen und eine konzeptionelle Verankerung geeigneter Hand-
lungsansätze werden für unabdingbar erachtet. Durch regelmäßige Überprüfung
der Passung zwischen der individuellen Situation und den Anforderungen sollen
zudem Überforderungssituationen vermieden werden (Franz und Beck 2015).

Besonderer Handlungsbedarf besteht hinsichtlich der Partizipation an Pro-
zessen, die die eigene Lebenssituation betreffen. Möglichkeiten der Mitbestim-
mung wurden vor allem bei der individuellen Gestaltung der Unterstützung
realisiert, konzeptionelle Absicherungen der Mitwirkung bei Individuum über-
greifenden Angelegenheiten waren nicht selbstverständlich. Als Anlaufstelle
bei Beschwerden wurden überwiegend Mitarbeiter*innen und Leitungsperso-
nen genannt, Beiräte zur Interessenvertretung wurden demgegenüber kaum in
Anspruch genommen (Seifert 2010a; Franz und Beck 2015).

3.3.2.3 Anforderungen an Mitarbeiter*innen
Ambulant unterstütztes Wohnen trägt dazu bei, die Teilhabechancen von Men-
schen mit intellektuellen Beeinträchtigungen zu erhöhen. Untersuchungen in
diesem Feld zeigen jedoch, dass die Gleichstellung ihrer Lebensbedingungen und
ihre Anerkennung als gleichberechtigte Bürger*innen noch lange nicht erreicht
ist (Hanslmeier-Prockl 2009). Zur Stärkung der Teilhabe werden einander ergän-
zende pädagogische, organisatorische und gemeinwesenbezogene Aktivitäten
empfohlen, die in einem teilhabeorientierten Qualitätsmanagement zu verankern
sind. Auf der individuellen Ebene geht es beispielsweise um die Ausbildung
von Interessen und persönlichen Vorstellungen zur Gestaltung der eigenen
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Lebenssituation. Anforderungen an Assistenzdienste beziehen sich auf den Ein-
satz von Methoden einer Individuellen Teilhabeplanung und der Persönlichen
Zukunftsplanung, auf die Reflexion der professionellen Arbeit durch fachlichen
Austausch und auf die Kooperation mit kommunalen Akteur*innen, mit Vereinen,
Betrieben und anderen Institutionen. Zur Umsetzung sind spezifische Qualifi-
kationen erforderlich, die die selbstbestimmte Lebensführung unterstützen und
das Beziehungsverhältnis zwischen Assistenznehmer*in und Assistent*in eindeu-
tig bestimmen und sozialraumbezogene Arbeit integrieren. Hinsichtlich der in
der UN-BRK differenziert beschriebenen Aufgaben des Gemeinwesens zur För-
derung der Teilhabe konstatiert Hanslmeier-Prockl, dass die Ermöglichung und
Sicherung von Teilhabe von Menschen mit intellektuellen Beeinträchtigungen
an gesellschaftlichen Prozessen eine sozialstaatliche Aufgabe sei, „die nicht auf
der Basis von Freiwilligkeit durch einzelne Bürger des Gemeinwesens realisiert
werden kann“ (Hanslmeier-Prockl 2009, S. 234).

Die Veränderungen des professionellen Handelns im Kontext des Wandels
von der institutionellen zur personalen Orientierung sind Gegenstand einer
qualitativen Studie von Franz (2014a). Eine vergleichende Analyse der Interview-
Aussagen von Mitarbeiter*innen aus dem ambulanten und stationären Bereich
zeigte Unterschiede hinsichtlich der Handlungsansätze, die großenteils aus unter-
schiedlichen Anforderungen durch die Klientel resultieren. So war das pro-
fessionelle Handeln in den jeweils individuell erbrachten ambulanten Diensten
durch die Leitprinzipien Selbstbestimmung und Ressourcenorientierung geprägt,
in Wohnheimen standen eher die körperlichen, sprachlichen und verhaltensbezo-
genen Defizite der Klient* innen im Vordergrund, denen im gruppenbezogenen
Arbeiten jedoch nur bedingt Rechnung getragen werden konnte (Franz 2014b).
Unterschiede zeigten sich auch im Verständnis von Pädagogik, in der Funktion
der Hilfeplanung für die Arbeit mit den Klient*innen, in der Qualität der Team-
arbeit und bei den Reflexionsmöglichkeiten. Mitarbeiter*innen im ambulanten
Dienst standen mehr organisierte Formen der Reflexion zur Verfügung, z. B.
regelmäßige Supervision und kollegiale Beratung im Teamgespräch, während im
stationären Bereich eher informelle Formen dominierten, z. B. Gespräche, die
aber angesichts zunehmenden Zeitdrucks in den Gruppen häufig nicht realisierbar
waren. Der stationäre Bereich war zudem stärker von der Zunahme an Pflegetä-
tigkeiten infolge des demografischen Wandels betroffen. Beide Bereiche sahen
in der Ökonomisierung des sozialen Bereichs ein zentrales Problem, das sich im
Zeit- und Kostendruck niederschlägt. Unterschiede gab es auch hinsichtlich der
Reichweite der professionellen Arbeit: Während zu den Kernaufgaben der ambu-
lanten Dienste die Begleitung ins Gemeinwesen, die Kontaktaufnahme mit der
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Gemeinde und Netzwerkarbeit gehörte, wurde in den Wohnheimen eher binnen-
orientiert mit den Bewohner*innen gearbeitet, zu anderen Lebensbereichen gab
es nur wenige Bezugspunkte.

Trotz sozialraumorientierter Zielsetzungen ist jedoch auch im ambulanten
Bereich die Umsetzung sozialräumlicher Arbeit begrenzt (Franz und Beck 2015).
Es fehle an Zeit, Kenntnissen und Kompetenzen. Um eine durch Individualisie-
rung und Sozialraumorientierung konzeptionelle Überfrachtung der Mitarbeiter-
rolle zu vermeiden, schlagen Franz und Beck (2015) vor, die sozialräumlichen
Aufgaben ggf. unterschiedlichen Arbeitsebenen zuzuordnen.

3.3.3 Wohnen mit komplexem Unterstützungsbedarf

Trotz jahrelanger sozialpolitisch unterstützter Bemühungen der Behinderten-
hilfe um Individualisierung der Unterstützungssettings hat sich die Situation
der Menschen mit intellektuellen Beeinträchtigungen und komplexem Unterstüt-
zungsbedarf nur punktuell verbessert. Nach wie vor entscheidet überwiegend der
Grad ihrer (Un-)Selbstständigkeit über die Zuweisung zu „besonderen Wohnfor-
men“ mit Heimstrukturen, was eine zeitgemäße pädagogische bzw. andragogische
Arbeit im Zeichen von Personenzentrierung und Sozialraumorientierung erheblich
erschwert. Wegen der gesetzlich noch immer ungeklärten Schnittstelle zwischen
den Leistungssystemen Eingliederungshilfe und Pflegeversicherung steigt zudem
das Risiko, dass sie bei erhöhtem Pflegebedarf auf Pflegeeinrichtungen verwiesen
werden und Teilhabebedarfe unberücksichtigt bleiben. Individuelle Formen des
Wohnens inmitten der Gesellschaft sind nur für wenige Menschen mit hohem per-
sonellem Unterstützungsbedarf eine Option. Der im BTHG gesetzlich verankerte
Mehrkostenvorbehalt schiebt einen Riegel davor.

3.3.3.1 Wohnen im Heim
Unter der Zielsetzung, die Wohnbedürfnisse von Menschen mit schweren Beein-
trächtigungen zu ermitteln, Bedingungen zur Verbesserung ihrer Lebenssituation
zu identifizieren und Aufgabenfelder der Pädagogik/Andragogik in diesem Ver-
änderungsprozess zu konkretisieren, wurde Anfang der 1990er Jahre im Rahmen
der Berlin-Forschung eine qualitative Untersuchung durchgeführt (Seifert 1993,
1997b). Bezugsrahmen war ein mehrdimensionales Modell, das Lebensquali-
tät – in Anlehnung an den ökologischen Ansatz von Bronfenbrenner – als
abhängig vom Grad der Berücksichtigung der individuellen Bedürfnisse durch
die sozialökologischen Gegebenheiten der Umwelt definiert. Im Mittelpunkt der
Untersuchung standen die Interaktion im Wohnbereich, die materielle Struktur
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des Wohnbereichs und des Umfelds, das soziale Netzwerk, die Teilnahme am
allgemeinen Leben, die Akzeptanz durch die Bevölkerung und die Arbeitszufrie-
denheit der Mitarbeiter*innen.

Die Rekonstruktion der Alltagswirklichkeit von Menschen, die wegen beein-
trächtigter kommunikativer Kompetenzen nicht selbst befragt werden konnten,
erfolgte über problemzentrierte Interviews mit Mitarbeiter*innen aus Großein-
richtungen und Wohnheimen der Behindertenhilfe sowie Psychiatrischen Klini-
ken, die jeweils mit protokollierten Hospitationen in den Gruppen verbunden
wurden. Schwerpunkte der Analyse waren das Wohlbefinden der Bewohner*innen
unter den jeweils gegebenen Bedingungen, das soziale Netzwerk, die Entwick-
lung von Kompetenzen im Wohnalltag, Möglichkeiten zur Selbstbestimmung,
erschwerte Interaktion durch herausfordernde Verhaltensweisen sowie die Teil-
nahme am allgemeinen Leben. Die Ergebnisse zeigten, dass die Realisierung
des pädagogischen Anspruchs vielerorts durch personelle, institutionelle und
strukturelle Hindernisse erheblich erschwert war – ein Indiz für die grundle-
gende Bedeutung der Lebens- bzw. Arbeitsbedingungen für die Herstellung von
Wohlbefinden und Zufriedenheit auf beiden Seiten. Notwendige Schritte zur Ver-
besserung der Situation betrafen sowohl die Ermöglichung identitätsfördernder
Austauschprozesse zwischen Bewohner*innen und Mitarbeiter*innen als auch das
Vorhalten der dafür erforderlichen Rahmenbedingungen. Die Ergebnisse münde-
ten in konkrete Empfehlungen für die Praxis – im Wohnbereich, in der Gemeinde
und in der Gesellschaft – und für die weitere Forschung.

Anlass für eine einige Jahre später durchgeführte Studie in Nordrhein-
Westfalen war das Inkrafttreten der Sozialen Pflegeversicherung (1996). Zur Min-
derung der Ausgaben der Eingliederungshilfe wurden in mehreren Bundesländern
Einrichtungen der Behindertenhilfe ganz oder teilweise in Pflegeeinrichtungen
umgewandelt, häufig mit „aufgesattelter“ Eingliederungshilfe, auf die jedoch
kein Rechtsanspruch bestand. Das Infragestellen des Rechts auf Eingliederungs-
hilfe zeigte die Notwendigkeit, das Spezifische der Pädagogik/Andragogik bei
der Lebensbegleitung dieses Personenkreises gegenüber pflegewissenschaftlichen
Ansätzen zu präzisieren.

Dieser Anforderung stellte sich eine Studie zur Lebensqualität von Menschen
mit intellektuellen Beeinträchtigungen und komplexem Unterstützungsbedarf
in Einrichtungen der Behindertenhilfe und Pflegeeinrichtungen in Nordrhein-
Westfalen (Seifert et al. 2001; Seifert 2003, 2006a). Theoretischer Bezugsrahmen
war das Lebensqualität-Modell von Felce und Perry (1997) mit den Dimensio-
nen Physisches Wohlbefinden, Materielles Wohlbefinden, Soziales Wohlbefinden
(persönliche Beziehungen, Gemeindeintegration durch Teilnahme am allgemeinen
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Leben), Entwicklung und Aktivität (Entwicklung der Persönlichkeit, der Kompe-
tenzen und Fertigkeiten sowie der Selbstbestimmung und Mitbestimmung in allen
Lebensbereichen) und Emotionales Wohlbefinden. Zur Annäherung an die subjek-
tive Perspektive von Menschen, die sich nicht verbal zu ihrer Befindlichkeit unter
den jeweils gegebenen Bedingungen äußern können, wurden teilnehmende Beob-
achtungen im Gruppenalltag durchgeführt. Sie eröffneten die Möglichkeit, das
spezifische Ausdrucksverhalten der Bewohner*innen in angenehmen und belas-
tenden Situationen zu erkennen und auf jeweils relevante Kontextbedingungen zu
beziehen.

Die Ergebnisse zeigten erhebliche Unterschiede bei der Qualität der Unterstüt-
zung. Neben positiven Beispielen, die die Alltagsgestaltung an den individuellen
Bedürfnissen der Bewohner*innen orientierten, gab es vielerorts problematische
Situationen, die eine starke Diskrepanz zwischen dem professionellen Anspruch
und der Umsetzung im Alltag erkennen ließen. Diese Diskrepanz war vielen
Mitarbeiter*innen bewusst und wurde von ihnen – wie Interview-Aussagen zu
entnehmen ist – als belastend erlebt. Die Ursachen lagen einerseits in struk-
turellen und situativen Bedingungen (z. B. Überforderung durch homogene
Gruppenstrukturen, unzureichende Personalsituation, mangelnde Kooperation im
Team, fehlende fachliche Unterstützung), andererseits in der Konstellation von
Persönlichkeitsmerkmalen, lebensgeschichtlichen Erfahrungen, aktuellen Befind-
lichkeiten, Einstellungen und spezifischen Kompetenzen der Beteiligten.

Zusammenfassend wurde festgestellt, dass die Leitideen der Behinderten-
hilfe im Alltag von Menschen mit komplexen Beeinträchtigungen nicht überall
wirksam werden. Die Partizipation an subjektiv bedeutsamen Lebensbereichen
im weit gefassten Verständnis der WHO (2001) war für die meisten Frauen
und Männer kaum realisiert. Die Normalisierung der Lebensbedingungen bezog
sich in erster Linie auf institutionelle Strukturen, die soziale Integration in
die Gesellschaft war ein fernes Ziel, auch bei gemeindenaher oder gemeind-
eintegrierter Wohnlage. Erkenntnisse der Schwerstbehindertenpädagogik und
-forschung waren in der Praxis nur unzureichend implementiert, was zu Fehl-
einschätzungen der Lebensansprüche und Selbstgestaltungsmöglichkeiten dieser
Personengruppe führte und vielfach eine einseitige Fokussierung des professio-
nellen Handelns auf den Pflegebedarf zur Folge hatte. Besonders gravierende
Einschränkungen des subjektiven Wohlbefindens der Bewohner*innen entstan-
den durch fehlende Wertschätzung, durch verobjektivierende Umgangsweisen,
Vorenthalten von Kommunikation, Beziehung, Aktivität und Selbstbestimmung,
mangelnde Assistenz bei der Erschließung der sozialen und materiellen Welt und
Ausschluss von der Teilnahme am allgemeinen Leben. Permanente Deprivations-
erfahrungen und Stresserleben begünstigen das Entstehen oder die Zunahme von



3 Entwicklung und Stand der Forschung zum unterstützten Wohnen … 75

Verhaltensauffälligkeiten und können psychosomatische Erkrankungen zur Folge
haben.

Der Handlungsbedarf bezog sich vor allem auf die Verbesserung der struktu-
rellen Bedingungen in den Einrichtungen, die Qualifizierung des Personals (z. B.
nonverbale Kommunikation, Umgang mit Verhaltensauffälligkeiten, Netzwerkar-
beit im Interesse der Sozialen Inklusion), die Individualisierung der Lebensbe-
gleitung durch konsequente Nutzerorientierung (Individuelle Hilfearrangements),
die Partizipation in allen Lebensbereichen (Wohnen – Arbeit – Freizeit – Bildung)
und die Entwicklung von Alternativen zur tradierten institutionellen Versorgungs-
praxis. Auf den Forschungsergebnissen basierend wurden als Handreichung für
die Praxis „Checklisten zur Evaluation und Reflexion der professionellen Arbeit
mit Menschen mit schwerer Behinderung im Bereich des Wohnens“ entwickelt
(Seifert 2003).

In allen Studien zur Situation von Menschen mit komplexem Unterstützungs-
bedarf in Heimen werden die Größe und Zusammensetzung der Wohngruppen als
bedeutsame Einflussfaktoren für die Interaktion zwischen Bewohner*innen und
Mitarbeiter*innen betrachtet. Welche Auswirkungen sie auf das Wohngeschehen
und die Sozialkontakte von Bewohner*innen mit schweren Beeinträchtigungen
innerhalb der Gruppe haben, war Gegenstand zweier Feldstudien von Dieckmann
(2002). Theoretischer Rahmen war der Ansatz der Ökologischen Psychologie in
der Tradition von Roger Barker. Als Untersuchungsmethoden kamen teilstruktu-
rierte Beobachtungen, soziometrische Techniken und Fragebogenerhebungen zur
Anwendung.

Hinsichtlich der Auswirkungen der Zusammensetzung der Bewohnerschaft
stellt die Studie fest, „dass die Segregation und Konzentration schwer geistig
behinderter Menschen in Wohngruppen zu sozialer Desintegration auch innerhalb
der Wohngruppe führen“ (Dieckmann 2002, S. 433). Die Sozialbeziehungen zu
Mitbewohner*innen werden reduziert und die Kontakte zu den Mitarbeiter*innen
verstärkt. Dadurch könne in der Öffentlichkeit und auch in der sozialpolitischen
Diskussion der Eindruck entstehen, dass schwerer beeinträchtigte Menschen keine
sozialen Bedürfnisse hätten und ausschließlich auf die Hilfe der Betreuenden
angewiesen seien – ein Sachverhalt, der ihren Anspruch „auf Eingliederung
und Integration in kulturell übliches Wohn- und Arbeitsleben“ infrage stellt
und die (kostengünstige) Zusammenlegung in speziellen Wohnbereichen oder
-gruppen begünstigt (Dieckmann 2002, S. 327). In ausschließlich mit schwer
beeinträchtigten Bewohner*innen besetzten Gruppen komme es zu einer Verar-
mung des Wohngruppengeschehens, es fehle an Vorbildern für gesellschaftlich
übliche und geachtete Geschehensabläufe und Beziehungssysteme, was die Aus-
bildung lebenspraktischer Gewohnheiten erschwert und das Auftreten auffälliger
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Verhaltensweisen fördert. Dadurch werden die Chancen einer Integration in die
Alltagswelt anderer Menschen mit und ohne Behinderung gemindert. In jüngs-
ter Zeit wurde im Forschungsprojekt IMPAK (Implementation von Partizipation
und Inklusion für Menschen mit komplexen Beeinträchtigungen – Determinan-
ten für Handlungsspielräume und bedarfsgerechte Unterstützungssettings) der
Frage nachgegangen, wie es gelingt, im Bereich des Wohnens und des Lebens
im Gemeinwesen für Menschen mit komplexer Beeinträchtigung bedarfsgerechte
Handlungsspielräume im Sinne des SGB IX und der UN-BRK zu eröffnen und
zu fördern (vgl. Beck und Franz 2024).

3.3.3.2 Wohnen im Stadtteil
Zum stadtteilintegrierten Wohnen von Menschen mit komplexem Unterstüt-
zungsbedarf in ortsüblicher Nachbarschaft gibt es nur wenige Studien. Im
Rahmen des Berliner Projekts WISTA („Wohnen im Stadtteil für Erwachsene
mit schwerer geistiger Behinderung“) wurden durch Elterninitiative entstan-
dene stadtteilintegrierte (stationär finanzierte) Wohngruppen für Menschen mit
komplexem Unterstützungsbedarf in zwei Wohnanlagen des Sozialen Wohnungs-
baus über mehrere Jahre wissenschaftlich begleitet (Hahn et al. 2004; Hahn
2009). Dabei kamen qualitative und quantitative Verfahren zur Anwendung,
ergänzt durch prozessgeleitete Aktivitäten im Praxisfeld mit einem vielge-
staltigen methodischen Instrumentarium: Dokumentenstudium, Einzelgespräche,
Gruppengespräche/-diskussionen, Interviews; Hospitationen, gemeinsame Aktivi-
täten; Erhebung des Entwicklungsstands der Bewohner*innen, Sorgenbarometer
für Eltern, Fragebogenerhebungen.

Als wesentliche Einflussgrößen bei der Realisierung der Wohnprojekte stan-
den folgende Untersuchungsfelder im Fokus: die Bewohner*innen (Vorbereitung
und Annahme der neuen Wohnsituation; Wohlbefinden, Entwicklung, Selbstbe-
stimmung; Zusammenleben in der Wohngruppe; auffällige Verhaltensweisen), die
Eltern (Vorbereitung des Auszugs; Einschätzung der Entwicklung der Wohngrup-
pen; Ablösungsprozesse), die Betreuer*innen (Organisationsstrukturen; Zusam-
menarbeit; Fachkompetenz; Motivation; Belastungen), die Leitung (Leitungs-
struktur; Einarbeitung der Mitarbeiter*innen; Kooperation mit Eltern; fachlicher
Rückhalt beim Träger; Befriedigungen und Belastungen) sowie das soziale
Umfeld (Außenaktivitäten; nachbarschaftliches Zusammenleben; Verhältnis zu
Dienstleistern).

Die Analyse der Erhebungen belegt, dass außerfamiliäres gemeinweseninte-
griertes urbanes Wohnen für Erwachsene mit schweren intellektuellen Beeinträch-
tigungen und mehrfacher Beeinträchtigung möglich ist, wenn die notwendigen
Rahmenbedingungen gegeben sind (Hahn et al. 2004; Hahn 2009). Dazu zählen
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u. a. eine nach Behinderungsgrad heterogene Zusammensetzung der Wohn-
gruppen, spezifisch qualifiziertes Personal, ein gutes Zusammenwirken mit den
Angehörigen durch Transparenz des Zusammenlebens in den Wohngruppen und
eine Abgrenzung der jeweiligen Verantwortungsbereiche sowie architektonische
Voraussetzungen (z. B. Schallisolierung, Freiräume zur Bewegung) und geeignete
örtliche Bedingungen (Infrastruktur, Netzwerke).

Die meisten Bewohner*innen konnten ihre alltagsbezogenen Kompetenzen
und ihre Freiheitsräume für Selbstbestimmung beim Wohnen erweitern. Heraus-
fordernde Verhaltensweisen stellten hohe Anforderungen an das Personal und
führten im Einzelfall zu krisenhaften Entwicklungen. Persönliche Begegnun-
gen im Alltag initiierten bei Menschen in der Nachbarschaft und im Stadtteil
Lernprozesse im Umgang mit dem Personenkreis und erhöhten die soziale
Akzeptanz.

3.3.3.3 Wohnen mit ambulanter Unterstützung
Menschen mit intellektuellen Beeinträchtigungen und komplexem Unterstüt-
zungsbedarf sind wegen des im BTHG nach wie vor bestehenden Kostenvorbe-
halts vom ambulant unterstützten Wohnen weitgehend ausgeschlossen (Schädler
et al. 2008; Seifert 2010a; Franz und Beck 2015, 2017). Trotz positiver Erfah-
rungen in einzelnen Projekten erfolgt nach wie vor aufgrund der Quantität
des Hilfebedarfs vorrangig eine Zuordnung zu stationären Wohneinrichtungen
(Franz und Beck 2015). Die bestehenden Finanzierungsregelungen ermöglichen
es vorwiegend größeren Organisationen, durch Bündelung der Ressourcen (z. B.
durch räumliche Nähe) eine umfassende ambulante Unterstützung zu realisieren,
einschließlich einer Nachtbereitschaft.

Erste Analysen in ambulant unterstützten Wohngemeinschaften mit Menschen
mit intellektuellen Beeinträchtigungen und komplexem Unterstützungsbedarf in
Berlin und Münster wurden im Forschungsprojekt LEQUI vorgenommen (Gre-
ving et al. 2012; Dieckmann et al. 2016). Sie belegen, dass ein vergleichsweise
günstiger Personalschlüssel und flexible Einzelabsprachen den Bewohner*innen
ein großes Maß an Selbstbestimmung und Chancen zur Teilhabe am allgemeinen
Leben ermöglichen, wobei die Kombination von Leistungen der Eingliederungs-
hilfe und der Pflege besondere Anforderungen an die Kooperation zwischen den
Fachkräften und die Koordination der Dienste stellt. Handlungsbedarf wird bei
der Förderung der sozialen Beziehungen der Klient*innen und bei der Wahrneh-
mung sozialraumbezogener Aufgaben festgestellt, z. B. zu anderen Mieter*innen
in Hausgemeinschaften (Dieckmann et al. 2012, S. 158).

Um innovative Konzepte auf eine breitere Basis zu stellen, wurde in Hes-
sen ein Projekt zum ambulant unterstützten gemeindeintegrierten Wohnen von
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Menschen mit intellektuellen Beeinträchtigungen und hohem Unterstützungsbe-
darf initiiert und wissenschaftlich begleitet (Projekt MitLeben; Steinmetz und
Heimberg 2016; May et al. 2018). Beteiligt waren neun Organisationen, die
über einen Zeitraum von fünf Jahren an unterschiedlichen Standorten personen-
und sozialraumorientierte Teilhabeleistungen für den Personenkreis in Wohnge-
meinschaften und im betreuten Einzelwohnen entwickelten. Die wissenschaftliche
Begleitung konzentrierte sich vor allem auf die Anforderungen der Koopera-
tion mit Angehörigen (u. a. Begleitung im Ablöseprozess), die Qualifizierung
der Mitarbeiter*innen zu person- und sozialraumorientierter Arbeit sowie die
Einbeziehung der künftigen Bewohner*innen durch Persönliche Zukunftspla-
nung, Zukunftswerkstätten und sozialräumliche Methoden wie Autofotografie und
Nadelmethode, einschließlich Stadtteilbegehung zur Identifizierung von subjektiv
bedeutsamen Orten und Teilhabebarrieren. Zudem wurden Instrumente für eine
partizipative Sozialraumforschung entwickelt (egozentrierte Netzwerkkarten).

Anfangs wurde in den Wohnprojekten eine starke Begrenzung auf den
sozialen Nahraum und das bestehende soziale Umfeld einschließlich Angebo-
ten der Behindertenhilfe beobachtet. Diese Einschränkungen sollten durch die
Übernahme neuer sozialer Rollen und die Aneignung neuer Erfahrungsräume
aufgebrochen werden. In diesem Kontext hatten die in jedem Projekt installierten
Teilhabemanager*innen eine wichtige Rolle, zu deren Aufgaben u. a. die Bera-
tung der Beteiligten, die Planung und Organisation des Projekts einschließlich
der Sicherstellung des fachlichen Rahmens, die Festlegung der Ziele und die
Kontrolle der Zielerreichung sowie die Kooperation mit anderen Organisationen
gehörten.

Der Projektverlauf machte deutlich, dass für das Gelingen von Inklusions- und
Partizipationsprozessen ein Arbeitsbündnis zwischen den Menschen mit Behin-
derung, ihren Angehörigen und den Professionellen von großer Bedeutung ist.
Dabei geht es darum, gemeinsam Bildungsprozesse zu initiieren, die die Indi-
vidualisierung und das Erwachsenwerden der Betroffenen und das Abgeben
oder Teilen der Verantwortung unterstützen. Strukturelle Hemmnisse im Kon-
text der Projektentwicklung bezogen sich auf die Finanzierung, unterschiedliche
Vorgehensweisen bei der Hilfeplanung, die Suche nach geeignetem und bezahlba-
rem Wohnraum, die unzureichende Berücksichtigung regionaler, sozialräumlicher
und individueller Bedingungen sowie zeitliche Verzögerungen durch langwierige
Antragsverfahren beim zuständigen Kostenträger (Ehrhardt et al. 2015).
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3.3.3.4 Nachbarschaftliches Zusammenleben
Die Idealvorstellung von Nachbarschaft ist eine örtlich gebundene Gemeinschaft
von Verschiedenen, in der man sich kennt, sich trifft, miteinander kommuni-
ziert, sich gegenseitig unterstützt, gemeinsam aktiv wird (von Lüpke 2008). Die
Praxis ist davon oft weit entfernt. Aktive Kontakte i. S. sozialer Beziehungen
entstehen nicht allein durch räumliche Nähe, sondern durch Interaktion. Nach
Untersuchungen der Stadtsoziologie ist die Wahrscheinlichkeit intensiver Nach-
barschaftsbeziehungen in sozial homogenen Quartieren höher als dort, wo eine
geplant heterogene Zusammensetzung zu Toleranz oder Integration führen soll
(Häußermann & Siebel, 2004). Das nur bedingt freiwillige Zusammenleben birgt
Konflikte – ein Sachverhalt, der auch im nachbarschaftlichen Zusammenleben mit
Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf eine Rolle spielt.

Bislang haben sich nur wenige empirische Studien mit nachbarschaftlichen
Verhältnissen im gemeindeintegrierten Wohnen dieses Personenkreises befasst
(u. a. Kruckenberg et al. 1995; Seifert 1997b, 2001b; Fischer et al. 1996, 1998;
Dalferth 1998; Hahn et al. 2004). Meist wurden Mitarbeiter*innen zu ihren
Erfahrungen mit der Nachbarschaft befragt, soweit möglich auch Nutzer*innen
der Angebote, teilweise Eltern. Im Einzelfall wurden zusätzlich teilnehmende
Beobachtungen durchgeführt. Befragungen von Nachbar*innen und Dienstleis-
tern im Umfeld von gemeindeintegriert wohnenden Menschen mit komplexem
Unterstützungsbedarf sind selten.

Erste Ansätze finden sich in Evaluationsstudien zur Enthospitalisierung von
Menschen mit intellektueller und mehrfacher Beeinträchtigung und psychischen
Erkrankungen aus Psychiatrischen Kliniken in gemeinwesenintegrierte Wohn-
situationen, z. B. in Bremen. Hinsichtlich möglicher Einstellungsänderungen
durch alltägliche Begegnungen ergaben Befragungen von Menschen im Umfeld,
dass positive Einstellungsänderungen durch soziale Kontakte vor allem dann
zu erwarten sind, wenn die nichtbeeinträchtigten Nachbar*innen diese Kontakte
als eher freiwillig bzw. selbst initiiert erleben (Henning et al. 1993). Uner-
wünschte Kontakte, denen man im Alltag nicht ausweichen kann, haben eher
ungünstige Auswirkungen auf die Einstellung gegenüber Menschen mit schweren
Beeinträchtigungen.

Umfassende Untersuchungen im sozialen Umfeld von stadtteilintegrierten
Wohngruppen mit Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf wurden im
bereits erwähnten Berliner Forschungsprojekt WISTA durchgeführt (Hahn et al.
2004). Die Wohngruppen befinden sich in Mehrgenerationen-Wohnanlagen, in
denen junge und alte Menschen, Alleinstehende und Familien, Erwerbstä-
tige und Arbeitslose, Menschen mit Migrationshintergrund und Menschen mit
Behinderung zusammenleben in mehreren Häuserriegeln mit gemeinschaftlichen



80 M. Seifert und H. Metzler

Grünflächen, Begegnungs- und Spielmöglichkeiten und guten infrastrukturellen
Bedingungen im Umfeld.

In Befragungen der nicht beeinträchtigten Mieter*innen wird deutlich, dass
sie das integrierte Wohnen von Menschen mit Behinderung als grundsätzlich
positiv einschätzten. Das gegenseitige Kennenlernen im Alltag mindere Ängste.
Für Kinder bedeute das Zusammenleben Normalität; bei Jugendlichen werde
diskriminierenden Verhaltensweisen vorgebeugt. Dennoch gestaltete sich das
nachbarschaftliche Zusammenleben nicht immer leicht. Während sich in einer
der beiden Wohnanlagen durch bewusste Kontaktaufnahme mit Mieter*innen
und Informationen zum Wohnalltag der beeinträchtigten Bewohner*innen sowie
ihrer Aktivitäten von Anfang an ein gutes nachbarschaftliches Verhältnis ent-
wickelte, gab es in der anderen deutlich größeren Wohnanlage insbesondere in
der Anfangsphase Schwierigkeiten (Seifert 2001b). Die befragten Mieter*innen
führten Probleme teilweise auf strukturelle Bedingungen zurück, vor allem auf
die Ansammlung von Menschen in schwierigen Lebenslagen in der Wohnanlage,
die eine Vielzahl eigener Probleme zu bewältigen haben. Manche übten Kritik
am Verhalten der Wohngruppen-Betreuer*innen, die an gegenseitigen Kontak-
ten kaum interessiert seien und wenig Rücksichtnahme und wenig Verständnis
bei Beschwerden von Nachbar*innen zeigten, z. B. über Lärmbelästigungen
aus den Wohnungen. In Befragungen von Dienstleistern in der Umgebung
wurde deutlich, dass die meisten in der Anfangszeit unsicher und ängstlich im
Umgang mit schwer beeinträchtigten Kund*innen waren. Inzwischen seien sie
nichts Besonderes mehr, auch wenn im Kontakt mit ihnen manchmal Probleme
auftreten.

Die Studie kommt zu dem Schluss, dass nur die konkrete Teilhabe dieses
Personenkreises am normalen Leben „jene Lernprozesse bewirken kann, die ihn
und andere für die Normalität befähigen“ (Hahn et al. 2004, S. 437). Soziale
Integration ist kein einseitiger Akt der Eingliederung und Anpassung an das
Bestehende; beide Seiten müssen sich in Entwicklungsprozesse begeben und
sich in einer dynamischen Balance zwischen Annäherung und Abgrenzung auf-
einander zubewegen. In diesem Prozess spielt die Unterstützung durch soziale
Netzwerke eine wichtige Rolle, andernfalls gerät eine kleine Einrichtung in die
Gefahr der Isolation.

Vielen Problemen kann durch strukturelle und personelle Maßnahmen vor-
gebeugt werden, z. B. bei der Planung der baulichen Gegebenheiten und der
Gestaltung des Wohnbereichs, die die Wohnbedürfnisse beider Seiten, der Mie-
ter*innen mit und ohne Behinderung, berücksichtigen müssen (Lindmeier 1998).
Eine nach Behinderungsgrad heterogene Zusammensetzung der Wohngruppen
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und eine sozial ausgewogene Mieter- bzw. Nachbarschaftsstruktur bieten grö-
ßere Chancen zum Gelingen inklusiver Projekte mit dem Personenkreis als
‚Schwerstbehindertengruppen‘ und ein von eigenen Problemen belastetes Umfeld.
Gleichermaßen bedeutsam sind Kommunikationsstrukturen, die Raum geben,
Probleme anzusprechen und gemeinsam nach Lösungen zu suchen, z. B. ein
Siedlungsmanagement, das die Belange aller Mieter*innen bzw. Anwohner*innen
im Blick hat und Nachbarschaft fördernde Aktivitäten initiiert. Vor zentraler
Bedeutung ist die sozialraumbezogene Qualifikation der Mitarbeiter*innen im
gemeindeintegrierten Wohnen von Menschen mit schweren Beeinträchtigungen.

3.3.4 Wohnangebote bei herausforderndem Verhalten

Der Umgang mit Verhaltensauffälligkeiten ist in Einrichtungen und Diensten der
Behindertenhilfe nach wie vor ein Schlüsselproblem, insbesondere bei fremd-
gefährdendem und selbstverletzendem Verhalten (Seifert 2004, 2006b; Büschi
et al. 2018). Befragungen von Mitarbeiter*innen zeigen, dass es nicht sel-
ten zu festgefahrenen Situationen kommt, in denen sie an die Grenzen ihrer
Möglichkeiten geraten und zu Maßnahmen greifen, die mit einer respektvollen
Pädagogik nicht zu vereinbaren sind. Viele Merkmale auffälligen Verhaltens sind
durch institutionalisierte Lebensformen bedingt (Kühn et al. 2002). Deprivati-
onserfahrungen prägen den Lebensweg der Betroffenen (Theunissen und Kulig
2019). Insbesondere Bewohner*innen mit langen Heimkarrieren und ehema-
lige Psychiatriepatient*innen haben in früheren Lebensabschnitten Repressionen
unterschiedlichster Art erlitten und individuelle Strategien entwickelt, damit
umzugehen.

Dezentralisierungsmaßnahmen von Groß- und Komplexeinrichtungen haben
vielerorts dazu geführt, dass Menschen, die sich und andere gefährden, als „Rest-
gruppe“ in den Institutionen verbleiben, mit gravierenden Auswirkungen auf die
individuelle Lebensqualität. Die Konzentration des Personenkreises an einem Ort
begünstigt restriktive Maßnahmen, verstärkt die Isolation und verhindert soziale
Kontakte mit der Umwelt und die Teilhabe am Leben der Gesellschaft (Dalferth
1998).

3.3.4.1 Interventionen
Nach Aussagen von Mitarbeiter*innen sind herausfordernde Verhaltensweisen
im Wohnalltag häufig durch personelle, räumliche und zeitliche Veränderun-
gen, Mitarbeiterwechsel, Verlust von Bezugspersonen, Missachtung individueller
Wünsche und Bedürfnisse sowie durch Überforderung und Angst auslösende
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Situationen bedingt (Seifert 2004). Auch ein gesteigertes Bedürfnis nach Auf-
merksamkeit und Zuwendung kann Anlass für herausforderndes Verhalten sein.
Die Auswirkungen sind für alle Beteiligten belastend und finden in einer
permanent angespannten Gruppenatmosphäre ihren Niederschlag. Mitbewoh-
ner*innen zeigen Unruhe, Angst, Unsicherheit und Rückzugstendenzen, sehen
sich körperlichen Angriffen ausgesetzt und hinsichtlich der Berücksichtigung
ihrer Bedürfnisse und Wünsche vernachlässigt. Aktivitäten innerhalb und außer-
halb des Wohnbereichs sind eingeschränkt und die persönliche Freiheit durch
notwendiges Verschließen von Räumen oder Türen eingeengt. Mitarbeiter*innen
sehen sich sowohl physischen Belastungen infolge körperlicher Auseinanderset-
zungen als auch extrem hohen psychischen Belastungen ausgesetzt, die zu Angst,
Verzweiflung, Ratlosigkeit, Lähmung, Frustration und Hilflosigkeit führen, auch
zu Schuldgefühlen, Unsicherheit, Unzufriedenheit und Versagensängsten (Seifert
2004).

Problemlösungsstrategien sind vielfältig, aber nach Aussagen von Mitarbei-
ter*innen nicht immer erfolgreich (Seifert 1994, 2004, 2006b; Büschi et al.
2018). Sie umfassen verhaltensbezogene Maßnahmen (Abbau der Auffälligkeiten,
Aufbau alternativer Verhaltensweisen), bedürfnisorientierte Maßnahmen (z. B.
Zuwendung, Kommunikation, Beschäftigung, Entspannung) und teambezogene
Maßnahmen (z. B. Teamgespräche, Fortbildung, Supervision, abteilungsüber-
greifende Beratungsgespräche) sowie institutionsbezogene Maßnahmen (z. B.
Integration in den Gruppenübergreifenden Förderbereich oder die Werkstatt für
beeinträchtigte Menschen, Umzug in eine andere Wohngruppe, Beantragung von
zusätzlichem Personal). Nach Ansicht von Mitarbeiter*innen liegt die größte
Schwierigkeit bei der Umsetzung der Maßnahmen in der mangelnden Pas-
sung zwischen den Zielsetzungen der pädagogischen Arbeit und den personellen
Kapazitäten der Wohngruppen. Nicht selten seien restriktive Maßnahmen wie
Festhalten, Fixieren, Einschließen, Vergabe von Psychopharmaka und Einweisung
in eine Psychiatrische Klinik kaum vermeidbar (Seifert 1994, 2004).

3.3.4.2 Betreuungssettings
Herausforderndes Verhalten gehört in vielen Einrichtungen der Behindertenhilfe
zum Betreuungsalltag, im stationären Bereich häufiger als in ambulanten Settings.
Bei angemessenen Rahmenbedingungen sind spezielle Betreuungssettings nicht
zwingend erforderlich. Dennoch stoßen Mitarbeiter*innen in der Betreuung von
Menschen mit herausforderndem Verhalten vielerorts an Grenzen. Darum wurden
in mehreren Bundesländern für diesen Personenkreis sog. Intensivgruppen und
geschlossene Wohnformen eingerichtet.
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Intensivgruppen
Intensivgruppen zeichnen sich aus durch einen höheren Personalschlüssel, eine
spezielle Qualifikation der Mitarbeiter*innen, fachliche Beratung und adäquate
räumliche Bedingungen sowie tagesstrukturierende Maßnahmen (Dieckmann
und Giovis 2007; Theunissen und Kulig 2019). Durch (Re-)Aktivierung bzw.
Erweiterung der Kompetenzen der Bewohner*innen und Veränderung sozial uner-
wünschter Verhaltensweisen soll eine (Wieder-)Eingliederung in normalisierte
Wohn- und Unterstützungsarrangements ermöglicht werden.

Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleitung eines dreijährigen Modellver-
suchs mit Therapeutischen Wohngruppen in Baden-Württemberg Anfang der
2000er Jahre zeigen, dass die Voraussetzungen für eine (Wieder-)Eingliederung
bei den meisten teilnehmenden Personen erreicht wurden (Dieckmann und Giovis
2007): Häufigkeit und Intensität der herausfordernden Verhaltensweisen nahmen
ab, mehr als drei Viertel von ihnen waren in der Lage, sich sozial verträgli-
cher zu verhalten, die kommunikativen Kompetenzen konnten erweitert und die
Frustrationstoleranz und Lenkbarkeit erhöht werden, freiheitsentziehende Maß-
nahmen wie Fixieren oder Time-out konnten teilweise eingestellt werden. Die
meisten fanden eine Beschäftigung im Arbeitsbereich oder im Förderbereich
einer Werkstatt für beeinträchtigte Menschen. Der Umfang der persönlichen
sozialen Netzwerke blieb unverändert, allerdings fanden einzelne Kontakte häu-
figer als zuvor statt. Fast ein Drittel der Teilnehmenden war bereits in eine
nicht-aussondernde Wohnform umgezogen, weitere Umzüge standen bevor.

Schwierigkeiten bei der Reintegration in normalisierte Wohnsettings waren
auf eine mangelnde Kooperation zwischen Mitarbeiter*innen der Therapeutischen
Wohngruppen und den (wieder-)aufnehmenden Einrichtungen und fehlende Klar-
heit über inhaltliche und finanzielle Handlungsspielräume bei der Ausgestaltung
des künftigen Wohnarrangements zurückzuführen. Zudem habe eine fehlende
Verankerung der Therapeutischen Wohngruppen in regionalen Hilfesystemen,
in denen Leistungserbringer verbindlich kooperieren, zur Folge, dass Anbieter
wohnbezogener Dienste sich mit Verweis auf bestehende spezielle Gruppen einer
Versorgungsverpflichtung entziehen.

In jüngster Zeit haben Theunissen und Kulig (2019) die aktuelle Betreu-
ungssituation von Menschen mit intellektueller und mehrfacher Beeinträchtigung
und herausfordernden Verhaltensweisen in Einrichtungen in Baden-Württemberg
untersucht. 70 % von ihnen werden in Sondergruppen betreut, 30 % in regulä-
ren Gruppen. Trotz tendenziell guter Rahmenbedingungen in den Sondergruppen
erwiesen sich die homogene Zusammensetzung der Gruppen und die daraus resul-
tierenden hohen Anforderungen an das Personal, die Burn-out-Risiken bergen,
als kontraproduktiv. Je größer die Gruppe, desto geringer die Möglichkeiten der
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Bewohner*innen für Selbstbestimmung und Teilhabe am allgemeinen Leben und
für individuelles Eingehen auf ihre sozialen Bedürfnisse und Anforderungen.
Negativ bewertete Verhaltensweisen können sich gegenseitig verstärken. Eine
externe Unterstützung, z. B. durch Konsulentendienste, wurde für dringend erfor-
derlich gehalten. Wie bereits in der Begleitstudie von Dieckmann und Giovis
(2007) thematisiert, erweist sich die Reintegration in reguläre Wohnformen auch
hier als voraussetzungsvoll. Für viele scheint die Therapeutische Wohngruppe
zu einem dauerhaften bzw. längerfristigen Wohnort zu werden. Darum sollte
die Wiederaufnahme durch den abgebenden Wohndienst verbindlich vereinbart
werden.

Geschlossene Wohnformen
Nach Erkenntnissen einer Studie von Reichstein und Schädler (2016) zur gegen-
wärtigen Wohnsituation von Menschen mit intellektuellen und psychischen
Beeinträchtigungen in Nordrhein-Westfalen werden für Menschen mit heraus-
fordernden Verhaltensweisen zunehmend geschlossene Wohnformen etabliert, im
Rheinland überwiegend als eingestreute geschlossene Plätze oder Wohngruppen,
in Westfalen-Lippe als vollständig geschlossene Einrichtungen (Schädler und
Reichstein 2018). Das Konzept eingestreuter geschlossener Plätze oder kleiner
geschlossener Wohngruppen fand bei den befragten Einrichtungen und Diensten
breite Zustimmung. Geschlossene Einrichtungen wurden nur etwa von der Hälfte
für erforderlich erachtet, insbesondere in ländlichen Bereichen. In großstädtischen
Milieus erschien die Etablierung geschlossener Einrichtungen weniger dringlich,
weil ambulante und flexible Angebotsstrukturen zur Unterstützung des Personen-
kreises in offenen Einrichtungen hier leichter umgesetzt werden könnten, z. B. die
medizinische Versorgung, psychosoziale Unterstützung und psychotherapeutische
Behandlungsmöglichkeiten.

Im geschlossenen Bereich war das Qualifikationsniveau der Mitarbeiter*innen
höher als in offenen Einrichtungen. Dennoch bestand in beiden Einrichtungstypen
ein erheblicher Bedarf an einrichtungs- und trägerinterner sowie externer Bera-
tung und Unterstützung, auch an trägerübergreifenden Unterstützungsangeboten
wie Supervision und Konsulentendienste. Kooperation und Vernetzung mit ande-
ren Diensten gab es nur punktuell. Die Infrastruktur im Umfeld der Einrichtungen
wurde genutzt. Die soziale Einbindung des Personenkreises im Quartier wurde
von Mitarbeiter*innen für wichtig erachtet, gelang jedoch häufig nur ansatzweise,
weil diesbezüglich Aktivitäten oftmals an Grenzen gesellschaftlicher Akzeptanz
stießen. Eine Sensibilisierung des Sozialraums sei dringend erforderlich. Um die
Tendenz zur Unterbringung von Menschen mit herausforderndem Verhalten in
speziellen Einrichtungen aufzuhalten, erachten es Schädler und Reichstein für
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notwendig, „die erforderlichen konzeptionellen Entwicklungsanstrengungen für
die Versorgung des sog. ‚harten Kerns‘ im Rahmen regionaler Teilhabeplanung
zu verorten“ (Schädler und Reichstein 2018, S. 117). Wichtige Voraussetzung sei
eine Verbesserung der Datenlage.

3.3.4.3 Externe Beratung und Unterstützung
Zur Stärkung der Kompetenzen der Mitarbeiter*innen in Wohnsettings mit Men-
schen mit herausforderndem Verhalten werden eine externe Unterstützung durch
Fachkräfte oder interdisziplinäre und multiprofessionelle Konsulentendienste für
erforderlich gehalten, wie sie seit langem in den Niederlanden praktiziert werden
(Dieckmann und Giovis 2007; Theunissen und Kulig 2019; Reichstein und Schäd-
ler 2016). In einer retrospektiven Evaluationsstudie wurde die Wirksamkeit eines
solchen Dienstes im Rheinland untersucht (Seifert 2004, 2006b, 2007). Bezugs-
rahmen war der system-ökologische Ansatz, der die Wechselwirkungsprozesse
zwischen dem Individuum und seiner sozialen Umwelt sowie den strukturel-
len Bedingungen seines Lebensraums einschließlich der lebensgeschichtlichen
Erfahrungen als wesentliche Bedingungsfaktoren von Verhaltensauffälligkeiten
begreift (Seifert et al. 2001). Folgende Maßnahmenfelder wurden hinsicht-
lich ihrer Wirksamkeit analysiert: Veränderungen der Wohnsituation; Personelle
Veränderungen; Erweiterung der Mitarbeiterkompetenz; Erweiterung von Beob-
achtung, Problemanalyse, Diagnostik; Veränderungen am Betreuungskonzept;
Veränderungen sozialer Beziehungen; Veränderungen in der Alltagsgestaltung
bzw. Lebensführung; Veränderung bei Beschäftigung, Freizeit, Bildung; spezielle
Maßnahmen.

Die Evaluationsergebnisse zeigen, dass bei den meisten Bewohner*innen
Häufigkeit und Intensität der Verhaltensauffälligkeiten abnahmen, insbesondere
fremdgefährdende und selbstverletzende Verhaltensweisen. Viele konnten posi-
tive Fähigkeiten und Eigenschaften entwickeln bzw. verstärken, z. B. im Bereich
der lebenspraktischen und intellektuellen Fähigkeiten, im Sozialverhalten und
im Bereich der Emotionalität. Die Wirksamkeit der durchgeführten Maßnahmen
besaß für Mitarbeiter*innen und Bewohner*innen unterschiedliche Bedeutung.
Für Bewohner*innen erwiesen sich in erster Linie solche Herangehensweisen als
wirksam, die ihnen emotionale Sicherheit gewähren, mehr Freiheitsräume eröff-
nen und durch Aktivität und Beschäftigung die persönliche Entwicklung anregen.
Für das Gruppenpersonal wurden vor allem Maßnahmen als hilfreich erlebt, die
die Arbeit erleichtern, mehr Einblick in Zusammenhänge geben und durch neues
Know-How mehr Handlungssicherheit bringen. Beispiele sind der Einsatz von
mehr Personal, die Qualifizierung der Mitarbeiter*innen, regelmäßige Fallbespre-
chungen im Team sowie Fortbildung und Supervision. Die fachliche Begleitung
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durch externe Berater*innen eröffnete neue Sichtweisen auf die Problemlage und
befähigte das Team zum Aufbrechen festgefahrener Situationen.

3.3.4.4 Empfehlungen zur Weiterentwicklung
Allen Studien ist gemeinsam, dass gemeindenahe Wohn- und Unterstützungsar-
rangements Vorrang vor der Separierung von Menschen mit herausfordernden
Verhaltensweisen in zentralisierte, auf Dauer angelegte Wohnsettings haben soll-
ten. Es wird empfohlen, Therapeutische Wohngruppen als zeitlich befristete
spezielle Maßnahme in ein Handlungskonzept einzubetten, „das primär auf eine
aufsuchende Beratung der Betroffenen und ihrer Bezugspersonen setzt“ (Dieck-
mann und Giovis 2007, S. 118). Anlass für entsprechende Maßnahmen können
die Durchführung einer umfassenderen verstehenden Diagnostik, eine Entlastung
des Wohnumfelds, die Erprobung von Interventionen und die gemeinsame Suche
nach angemessenen Lösungen sein. Die Rückführung ins „normale“ Wohnumfeld
muss sorgfältig geplant und gestaltet werden. Weitere Empfehlungen beziehen
sich auf die Qualifizierung der Mitarbeiter*innen für den Umgang mit heraus-
forderndem Verhalten, die Einführung von Konsulentendiensten als verbindlicher
Bestandteil kommunaler Hilfesysteme, die Schaffung kleiner gemeinweseninte-
grierter Wohnsettings für den Personenkreis auf der Basis einer kommunalen
Versorgungsverantwortung im Kontext kommunaler Teilhabeplanung sowie eine
personenzentrierte Finanzierung auch erhöhter Unterstützungsbedarfe ohne Bin-
dung an eine bestimmte Wohnform (Dieckmann und Giovis 2007; Theunissen
und Kulig 2019).

3.3.5 Wohnen im Alter

Bundesweit nimmt die Zahl der alt werdenden Menschen mit lebenslanger intel-
lektueller Beeinträchtigung zu. Einen Überblick über die Lebenssituation dieses
Personenkreises in Nordrhein-Westfalen geben Dieckmann et al. (2015). So leb-
ten nach Ergebnissen einer empirischen Studie in Westfalen-Lippe im Jahr 2014
22 % der Personen im Alter von 50 Jahren und älter bei ihren Angehörigen,
16 % in ambulant betreuten Wohnformen und 54 % in stationären, überwie-
gend gemeindebasierten Wohneinrichtungen der Eingliederungshilfe, davon 6 %
in Außenwohngruppen oder Einzelwohnungen und 15 % in Komplexeinrichtun-
gen (Thimm et al. 2018, 2019). Bundeslandübergreifende repräsentative Daten
fehlen.

Im Prozess des Älterwerdens und im Alter sind Menschen mit Entwick-
lungsaufgaben konfrontiert, die bei der Neugestaltung dieser Lebensphase zu
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berücksichtigen sind (Schäper et al. 2010; Dieckmann et al. 2015). Neben der
Auseinandersetzung mit zunehmenden gesundheitlichen Einschränkungen und
fortschreitendem Kompetenzabbau sowie Erfahrungen des Verlusts vertrauter Per-
sonen erfordert der Wegfall der Arbeit und der damit verbundenen Kontakte zu
Arbeitskolleg*innen eine Umgestaltung des sozialen Netzwerks und die Gestal-
tung der frei gewordenen Zeit. Die veränderten Bedürfnisse und Bedarfe stellen
neue Anforderungen an wohnbezogene Einrichtungen und Dienste. Wie diese
durch strukturelle und konzeptionelle Anpassungen gelöst werden können, ist
Gegenstand mehrerer Forschungsprojekte (u. a. Dieckmann und Metzler 2013).

3.3.5.1 Umzug in Altenpflegeheime
Durch Inkrafttreten der UN-BRK in Deutschland (2009) ist das Recht von
Menschen mit Behinderung festgeschrieben, selbst zu entscheiden, wo und mit
wem sie leben möchten. Für alt werdende Menschen mit intellektuellen Beein-
trächtigungen ist diese Option überwiegend nicht gegeben. Nicht nur wegen
des zunehmenden Pflegebedarfs, sondern auch aus Kostengründen muss ein
zunehmender Anteil von ihnen in Altenpflegeheime umziehen. Im Gegensatz
zur allgemeinen Bevölkerung, die Pflegeheime überwiegend erst am Ende ihres
Lebens in Anspruch nimmt, verbringen Menschen mit lebenslanger Beeinträch-
tigung häufig die gesamte Alterslebensphase in allgemeinen oder speziell auf
Menschen mit Behinderung ausgerichteten Pflegeeinrichtungen.

Nach Untersuchungen in Westfalen-Lippe wurden im Jahr 2016 rund 7 % der
Erwachsenen mit intellektueller Beeinträchtigung ab 50 Jahren in Pflegeheimen
gem. SGB XI betreut; bei den Personen ab 65 Jahren waren es bereits 22 %
(Thimm et al. 2018, 2019; Dieckmann et al. 2019; Haßler et al. 2019). Die meis-
ten leben in speziellen, von Trägern der Behindertenhilfe gegründeten oder aus
Langzeitbereichen Psychiatrischer Anstalten entstandenen Pflegeeinrichtungen.
Umzüge erfolgten meist aus stationären Wohneinrichtungen desselben Trägers,
häufig wegen des zunehmenden pflegerischen Unterstützungsbedarfs oder spezi-
fischer pflegerischer Maßnahmen; demenzielle Erkrankungen waren eher selten
der Anlass für den Wechsel (Thimm et al. 2018). Nach Ergebnissen der Studie
findet in einzelnen Komplexeinrichtungen „ein mehr oder weniger systematisches
und vor- und fürsorglich verstandenes Screening von älteren Bewohner*innen
in Wohnangeboten der Eingliederungshilfe in Bezug auf die Notwendigkeit/
Sinnhaftigkeit eines Umzugs in eine spezielle Pflegeeinrichtung statt – unabhän-
gig davon, ob das von den Personen auch wirklich gewünscht wird“ (Thimm et al.
2018, S. 114). Die Konzentration auf trägerinterne Angebote verhindere eine
verstärkte Kooperation mit vorhandenen Angeboten der Altenhilfe unter ande-
rer Trägerschaft und mit ambulanten Pflegediensten sowie die Entwicklung von
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Alternativen zur stationären Pflegeeinrichtung im Einzelfall. Die Studie kommt
zu dem Schluss, dass Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung im Alter
durch einen Umzug in ein Pflegeheim Gefahr laufen, durch Verlust ihres indivi-
duellen Anspruchs auf Eingliederungshilfe in ihren Möglichkeiten zur Teilhabe
beschränkt zu werden (Thimm et al. 2019).

3.3.5.2 Innovative Konzepte unterstützten Wohnens im Alter
Auch bei zunehmendem Unterstützungs- und Pflegebedarf wollen die meisten
Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung auch im Alter so selbstbestimmt
wie möglich in ihrem vertrauten Umfeld leben und am allgemeinen Leben
teilnehmen. Die Neuerungen des BTHG, die die sektorale Unterscheidung zwi-
schen ambulanten und stationären Wohnleistungen zugunsten personenzentrierter
Unterstützungssettings aufheben, bieten dazu eine gute Grundlage.

Vor diesem Hintergrund haben sich Dieckmann et al. (2013) mit innovativen
Konzepten unterstützten Wohnens älter werdender Menschen mit intellektu-
eller Beeinträchtigung befasst (Projekt LEQUI). Unter Bezugnahme auf die
Leitideen Teilhabe, Inklusion und Selbstbestimmung wurden ausgewählte ambu-
lant betreute Wohn- und Unterstützungsarrangements mittels standardisierter und
offenerer qualitativer Methoden hinsichtlich ihrer Relevanz für Menschen mit
Behinderung im Alter evaluiert (Schäper et al. 2010; Greving et al. 2012). Die
Analyse der Rahmenbedingungen in zwei ambulant unterstützten Wohnprojek-
ten mit 24-h-Betreuung für Menschen mit hohem Unterstützungsbedarf in Berlin
und Münster erbrachte eine Reihe positiver Aspekte, die die Lebensqualität der
Bewohner*innen erhöhen: gute Personalbesetzung, flexible Einsatzzeiten durch
Kombination von Leistungen der Eingliederungshilfe und der Pflegeversicherung,
eine Pauschale für die Nachtwache, eine koordinierte und durch eine gemeinsame
Zielvorstellung getragene Zusammenarbeit zwischen pädagogischem Dienst und
ambulantem Pflegedienst (Dieckmann et al. 2012). Die Versorgung war durch
erreichbare Geschäfte, Arztpraxen, Cafés und Restaurants wohnortnah gewähr-
leistet, die Einbindung der Wohngemeinschaften in reguläre Nachbarschaften
erleichterte soziale Kontakte. Als verbesserungsbedürftig gilt die Abstimmung
zwischen den Diensten der Eingliederungshilfe und der Pflege, die Koopera-
tion der Mitarbeiter*innen und deren gemeinsame Verantwortung für das gesamte
Unterstützungsarrangement, die Weitergabe von Informationen sowie die Zusam-
menarbeit mit Angehörigen. Von besonderer Bedeutung ist die Feststellung, dass
die professionellen Begleiter*innen es stärker als ihre Aufgabe ansehen sollten,
die Nutzer*innen bei der Gestaltung sozialer Beziehungen zu unterstützen und
deren soziale Kompetenzen zu verbessern.
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Aus den gewonnenen Erkenntnissen wurden Empfehlungen für das ambulant
unterstützte Wohnen abgeleitet (Dieckmann et al. 2013). So solle sich z. B. der
Umfang der gewährten Fachleistungsstunden auch im Alter an den individuellen
Bedarfen orientieren. Zudem sollte die Wohnassistenz verstärkt für kleinräum-
liche Quartiere und Nachbarschaften und einen in räumlicher Nähe wohnenden
Kreis von Klient*innen konzipiert werden. Eine Vernetzung mit anderen, ergän-
zenden Diensten und Angeboten aus den Bereichen Behindertenhilfe, Altenhilfe
und Gesundheitswesen sowie mit anderen zivilgesellschaftlichen Akteur*innen
sei unabdingbar. Neben der Bereitstellung von Wahlmöglichkeiten zur individu-
ellen Gestaltung des Alltags, dem Aufrechterhalten von Kompetenzen und der
Förderung der Gesundheit bzw. eines gesundheitsfördernden Lebensstils sind die
Unterstützung der Teilnahme am Leben in der Gemeinde und die Pflege und Stär-
kung sozialer Netzwerke von besonderer Bedeutung. Sie sollten als verbindliche
Aufgaben der Mitarbeiter*innen in den Konzeptionen der Leistungserbringer ver-
ankert sein. Dabei haben die Zusammenarbeit mit ehrenamtlich Engagierten und
die aktive Einbindung eines individuell zusammengestellten Unterstützerkreises
in die Hilfeplanung besonderes Gewicht.

Die Ergebnisse der Untersuchung münden in Empfehlungen für die Gestal-
tung von sozialraumorientierten Wohn- und Unterstützungsarrangements mit und
für Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung im Alter. Als durchgängige
Gestaltungsdimensionen werden „(1) die Partizipation von Menschen mit Behin-
derungen an Gestaltungsprozessen auf der politischen und organisationalen Ebene
und in Bezug auf ihre eigene, individuelle Lebensplanung, (2) die Einbettung von
Gestaltungsentscheidungen in ein quartiersbezogenes Denken und Handeln, (3)
die Förderung von Bildungsprozessen für die Sicherung der Lebensqualität im
Alter“ genannt (Dieckmann et al. 2013, S. 30).

3.3.6 Wohnen mit Migrationshintergrund

Im Jahr 2022 hatten 29 % der Bevölkerung in Deutschland einen Migrations-
hintergrund.3 Mit Blick auf die Gestaltung des Wohnens für beeinträchtigte
Menschen nicht-deutscher Herkunft stellt sich die Frage, welche Erwartungen sie
an Unterstützungsleistungen der Behindertenhilfe richten und welche Barrieren
hinsichtlich der Inanspruchnahme bereits bestehender Angebote wahrgenommen

3 https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2023/04/PD23_158_125.html
(25.08.2023).

https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2020/07/PD20_279_12511.html
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werden. Bislang gibt es dazu nur wenige empirische Untersuchungen. Sie basie-
ren meist auf qualitativen Erhebungen zu spezifischen Fragestellungen oder auf
quantitativen Erhebungen mit kleinen Stichproben zu ausgewählten Merkmalen
der Lebenssituation (Windisch 2014).

Häufig erfolgt eine Fokussierung auf eine bestimmte Zielgruppe. So wurden
z. B. jüdische Migrantenfamilien aus der ehemaligen Sowjetunion, die Töch-
ter und Söhne mit intellektuellen oder psychischen Beeinträchtigungen haben,
schriftlich zu ihrer Lebenssituation befragt und ausgewählte Familiensituationen
einer genaueren Analyse unterzogen. Die meisten Personen mit intellektueller
Beeinträchtigung dieser Bevölkerungsgruppe leben bei ihren Angehörigen oder in
ihrem häuslichen Umfeld (Bader und Kohan 2009). Fast alle möchten auch künf-
tig zusammenleben, auch mit zunehmendem Alter der Angehörigen. Darum sei
ein steigender Bedarf an familienentlastenden Angeboten zu erwarten. Perspekti-
visch seien durch die jüdische Gemeinde und ihre Organisationen differenzierte
kultursensible Wohnangebote für die Menschen mit Behinderung zu schaffen.

In einer Teiluntersuchung der Berliner „Kundenstudie“ zu wohnbezogenen
Bedarfen von Migrant*innen mit intellektuellen Beeinträchtigungen standen tür-
kischstämmige Menschen und ihre Familien im Mittelpunkt (Seifert 2010a, 2012,
2014). Interviews mit Akteur*innen der türkischen Community machten deutlich,
dass die bestehenden Unterstützungssysteme strukturell und konzeptionell nur
unzureichend auf die Belange dieses Personenkreises eingestellt sind und meist
nur in Überforderungssituationen von den Familien in Anspruch genommen wer-
den. Vorbehalte sind in Einstellungen und Erfahrungen begründet, die den Zugang
erschweren. So werden z. B. Wohnangebote eher als Versorgungsinstitutionen
bewertet, wenn die Familie nicht angemessen für ihren Angehörigen sorgen kann,
denn als Institutionen, die Teilhabe ermöglichen. Dazu kommt die Sorge vor
negativen Reaktionen ihres sozialen Umfeldes, wenn das beeinträchtigte Kind in
eine betreute Wohnform zieht.

Nach Einschätzung der Befragten wird die Existenz von Einrichtungen für
Menschen mit Behinderung inzwischen zunehmend als hilfreiche Unterstützung
in veränderten Lebenslagen wahrgenommen, auch wenn eine solche Lösung dem
Selbstverständnis der Familien entgegensteht. Bei der Aufnahme in eine Wohn-
einrichtung können Unterschiede in den Werthaltungen von Mitarbeiter*innen
und Angehörigen Konflikte auslösen. Sie entzünden sich u. a. an der Ausrichtung
der Unterstützungsstrukturen an den Leitideen Selbstständigkeit und Selbstbe-
stimmung, die den Werten türkischer Familien, wie Bindung an die Familie und
Schutz durch familiäre Beziehungen, entgegenstehen.
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Um die Inanspruchnahme von wohnbezogenen Hilfen zu erleichtern, sind
nach den Ergebnissen der Studie auf unterschiedlichen Ebenen Zugangsbarrie-
ren abzubauen, vor allem Informationsdefizite, Sprachbarrieren und bürokratische
Hemmnisse. Notwendig seien zielgruppenspezifische Beratungs- und Informati-
onsangebote, niedrigschwellige Kontakt- und Begegnungsstätten und die Einbe-
ziehung von Ressourcen der türkischen Community (z. B. bilinguale Kompetenz,
Lotsendienste, bestehende Netzwerke im Stadtteil). Die Aktivitäten erfordern eine
enge Zusammenarbeit zwischen der Behindertenhilfe und den Migrantenorgani-
sationen sowie mit den Familien. Grundlegend für die Arbeit mit Migrant*innen
ist die Wertschätzung der Vielfalt von Lebensentwürfen, gepaart mit der Fähigkeit
zur Reflexion der eigenen Haltung und eigener Vorurteile, die den Umgang mit
anderen Menschen prägen (Diversity-Kompetenz). Das Wissen um kulturelle Hin-
tergründe darf – so das Votum der Befragten – jedoch nicht dazu führen, Personen
mit migrantischem Hintergrund lediglich unter dem Blickwinkel der kulturel-
len Zugehörigkeit zu begegnen. Eine Ethnisierung von Problemen erschwere die
Zusammenarbeit.

Die Frage, ob ethnisch ausgerichtete Angebote, z. B. spezielle Wohngruppen
für Personen mit türkischem Migrationshintergrund, den Interessen der Fami-
lien entsprechen, ist angesichts der Heterogenität der Zielgruppe nicht eindeutig
zu beantworten. Das Spektrum der Interessen reicht von klarer Priorität mus-
limisch ausgerichteter Angebote bis hin zur Bevorzugung der interkulturellen
Öffnung von Regeleinrichtungen. Unterschiedlichen Prioritätensetzungen sollte
bei der Planung von Angeboten durch Bereitstellung alternativer Wohnmöglich-
keiten Rechnung getragen werden. Für Frauen und Männer mit Behinderung,
die langfristig in ihren Familien betreut werden, sollten nach Einschätzung der
Befragten niedrigschwellige Freizeitangebote im Stadtteil erschlossen werden, die
sie auch außerhalb des Familienverbands wahrnehmen können.

3.4 Leitkonzept: Soziale Inklusion und Partizipation

Als einer der ersten Vertreter einer gemeinwesenorientierten Behindertenhilfe in
Deutschland hat Walter Thimm vor 20 Jahren im Rahmen einer vergleichenden
Studie zur Umsetzung des Normalisierungsprinzips in Deutschland und Däne-
mark darauf hingewiesen, dass die individuumbezogene Perspektive in der Arbeit
mit Menschen mit Behinderung und ihren Familien durch eine sozialräumliche
Perspektive zu ergänzen ist, die die Gestaltung des Gemeinwesens in den Blick
nimmt: „Die Feststellung und Reklamierung von individuellen Hilfen zur Integra-
tion und Partizipation (…), ihre Legitimationen und legislativen Absicherungen
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laufen ins Leere, wenn nicht gleichzeitig die Gestaltung der Infrastruktur der
nahen sozialen Räume, in denen Partizipation und Integration alltagspraktisch
verwirklicht werden müssen, in Angriff genommen wird“ (Thimm und Wachtel
2002, S. 25).

Im Zeichen von Inklusion und Partizipation wird inzwischen das im Feld
der Sozialen Arbeit entwickelte und aus der Gemeinwesenarbeit der 1970er
Jahre hervorgegangene Fachkonzept Sozialraumorientierung zunehmend auch in
der Behindertenhilfe rezipiert. Sozialraumorientierte Arbeit will dazu beitra-
gen, Lebensbedingungen so zu gestalten, „dass Menschen dort entsprechend
ihren Bedürfnissen zufrieden(er) leben können“ (Hinte 2009, S. 21). Früchtel
und Budde (2010) haben die zentralen Handlungsfelder in einem mehrdimen-
sionalen Modell (SONI-Modell) auf der Ebene der Lebenswelt und auf der
Systemebene beschrieben, die Orientierung für sozialräumliche Arbeit im Feld
der Behindertenhilfe geben können.

In den lebensweltbezogenen Handlungsfeldern „Individuum“ und „Netzwerk“
geht es um die Stärkung der individuellen Ressourcen der beeinträchtigten Men-
schen, um die Erweiterung ihres persönlichen Netzwerks, um das Erschließen
von Ressourcen im Quartier zur Verbesserung der Teilhabechancen und um
die Mitwirkung an Prozessen und Gremien, die sich für die Angelegenheiten
von Menschen mit Behinderung, die Weiterentwicklung von Angeboten und das
Zusammenleben im Stadtteil engagieren. Für eine wirksame Mitwirkung benö-
tigen Menschen mit intellektuellen Beeinträchtigungen kontinuierlich Assistenz.
Sie sollte nicht nur situationsbezogen gewährleistet werden, sondern Bestandteil
eines Konzepts zur „Unterstützten Partizipation“ sein, welches die Beteiligten mit
Mitteln der Erwachsenenbildung zur Selbstvertretung befähigt (Seifert 2010a).

In den systembezogenen Handlungsfeldern „Organisation“ und „Sozialstruk-
tur“ stehen auf der Ebene des Hilfesystems strukturelle und konzeptionelle
Veränderungen im Vordergrund, z. B. durch Flexibilisierung der Dienstleistun-
gen, konsequenten Quartiersbezug der Angebote, die strukturelle Verankerung der
Mitwirkung von Menschen mit Behinderung in allen relevanten Bereichen, Quali-
fizierung des Personals für sozialraumbezogene Aufgaben und die Einbeziehung
von Freiwilligenmanagement, die trägerübergreifende Kooperation und Vernet-
zung und die kontinuierliche Beteiligung an regionalen Planungsprozessen sowie
die Steuerung und Finanzierung der Hilfen. Auf der Ebene der Sozialstruktur
ist die Passung der sozialpolitischen und rechtlichen Rahmenbedingungen hin-
sichtlich der Bedarfe von Menschen mit Behinderung in allen Lebensphasen im
Blick. Lokale Akteur*innen innerhalb und jenseits der Behindertenhilfe sind zur
sozialräumlichen Zusammenarbeit aufgerufen, um kommunalpolitische Entwick-
lungen konstruktiv zu begleiten. Die Beteiligung der in der Kommune lebenden
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Menschen sollte verbindlicher Bestandteil an Prozessen kommunaler Planung und
Entwicklung sein. Grundlegende Prämisse ist die gemeinsame Verantwortung für
die Entwicklung eines inklusiven Gemeinwesens.

Mehrere wohnbezogene Forschungsprojekte haben sich mit dem Stand der
Umsetzung sozialräumlicher Konzepte in der Behindertenhilfe befasst und Emp-
fehlungen zur Weiterentwicklung gegeben (u. a. Schädler et al. 2008; Seifert
2010a; Dieckmann et al. 2013; Franz und Beck 2015). Die Analysen der quan-
titativen und qualitativen Erhebungen der Berliner „Kundenstudie“ zeigen in
folgenden Bereichen erheblichen Handlungsbedarf (Seifert 2010b, S. 32 f.):

• Der städtische Raum bietet durch die Vielfalt seiner Quartierskulturen und
Beteiligungsstrukturen gute Chancen zur sozialen Einbindung von Menschen
mit Behinderung. Viele Ressourcen bleiben jedoch ungenutzt, weil das System
der Behindertenhilfe in den Lebensbereichen Wohnen, Arbeit, Freizeit und
Bildung separierende Alternativen zu allgemeinen Angeboten vorhält.

• Sozialraumorientierte Aufgaben werden praktiziert, sie sind jedoch kaum
strukturell verankert. Das Engagement ist in hohem Maße abhängig von der
Motivation einzelner Personen oder Personengruppen. Die Arbeit mit Men-
schen mit Behinderung ist nach wie vor auf die Unterstützung von Individuen
fokussiert, die fehlende Finanzierung fallunspezifischer Arbeit verhindert eine
systematische Öffnung in den Sozialraum.

• Bürgerschaftliches Engagement wird als „Türöffner“ in die Gemeinde genutzt,
ist aber nur bei etwa der Hälfte der befragten Anbieter konzeptionell ver-
ankert. Vorbehalte aufseiten hauptamtlicher Mitarbeiter*innen erschweren die
Einbindung freiwilliger Ressourcen beim Erschließen des Sozialraums.

• Teilhabe wird innerhalb der Behindertenhilfe überwiegend als soziale Teilhabe
verstanden. Die politische Dimension von Teilhabe i. S. von Mitwirkung in
Angelegenheiten, die für Menschen mit Behinderung selbst und für andere
bedeutsam sind, wird bei intellektuellen Beeinträchtigungen kaum unter-
stützt. Vorhandene Beteiligungsstrukturen in den Berliner Bezirken sind für
Menschen mit intellektuellen Beeinträchtigungen kaum erschlossen.

• Inklusives Denken ist nicht selbstverständlicher Bestandteil der Realisierung
von Angeboten. Die Mitwirkung an regionalen Planungen wird nicht systema-
tisch praktiziert, Schnittstellen zu anderen Hilfesystemen werden nur ansatz-
weise genutzt (z. B. Jugendhilfe, Altenhilfe, Psychiatrie). Mitarbeiter*innen
von Einrichtungen und Diensten sind für sozialraumbezogene Aufgaben nur
unzureichend vorbereitet.
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Auf der Basis einer vergleichenden Untersuchung unterschiedlicher Modelle einer
personellen Verantwortung für die Sozialraumeinbindung schlussfolgert das For-
schungsprojekt MUTIG („Modelle der Unterstützung der Teilhabe von Menschen
mit geistiger Behinderung im Alter innovativ gestalten“), dass die Einbindung in
den Sozialraum klare Verantwortlichkeiten und Prozesse braucht. Die Zielsetzung
der Teilhabe im Gemeinwesen müsse von allen Mitarbeiter*innen selbstverständ-
lich mitgedacht werden, für eine stärkere Sozialraumeinbindung seien jedoch
Ressourcen und qualifizierte Fachkräfte mit Netzwerkkompetenz erforderlich.
Eine Kombination von individueller Assistenz und fallunspezifischer Arbeit sei
empfehlenswert (Schäper & Dieckmann, Vortrag auf der Abschlusstagung des
Projekts am 4./5. März 2020 in Münster).

3.4.1 Soziale Einbindung im Gemeinwesen

Aussagen von Menschen mit intellektuellen und mehrfachen Beeinträchtigungen
zu ihren Vorstellungen vom Leben inmitten der Gesellschaft lassen erkennen,
dass es nicht allein um ein möglichst selbstbestimmtes Wohnen außerhalb von
Institutionen geht. Um sich als Bürger*innen wirklich zugehörig zu fühlen, sind
für sie soziale Beziehungen, Anerkennung und Wertschätzung im Wohnumfeld
wichtige Voraussetzungen (Metzler und Rauscher 2004; Seifert 2010a). Trag-
fähige soziale Beziehungen entwickeln sich jedoch nicht von selbst, sondern
werden „aktiv gestaltet und beruhen auf Bedingungen wechselseitiger Sympa-
thie, gemeinsamen Interessen und sozialer Nähe“ (Franz und Beck 2015, S. 20).
Nutzer*innen ambulant unterstützter Wohnformen berichten teilweise von gegen-
seitiger Hilfeleistung (z. B. Entgegennahme von Post, Versorgung von Haustieren
oder Blumen in Urlaubszeiten) oder gegenseitiger Unterstützung in Haushaltsan-
gelegenheiten; gemeinsame Interessen, die verbindend wirken können, gibt es
eher selten (Seifert 2010a).

Studien zum gemeindeintegrierten Wohnen von Menschen mit intellektuellen
Beeinträchtigungen zeigen übereinstimmend, dass die räumliche und funktionale
Integration bei vielen realisiert, die soziale Einbindung jedoch nur unzureichend
gelungen ist (Hanslmeier-Prockl 2009; Seifert 2010a; Franz und Beck 2015).
Versorgungs- und Dienstleistungen, öffentliche Verkehrsmittel sowie soziale und
kulturelle Angebote werden genutzt. Insbesondere bei jüngeren Erwachsenen
bestehen häufig positive Kontakte zu Dienstleistern im Stadtviertel, z. B. zum
Kellner in der Pizzeria, zu Verkäufern im Dönerladen oder in der Eisdiele. Eine
infrastrukturell ungünstige Lage der Wohnung kann die Nutzung der lokalen Res-
sourcen allerdings stark einschränken und die Abhängigkeit von Unterstützung
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erhöhen (Schädler et al. 2008). Nach Ergebnissen der Berliner „Kundenstu-
die“ sind persönliche Kontakte zu anderen Menschen in der Wohngegend
selten. Begegnungen beim Einkaufen, beim Spazierengehen oder in öffentlichen
Verkehrsmitteln erscheinen – möglicherweise dem großstädtischen Ambiente
geschuldet – eher oberflächlich, meist freundlich, im Einzelfall auch diskrimi-
nierend. Viele haben keinen Ort in der Nähe, an dem sie sich mit anderen treffen
und gemeinsam etwas unternehmen können. Bei Wohnheimbewohner*innen sind
soziale Kontakte stark auf den Wohnbereich konzentriert. Positiv erlebte soziale
Beziehungen sind überwiegend im primären Netzwerk lokalisiert; Kontakte mit
Menschen mit Behinderung und Familienangehörigen überwiegen.

Das Verhältnis zur Nachbarschaft entspricht weitgehend der ‚Normalität‘ nach-
barschaftlicher Kontakte: Grußbeziehungen und gelegentliche Unterhaltungen
(Günther 2009). Frauen und Männer mit intellektuellen Beeinträchtigungen, die
in der Berliner „Kundenstudie“ befragt wurden, beurteilen das Verhalten von
Nachbar*innen überwiegend positiv (Seifert 2010a): Fast alle werden freund-
lich gegrüßt, bei mehr als der Hälfte finden Unterhaltungen statt, ein Drittel
erhält im Bedarfsfall Hilfe, einzelne werden ab und zu in die nachbarschaftliche
Wohnung eingeladen oder unternehmen in ihrer Freizeit etwas gemeinsam mit
Nachbar*innen (n = 120). Vereinzelt wird über Lärmbelastung von Mieter*innen
im Haus geklagt.

Terfloth et al. (2016) haben im Rahmen einer Begleitforschung zu Praxispro-
jekten einen „Index für Inklusion zum Wohnen in der Gemeinde“ vorgelegt,
der – unter Nutzung bestehender kommunaler Strukturen – Impulse zur Ent-
wicklung inklusionsorientierter Wohnangebote gibt. In diesem Zusammenhang
werden in einem umfangreichen Fragenkatalog u. a. das Verhältnis zur Nach-
barschaft sowie zu Menschen im Stadtteil und Erfahrungen mit Vereinen und
Treffpunkten reflektiert und Anstöße zum Nachdenken über Verbesserungen der
gegenwärtigen Situation gegeben.

3.4.2 Inklusive Sozialplanung

Die von der UN-BRK vorgegebenen Leitprinzipien Inklusion und Partizipation
erfordern Veränderungen im Denken und Handeln der Verantwortungsträger auf
unterschiedlichen Ebenen. Kern ist die unbedingte Zugehörigkeit von Menschen
mit Beeinträchtigung als Bürger*innen der Gesellschaft und ihre Beteiligung an
Entwicklungsprozessen. In mehreren Bundesländern sind erste Schritte zu einem
inklusiven Gemeinwesen zu verzeichnen. Sie werden flankiert durch Forschungs-
projekte, die durch Untersuchungen ausgewählter Fragestellungen Empfehlungen
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zur Weiterentwicklung der Versorgungsstrukturen im Rahmen einer kommuna-
len Teilhabeplanung vorlegen und Strategien auf dem Weg ins Gemeinwesen der
Zukunft aufzeigen. Beispielhaft seien die Arbeiten des Zentrums für Planung und
Evaluation Sozialer Dienste an der Universität Siegen (ZPE), des Zentrums zur
interdisziplinären Erforschung der Lebenswelten behinderter Menschen an der
Universität Tübingen (Z.I.E.L.) und des Instituts für Teilhabeforschung an der
Katholischen Hochschule Nordrhein-Westfalen (Abt. Münster) genannt.

Mit Blick auf bundesweite Entwicklungen in den letzten Jahren beschreiben
Schädler und Rohrmann (2009) auf kommunaler Ebene drei wesentliche Strate-
gien für die Entwicklung wohnbezogener Hilfen für Menschen mit Behinderung,
die auf jeweils unterschiedlichen Problemdefinitionen basieren und unterschied-
liche Wirkungen für die beteiligten Akteure haben. Neben den Szenarien der
„Ambulantisierung“ (Zuordnung zu Hilfeformen entsprechend dem jeweiligen
Hilfebedarf) und der „Sektoralen Reform“ (Aufhebung der Unterscheidung zwi-
schen stationären und ambulanten Leistungsformen) wird als dritter möglicher
Weg der Behindertenpolitik das Szenario „Inklusives Gemeinwesen“ aufgezeigt,
das Teilaspekte der anderen Szenarien integriert, aber nicht zum Kernstück der
Planungen macht. Es geht „nicht von den Strukturfragen der Leistungserbringung
im Rahmen der Eingliederungshilfe aus, sondern blickt auf das Gesamtgesche-
hen, das durch staatliche und zivilgesellschaftliche Anstrengungen inklusiv, d. h.
teilhabefördernd zu gestalten ist, so, dass institutionelle Ausgrenzungen mög-
lichst vermieden werden“ (Schädler und Rohrmann 2009, S. 71). Im Kontext der
umfangreichen Forschungs- und Entwicklungsarbeiten am ZPE der Universität
Siegen haben Rohrmann et al. (2010) Materialien zur örtlichen Teilhabeplanung
für Menschen mit Behinderung einer breiteren Öffentlichkeit zugänglich gemacht.
Sie können den jeweiligen kommunalen Gegebenheiten angepasst werden. Eine
Arbeitshilfe zur Planung inklusiver Gemeinwesen fasst wesentliche Elemente
zusammen und gibt Impulse für Projektideen (Rohrmann et al. 2014).

Bausteine zur Stärkung der Teilhabechancen müssen eingebettet sein in
strategische Planungen zum Aufbau eines inklusiven Gemeinwesens. Als Quer-
schnittaufgabe von Politik und Verwaltung sollen sie gewährleisten, dass in allen
Lebensbereichen und Lebensphasen die notwendigen Unterstützungsleistungen
in der Gemeinde gesichert sind und Barrieren der Teilhabe abgebaut werden.
Am Prozess der Strategieentwicklung sind alle gesellschaftlichen Gruppen zu
beteiligen, z. B. Menschen mit Behinderung, Selbsthilfe, Behindertenhilfe, lokale
Akteure, Wirtschaft, Kultur, Bildung, Kirche, Verwaltung, Politik (Rohrmann
et al. 2010). Für die Beteiligung von Menschen mit intellektuellen Beeinträch-
tigungen erweisen sich offene Foren als geeigneter Raum zur Artikulation ihrer
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Vorstellungen, vorausgesetzt dass die Informationen in Leichter Sprache aufberei-
tet werden und Diskussionsverläufe dem Personenkreis Gelegenheit geben, ihre
Sichtweisen in der ihnen möglichen Form einzubringen (Seifert 2011).

Am Beispiel der Teilhabe von Menschen mit Behinderung im Alter beschrei-
ben Schäper et al. (2019) im Forschungsprojekt SoPHiA („Sozialraumorientierte
kommunale Planung von Hilfe- und Unterstützungsarrangements für Menschen
mit und ohne lebenslange Behinderung im Alter“), wie im Rahmen einer inklu-
siven Sozialplanung durch Kooperation und Vernetzung der bislang versäulten
Systeme der Altenhilfe und der Behindertenhilfe auf lokaler Ebene Synergieef-
fekte hergestellt werden können, die auch bei steigendem Unterstützungs- und
Pflegebedarf den Verbleib im gewohnten Umfeld sicherstellen. Davon würden
auch jüngere Personen mit komplexem Unterstützungs- und Pflegebedarf pro-
fitieren, die bislang überwiegend in separierenden Institutionen betreut werden.
Die Bedingungen für ein lebenslanges, möglichst selbstbestimmtes Wohnen von
Menschen mit und ohne Behinderung im Sozialraum beziehen sich auf „die
soziale und alltagsbezogene Infrastruktur im Nahbereich, auf Lage und bauli-
chen Zustand der eigenen Wohnung, auf die Gestaltung des öffentlichen Raums
im unmittelbaren Wohnumfeld sowie auf personale Netzwerke mit Aktivitäten im
Bereich Kultur und Solidarität im Gemeinwesen“ (Frewer-Graumann et al. 2016,
S. 1).

Das methodische Vorgehen der Studie umfasste quantitative und qualitative
Verfahren: Beteiligungsveranstaltungen, schriftliche und mündliche Befragungen,
Gruppendiskussionen, Fokusgruppen, Felderkundungen, Nadelmethode, Sozial-
raumbegehungen, Sozialraumkarten. Auf der Basis von Untersuchungen zur
Bevölkerung und Infrastruktur in einem städtischen und einem ländlichen Raum
und Aussagen von Expert*innen wurden Leitziele für eine inklusive Sozialpla-
nung entwickelt. Dabei waren sechs Handlungsfelder von besonderer Relevanz:
Wohnen; Assistenz und Service; Pflege und Gesundheit; Freizeit, Bildung
und Kultur; Kommunikation und Partizipation; Information und Beratung. Die
erforderlichen Prozesse wurden exemplarisch in Praxisprojekten mit aktiver bür-
gerschaftlicher Beteiligung diskutiert und teilweise umgesetzt. Die Erkenntnisse
des Projekts wurden in einem Manual für die Praxis inklusiver Sozialpla-
nung für Menschen im Alter aufbereitet (Schäper et al. 2019). Wesentliche
Elemente sind die Federführung durch die Kommune, die politische Mandatie-
rung, die Vernetzung, die Bürgerbeteiligung, dauerhafte Kooperationsstrukturen,
kontinuierliche Sozialdatenanalyse und Sozialberichterstattung, regelmäßige Pla-
nungskonferenzen und quartiersbezogenes Denken (Frewer-Graumann et al. 2016,
S. 106 ff.).
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3.4.3 Quartiersentwicklung

Die Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege in
Nordrhein-Westfalen fordert die Kommunen auf, inklusive, kultursensible und
generationengerechte Quartiere zu entwickeln – als Teil der kommunalen
Daseinsvorsorge. Wesentliche Kennzeichen solcher Quartiere sind (AG Freie
Wohlfahrtspflege NRW 2012, S. 9):

• Partizipation und Teilhabe aller Bürgerinnen und Bürger;
• Barrierefreiheit im persönlichen Wohnumfeld und im öffentlichen Raum;
• Mobilität der Quartiersbewohnerinnen und -bewohner;
• Ermöglichungsstrukturen für Begegnung, Kommunikation, lebendige Nachbar-

schaft und bürgerschaftliches Engagement;
• für alle wahrnehmbare und zugängliche, wohnortnahe Unterstützungs- und

Beratungsstrukturen für Hilfen und Pflege;
• die Nutzung aller vorhandenen Strukturen von Arbeiten und Leben im

Quartier;
• ein soziales Klima von Achtsamkeit, Wertschätzung und gemeinschaftlicher

Verantwortung;
• Kultursensibilität im Hinblick auf Zuwander*innen, unterschiedliche Milieus

und Lebensformen;
• Inklusion von Menschen mit Behinderung in allen Lebensbereichen.

Im Forschungsprojekt LEQUI wurden unterschiedlich ausgerichtete Quartiers-
konzepte hinsichtlich ihrer Übertragbarkeit auf die Behindertenhilfe evaluiert
(Graumann et al. 2012). Die Ergebnisse zeigen, dass bei der Implementie-
rung solcher Konzepte eine gute Infrastruktur, ein barrierefreier Sozial- und
Wohnraum, Kooperationspartner und die soziale Akzeptanz von Menschen mit
Behinderung in der Nachbarschaft von Bedeutung sind. Hinsichtlich der Akzep-
tanz biete eine gemischte Bevölkerungsstruktur gute Voraussetzungen. Vorteile
von Quartierskonzepten liegen in der zielgruppenübergreifenden Angebotsgestal-
tung, die allerdings Kooperationsbeziehungen sowohl auf der Fallebene als auch
auf der institutionellen Netzwerkebene erfordert, z. B. mit Wohnungsunterneh-
men, einem nahegelegenen Stadtteiltreffpunkt oder einer Tagespflegeeinrichtung
der Altenhilfe. Die Öffnung von Tageseinrichtungen der Altenhilfe für Menschen
mit intellektuellen Beeinträchtigungen setze allerdings entsprechend qualifiziertes
Personal voraus, insbesondere hinsichtlich der Wahrung der Selbstbestimmung.
Der Einsatz von Nicht-Fachkräften müsse genau geprüft und ggf. mit einer
Schulung verbunden werden.



3 Entwicklung und Stand der Forschung zum unterstützten Wohnen … 99

Bemerkenswert ist, dass die Leitidee Selbstbestimmung in allen Konzeptio-
nen verortet ist, bei der Umsetzung in der Praxis jedoch einen unterschiedlichen
Stellenwert hat. So richten Unterstützungsdienste, die aus der Selbstbestimmt-
Leben-Bewegung hervorgegangen sind, die Assistenz konsequent an den Bedürf-
nissen der Assistenznehmer*innen aus. Bei den Angeboten, die aus traditionellen
Angeboten der Behindertenhilfe heraus entwickelt wurden, dominiert bei Lei-
tung und Mitarbeiter*innen eher der Fürsorgegedanke. Die Studie kommt zu dem
Schluss, dass Quartierskonzepte für ältere Menschen mit intellektuellen Beein-
trächtigungen geeignet sein können, vorausgesetzt, dass die Angebote an den
speziellen Bedürfnissen dieser Personengruppe angepasst werden, z. B. durch die
Gewährleistung von Versorgungssicherheit durch einen Bereitschaftsdienst, und
dass quartiersbezogene Arbeit entsprechend den Ansprüchen an die Realisierung
eines inklusiven Gemeinwesens finanziert wird.

Um Inklusionsprozesse zu unterstützen, beteiligen sich einige Träger der
Behindertenhilfe bereits jetzt aktiv an Quartiersentwicklungsprojekten (Hauben-
reisser 2013; Dieckbreder und Meine 2015). Ihr Engagement ist besonders dann
gefragt, wenn sie – im Sinne einer Win-Win-Strategie – eigene Ressourcen
in das Quartier einbringen und ihre Angebote zielgruppenübergreifend gestal-
ten. So sind z. B. Assistenz- oder Pflegedienste nicht nur für Menschen mit
Behinderung von Interesse. Ein Treffpunkt im Stadtteil sollte attraktiv für alle
sein, ein Feld für ehrenamtliches Engagement und Arbeitsplätze für Menschen
mit Behinderung bieten. Bestehende Treffpunkte werden diesem Anspruch nicht
immer gerecht, adressatenorientierte Angebote dominieren (Schädler et al. 2008;
Hanslmeier-Prockl 2009).

3.5 Resümee

In den vergangenen Jahrzehnten haben sich in der Behindertenhilfe in Deutsch-
land Entwicklungen vollzogen, die grundlegende (und durchaus positive) Aus-
wirkungen auf die Wohn- und Lebenssituation sowie die Lebensperspektiven von
Menschen mit intellektuellen Beeinträchtigungen haben. Seit den 1970er Jahren
sind – als Gegenentwurf zur bis dahin üblichen Versorgung in Großeinrichtun-
gen – vielerorts kleinere gemeindenahe Wohneinrichtungen und nach und nach
auch Wohnangebote mit ambulanter Unterstützung entstanden. Der Wandel der
Betreuungskonzepte hat das Hilfesystem jedoch nicht grundlegend verändert. Es
ist geprägt durch ein Nebeneinander von tradierten Konzepten und individuel-
len sozialraumorientierten Unterstützungssettings. „Besondere Wohnformen“ im
Sinne stationärer Angebote dominieren. Insbesondere für Menschen mit höherem



100 M. Seifert und H. Metzler

Unterstützungsbedarf gibt es kaum Alternativen zum Leben im Heim, weil regio-
nale Unterstützungsstrukturen nicht für spezielle Bedarfe ausgerichtet sind und
die Finanzierung individueller Wohnformen für diesen Personenkreis an Grenzen
stößt.

Angestoßen wurden diese Entwicklungen vor allem durch politische Dis-
kussionen und sozialpolitische Neukonzeptionen der westlichen Industrienatio-
nen. Hier spielten insbesondere die bürgerrechtlichen, gleichstellungsorientierten
Erklärungen der Vereinten Nationen eine große Rolle. Nach der „Allgemeinen
Erklärung der Menschenrechte“ (1948) folgten die „Declaration on the Rights of
Mentally Retarded Persons“ (1971), die „Declaration on the Rights of Disabled
Persons“ (1975) und weitere. Erste sozialwissenschaftliche, insbesondere sozio-
logische Analysen betrachteten die Wirkungen von (Groß-)Einrichtungen auf die
dort lebenden Menschen. Insbesondere die Arbeiten von Erving Goffman wiesen
auf die entpersönlichenden Wirkungen „totaler Institutionen“ hin. Und schließlich
wurden mit dem Bundessozialhilfegesetz 1962 erstmals – zumindest in Deutsch-
land – Rechtsansprüche beeinträchtigter Menschen auf finanzielle Unterstützung,
insbesondere der Finanzierung wohnbezogener Hilfen geschaffen.

Wie in diesem Beitrag dargelegt lassen sich die Anfänge wohnbezogener For-
schung in Deutschland ebenfalls auf die 1970er Jahre datieren. Im Vordergrund
standen dabei zunächst empirische Bestandsaufnahmen bestehender Versorgungs-
strukturen. Erste Vergleiche zwischen deutschen und vor allem skandinavischen
Systemen wurden im Kontext des Normalisierungsprinzips insbesondere von
Walter Thimm unternommen. Im weiteren Verlauf gewann die wohnbezo-
gene Forschung zunehmend reflexiven Charakter. So erfordert beispielsweise
das Konzept der Lebensqualität explizit eine subjektbezogene Sichtweise und
damit ein methodisches Vorgehen, das die Perspektiven der Nutzer*innen von
Wohnangeboten stringent in den Blick nimmt.

Mit der Neudefinition des Behinderungsbegriffs durch die WHO (2001),
die insbesondere auch in den Sozialwissenschaften rezipiert wird, orientierte
sich Forschung zunehmend an den Teilhabebereichen der ICF. Dies erforderte
eine systemökologische Perspektive, die den Einfluss konzeptioneller, struktu-
reller, personeller und finanzieller Bedingungsfaktoren auf die Lebenssituation
von Menschen mit Behinderung und notwendige Weiterentwicklungen analy-
siert. Es kamen quantitative und qualitative Forschungsmethoden zur Anwendung,
z. B. Fragebogenerhebungen, standardisierte und teilstandardisierte Interviews,
Fokusgruppen, Workshops, Zukunftskonferenzen, (teilnehmende) Beobachtun-
gen, videogestützte Beobachtungsanalysen, sozialraumorientierte Verfahren sowie
inhaltsanalytische Auswertungen von Dokumenten. Das Untersuchungsinstru-
mentarium orientierte sich teilweise an Konzepten der anglo-amerikanischen
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Forschung (z. B. Lebensqualität), teils an deutschen Instrumentarien (z. B. zur
Verhaltensbeobachtung). Sehr häufig wurden Instrumente dem jeweiligen For-
schungsgegenstand entsprechend im Rahmen der Projekte theoriebasiert selbst
entwickelt. Längsschnittuntersuchungen sind rar, z. B. zu Fragen der Nachhal-
tigkeit von Deinstitutionalisierungsprozessen oder der subjektiven Lebensqualität
in unterschiedlichen Wohnsettings. Auch Partizipative Forschung mit Beteili-
gung von Menschen mit intellektuellen Beeinträchtigungen in allen Phasen des
Prozesses wohnbezogener Forschung ist bislang nur ansatzweise realisiert.

Aktuelle Zielsetzung ist ein inklusives Gemeinwesen, in dem sich alle Men-
schen willkommen fühlen, in dem Verschiedenheit wertgeschätzt und individuelle
Interessen und Bedürfnisse beachtet werden und die Bürgerrechte für jeden gesi-
chert sind, unabhängig vom Alter, vom Geschlecht, vom kulturellen Hintergrund
oder von Art und Ausmaß einer Behinderung. Die inklusive Perspektive stellt spe-
zifische Anforderungen an Forschungsdesigns und gibt Impulse zur Bearbeitung
bislang vernachlässigter Themen, z. B. zu Gelingensfaktoren für nachbarschaftli-
ches Zusammenleben oder zu Wohn- und Teilhabevorstellungen von intellektuell
beeinträchtigten Menschen nicht-deutscher Herkunft.

Die wohnbezogene Forschung ist aufgefordert, sich insbesondere aus diszipli-
nären Zugehörigkeiten zu lösen und um eine disziplinübergreifende Orientierung
zu bemühen. In diesem Sinn engagiert sich das im Jahr 2015 gegründete
Aktionsbündnis Teilhabeforschung für eine Neuorientierung und Neugestaltung
der deutsch-sprachigen Forschungslandschaft über die Lebenslagen beeinträch-
tigter Menschen.4 In künftigen Forschungsvorhaben im Bereich des Wohnens
sind sozialrechtliche Perspektiven, betriebswirtschaftliche Ansätze, Strategien
kommunaler Sozialplanung, stadtsoziologische Erkenntnisse, Wirkungen archi-
tektonischer Planung, (erwachsenen-)pädagogische Ansätze und vieles weitere zu
berücksichtigen. Dabei sollten auch die aktuellen Beteiligungsformen von Bür-
ger*innen eines Landes oder einer Kommune aufgegriffen werden. In einem für
alle Menschen so zentralen Lebensbereich wie dem Bereich des Wohnens sind
unterschiedliche Interessen gegeneinander abzuwägen und im Sinne einer von
allen getragenen Kultur des Zusammenlebens auszutarieren. Hier kommen vie-
lerorts bereits Instrumente und Methoden zum Einsatz, die geeignet sind, auch
Bevölkerungsgruppen zu erreichen, die sich wegen kultureller oder sprachlicher
Hindernisse oder besonderer Anforderungen bei der Bewältigung ihres eigenen
Alltags gewöhnlich nicht an öffentlichen Foren beteiligen. Sie könnten auch die
Partizipation von Menschen mit intellektuellen Beeinträchtigungen erleichtern.

4 https://www.teilhabeforschung.org (25.08.2023).

https://www.teilhabeforschung.org
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Bedeutsam erscheinen zudem prospektive Studien, in denen Menschen mit
intellektuellen Beeinträchtigungen (und ihre Angehörigen) längere Zeit vor Bean-
tragung einer wohnbezogenen Unterstützung äußern können, „wo, wie und mit
wem sie leben möchten“ (§ 19 UN-BRK). Ergebnisse solcher Studien sind
relevant für kommunale Sozialplanung sowie Stadtentwicklungsprojekte ebenso
wie für Leistungsträger und Leistungserbringer im Kontext der Leistungen zur
Teilhabe (SGB IX).

Abschließend ist mit Blick auf die Forschungslandschaft der vergangenen
Jahrzehnte und heute kritisch anzumerken, dass wohnbezogene Forschung in wei-
ten Teilen nicht im strengen Sinne unabhängig war, ist und bleibt, da sie in der
Regel von Aufträgen von (und Finanzierung durch) Ministerien, Stiftungen sowie
Wohlfahrts- und anderen Verbänden abhängig ist. Die Ausstattung von Univer-
sitäten und Hochschulen ermöglicht in keinem Fachbereich eine eigenständige
Forschung.
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4Einflussfaktoren auf Lebensqualität
und Teilhabe von Menschen mit
intellektueller Beeinträchtigung – eine
Analyse der internationalen
Wohnforschung

Theresia Heddergott und Friedrich Dieckmann

Zusammenfassung

Im Vergleich zu anderen Nationen wie z. B. den Niederlanden, Großbritan-
nien oder Australien ist die Wohnforschung zu Menschen mit intellektueller
Beeinträchtigung in Deutschland seit einigen Jahrzehnten im internationalen
Raum spärlich vertreten. In internationalen Journalen erscheinen nur wenige
Publikationen von Wissenschaftler*innen aus Deutschland und auf internatio-
nalen Kongressen werden nur selten Forschungsergebnisse präsentiert. Dieser
Beitrag möchte deshalb im deutschsprachigen Raum einen Überblick über
aktuelle Erkenntnisse, Methoden und Konzepte der internationalen Wohnfor-
schung zu Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung geben. Für die Ana-
lyse wurden internationale Überblicksartikel (sog. Reviews) ausgewertet. Die
Analyse offenbart eine Vielzahl von empirischen Erkenntnissen zu Zusammen-
hängen zwischen Dimensionen der Lebensqualität und personenbezogenen
Merkmalen von Erwachsenen mit intellektueller Beeinträchtigung, Merkma-
len des Wohnsettings, der Wohndienste und des sozialen sowie räumlichen
Umfelds. Aufgrund sich stützender Studien kann ein Teil der Zusammenhänge
als empirisch belegt gelten. Teilweise zeigen Studien aber auch uneindeutige
oder sich widersprechende Ergebnisse. Dies ist vor allem auf unzureichende
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Definitionen und unterschiedliche Operationalisierungen von Konzepten sowie
unterschiedlichen methodischen Vorgehensweisen zurückzuführen. Thema-
tisch weisen die Studien auf weitere Forschungsbedarfe hin, u. a. zu den
Themen Wohnumfeld, Organisationskultur, digitale Teilhabe und Menschen
mit komplexem Unterstützungsbedarf. Der vorliegende Sammelband leistet
hierzu bereits einen wichtigen Beitrag.

Die Wohnforschung zu Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung in
Deutschland hat sich in den letzten Jahrzehnten mit wenigen Ausnahmen kaum in
die internationale scientific community eingebracht. Ganz anders als zum Beispiel
in den Niederlanden haben nur wenige Wissenschaftler*innen in internationalen
Journalen publiziert und auf internationalen Kongressen Forschungsergebnisse
vorgetragen. Dabei sind die praktisch-politischen Fragen zur Organisation der
Unterstützung von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung und Gestaltung
von Wohnmöglichkeiten in den Gemeinden zumindest in den westlich orientier-
ten, wohlhabenden Ländern die gleichen. Deutschland gibt auch im Vergleich
nicht wenig aus für die Unterstützung von Erwachsenen mit intellektueller Beein-
trächtigung, verfügt über gut ausgebildete Fachkräfte und versucht vereinzelt und
verteilt über einzelne Bundesländer innovative Wege zu gehen. Internationale
Kolleg*innen bedauern oft, dass von der Lebens- und Wohnsituation von Men-
schen mit intellektueller Beeinträchtigung und von innovativen Entwicklungen
in Deutschland selten etwas in den internationalen wissenschaftlichen Diskursen
sichtbar wird. Wir meinen aber feststellen zu können, dass sich das gerade auch
durch jüngere Kolleg*innen, die international orientiert sind, verändert und dass
die Wohnforschung in Deutschland internationalen Anschluss gewinnt.

Dieses Kapitel möchte dazu beitragen, indem ein deutschsprachiger Über-
blick über Erkenntnisse, Methoden und Konzepte der internationalen Wohn-
forschung zu Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung gegeben wird, wie
sie in englischsprachigen Überblicksartikeln vielfach zusammengefasst wurden.
In der internationalen Forschung wird dabei die Phase der Deinstitutionalisie-
rungsstudien von der Post-Deinstitutionalisierungsphase unterschieden (Kozma
et al. 2009). In den 1980er bis hinein in die 2000er Jahre sind zahlreiche
Studien zu den Auswirkungen des Auszugs von Menschen mit intellektuel-
ler Beeinträchtigung aus großen Wohninstitutionen (Komplexeinrichtungen) in
sehr viel kleinere Wohnsettings in den Gemeinden (oft in sog. group homes
mit 4–10 Bewohner*innen) durchgeführt worden. Internationale Studien in der
Post-Deinstitutionalisierungsphase befassen sich nicht mehr mit den großen
Wohninstitutionen/Komplexeinrichtungen, sondern verschiedenartigen kleineren
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Wohnsettings und nehmen auch organisationale und sozialräumliche Bedingun-
gen, Fachkonzepte u. ä. stärker in den Blick. Der Großteil der in diesem Kapitel
zusammengefassten empirischen Untersuchungsergebnisse stammt aus den letzten
zehn Jahren und ist der Post-Deinstitutionalisierungsphase zuzuordnen.

Untersuchungsfragestellungen
Folgende Fragestellungen sind für die Analyse der internationalen Wohnforschung
leitend:

• Welche Fragestellungen bzw. Hypothesen werden in der bisherigen internatio-
nalen Wohnforschung untersucht?

• Welche Forschungsmethoden werden angewendet und welche Erhebungsinstru-
mente kommen wie zum Einsatz?

• Welche Befunde und Ergebnisse zeigen sich und wie können diese gewichtet und
bewertet werden?

• Welche Schlussfolgerungen, Anregungen und Impulse ergeben sich für die Wei-
terentwicklung der Wohnforschung im internationalen und nationalen Raum?

4.1 Methodisches Vorgehen

Für die Analyse wurden Überblicksartikel (Reviews) recherchiert, die zwischen
2009 und 2019 in internationalen wissenschaftlichen Fachzeitschriften veröffent-
licht worden sind und in denen empirische Studien zu Einflussfaktoren auf die
Lebensqualität und Teilhabe von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung
im Lebensbereich Wohnen ausgewertet wurden.

Ausgewählt wurden Überblicksartikel, die folgende Kriterien erfüllen:

• Review-Artikel
• Personenmerkmale: Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung, Erwach-

sene
• Veröffentlichung der Ergebnisse in wissenschaftlich anerkannten Zeitschriften
• Peer-reviewed
• analog oder digital
• thematischer Bezug zu Einflussfaktoren auf Lebensqualität oder Teilhabe

Zum einen wurde die Literaturrecherche durch eine Kombination von Schlüs-
selwörtern in der Fachdatenbank Pubmed realisiert. Zentrale Suchbegriffe waren
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„review“, „intellectual disability“, „outcome“, „impact“, „quality of life“, „par-
ticipation“, „living arrangement“ und „accomodation“. Zum anderen dienten
Expert*innenwissen, die Recherche bei Researchgate und Google Scholar, die
Suche in ausgewählten Fachzeitschriften wie z. B. dem Journal of Applied
Research in Intellectual Disabilities (JARID) sowie das Weiterverfolgen von Ver-
weisen in Literaturlisten gemäß des Schneeballprinzips der Quellensammlung.
Insbesondere Übersichtsarbeiten zu Studien aus der Deinstitutionalisierungs-
und Post-Deinstitutionaliserungsphase standen im Fokus, da hier die Auswir-
kungen der veränderten Wohnbedingungen auf verschiedene Dimensionen der
Lebensqualität Forschungsgegenstand sind.

4.1.1 Merkmale der ausgewählten Reviews

Insgesamt konnten acht zentrale Übersichtsarbeiten identifiziert werden, die sich
wiederum auf zahlreiche Primärquellen beziehen (Tab. 4.1). Die Arbeiten stam-
men von Forscher*innen aus Australien, Belgien, Großbritannien, Irland, Italien,
den Niederlanden und den USA und wurden in einem Zeitraum von 10 Jahren
zwischen 2009–2019 publiziert. Neben englischsprachigen Artikeln wurde auch
ein Review aus den Niederlanden von Van der Putten et al. (2015, 2018) ausge-
wertet, welcher 2015 auf Niederländisch veröffentlicht wurde und in deutscher
Übersetzung 2018 in der Fachzeitschrift Teilhabe. Da dieser Artikel ein speziel-
les Augenmerk auf Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung und komplexen
Unterstützungsbedarf legt, wurde er mit aufgenommen.

In den analysierten Reviews werden Forschungserkenntnisse aus dem Zeit-
raum 1970–2017 zusammengetragen, wobei Studien überwiegen, die nach der
Jahrtausendwende publiziert wurden. Die Anzahl der Primärquellen liegt je nach
Review zwischen 11 und 95. Zusammengenommen liegt die Zahl bei mindes-
tens 348 Quellen, wobei in zwei von acht Reviews nicht ersichtlich ist, wie
viele Primärquellen in die Auswertung eingeflossen sind. Außerdem wird aus den
Überblicksartikeln nicht immer deutlich, ob jede der einbezogenen Primärquellen
empirische Ergebnisse veröffentlicht.

Bei den Überblicksartikeln handelt es sich mehrheitlich um systematische
Reviews (systematic review), d. h. es werden „alle zu einer konkreten Frage-
stellung vorhandenen Studien nach vorher genau festgelegten Kriterien gesucht,
ausgewählt und bewertet.“ (Timmer und Richter 2008, S. 137)

Bigby und Beadle-Brown (2016) haben für ihre Analyse ein anderes, inno-
vatives Vorgehen gewählt und ein sogenanntes realistisches Review (realist
review) verfasst. Realistische Reviews finden bei komplexen sozialen Maßnah-
men Anwendung, wie sie die professionelle Unterstützung der Teilhabe oft in
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Kombination mit einem speziellem Wohnsetting darstellt. Ziel ist es zunächst,
anhand von Expert*innen ausgewählter Arbeiten in diesem Feld eine Gesamtheit
von Wirkungs- und, falls möglich, Erklärungshypothesen zu formulieren, die der
Komplexität der Maßnahme gerecht wird. Was funktioniert für wen unter welchen
Voraussetzungen und in welcher Hinsicht? Und wieso funktioniert es? In einem
zweiten Schritt wird dann gezielt nach Studien gesucht, die auf diese Arbeitshy-
pothesen antworten. Gesucht wird forschungsmethodisch offen nach quantitativen
und qualitativen Studien (Bigby und Beadle-Brown 2016; Pawson et al. 2005).
Erkenntnisse über die Effektivität von Maßnahmen werden somit differenzierter
und können das Unterstützungssetting in positivem Maße beeinflussen.

Thematisch geht es in einem Teil der Reviews allgemein um die Auswirkun-
gen verschiedener Faktoren im unterstützten Wohnen auf die Lebensqualität von
Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung (Bigby und Beadle-Brown 2016;
Walsh et al. 2010; Bertelli et al. 2013). Dabei werden auch Befunde zu den Aus-
wirkungen der Deinstitutionalisierung berichtet (Kozma et al. 2009; Walsh et al.
2010). In einigen Reviews werden thematische Schwerpunkte gesetzt: Neben dem
Einfluss des Wohnsettings werden Erkenntnisse zur Wirkung von Strategien, Kon-
zepten und Maßnahmen der Unterstützung im Wohnkontext zusammengetragen.
Zwei Personengruppen werden besonders fokussiert: Menschen mit intellektu-
eller Beeinträchtigung und komplexem Unterstützungsbedarf (Van der Putten
et al. 2018) und Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung im Alter (Sche-
pens et al. 2019). Ein weiterer thematischer Schwerpunkt liegt auf Einflüssen
verschiedenartiger Umweltfaktoren auf die soziale Inklusion von Menschen mit
intellektueller Beeinträchtigung (Amado et al. 2013; Verdonschot et al. 2009).

Zur Strukturierung der Studienergebnisse greifen die Autor*innen der Reviews
mehrheitlich auf die acht Dimensionen der Lebensqualität nach Schalock und
Verdugo (2002) zurück. Allein Verdonschot et al. (2009) beziehen sich auf die
ICF als Strukturierungsmodel und weisen nachdrücklich auf die Bedeutsamkeit
der Analyse von Umweltfaktoren hin.

4.1.2 Methodisches Vorgehen zur Strukturierung der
Variablen

In den Reviews werden zahlreiche Einflussfaktoren auf die verschiedenen Dimen-
sionen von Lebensqualität und Teilhabe von Menschen mit intellektueller Beein-
trächtigung aufgeführt. Um die Zusammenhänge zu strukturieren, wurden die
unabhängigen und abhängigen Variablen aus den Reviews kategorisiert.
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Die Kategorisierung der unabhängigen Variablen erfolgte aufgrund ihres
ökologischen Bezugs. Entsprechend wurden die unabhängigen Variablen vier
Kategorien zugeordnet:

• Merkmale des Individuums: Grad und Komplexität der Beeinträchtigung, Alter,
adaptives Verhalten, Hilfsmittel etc.

• Merkmale des Wohnangebots: Wohnsetting, Wohnlage, Ausstattung etc.
• Merkmale des Wohndienstes/der Anbieterorganisation: Konzepte, Strategien,

Organisationskultur, Kooperationen, finanzielle Ressourcen, Personal, Maß-
nahmen etc.

• Merkmale des sozialen Umfelds: soziale Beziehungen, Akzeptanz der lokalen
Gemeinschaft etc.

Da in den Reviews – bis auf eine Ausnahme – das Modell der Lebensqua-
lität als Strukturierungsrahmen dient, wurden die abhängigen Variablen mit-
hilfe der Dimensionen der Lebensqualität nach Schalock und Verdugo (2002)
kategorisiert: soziale Beziehungen, soziale Inklusion, persönliche Entwicklung,
Selbstbestimmung, emotionales Wohlbefinden, physisches Wohlbefinden, mate-
rielles Wohlbefinden, Rechte. Um die spezifischen Variablen aus den Reviews
den übergeordneten Dimensionen zuordnen zu können, half als Zwischenschritt
die Orientierung an Indikatoren. Diese Indikatoren wurden aus verschiedenen
Quellen zusammengetragen: die „most common indicators“ der Quality of Life
(Schalock et al. 2007, S. 9), Komponenten des Lebensqualitäts-Modells (Dieck-
mann et al. 2013, S. 15), Kerndimensionen und exemplarische Indikatoren von
Lebensqualität (Schäfers 2008, S. 35). Die Variablen aus den Reviews wurden
mit den Indikatoren abgeglichen und im nächsten Schritt den Dimensionen der
Lebensqualität zugeordnet. Eine mittelbar wirksame Variable für die Lebensqua-
lität und Teilhabe der Zielgruppe ist die Unterstützung durch Mitarbeiter*innen,
die in manchen Studien auch als abhängige Variable verwandt wurde. Aus die-
sem Grund wurde sie neben den Lebensqualitäts-Dimensionen als Kategorie mit
aufgenommen.

Die unabhängigen und abhängigen Variablen wurden anschließend als Zeilen-
bzw. Spaltenköpfe in einer Matrix (Kreuztabelle) eingetragen. Die in den Reviews
benannten Zusammenhänge lassen sich anhand der Zeilen- und Spaltenzuordnung
leicht ablesen.

In Abb. 4.1 sind die unabhängigen und abhängigen Variablen kategorial
geordnet aufgelistet, die in den Reviews erwähnt werden.
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Abb.4.1 Zusammenstellung unabhängiger und abhängiger Variablen aus den Reviews
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4.2 Ergebnisse

4.2.1 Methodik der Studien

Die Forschungsdesigns der Studien werden in den einzelnen Übersichtsarbeiten
unterschiedlich ausführlich beschrieben. In einigen Reviews sind die Primärquel-
len tabellarisch samt Angaben zum Forschungsdesign, zu den Stichprobengrößen
und teilweise zu Erhebungsinstrumenten aufgeführt (Kozma et al. 2009; Verdon-
schot et al. 2009; Schepens et al. 2019). Die Autor*innen der Reviews weisen
auch darauf hin, dass die Forschungsmethoden in den Primärquellen nicht immer
deutlich beschrieben werden und es selten eine Einschätzung zur Limitation der
Forschungserkenntnisse gibt. Bei Amado et al. (2013) oder Bertelli et al. (2013)
finden sich wenige bis gar keine Informationen zu den Forschungsdesigns der
einbezogenen Studien.

Die Mehrheit der Studien zu Einflussvariablen auf die Teilhabe und Lebens-
qualität von Menschen mit intellektuellen Beeinträchtigungen arbeitet mit quanti-
tativen Fragebogenerhebungen. Im Rahmen von Mixed-Methods Designs wer-
den quantitative Daten hauptsächlich mit qualitativen Interviewdaten ergänzt
(Schepens et al. 2019). Quantitative oder qualitative Beobachtungstudien sind
aufwendig und werden (zu) selten durchgeführt (Felce 2000).

Insgesamt werden Querschnitts- und Längsschnittdesigns laut Kozma
et al. (2009, S. 194) etwa gleich häufig durchgeführt. Je nach Themenbe-
reich gibt es jedoch eine deutliche Präferenz: Studien zur sozialen Inklusion
sowie Selbstbestimmung (bzw. Wahl- und Entscheidungsmöglichkeiten) verwen-
den überwiegend Querschnittsdesigns. Studien zum adaptiven Verhalten werden
hingegen vorwiegend als Längsschnitt angelegt (Kozma et al. 2009).

Längsschnittuntersuchungen zur Deinstitutionalisierung wurden meistens ohne
Vergleichsgruppen durchgeführt (Walsh et al. 2010). Wohnstudien in der Post-
Deinstitutionalisierungsphase arbeiten dagegen stärker mit Vergleichsgruppen
oder statistischen Kontrollverfahren, um den Einfluss von Drittvariablen einzu-
schätzen.

Laut Verdonschot et al. (2009) liegt der Mehrheit der untersuchten Studien
kein theoretisches Rahmenkonzept zugrunde. Mit Ausnahme einiger größerer
Studien umfassen die Stichproben meistens weniger als 100 Personen (Kozma
et al. 2009, S. 194; Verdonschot et al. 2009; Schepens et al. 2019; Walsh et al.
2010).

Einige Autor*innen weisen auf den Mangel an partizipativer Forschung hin.
Menschen mit Beeinträchtigung haben kaum bzw. gar keinen Einfluss auf die
Planung der Forschungsmethoden (Kozma et al. 2009). Bei der Befragung von
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Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf werden in der Regel Proxy-
Befragungen durchgeführt. Stellvertretend antworten professionelle Assistenzper-
sonen, Familienangehörige oder Freunde. Eine Triangulation dieser Sichtweisen
in einer Untersuchung findet selten statt. Nur eine geringe Zahl an Studien
fokussiert überhaupt diesen Personenkreis (Schepens et al. 2019).

In den Reviews werden nur vereinzelt Erhebungsinstrumente aufgeführt.
Neben einer tabellarischen Sammlung von Instrumenten zur Erhebung der sozia-
len Inklusion (Verdonschot et al. 2009) finden sich Hinweise auf Instrumente zur
Ermittlung der adaptiven Fähigkeiten von Menschen mit Beeinträchtigung. Die
Ausprägung der adaptiven Fähigkeiten der Teilnehmer*innen werden in den Stu-
dien zur Einschätzung des untersuchten Personenkreises herangezogen. Bei den
verwendeten Messinstrumenten handelt es sich in erster Linie um die Adaptive
Behavior Scale (ABS) bzw. deren Kurzform (SABS) (Hatton et al. 2001). Dar-
über hinaus kommt auch das Adaptive Behaviour Assessment System (ABAS)
zum Einsatz (Zurbriggen et al. 2017). International gebräuchliche Instrumente
werden im Kap. 4 näher beschrieben.

4.2.2 Überblick über die benannten Einflussfaktoren aus
den Primärquellen

Welche Dimensionen der Lebensqualität von Menschen mit intellektueller Beein-
trächtigung werden durch welche Faktoren beeinflusst? In den acht Reviews
finden sich am häufigsten Aussagen zu Einflüssen auf das emotionale Wohlbe-
finden (inklusive herausforderndem Verhalten) (n = 129), die soziale Inklusion
(z. B. Aktivitäten im Gemeinweisen) (n = 118), interpersonale Beziehungen (z. B.
soziale Netzwerke) (n = 98) und die persönliche Entwicklung (n = 94) von
Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung. Einflüsse auf die Rechte (z. B.
Privatsphäre) (n = 16) und das materielle Wohlbefinden (n = 26) sind seltener
untersucht worden (Abb. 4.2).

Die überwiegende Mehrheit der Aussagen thematisiert, wie organisationale
Aspekte des Wohnangebots sich auf die Lebensqualität bzw. Teilhabe von
Menschen mit kognitiver Beeinträchtigung auswirken und insbesondere auf ihr
emotionales Wohlbefinden (Abb. 4.2 und 4.3).

Am häufigsten werden als organisationale Faktoren Arbeitsweisen bzw. Inter-
ventionen der direkt unterstützenden Mitarbeiter*innen erwähnt. Zwei Reviews
widmen sich ausschließlich Interventionen im Unterstützungskontext. Schepens
et al. (2019) führt dabei zahlreiche Erkenntnisse zum Einfluss von Interventionen
auf die Lebensqualität im Alter auf.
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Abb.4.2 Anzahl der Aussagen zu untersuchten Einflussfaktoren (unabhängige Variablen –
UV) auf LQ-Domänen (abhängige Variablen)

Vergleichsweise häufig wird der Einfluss der von Wohndiensten angewand-
ten Fachkonzepte (wie z. B. Active Support oder Personenzentrierung), die
Personalbesetzung und Personalfluktuation sowie die Wirkung von Weiter- und
Fortbildungsmaßnahmen untersucht.

Konzeptionen und Strategien auf der Organisationsebene, die Organisations-
kultur in Wohndiensten sowie Kooperationen und Vernetzung der Wohndienste
mit externen Akteuren werden in den Reviews kaum aufgeführt. Auch die
Arbeitsweise und Qualifikation von Leitungspersonen in Wohneinrichtungen wird
selten betrachtet. Eine Ausnahme stellt hier der Übersichtsartikel von Bigby und
Beadle-Brown (2016) dar, der bezogen auf das Fachkonzept der aktiven Unter-
stützung (Active Support) die Auswirkungen von Leitungshandeln auf die direkt
unterstützenden Mitarbeiter*innen beleuchtet.
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Abb.4.3 Anteile der Aussagen zu untersuchten Einflussfaktoren (unabhängige Variablen,
zusammengefasst in Kategorien) auf Lebensqualität und Teilhabe (N = 751)

In den Reviews werden wenige Erkenntnisse zum Einfluss des sozialen und
räumlichen Umfelds auf die Lebensqualität aufgeführt. Vereinzelte Aussagen
beziehen sich auf die Bedeutung familiärer Beziehungen und den Einfluss des
lokalen Gemeinwesens für die soziale Inklusion.

Individuell differenzierende Merkmale, wie z. B. der Grad der Beeinträchti-
gung, werden vor allem im Hinblick auf die soziale Inklusion berichtet.

4.2.3 Erkenntnisse zu vier thematischen Schwerpunkten

Die Analyse der acht Reviews macht das äußerst komplexe Zusammenspiel von
sich wechselseitig beeinflussenden Faktoren auf die Lebensqualität und Teilhabe
von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung sichtbar. Es fehlt an Rahmen-
theorien (frameworks), die die verschiedenen Zusammenhänge im Lebensbereich
Wohnen ordnen und verorten (Bigby und Beadle Brown 2016, S. 183). U.
E. könnten die sozial-ökologischen Rahmentheorien von Urie Bronfenbrenner
(1990) oder Rudolf Moos (2017) hier hilfreich Anwendung finden.

Die Analyse der Übersichtsartikel offenbart besonders viele, differenzierte und
relevante Erkenntnisse zu folgenden Fragestellungen:

• Welche Faktoren wirken sich wie auf die soziale Inklusion von Menschen mit
intellektueller Beeinträchtigung aus?
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• Welchen Einfluss hat das Wohnangebot auf die Lebensqualität der Personen-
gruppe?

• Welchen Einfluss haben welche Arbeitsweisen und Interventionen der direkt
unterstützenden Assistenzpersonen auf die Lebensqualität?

• Welchen Einfluss haben Fachkonzepte auf die Lebensqualität von Menschen
mit intellektueller Beeinträchtigung?

Der aktuelle internationale Erkenntnisstand zu diesen Fragestellungen wird
dargestellt.

Cluster 1: Soziale Inklusion
Den Untersuchungen mangelt es nach wie vor an einer einheitlichen Definition
von sozialer Inklusion. In englischsprachigen Publikationen werden verschiedene
Begrifflichkeiten verwendet, die in den Untersuchungen nicht klar voneinander
abgegrenzt werden (Abb. 4.4). Der englische Begriff Community ist mehrdeutig.
Unter Community kann z. B. das Gemeinwesen, eine Gemeinschaft mit gleichen
Interessen, die Bewohnerschaft eines Stadtteils oder einer Nachbarschaft oder eine
soziokulturelle Gruppe verstanden werden.

Wie sich diese Begrifflichkeiten voneinander abgrenzen, wird in den wissen-
schaftlichen Untersuchungen jedoch nicht diskutiert. Amado et al. (2013) weisen
darauf hin, dass es an einheitlichen Indikatoren mangelt, die Aufschluss darüber
geben, wie gut eine Person in das lokale Gemeinwesen inkludiert ist. In Zeiten der
Deinstitutionalisierungsstudien lag der Fokus eher auf der physischen Inklusion im
örtlichen Sozialraum. Untersucht wird, wie häufig bestimmte Orte im Sozialraum

Abb.4.4 Synonyme Begriffe für soziale Inklusion in internationalen Studien mit deutscher
Übersetzung
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aufgesucht werden oder wie viele Sozialkontakte eine Person (Freunde, Bekannt-
schaften usw.) dort hat (Amado et al. 2013, S. 360 f.). Vernachlässigt wird die
Qualität der Kontakte und Beziehungen. Ein anderer Ansatz zur Messung sozia-
ler Inklusion ist, im Sinne der Selbstbestimmung zu fragen, ob eine Person mit
Beeinträchtigung, auch wenn sie außerhalb der Wohnung auf Unterstützung ange-
wiesen ist, dieMöglichkeit undErlaubnis hat, „spontan“wie andereMenschen in der
Allgemeinbevölkerung auch dasWohngebäude zu verlassen und etwas zu unterneh-
men (Amado et al. 2013). Inwieweit kann die Person ohne langzeitige Vorplanung
außerhäusliche Aktivitäten wahrnehmen und Kontakte pflegen?

Soziale Inklusion ist eng mit der Einbindung in Aktivitäten verbunden, sei es
inner- oder außerhäuslich (engagement in activity).

„The central concern is with individuals’ interaction with their material and
social worlds. Behavior reflecting adaptive functioning, irrespective of the person
or context, is characterized by the extent to which the individual is actively engaged
with (attending to, interacting with, participating in) his or her environment.“ (Felce
2000, S. 174)

Was wirkt sich wie auf die soziale Inklusion einer Person aus?
Merkmale des Individuums: In vielen Studienwird der Zusammenhang zwischen

dem Grad der Beeinträchtigung, dem Alter und der sozialen Inklusion untersucht.
Der Einfluss individueller Faktoren, auch von adaptiven Fähigkeiten (u. a. sozialen
und kommunikativen Kompetenzen), ist erheblich: Mit steigendemGrad der Beein-
trächtigung und im hohenAlter sinkt dieHäufigkeit undVielfalt der Teilnahme einer
Person am Gemeinwesen (Amado et al. 2013, S. 363 f.; Verdonschot et al. 2009,
S. 58; Kozma et al. 2009, S. 195).

Selbstbestimmung: Die Möglichkeit, selbst zwischen Alternativen zu wählen und
Entscheidungen zu treffen, sowie die Förderung dieser Fähigkeit korrelieren posi-
tiv mit dem Ausmaß sozialer Inklusion. Die Wahl bei täglichen Aktivitäten ist mit
einem höheren Maß an Teilhabe im Gemeinwesen verbunden. Wird die Entschei-
dungsfindung aktiv vom Umfeld unterstützt, wirkt sich dies zusätzlich positiv aus
(Verdonschot et al. 2009, S. 61).

Mobilität: Es ist besonders entscheidend, welche Möglichkeiten es für einen Men-
schen mit Beeinträchtigung gibt, im Sozialraum und darüber hinaus mobil zu sein.
Dies mag zum einen von den lokomotorischen Fähigkeiten und der Verkehrssicher-
heit einer Person abhängen. Daneben spielen Umweltfaktoren in punkto Mobilität
eine wichtige Rolle, z. B. die Verfügbarkeit von Transportdiensten sowie deren
Regelmäßigkeit, auch anfallende Kosten und barrierefreie Informationsmaterialien
zu Transportleistungen (Amado et al. 2013, S. 362 f.; Schepens et al. 2019, S. 510;
Verdonschot et al. 2009, S. 61). Bei gemeinsamen Fahrten kann dasAngewiesensein
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auf andere Nutzer*innen die Teilhabemöglichkeiten dämpfen (Amado et al. 2013,
S. 362). Öffentliche Verkehrsmittel sind u. a. aufgrund einer schlechten Anbindung
oder mangelnder Barrierefreiheit nicht für jeden attraktiv. Die Lage des Wohnset-
tings ist ebenfallsmitentscheidend: SindHaltestellen desÖPNV,Geschäfte,Arbeits-
und Freizeiteinrichtungen sowie Erholungsmöglichkeiten nicht in der Nähe erreich-
bar, beeinträchtigt dies die Teilhabemöglichkeiten (Schepens et al. 2019, S. 499;
Verdonschot et al. 2009, S. 61).

Hinsichtlich des Wohnsettings ist vielfach belegt, dass eine stärkere Beteiligung
anAktivitäten imGemeinwesen in kleineren,weniger institutionellenSettingsmess-
bar ist (Walsh et al. 2010, 140; Bertelli et al. 2013, S. 226; Kozma et al. 2009, S. 195;
Amado et al. 2013, S. 363; Verdonschot et al. 2009, S. 61). Gleichzeitig zeigt sich,
dass beim Alleine-Wohnen mit ambulanter Unterstützung die Gefahr der sozialen
Isolation real vorhanden ist. Es kann z. B. sein, dass jemand selten oder nie soziale
AktivitätenmitMenschen ohneBeeinträchtigung teilt (Bertelli et al. 2013, S. 225 f.).
Diese Zusammenhänge werden in Cluster 2 ausführlicher dargestellt.

Die Einstellung von Mitarbeiter*innen ist zu beachten: Eine positive Einstellung
vonMitarbeiter*innen korreliert signifikant mit einer stärkeren Beteiligung der Kli-
ent*innen an Aktivitäten im Gemeinwesen (Bigby und Beadle-Brown 2016, S. 190;
Verdonschot et al. 2009, S. 62). Dabei ist auch entscheidend, ob Mitarbeiter*innen
in ihrer Freizeit selbst vielfältigen Aktivitäten nachgehen. Tun sie dies, wirkt es
sich positiv auf ihr Engagement für Freizeitaktivitäten bei Bewohner*innen aus und
auf die Auswahl von Angeboten, die sie eröffnen (Bigby und Beadle-Brown 2016,
S. 190). Wenn sich das Personal für die Initiierung von inner- und außerhäusli-
chen Aktivitäten nicht verantwortlich fühlt, wirkt sich das negativ auf die soziale
Inklusion der Klient*innen aus (Schepens et al. 2019, S. 510). Wenn es um die
Unterstützung von älter werdenden Menschen mit Beeinträchtigung geht, können
traditionelle, allzu starre Vorstellungen vomAltern beiMitarbeiter*innen die Unter-
stützung zum Beispiel bei Aktivitäten in den Gemeinden oder der Pflege „externer“
Beziehungen beeinflussen (Schepens et al. 2019, S. 509).

FolgendeArbeitsweisen und Interventionen der direkt unterstützenden Mitarbei-
ter*innen haben einen positiven Einfluss auf die soziale Inklusion von Menschen
mit intellektueller Beeinträchtigung:

• eine individuelle Planung im Sinne der Personenzentrierung, spezifiziert für
Menschenmit intellektueller Beeinträchtigung (Schepens et al. 2019, 504; Bigby
und Beadle-Brown 2016, S. 189)

• Strategien zur Förderung der Unabhängigkeit, z. B. durch die Fokussierung indi-
vidueller Wünsche und dem Aufzeigen von Alternativen (Schepens et al. 2019,
S. 502)
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• die Aufmerksamkeit für und die Unterstützung von inner- und außerhäuslichen
Aktivitäten (Schepens et al. 2019, S. 509;Amado et al. 2013, S. 363;Verdonschot
et al. 2009, S. 60).

• die Förderung von Interaktionen im sozialen Umfeld (z. B. durch praktische
Informationen und Unterstützung anderer Personen im Sozialraum) und der
Aufbau und die Pflege von sozialen Netzwerken (Amado et al. 2013, S. 364;
Verdonschot et al. 2009, S. 61; Schepens et al. 2019, S. 502–509).

• Gerade für außerhäusliche Aktivitäten ist die Akzeptanz im lokalen Gemeinwe-
sen ausschlaggebend für den Grad der sozialen Inklusion. Negative Vorbehalte
und Hemmnisse der Menschen in der Allgemeinbevölkerung können die gesell-
schaftliche Partizipation vonMenschenmit kognitiver Beeinträchtigung deutlich
einschränken (Bertelli et al. 2013, S. 227; Verdonschot et al. 2009, S. 62).

• Mitarbeiter*innen, die nicht ausschließlich in routinierten Abläufen denken und
nach festgefügten Tagesplänen arbeiten, sondern eine gewisse Flexibilität für
Aktivitäten, die sich imAlltag ergeben,mitbringen (Schepens et al. 2019, S. 508).

• Kognitive Hilfsmittel wie Zeitpläne oder andere Zeithilfen können Menschen
mit intellektueller Beeinträchtigung Unterstützung bieten (Schepens et al. 2019,
S. 508), um sich im Tagesablauf orientieren und Aktivitäten nachgehen zu
können.

• In der Lebensphase Alter hat die Förderung der sozialen Inklusion mit dem
Beginn des Ruhestandes einen besonderen Stellenwert. Programme und Inter-
ventionen, die ein aktives Altern und die Aufrechterhaltung von bevorzugten
Aktivitäten fördern, wirken sich positiv aus (Schepens et al. 2019, S. 484 f.).

• Berücksichtigung von Transportmöglichkeiten für die Planung von außerhäusli-
chen Aktivitäten – ebenso wie der Einsatz des Personals. Wenn die Mobilität der
Person sowie die personelle Unterstützung der Aktivität nicht gewährleistet ist,
steht dies der Teilnahme an Aktivitäten imWege und limitiert im Umkehrschluss
die Möglichkeiten sozialer Inklusion (Schepens et al. 2019, S. 510).

Die informelle soziale Unterstützung, die vor allem Angehörige der Herkunftsfami-
lie bieten, fördert die soziale Inklusion (Verdonschot et al. 2009, S. 60).Verschiedene
Untersuchungen bestätigen den positiven Effekt familiärer Kontakte (Verdonschot
et al. 2009, S. 60;Kozma et al. 2009, S. 196;Amado et al. 2013, S. 363).HabenFami-
lienmitglieder jedoch selbst ein hohes Alter und Unterstützungsbedarf, schränkt das
die Teilnahme an Aktivitäten und Sozialkontakte ein (Schepens et al. 2019, S. 510).

Cluster 2: Wohnangebot
Unterstützte Wohnsettings werden unterschiedlich bezeichnet und klassifiziert, was
dieVergleichbarkeit undÜbertragbarkeit von Studienergebnissen erschwert. Kozma
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et al. (2009) hat Gemeinsamkeiten in Studien bei der Definition von „Institution“
und „Community-based service“ herausgearbeitet. Studien kommen darüber über-
ein, dassWohninstitutionen sich durch dieGröße (Anzahl der Bewohner*innen), die
atypische Wohnarchitektur, die räumliche Abgetrenntheit vom lokalen Gemeinwe-
sen sowie eine stark geregelte, restriktive Wohnumwelt auszeichnen. Im Gegensatz
dazu kennzeichnet „Community based“ eine Vielzahl an Wohnmöglichkeiten, die
innerhalb von Stadtteilen oder kleineren Kommunen angesiedelt sind: „cluste-
red housing“, bei dem mehrere Wohngruppen oder viele Apartments in einem
Gebäude oder auf einem Gelände gebündelt sind (gruppengegliederte Wohnheime,
Apartmenthäuser für Menschen mit Beeinträchtigung); „dispersed housing“ –
Wohngemeinschaften oder Apartments, die im Stadtteil verteilt sind; sog. „group
homes“ und das „independent supported living“ – das ambulant unterstützte Woh-
nen in der eigenen Wohnung (Kozma et al. 2009). „Group homes“ sind normale
oder speziell für Menschen mit Beeinträchtigung gebaute Wohnhäuser oder Woh-
nungen für idealerweise 4–6 Bewohner*innen, die bei Bedarf 24 h und 7 Tage
in der Woche von professionellen Assistenzpersonen unterstützt werden (Clement
und Bigby 2010, S. 15). „Group homes“ sind z. B. in Australien, Skandinavien,
Großbritannien und Nordamerika sehr verbreitet und das Haupt- oder zumindest
ein Standardwohnangebot für Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung und
hohem Unterstützungsbedarf. Viele Untersuchungen fokussierten lange Zeit den
Einfluss der Größe eines Wohnangebots (Anzahl der Bewohner*innen) und weni-
ger andere strukturelle oder organisatorische Merkmale eines Wohnangebots (auch
Kozma et al. 2009, S. 194). Wenn im Weiteren von kleineren gemeindebasierten
Wohnsettings die Rede ist, sind damit „group homes“ (Außenwohngruppen oder
(intensiv) ambulant betreute Wohngemeinschaften), das in einem Gebiet verteilte
Apartmentwohnen bzw. das ambulant unterstützte Wohnen alleine oder zu zweit in
einer Wohnung gemeint. Das Wohnen in der Herkunftsfamilie mit professioneller
Unterstützung wird kaum thematisiert.

Auf der Basis zahlreicher Studien konstatieren die Reviews durchgehend
einen deutlich positiven Einfluss kleinerer gemeindebasierter Wohnsettings auf
verschiedene Dimensionen der Lebensqualität von Menschen mit intellektueller
Beeinträchtigung. Ein kleineres, gemeindebasiertes Setting wirkt sich positiv auf
ihre Beteiligung an Aktivitäten (engagement in activities) und soziale Inklusion
aus (Kozma et al. 2009, S. 195; Walsh et al. 2010, S. 140 f.; Verdonschot et al.
2009, S. 61; Amado et al. 2013, S. 363). Für die Partizipation im Gemeinwesen ist
zudem die geografische Lage des Wohnsettings relevant. Vorteile bieten Lagen in
Wohngebieten, die sich in der Nähe von zentralen Einrichtungen eines Stadtteils
bzw. einer Kommune sowie Geschäften und Dienstleistern für den täglichen Bedarf
befinden, die an öffentliche Verkehrsmittel gut angebunden sind sowie schnell und
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einfach erreicht werden können von Angehörigen und Freund*innen (Bigby und
Beadle-Brown 2016, S. 192).

Je größer das Wohnsetting ist, desto geringer ist das Maß an Beteiligung an
Aktivitäten. Zurückzuführen ist dies z. T. auch auf eine oft geringere Personalquote
und weniger intensive individuelle Beziehungen zwischen Bewohner*innen und
Mitarbeiter*innen in größeren Settings (Bigby und Beadle-Brown 2016, S. 191;
Schepens et al. 2019, S. 501).

Kleinere gemeindebasierte Wohnsettings können einen deutlich positiven Ein-
fluss auf die sozialen Beziehungen haben. Viele Studien zeigen, dass Menschen mit
Beeinträchtigung, die in kleineren gemeindebasierten Wohnsettings leben, mehr
Freundschaften inner- und außerhalb des Hauses und größere soziale Netzwerke
haben als Menschen, die in größeren Settings leben (Kozma et al. 2009, S. 195 f.;
Walsh et al. 2010; Amado et al. 2013). Allerdings wird auch auf einen Teil der Per-
sonen hingewiesen, die allein in der eigenen Mietwohnung mit ihrer Wohnsituation
und sozialen Zugehörigkeit nicht zufrieden sind. Das Gefühl der sozialen Isola-
tion sei größer als zu der Zeit, als sie bei ihrer Familie oder in Wohneinrichtungen
gelebt haben. Für viele alleinlebende Betroffene seien soziale Aktivitäten mit Men-
schen ohne Beeinträchtigung aus demUmfeld selten oder gar nicht existent (Bertelli
et al. 2013, S. 225 f.). Einsamkeit entsteht dann, wenn die sozialen Bedürfnisse des
Individuums nach Kontakt, Kommunikation, Anschluss und Liebe nicht durch die
verfügbaren sozialen Beziehungen befriedigt werden. Einsam fühlen sich genauso
häufigMenschen mit Beeinträchtigung inWohneinrichtungen wie solche, die allein
leben. Die Einsamkeit alleinlebender Menschen mit Beeinträchtigung hängt häufig
mit einer Unsicherheit zusammen, soziale Interaktionen und Kontakte im Gemein-
wesen anzustoßen, sich auf sie einzulassen und sie zu pflegen (Kozma et al. 2009,
S. 197). Die Häufigkeit des Kontakts zu Familienangehörigen korreliert erheblich
mit der Entfernung des Wohnangebots zumWohnort der Familienmitglieder. Fami-
liäre Kontakte finden häufiger statt, wenn die Person mit Beeinträchtigung in einem
kleineren Wohnsetting lebt. Gerade das Wohnen in großen institutionellen Settings
ist imMittel mit weniger Familienkontakten verbunden (Kozma et al. 2009, S. 197).

Einflüsse der Gestaltung von Wohngebäuden und der Wohnräume wurden im
Gegensatz zur früheren Forschung zu Wohninstitutionen in den jüngeren Studien
zum Wohnen nur vereinzelt untersucht. Ein gutes Raumprogramm und ein guter
Grundriss, eine ansprechende und dem kulturell üblichen Wohnen entsprechende
Architektur, eine angemessene Ausstattung der Räume, die Verfügbarkeit über
private Räume und Einrichtungsgegenstände, die Möglichkeit der Aneignung pri-
vater wie gemeinschaftlicher Räumlichkeiten durch Gestaltung wirken sich positiv
aus (Bertelli et al. 2013, S. 226; Bigby und Beadle-Brown 2016, S. 192). Eine
ästhetisch wenig ansprechende Gestaltung, eine schlechte Erschließung und Anord-
nung von Räumen in einem Wohnhaus bzw. in einer Wohnung, nicht dem Bedarf
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entsprechende Räumlichkeiten und die Bereitstellung zu kleiner privater Räume
(z. B. ohne Stauraum) wirken sich negativ auf die persönliche Entwicklung der
Bewohner*innen aus (Schepens et al. 2019, S. 509).

Das Wohnen in kleinen gemeindebasierten Wohnsettings bietet mehr Möglich-
keiten der Selbstbestimmung, d. h. mehr Auswahlmöglichkeiten und eine stärkere
Partizipation an Entscheidungsprozessen (Kozma et al. 2009, S. 199; Bertelli et al.
2013, S. 226; Walsh et al. 2010, S. 140; Schepens et al. 2019, S. 499; Bigby und
Beadle-Brown 2016). Es ermöglicht einen weniger durch Routinen zeitlich starr
festgelegten Alltag. Entscheidungen für Aktivitäten können von Tag zu Tag, spon-
taner und kurzfristiger getroffen werden. Dies wird durch ein personenzentriertes
Management gefördert und wirkt sich u. a. positiv auf die persönliche Entwicklung
der Betroffenen aus (z. B. den Kompetenzerwerb, die Ausbildung von Präferenzen
und Entwicklung eines eigenen Lebensstils (Schepens et al. 2019, S. 499 & 501)).
Die Rechte von Menschen mit Beeinträchtigung werden in kleineren Wohnsettings
besser gewährleistet, z. B. durch die Schaffung und Einhaltung der Privatsphäre
eines Bewohners/einer Bewohnerin (Bertelli et al. 2013, S. 226).

Für die Selbstbestimmung förderlich ist gerade für älter werdende Menschen
mit intellektueller Beeinträchtigung die Anpassung der Wohnumgebung zur Besei-
tigung von Barrieren und zur Sturzprävention. In diesem Zusammenhang wirkt
sich zudem die motivierende Beratung, die Anschaffung, das Trainieren mit und
die Nutzung von Hilfsmitteln, die funktionale und körperliche Beeinträchtigun-
gen kompensieren, nachgewiesen positiv auf die Lebensqualität von Menschen mit
Beeinträchtigung aus – u. a. Mobilitätshilfen (Rollstuhl, Gehhilfe etc.), kognitive
Hilfsmittel (Zeitschaltuhr, Zeitpläne etc.) (Schepens et al. 2019, S. 499).

Bei allen positiven Aspekten zum Einfluss kleinerer gemeindebasierter Wohn-
settings auf verschiedene Dimensionen der Lebensqualität darf die Perspektive
von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung und komplexem Unterstüt-
zungsbedarf – sei es aufgrund einer starken intellektuellen Beeinträchtigung oder
zusätzlicher gravierender körperlicher Beeinträchtigungen – nicht vernachlässigt
werden.Die Lebensqualität dieses Personenkreises verbessert sich nicht in gleichem
Umfang wie bei anderen durch das Wohnen in einem kleineren gemeindebasier-
ten Setting. Ob Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf profitieren, liegt
entscheidend in der Hand der Mitarbeiter*innen, die die neuen lokalen Möglich-
keiten und Freiräume für und mit den Personen erschließen müssen (Bigby und
Beadle-Brown 2016, S. 192).

Die Auswirkungen der Deinstitutionalisierung auf die adaptiven Fähigkeiten
von Menschen mit Beeinträchtigung sind nicht eindeutig. In einigen Studien kam
es durch den Umzug in ein weniger institutionelles Setting zu erheblichen Verbes-
serungen der adaptiven Fähigkeiten. Positive Einflussfaktoren sind hier eine geringe
Setting-Größe, die Attraktivität und die Stimulation (Aufforderungscharakter) der
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physischen Umgebung sowie die Möglichkeit zu selbstbestimmten Entscheidungen
(Kozma et al. 2009, S. 204). In anderen Studien beschränkt sich der positive Ein-
fluss kleinteiligerWohnsettings auf begrenzte Fähigkeitsbereiche, wiederum andere
konnten keine Verbesserung von adaptiven Fähigkeiten feststellen (Bertelli et al.
2013, S. 224; Kozma et al. 2009, S. 204). Die Erfolge scheinen jedoch auch vom
Grad derBeeinträchtigung abhängig zu sein. So finden sich einigeBelege dafür, dass
sich die adaptiven Fähigkeiten vonMenschenmit schwer intellektueller Beeinträch-
tigung durch die Deinstitutionalisierung stärker verbesserten als die von Menschen
mit einer leichten oder mittleren intellektuellen Beeinträchtigung (Kozma et al.
2009, S. 204).

Die Auswirkungen des Wohnsettings auf das emotionale Wohlbefinden zeigen
ebenfalls kein eindeutiges Bild. Obwohl es auch positive Effekte gibt (Schepens
et al. 2019; Bertelli et al. 2013), zeigt sich, dass die Deinstitutionalisierung, d. h. der
Umzug in ein weniger institutionelles, gemeindebasiertes Wohnsetting z. B. nicht
zwangsläufig zu einer Reduktion des herausfordernden Verhaltens führt (Kozma
et al. 2009; Walsh et al. 2010). Es ist manchmal auch eine Verschlechterung des
Verhaltens und der psychischen Gesundheit eingetreten (Kozma et al. 2009, S. 204;
Bertelli et al. 2013, S. 223; Schepens et al. 2019, S. 509). Die Vermutung liegt
nahe, dass die unterschiedlichen Ergebnisse zu den Auswirkungen eines Umzugs
auf herausforderndeVerhaltensweisen u. a. auf dieVerwendung verschiedener Erhe-
bungsmethoden zurückzuführen sind. Kozma et al. (2009, S. 204) fasst zusammen,
dass in einigen Untersuchungen nach demUmzug das Niveau des herausfordernden
Verhaltens bei derMessungmit standardisierten Instrumenten gleich blieb, während
bei einer direkten Beobachtung Veränderungen in der Häufigkeit und Art des her-
ausfordernden Verhaltens erkennbar waren. Auch ist die Dauer des Follow-up von
Bedeutung. Umzüge sind stressreiche Übergänge, in denen Menschen mit Beein-
trächtigung auch auf geübte herausfordernde Verhaltensweisen zurückgreifen, um
in einer neuen Umgebung zurechtzukommen und sich zu stabilisieren. Erst län-
gere Zeit nach dem Einzug tritt ein gewohnter neuer Wohnalltag ein. Insbesondere
krisenhafte Umzüge in ein neues Wohnsetting, die von anderen Personen (z. B.
rechtliche Betreuer, Angehörige, Assistenzpersonen) beschlossen werden und häu-
fig mit dem Zerbrechen bestehender sozialer Netzwerke einhergehen, haben einen
negativen Einfluss auf das emotionaleWohlbefinden, die Selbstbestimmung und die
Rechte von Menschen mit Beeinträchtigung (Schepens et al. 2019, S. 501 & 509).

Allgemein förderlich für das emotionale Wohlbefinden wirkt eine friedliche,
familiäre und unterstützende Wohnumgebung, in der die Person die Sicherheit hat,
auch imAlter und bei steigendemUnterstützungsbedarf wohnen bleiben zu können,
wenn sie das möchte (Schepens et al. 2019, S. 505).

Zum Einfluss des Wohnsettings auf das physische Wohlbefinden gibt es zahlrei-
che, aber auch gegensätzliche Erkenntnisse. Bisher sind vor allem die medizinische
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Versorgung, die Häufigkeit von Krankheiten und die Sterblichkeitsrate untersucht
worden. Deinstitutionalisierungsstudien haben gezeigt, dass kleinere gemeindeba-
sierte Wohnsettings die medizinischen und pflegerischen Versorgungsstrukturen oft
nicht ausreichend vor Ort erschließen konnten, die in größeren Wohninstitutionen
selbst vorgehalten wurden. Bei Untersuchungen zur Sterblichkeit und zu Erkran-
kungen ist zu berücksichtigen, dass das Alter und der Grad der Beeinträchtigung
von Bewohner*innen in großen Wohninstitutionen höher ist als in den jüngeren
alternativen Wohnformen (Thimm et al. 2019).

Cluster 3: Arbeitsweisen und Interventionen direkt unterstützender Assistenz-
personen
Die direkt unterstützenden Assistenzpersonen haben eine zentrale Rolle für das
Wohnen und die Lebensführung vonMenschenmit intellektueller Beeinträchtigung.
Ihre Arbeitsweise und ihr persönliches Engagement schlagen sich in verschiedenen
Dimensionen der Lebensqualität von Menschen mit Beeinträchtigung nieder. Eine
bedürfnisorientierte Arbeit zur Förderung der Selbstbestimmung wirkt nachweis-
lich positiv. Dazu gehört die Konzentration auf die Wünsche der Bewohner*innen,
die Ermöglichung und Befähigung zur Selbstbestimmung bei großen langfristi-
geren wie kleinen alltäglichen Entscheidungen, z. B. auch durch das Öffnen von
Wahlalternativen (Amado et al. 2013, S. 363; Schepens et al. 2019, S. 503). Wenn
Vorstellungen der Assistenzpersonen, z. B. darüber, wo und mit wem jemand woh-
nen soll, über die Wünsche und Bedürfnisse der Bewohner*innen gestellt werden,
beeinträchtigt dies deren Selbstbestimmungsmöglichkeiten in besonderem Maße
(Bertelli et al. 2013, S. 224).

Entscheidend scheint zu sein, ob Assistenzpersonen Menschen mit Beein-
trächtigungen bei der Initiierung und Weiterführung von Aktivitäten und sozialen
Kontakten direkt unterstützen (Verdonschot et al. 2009, S. 61; Schepens et al.
2019, S. 502; Amado et al. 2013, S. 363). Werden inner- und außerhäusliche Akti-
vitäten nicht gefördert, wirkt sich dies nachweislich negativ auf die persönliche
Entwicklung von älterenMenschenmit Beeinträchtigung aus. Gründe für eine man-
gelnde Förderung sind z. B.: Assistenzpersonen arbeiten nicht personenorientiert
und zeitlich vorausschauend, sondern „Sachzwängen“ folgend. Oder sie möchten
die Verantwortung nicht übernehmen und übertragen stereotype Altersbilder auf
Bewohner*innen (Schepens et al. 2019, S. 509 f.). Stattdessen fördert die Konzen-
tration auf einen aktiven Lebensstil und ein aktives Altern die Lebensqualität, indem
z. B. individuelle Tagespläne gemeinsam mit Aktivitäten gefüllt und Gewohnhei-
ten und Fähigkeiten aufrechterhalten und gefördert werden (Schepens et al. 2019,
S. 502).

Werden Assistenzpersonen imUnterstützungskontext mehrere Verantwortungen
gleichzeitig zugewiesen, verursacht dies Stress und ein mangelndes Wohlbefinden
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beim Personal, was wiederum negative Auswirkungen auf die Lebensqualität von
Menschen mit Beeinträchtigung hat (Bigby und Beadle-Brown 2016, S. 189).

Unterstützung im Alter: Werden Menschen mit Beeinträchtigung älter und der
Unterstützungsbedarf steigt, wirken sich Entscheidungen z. B. zum Umzug, dem
Tagesprogramm oder dem Ruhestand deutlich negativ aus, wenn sie ausschließ-
lich von Mitarbeiter*innen sowie Familienangehörigen getroffen werden, anstatt
von den betroffenen Menschen mit Beeinträchtigung selbst (Schepens et al. 2019,
S. 503). Einen positiven Effekt haben hingegen eine rechtzeitige zukunftsorientierte
Planung und intensive Prüfung alternativer Optionen, wenn ein krisenhafter Umzug
verhindert und die Lebensqualität erhalten oder verbessert werden soll. Um lang-
fristig unterstützungsbedingte Umzüge zu vermeiden, ist ein effektives Anpassen
von Gebäuden undWohnungen mit Blick auf das Älterwerden förderlich (Schepens
et al. 2019, S. 500). Wenn ein Umzug nicht zu verhindern ist, sollte er möglichst
langsam realisiert und wichtige bestehende Kontakte gepflegt und somit aufrechter-
halten werden. Beeinträchtigt wird dies durch mangelnde Transportmöglichkeiten,
ein bereits hohes Alter und einen schlechten Gesundheitszustand der Person mit
Beeinträchtigung sowie durch einen Mangel an Personal und an finanziellen Mit-
teln (Schepens et al. 2019, 510). Neben bestehenden Kontakten ist gleichzeitig
auch der Aufbau neuer sozialer Netzwerke in der neuen Umgebung essentiell. Die
Unterstützung dieser Kontakte, z. B. durch die Einbeziehung von Familienange-
hörigen, Freunden oder Ehrenamtlichen in und über Aktivitäten, leistet hier einen
wichtigen Beitrag zur Förderung des emotionalen Wohlbefindens, der persönlichen
Entwicklung, interpersoneller Beziehungen und der sozialen Inklusion (Schepens
et al. 2019, 504). Bei einem Umzug ist es für das emotionale Wohlbefinden wesent-
lich, der Person mit Beeinträchtigung in erster Linie Zeit zu geben, um sich an die
Veränderungen zu gewöhnen und sich daran anpassen zu können (Schepens et al.
2019, 501).

Eine auf Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung spezialisierte Unter-
stützung spielt für deren Lebensqualität im Alter eine wichtige Rolle. Bilden
sich Unterstützungskräfte über das Älterwerden von Menschen mit intellektueller
Beeinträchtigung oder deren Begleitung am Lebensende (inklusive ihrer palliati-
ven Versorgung) fort, steigerte das die Zufriedenheit der Klient*innen (emotionales
Wohlbefinden; Schepens et al. 2019, S. 508). Das Sprechen über das Altern, über
das zukünftige Leben imRuhestand odermit steigendemUnterstützungsbedarf oder
über Sterben undTod erleichterte die Lebensführung imAlter (persönliche Entwick-
lung). EinMangel an Programmen für lebenslanges Lernen wirkt sich insbesondere
auf Menschen mit schwerer intellektueller Beeinträchtigung negativ aus (Schepens
et al. 2019, S. 512). Die ausschließliche Unterstützung von älteren Menschen mit
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intellektueller Beeinträchtigung durch einen regulären Service der Altenhilfe zeigte
ebenfalls negative Effekte (Schepens et al. 2019, S. 500).

Cluster 4: Fachkonzepte
Drei Fachkonzepte seien herausgestellt, deren Wirkungen international wissen-
schaftlich evaluiert worden sind. Eine personenzentrierte Unterstützung verbessert
nachweislich dieWahlmöglichkeiten, die Autonomie, das persönliche soziale Netz-
werk und die soziale Inklusion von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung
(Bigby und Beadle-Brown 2016, S. 185; Schepens et al. 2019, S. 504). Bei Personen
mit herausforderndem Verhalten führt die Ermöglichung und Stärkung von Verhal-
tensweisen, die sowohl den Bedürfnissen der Personen entsprechen als auch sozial
positiv bewertet werden (positive behaviour support (PBS)) zu einer Verringerung
von herausforderndem Verhalten und einer stärkeren Teilnahme an häuslichen und
außerhäuslichen Aktivitäten (Bigby und Beadle-Brown 2016, S. 185).

DieReviews berichten von fast durchgehend positivenErgebnissen des Einsatzes
vonActive Support imWohn- undUnterstützungskontext (Bigby undBeadle-Brown
2016, S. 185; Kozma et al. 2009, S. 196–199; van der Putten et al. 2018, S. 60).
Mit diesem Handlungskonzept werden Assistenzkräfte in die Lage versetzt, Unter-
stützung zu leisten, die die aktive Teilnahme der Klient*innen an Aktivitäten in
relevanten Rollen zum Ziel hat (United Response o. J., S. 1). Active Support ist
grundsätzlich in allen Unterstützungssettings anwendbar und soll insbesondere die
Partizipation an Aktivitäten und Beziehungen fördern. Um Active Support anwen-
den zukönnen,müssen keine künstlichenSituationengeschaffenwerden, da jegliche
Alltagssituationen Potenzial bergen, um Partizipation zu ermöglichen. Umfangrei-
che Aktivitäten sollen in kleine Teilschritte aufgeteilt und dahingehend analysiert
werden, welche Teile von der Person selbstständig oder mit Unterstützung ausge-
führt werden können. Active Support bedeutet demnach nicht, dass Aktivitäten von
der Person vollständig selbstständig vollzogen werden müssen. Verschiedene For-
men der Unterstützung werden unterschieden. Sie muss an die Bedarfe der Person
angepasst sein und kann durch das Umfeld, verbal, visuell oder physisch erfol-
gen. Dabei ist die Förderung der Wahlfähigkeit und der Wahlmöglichkeiten des
Menschen mit Beeinträchtigung zentral. Es geht auch darum, mit möglichen Risi-
ken im Alltag umgehen zu lernen, anstatt Risiken dauerhaft zu eliminieren (United
Response o. J., 2–7).

Laut der internationalen Studienergebnisse hat Active Support einen positiven
Einfluss auf folgende personen- und umweltbezogenen Bedingungen für Menschen
mit intellektueller Beeinträchtigung:

• verbrachte Zeit für bedeutsame Aktivitäten und soziale Interaktionen
• Partizipation im Haushalt und an inner- und außerhäuslichen Aktivitäten
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• Verbesserung der Fähigkeiten
• Verbesserung der Wahlmöglichkeiten
• Reduzierung von herausforderndem Verhalten

(Bigby et al. 2019, S. 161).

Studien aus verschiedenen Ländern zeigen, dass die Unterstützung durch die
direkten Assistent*innen wesentlich von der Führungspraxis des/der direkten Vor-
gesetzten beeinflusst wird. Somit ist Active Support eng mit dem Konzept des
Practice Leadership verknüpft. Das Konzept dient der Entwicklung und Siche-
rung guter Unterstützungspraxis durch Assistenzpersonen. Ein „practice leader“ ist
somit eine Person, die ihr Mitarbeiterteam entwickelt, ermutigt und unterstützt, die
Vision der Organisation in die Praxis umzusetzen. Anhand von fünf Maximen geht
es darum, (1) die Lebensqualität der Menschen mit Beeinträchtigung in den Blick
zu nehmen und zu überlegen, wie Mitarbeiter*innen diese am besten unterstützen
können, (2) den Mitarbeitereinsatz zu organisieren, um diese Unterstützung best-
möglich gewährleisten zu können, (3)Mitarbeiter*innen zu coachen, (4) dieQualität
der Unterstützung zu überprüfen und (5) zu evaluieren, inwieweit Klient*innen zur
Teilhabe anAktivitäten tatsächlich erfolgreich ermutigt und befähigt werden. Unter-
suchungen zur Umsetzung vonActive Support zeigen, dass die Herausforderung für
Führungskräfte darin besteht,Mitarbeiter*innen nicht nur die Fähigkeiten fürActive
Support zu vermitteln, sondern diese auch zu motivieren, das Konzept konsequent
zu nutzen (Bigby und Beadle-Brown 2016).

Zu den Auswirkungen verschiedener Aspekte der Führungspraxis auf die
Qualität der Mitarbeiterpraxis und auf die Lebensqualität von Menschen mit
Beeinträchtigung existieren bisher nur wenige, aber vielversprechende Untersu-
chungsergebnisse (Beadle-Brown et al. 2015, S. 1082 f.).

4.3 Schlussfolgerungen und Forschungsbedarfe

Die in den Reviewartikeln formulierten Schlussfolgerungen und Forschungsbe-
darfe werden hier neu strukturiert zusammengefasst und durch eigene Überle-
gungen ergänzt. Insgesamt hat die internationale Wohnforschung zu Erwachsenen
mit intellektueller Beeinträchtigung eine Vielzahl und Vielfalt von empirischen
Erkenntnissen zutage gefördert. Teilweise können Zusammenhänge aufgrund
sich stützender Studien als empirisch belegt gelten. So wirkt sich die Größe
eines Wohnsettings oberhalb von 8–12 Bewohner*innen durchgehend negativ
auf viele Dimension der Lebensqualität aus, zum Beispiel die Selbstbestim-
mung oder die soziale Inklusion. Teilweise zeigen Studien uneindeutige oder sich
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widersprechende Ergebnisse, was auch mit einer unzureichenden Definition von
Konzepten, einer unterschiedlichen Operationalisierung von Konzepten und unter-
schiedlichem methodischen Vorgehen zu tun hat. Das macht es schwer, Studien
miteinander zu vergleichen und aufeinander zu beziehen.

4.3.1 Uneinheitliche Definition von Konzepten

In der internationalen Forschung werden Konzepte häufig unterschiedlich oder
unzureichend klar definiert. Zum Beispiel fehlt es bis heute an einer internatio-
nal akzeptierten Klassifikation und Beschreibung der unterschiedlichen Arten von
Wohnsettings, in denen Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung leben und
unterstützt werden, obwohl sich zumindest in westlich orientierten, wohlhaben-
deren Ländern die gleichen Arten von Wohnsettings entwickelt haben (Kozma
et al. 2009). Die Zielgruppe einer Untersuchung und der untersuchte Perso-
nenkreis werden nicht anhand einheitlicher Kriterien beschrieben (Verdonschot
et al. 2009), wobei positiv zu vermerken ist, dass international häufig unter-
suchte Personengruppen anhand ihrer adaptiven Fertigkeiten umrissen werden.
Auch Dimensionen der Lebensqualität werden begrifflich nicht einheitlich gefasst.
Amado et al. (2013) stellen heraus, dass mit Blick auf die soziale Inklusion bei-
spielsweise nicht klar ist, welche Faktoren wie untersucht werden müssen, um
etwas über den Grad der sozialen Inklusion einer Person aussagen zu können.
Es gibt keinen konzeptionellen Rahmen, um die vielen verschiedenen Aspekte
sozialer Inklusion nachvollziehen zu können. Zur Beurteilung der sozialen Inklu-
sion kann nicht allein die Anzahl der Kontakthäufigkeiten mit Mitgliedern aus
der Gemeinde oder die Anzahl der Ortsbesuche herangezogen werden. Weitere
qualitative Merkmale sozialer Kontakte und der Zugänglichkeit bzw. Barrieren
des Sozialraums sind zu betrachten. Die Bedeutung von Partner- bzw. Intim-
beziehungen für Menschen mit Beeinträchtigung wird selten inkludiert. Eine
Person kann sich trotz vieler Freunde und einem guten Eingebundensein auf-
grund eines fehlenden Partners/einer fehlenden Partnerin alleine fühlen (Amado
et al. 2013, S. 365). Subjektive Indikatoren wie eine Ortsbindung oder ein Gefühl
der Zugehörigkeit werden ebenfalls selten einbezogen. Bei der Bewertung gilt es
zu berücksichtigen, dass sich ein hoher Grad an sozialer Inklusion (gemessen an
Verhaltensmerkmalen) nicht bei jedem Menschen zwangsläufig positiv auf des-
sen erlebte Zufriedenheit auswirkt. Die individuellen Präferenzen und Teilhabe
im Sozialraum sind verschieden. Ist dieses Ausmaß an sozialer Inklusion von der
Person gewünscht? Verursacht es ggf. Stress, der vermieden werden sollte?
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Allerdings stellen sich auch hier nach wie vor methodische und thematische
Bedarfe an Erkenntnissen zu Einflussfaktoren auf die Teilhabe und Lebensqualität
von Menschen mit kognitiver Beeinträchtigung heraus.

4.3.2 Fehlende Rahmentheorien

Wie Bigby und Beadle-Brown (2016) haben wir versucht, Erkenntnisse aufgrund
der dahinterliegenden Zusammenhangs- oder Kausalhypothesen zwischen zwei
Variablen zu ordnen. Das Konzept der Lebensqualität nach Schalock und Ver-
dugo (2002) mit seinen Dimensionen ist dabei das anerkannte Konstrukt für
die Messung der Auswirkungen. Unter den Wohnforscher*innen besteht aber
Einigkeit darüber, dass es in Zukunft stärker darum gehen muss, die komplexen
Wirkungsgefüge zu artikulieren und empirisch zu erfassen, also das Zusammen-
spiel von Variablen und deren Wirkung auf die Lebensqualität von Menschen mit
intellektueller Beeinträchtigung. Beispielsweise wirken sich bei Menschen mit
komplexem Unterstützungsbedarf kleine Wohnsettings (erst gänzlich) im Zusam-
menspiel mit verändertem Unterstützungshandeln von Assistenzpersonen positiv
auf die soziale Inklusion und Selbstbestimmung aus. Um diese Wirkungsge-
füge zu artikulieren, bedarf es einer Rahmentheorie, die sich zum Beispiel an
den Ökologiekonzepten von Urie Bronfenbrenner oder Rudolf Moss orientieren
kann. Noch weitergehender lässt sich das Wohnen von Menschen mit intellektu-
eller Beeinträchtigung im Rahmen eines soziokulturellen Modells betrachten, das
Wohnumwelten, das Zusammenleben in Wohnsettings, die Lebensführung und
Mitarbeiterhandeln als sozialkulturell definiert begreift und versucht, die Bedeu-
tungen von Lebens- und Berufspraxen und von gestalteter Umwelt aufzuspüren.
Beide theoretischen Perspektiven, die Aufdeckung von Wirkungsgefügen und von
Praxen und Gestalten innewohnenden Bedeutungen können einander ergänzen.

4.3.3 Angemessenheit von Designs und Vielfalt von
Methoden

Forschungsdesigns, Erhebungs- und Auswertungsmethoden sollten in den Veröf-
fentlichungen differenzierter und konsequenter dargestellt werden. Dies gewähr-
leistet eine Nachvollziehbarkeit des methodischen Vorgehens, ermöglicht metho-
disch noch besser voneinander zu lernen und Studienergebnisse international zu
vergleichen.

Vergleichsweise selten werden in den Untersuchungen die subjektiven Erfah-
rungen von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung erfasst. Die Forschung
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stützt sich größtenteils auf die direkte Erfassung von „objektiv“, aus der
Außenperspektive Beobachtbarem oder Einschätzungen auf Skalen oder in struk-
turierten Fragebögen, die Bezugspersonen oder – seltener – Menschen mit
Beeinträchtigung abgeben. Dies ist auch auf die Tatsache zurückzuführen, dass
Studienteilnehmer*innen aufgrund ihrer intellektuellen Beeinträchtigung anders
nur eingeschränkt kommunizieren. Es bedarf alternativer und kreativer Erhe-
bungsmethoden für den Zugang zum Erleben dieser Zielgruppe, die nicht auf
Verbalsprache basieren. So können biografische Aspekte, gelebte Erfahrungen
bei Menschen mit schweren intellektuellen Beeinträchtigungen einbezogen wer-
den (Bigby und Beadle-Brown 2016). Zukünftige Forschung sollte ein breiteres
Spektrum von Methoden einbeziehen.

Quantitativ angelegte Studien werden häufig schon mit Vergleichsgruppen
konzipiert oder zumindest Effekte statistisch kontrolliert auf andere Einflussfak-
toren. Es wird angemahnt, dass Stichproben für die Analyse von Untergruppen
(z. B. ältere Menschen) ausreichend groß sein müssen und auf Unterschiede in
Sozialräumen hingewiesen (Walsh et al. 2010).

Insgesamt werden Mixed-Methods Ansätze empfohlen, die quantitative wie
qualitative Methoden kombinieren, und dadurch vielfältige Informationsquellen
erschließen, um die Dynamik komplexer Wirkungszusammenhänge aufzuhellen,
zu verstehen und insbesondere auch wirksame Interventionen zur Verbesserung
der Teilhabebedingungen zu entwickeln (Amado et al. 2013, S. 365).

4.3.4 Forschungsbedarfe

Wohnen mit und Unterstützung durch Angehörige
Auch in der internationalen Forschung gibt es wenige Untersuchungen zum Woh-
nen und zur individuellen Lebensführung von Erwachsenen mit intellektueller
Beeinträchtigung, die bei ihren Angehörigen wohnen, obwohl es sich hier in
den meisten Ländern um die häufigste Wohnform dieses Personenkreises handelt.
Und auch wenn Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung ausgezogen sind,
sind Angehörige als informelle Unterstützer unverzichtbarer Teil von Hilfemix-
lösungen, die als Ganzes wenig betrachtet werden. Zum Wohnen in Gastfamilien
(shared living) findet sich ebenfalls wenig – trotz der starken Verbreitung dieser
Wohnform insbesondere in Nordamerika.

Nachbarschaft, Wohnumfeld, Gemeinwesen
Nachbarschaften, Wohnumfelder und Gemeinwesen wurden noch nicht sys-
tematisch als differenzierender Faktor für die Lebensqualität von Menschen
mit intellektueller Beeinträchtigung untersucht. Aussagen gibt es zu einzelnen
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Umweltmerkmalen wie die Nähe zum ÖPNV, zu Geschäften für den tägli-
chen Bedarf usw. Nachbarschaften und Gemeinwesen werden aber nicht als
multidimensionale Einheiten einbezogen. Es bedarf mehr Informationen über
die Eigenschaften und Qualitäten von Umweltfaktoren. Die Perspektive der
Community-Mitglieder zur Inklusion gilt es zu berücksichtigen. Wie schät-
zen sie Maßnahmen ein? Für wie effektiv halten sie diese? (Amado et al.
2013, S. 365). In diesem Zusammenhang sind auch sozial-räumliche und sozial-
kulturelle Unterschiede von Nachbarschaften, Gemeinwesen und Regionen von
Bedeutung (Walsh et al. 2010, S. 140). Soziale Inklusion in ländlichen Räumen
hat andere Chancen und stößt auf andere Barrieren als in städtischen Räumen.
Nachbarschaftsverhalten wird auch von der Einwohnerschaft und vom Sied-
lungstyp beeinflusst. Um die soziale Inklusion zu fördern, ist es wichtig, im
Sozialraum – ein Begriff, der sich international allenfalls bei niederländischen
Autor*innen findet – Hemmnissen zu begegnen und Interaktionen zwischen den
Mitgliedern des Sozialraums aktiv zu unterstützen. Dies gilt insbesondere für
alleinlebende Menschen sowie diejenigen mit komplexem Unterstützungsbedarf,
die in diesem Kontext größeren Barrieren begegnen.

Organisationskultur und Führung
Die Organisationskultur in Wohndiensten der Behindertenhilfe als wesentlicher
Einflussfaktor für die Lebensqualität ist vergleichsweise wenig untersucht wor-
den (Walsh et al. 2010, S. 140). Bigby und Beadle-Brown (2016, S. 188)
weisen zudem darauf hin, dass es bisher kaum Untersuchungen zu Zusammen-
hängen zwischen der Arbeitszufriedenheit, dem Stress der Assistenzpersonen und
der Lebensqualität der Bewohner*innen gibt. Diese Erkenntnisse sind jedoch
umso wichtiger, wenn sich laut aktueller Erkenntnisse die Einstellung von
Assistenzpersonen z. B. maßgeblich auf soziale Inklusion von Menschen mit
intellektueller Beeinträchtigung auswirkt. Darunter fallen auch Einstellungen von
Assistenzpersonen zum Altern, dem damit verbundenen Ruhestand und dem
Wohnen.

Auf die Frage nach den Auswirkungen der Führungspraxis auf die Qua-
lität des Mitarbeiterhandelns und auf die Lebensqualität von Menschen mit
Beeinträchtigung benennen Bigby und Beadle-Brown (2016) einen deutlichen
Untersuchungsbedarf:

„We need to know more about: the characteristics, experience, training and
support systems that make good practice leaders; the best way to train staff in a
specific evidence-based practice (in this case Active Support); the most effective
systems and structures for monitoring outcomes and measuring quality of support;
the commitment, knowledge and structure required within the senior management
team of any organization.“ (Bigby und Beadle-Brown 2016, S. 194)
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Digitale Teilhabe und Unterstützung
In Zeiten zunehmender Digitalisierung und Technisierung im Unterstützungskon-
text stellt sich die Frage, welchen Einfluss technische Unterstützung im Wohnen
(bzw. Assistive Technologien) auf die Lebensführung der Bewohner*innen hat.
In den Reviews findet dieses Themenfeld nur wenig Berücksichtigung. Ledig-
lich Verdonschot et al. (2009) geht darauf ein, dass assistive Technologien
grundlegend Auswirkungen auf alltägliche funktionelle Aktivitäten zu haben
scheinen, die mit dem grundlegenden täglichen Leben, der Freizeit, der sozialen
und gemeinschaftlichen Teilhabe zusammenhängen. Differenziertere Aussagen
werden an dieser Stelle aber nicht getätigt. Aufgabe der Forschung ist es, auf-
zuzeigen, wie digitale Technologien Menschen mit Beeinträchtigung im Alltag
unterstützen können und dabei ihre Fähigkeiten und Kompetenzen gefördert
werden oder zumindest erhalten bleiben. Ein weiterer Zweig ist die Entwick-
lungsforschung, also gemeinsam mit dem Beteiligten neue digitale Tools, z. B.
Apps, zu entwickeln und ihren Alltagsgebrauch im Hinblick auf Teilhabechancen
zu evaluieren. Entwicklungsforschung zeichnet sich auch durch den Gebrauch
anderer Forschungsmethoden aus.

Unklar ist, welchen Einfluss soziale Medien auf die soziale Inklusion, Zuge-
hörigkeit und Einsamkeit haben. Die Vernetzung über soziale Netzwerke oder
Instant Messenger kann als Werkzeug genutzt werden, um die Teilhabe von Men-
schen mit intellektueller Beeinträchtigung im Sozialraum zu fördern. Studien
sollten die Möglichkeiten der Teilhabe ausloten, dabei die Merkmale virtueller
und realer Beziehungen in den Blick nehmen sowie den individuellen Umgang
mit den digitalen Möglichkeiten beleuchten.

Zur Teilhabe an außerhäuslichen Aktivitäten gehört es auch, barrierefreie
Informationen über Transportmöglichkeiten, wie den ÖPNV oder Taxis, ebenso
wie Informationen zu örtlichen Freizeitaktivitäten zur Verfügung zu stellen. In
Ergänzung zu analogen Informationsmaterialien können digitale Anwendungen
hier ein großer Gewinn sein.

Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf
In den meisten Übersichtsartikeln tauchen Menschen mit komplexem Unterstüt-
zungsbedarf nur am Rande auf. Es gibt insgesamt eine überschaubare Anzahl von
international veröffentlichten Publikationen. Die Frage ist hier, welche Strategien
nötig sind, um die Lebensqualität vonMenschenmit komplexemUnterstützungsbe-
darf, die engmit der Qualität der Unterstützung zusammenhängt, zu verbessern (van
der Putten et al. 2018, S. 60). ZuMenschen mit intellektueller Beeinträchtigung und
herausforderndemVerhaltengibt es eine sehr viel größereAnzahl vonPublikationen,
die sich vor allem auf Interventionen beziehen, aber auch auf Wohnsettings. Dieses
Themenfeld haben wir wegen der Fülle der dortigen Ansätze hier ausgeklammert.
Ein Überblick findet sich z. B. bei Dieckmann und Haas (2007).
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5Standardisierte Erhebungsinstrumente

Antonia Thimm und Friedrich Dieckmann

Zusammenfassung

Die Anwendung standardisierter Erhebungsinstrumente ist in der empirischen
Forschung zum Wohnen von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung
in Deutschland weniger verbreitet als in anderen Ländern. In diesem Kapitel
werden international gebräuchliche Erhebungsinstrumente für die vier The-
menbereiche „adaptives Verhalten“, „Selbstbestimmung“, „Teilhabe im Sozial-
raum“ und „Qualität von Assistenzleistungen“ vorgestellt. Adaptives Verhalten
ist für die Beschreibung des Personenkreises von Menschen mit intellektuel-
ler Beeinträchtigung ein bedeutsames Konstrukt und im Zusammenspiel mit
anderen Bedingungen ein wichtiger Einflussfaktor für die Teilhabechancen
und Lebensqualität von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung. Selbst-
bestimmung und Teilhabe im Sozialraum sind zwei Kerndimensionen des
Lebensqualitätskonzepts von Schalock R, & Verdugo M (Handbook on quality
of life for human service practitioners. American Association on Mental Retar-
dation, 2002) und wichtige Leitziele für die Unterstützung der Lebensführung
von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung. Die Qualität der Assis-
tenzleistungen beeinflusst die Lebensqualität von Menschen mit Beeinträch-
tigung. Vorgestellt werden strukturierte Beobachtungsinstrumente, mit denen
sich die Assistenzleistungen überprüfen lassen. Die Autor*innen machen auf
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international verbreitete Messinstrumente aufmerksam, deren Übersetzung,
Anwendung und Weiterentwicklung lohnenswert wäre. Mit deutschsprachi-
gen Versionen bewährter Instrumente können Forschungsergebnisse aus dem
deutschsprachigen Raum besser in internationale Diskurse eingebracht wer-
den. Die Instrumente lassen sich darüber hinaus auch für Zwecke in der Praxis
nutzen.

5.1 Problemaufriss

In Deutschland mangelt es an empirischer Forschung zum Wohnen von Menschen
mit intellektueller Beeinträchtigung. Im Vergleich zur internationalen Forschung
werden standardisierte Erhebungsinstrumente wie Fragebögen, Einschätzungs-
skalen oder strukturierte Beobachtungsinstrumente kaum genutzt. Häufig fehlen
deutschsprachige Instrumente. Der Einsatz zuverlässiger und valider Instrumente
ist aber wichtig, um aussagekräftige Forschungsergebnisse zu erhalten, die sich
vergleichen lassen mit Ergebnissen anderer, gerade auch internationaler Studien.

Standardisierte Erhebungsinstrumente können zum einen verwendet werden,
um Zusammenhänge und Bedingungsgefüge zu erforschen, zum anderen kön-
nen sie in der Praxis zu Evaluationszwecken eingesetzt werden. Damit werden
Grundlagen geschaffen, Umweltbedingungen und Dienstleistungen systematisch
dahingehend zu verbessern, die allgemeinen Zielsetzungen von Teilhabe und
Lebensqualität von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung zu verwirk-
lichen.

In diesem Kapitel wird auf international gebräuchliche Erhebungsinstrumente
aufmerksam gemacht, auch wenn für viele noch keine deutschsprachige Version
vorliegt. Die Übersetzung dieser Instrumente und Testung deutschsprachiger Ver-
sionen kann auf die konzeptionelle und testtheoretische Vorarbeit aufbauen, die
international geleistet wurde. Wenn wir deutschsprachige Versionen bewährter
Instrumente nutzen, lassen sich Forschungsergebnisse aus dem deutschsprachi-
gen Raum viel leichter in internationale wissenschaftliche Diskurse einspeisen
(Anschlussfähigkeit an die scientific community). Die Entwicklung und erste
Ergebnisse der Teamkultur-Skala für Wohndienste – die deutschsprachige Ver-
sion der Group Home Culture Scale von Humphreys et al. (2020) – zeigen, wie
fruchtbar die internationale Zusammenarbeit ist, gerade angesichts beschränkter
Forschungsressourcen und Datenzugänge.

Vorgestellt werden standardisierte Erhebungsinstrumente für die vier Themenbe-
reiche: adaptives Verhalten, Selbstbestimmung, Teilhabe anAktivitäten imGemein-
wesen und die Qualität von Unterstützungsleistungen. Für die Themenbereiche
„adaptives Verhalten“ und „Teilhabe im Sozialraum“ liegen Überblicksartikel vor,



5 Standardisierte Erhebungsinstrumente 153

welchealsErgebniseiner systematischenRecherchedieErhebungsinstrumente iden-
tifizierten, die am stärksten verbreitet sind (Price et al. 2018; Taylor-Roberts et al.
2019). Im Bereich der Selbstbestimmung werden – basierend auf einer Zusam-
menstellung von O’Donovan et al. (2017) – einige grundlegende Messinstrumente
vorgestellt, welche dieWahlmöglichkeiten vonMenschenmit intellektueller Beein-
trächtigung erheben. Die Darstellung von strukturierten Beobachtungsinstrumenten
zurMessung der Qualität von Unterstützungsleistungen basiert auf einem Literatur-
review der Arbeitsgruppe des Living with Disability Research Centre der La Trobe
University in Melbourne (Bigby et al. 2021).

5.2 Begründung der Bereiche

Adaptives Verhalten
AdaptivesVerhalten ist imDSM-5(APA2013)undinder ICD-11(WHO2017)neben
der intellektuellenFunktionsfähigkeit einentscheidendesKriteriumfürdieDiagnose
einer intellektuellen Beeinträchtigung bzw. einer intellektuellen Entwicklungsstö-
rung (auch Sappok 2019). Im DSM-5 wird auch das Ausmaß einer intellektuellen
Beeinträchtigung nicht mehr wie zuvor üblich anhand des Intelligenzquotienten
bestimmt, sondern aufgrund der Ausprägung der adaptiven Kompetenzen (APA
2013; Zurbriggen und Orthmann Bless 2017). Adaptives Verhalten stellt damit ein
wichtiges Merkmal zur Beschreibung des Personenkreises dar.

Bei der Analyse der internationalen Wohnforschung (Kap. 4) zeigte sich, dass
in verschiedenen Untersuchungen der Zusammenhang von adaptivem Verhal-
ten mit anderen Variablen analysiert wurde. Unterschieden werden kann dabei
zwischen Studien, welche die Auswirkung von Variablen wie z. B. Wahlmöglich-
keiten, Wohnsetting oder das Vorhandensein von Fachkonzepten auf das adaptive
Verhalten untersuchten, und Studien, welche untersuchten, wie adaptives Verhal-
ten einer Person verschiedene Dimensionen ihrer Lebensqualität beeinflusst (z. B.
Lebensqualität allgemein, soziale Beziehungen, Inklusion).

Adaptives Verhalten ist damit ein bedeutsames Konstrukt zur Beschreibung
des Personenkreises von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung. Darüber
hinaus ist adaptives Verhalten eine wichtige Variable, die es bei der Erforschung
von Zusammenhängen und Wirkungsfaktoren in der Forschung zum Wohnen
von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung zu berücksichtigen gilt. Es
ist daher lohnend, sich mit der Frage zu beschäftigen, wie sich adaptives Verhal-
ten messen lässt. Zudem ermöglicht der Einsatz standardisierter Messinstrumente
zum adaptiven Verhalten eine Vergleichbarkeit verschiedener Studien.
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Selbstbestimmung
Selbstbestimmung ist eine der acht Kerndimensionen im Lebensqualitätskonzept
von Schalock und Verdugo (2002). Selbstbestimmung ist eine zentrale Leitidee
in der Gestaltung der Unterstützung von Menschen mit Beeinträchtigungen und
im Bundesteilhabegesetz, dem „Gesetz zur Stärkung der Teilhabe und Selbstbe-
stimmung von Menschen mit Behinderungen“, rechtlich verankert und auch in
der UN-Behindertenrechtskonvention von zentraler Bedeutung. In der Forschung
wurden vielfältige Variablen untersucht, die einen Einfluss auf die Selbstbestim-
mung haben (siehe Kap. 4). Die Operationalisierung von Selbstbestimmung und der
Einsatz standardisierter Messinstrumente zur Erfassung des Ausmaßes an Selbst-
bestimmung ist daher notwendig, um in Forschungszusammenhängen Aussagen
darüber machen zu können, wie sich Selbstbestimmung beeinflussen lässt und wel-
cher Grad an Selbstbestimmung vorliegt. In der Forschungsliteratur werden im
Zusammenhang von Selbstbestimmung v. a. Messinstrumente eingesetzt, welche
dieMöglichkeiten erheben, die ein Individuum inBezug auf das Treffen von eigenen
Entscheidungen hat.

Community Participation/Teilhabe an Aktivitäten im Gemeinwesen
Soziale Inklusion ist eine weitere Kerndimension des Lebensqualitätskonzepts von
Schalock und Verdugo (2002) und ein wichtiges Leitziel für die Unterstützung der
Lebensführung von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung. In ihrem Über-
blicksartikel definieren Simplican et al. (2015) das Konzept soziale Inklusion als
Interaktion zwischen den zwei wichtigen Lebensbereichen „zwischenmenschliche
Beziehungen“ und „Community Participation“, worunter sie die Teilhabe an Akti-
vitäten im Gemeinwesen verstehen. Dabei ist die Teilhabe an Aktivitäten nicht auf
die örtliche Heimatgemeinde beschränkt, sondern eine Person kann auch an Akti-
vitäten in verschiedenen Kommunen teilnehmen. Soziale Beziehungen werden in
der Forschung zu sozialen Netzwerken unter quantitativen und qualitativen Aspek-
ten untersucht. Im Hinblick auf Community Participation unterscheiden Simplican
et al. (2015) fünf Arten von Aktivitäten: Freizeitaktivitäten; politisches oder bür-
gerschaftliches Engagement; produktive aktive Aktivitäten wie Beschäftigung oder
Bildung; konsumptive Aktivitäten (Zugang zu Gütern und Dienstleistungen); reli-
giöse und kulturelle Aktivitäten. Die Teilnahme an solchen Aktivitäten kann dabei
in segregierten, teil-segregierten oder integrierten Settings erfolgen (struktureller
Aspekt). Außerdem lässt sich das Ausmaß der Beteiligung an Aktivitäten differen-
zieren: von der bloßen Anwesenheit bei Aktivitäten über Begegnungen bis hin zur
Teilnahme in zentraleren Rollen.

In der englischsprachigen Forschungsliteratur ist Community Participation ein
wichtiger Indikator für die soziale Inklusion. Im deutschsprachigen Raum ist
die Teilnahme an Aktivitäten im Gemeinwesen zugleich Ziel und Mittel im
Handlungskonzept der Sozialraumorientierung.
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Qualität von Assistenzleistungen
Die Lebensqualität von Menschen mit Beeinträchtigung in unterstützten Wohnset-
ting ist ein wichtiges Thema der Sozialpolitik und Forschung. Die Forschungser-
gebnisse zeigen erhebliche Unterschiede der individuellen Lebensqualität zwischen
verschiedenen Settings der gleichen Wohnform, z. B. zwischen verschiedenen
Wohnheimen. Die Praxis der Unterstützung durch Assistenzpersonen hat einen
wesentlichenEinfluss auf die individuelle Lebensqualität (Bigby undBeadle-Brown
2018). Bei der Erhebung der Lebensqualität von Bewohner*innen werden vor allem
Befragungsinstrumente oder Interviewleitfäden eingesetzt, die nur selten durch
teilnehmende qualitative Beobachtung oder strukturierte Beobachtungsverfahren
ergänzt werden (Schäfers 2008). Zur Überprüfung von Assistenzleistungen wur-
den dagegen strukturierte Beobachtungsverfahren entwickelt, z. B. im Rahmen
der Implementierung des Fachkonzeptes Active Support, die Vorteile gegenüber
Interview- und Auditverfahren haben.

5.3 Instrumente in den Themenbereichen

5.3.1 Adaptives Verhalten

Standardisierte Messinstrumente zu adaptiven Verhalten liegen in deutscher Spra-
che kaum vor. Obwohl seit Ende der 1950er Jahre adaptive Kompetenzen neben
der Intelligenz zentrales Definitionskriterium für eine intellektuelle Beeinträch-
tigung sind, werden diese im deutschsprachigen Raum nur selten berücksichtigt
(Zurbriggen und Ortmann Bless 2017). Dagegen gibt es einige englischsprachige
adaptive Verhaltensskalen, die in internationalen Forschungszusammenhängen
Anwendung finden, wenn es um die Erhebung der Ausprägung adaptiver Fähig-
keiten zur Einschätzung der Personengruppe geht. Price et al. (2018) haben eine
systematische Literaturrecherche durchgeführt zu Studien, in denen adaptives
Verhalten gemessen wurde. Insgesamt identifizierten sie zwölf verschiedene Erhe-
bungsinstrumente zur adaptiven Verhaltensbewertung, wobei einige davon nicht
originär zur Messung des adaptiven Verhaltens entwickelt wurden, aber in Stu-
dien für diesen Zweck zum Einsatz kamen. Vier Messinstrumente werden nun
ausführlicher vorgestellt:

Die (1) Adaptive Behavior Scale – Residential & Community (second edition)
(ABS-RC2), welche eine Weiterentwicklung der Adaptive Behaviour Scale (ABS)
ist. Die ABS ging aus der Adaptive Behaviour Checklist hervor, die 1968 als
erstes standardisiertes Bewertungsinstrument für adaptives Verhalten entwickelt
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wurde. Das (2) Adaptive Behaviour Assessment System II (ABAS-II) und die (3)
Vineland Adaptive Bahavior Scales II (VABS-II) (bzw. deren Weiterentwicklun-
gen), diese beiden Skalen erwiesen sich in der Studie von Price et al. (2018) als
die am weitesten verbreiteten. Und die (4) Diagnostic Adaptive Behaviour Scale
(DABS), die 2017 entwickelt wurde und damit das jüngste Instrument darstellt.
Eine Beschreibung dieser vier Instrumente nach Zweck, Inhalt, Zielgruppe und
Gütekriterien findet sich in Tab. 5.1.

Adaptives Verhalten ist ein Kriterium für die Diagnose einer intellektuellen
Beeinträchtigung. Insofern wird bei allen vorgestellten adaptiven Verhaltens-
skalen die Diagnosestellung als Verwendungszweck angegeben. Die Messung
adaptiven Verhaltens kann auch der Interventionsplanung dienen im Sinne der
Förderung und Entwicklung adaptiver Fähigkeiten, explizit wird dies als Ver-
wendungszweck für die ABS-RC2, ABAS-II und VABS III angegeben. Letztlich
können alle standardisierten Instrumente zur Messung des adaptiven Verhaltens
auch zu Forschungszwecken verwendet werden. Sie können dienen zur genaue-
ren Beschreibung der Personengruppe und Beschreibung der Schweregrade der
Beeinträchtigung und auch zur Messung von Wirkfaktoren und Zusammenhän-
gen. Für die ABS-RC2 und die VABS III wird ausdrücklich auch die Forschung
als ein Einsatzgebiet genannt.

Bis heute gibt es keine einheitliche Definition von adaptivem Verhalten. Die
Feststellung, „dass adaptives Verhalten das ist, was adaptive Verhaltensskalen
messen“ (Price et al. 2018, S. 13, Übersetzung A. Thimm) deutet darauf hin,
dass das Verständnis des Konstrukts des adaptiven Verhaltens durch die Ope-
rationalisierung in den jeweiligen Messinstrumenten geprägt wird. Den meisten
Messinstrumenten liegt eine 3-Faktoren-Struktur zugrunde (konzeptuelle, prakti-
sche und soziale Fähigkeiten) (Faktoren/Inhalte in Tab. 5.1), was sich mit den
im DSM IV beschriebenen Bereichen des adaptiven Verhaltens deckt. In den
Vineland Adaptive Bahavior Scales (VABS-III) werden optional auch motorische
Kompetenzen erfasst. Motorische Kompetenzen spielen als weiterer Faktor des
adaptiven Verhaltens allerdings nur im Kindesalter eine Rolle (Tassé et al. 2012,
S. 293). Sowohl in der ABS-RC2 als auch in der VABS III gibt es zusätzlich
auch noch Items zu maladaptivem Verhalten.

Bis auf die DABS, für die als Altersgruppe 4 bis 21 Jahre angegeben
ist, sind alle vorgestellten Skalen für Kinder und Erwachsene anwendbar. Bei
allen vier englischsprachigen Skalen zu adaptivem Verhalten, die hier vorgestellt
werden, handelt es sich um normierte Verfahren mit guten psychometrischen
Eigenschaften.

Für das ABAS-II liegt eine deutsche Übersetzung von Orthmann Bless (2013)
vor, die jedoch nicht veröffentlicht ist. Zurbriggen und Ortmann Bless (2017)
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haben eine Überprüfung der psychometrischen Eigenschaften dieser deutschen
Übersetzung vorgenommen. Die Überprüfung konnte die 3-faktorielle Struktur
nicht bestätigen, wohl aber für die zehn Subdimensionen eine hohe interne Kon-
sistenz nachweisen. Zurbriggen und Orthmann Bless empfehlen angesichts der
Bedeutsamkeit des Assessments adaptiver Kompetenzen im deutschsprachigen
Sprachraum weiter dazu zu forschen.

In dem Forschungsprojekt MEMENTA zur psychischen Gesundheit von Men-
schen mit intellektueller Beeinträchtigung wurde zur Schweregradbeurteilung
der Intellektuellen Beeinträchtigung ein Einschätzungsbogen entwickelt (Koch
et al. 2012), der sich an den Einteilungen des adaptiven Verhaltens, wie sie
von Gaese (2007) beschrieben werden, orientiert. Die MEMENTA-Studie ist
in der psychiatrischen Versorgungsforschung angesiedelt und wurde am Uni-
Klinikums Dresden unter der Leitung von Matthias Schützwohl durchgeführt.
Der Einschätzungsbogen wurde entwickelt, um das Einschlusskriterium „Vor-
liegen einer leichten oder mittelgradigen Intelligenzminderung“ der Studie zu
prüfen. Auch dieser Fragebogen ist nicht veröffentlicht. Dieses Beispiel zeigt,
dass die Einschätzung des adaptiven Verhaltens zur differenzierteren Betrach-
tung des Personenkreises von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung in
Forschungszusammenhängen notwendig ist. Es zeigt auch, dass es an deutsch-
sprachigen Messinstrumenten zur Erhebung des adaptiven Verhaltens fehlt und
eigene Einschätzungsskalen entwickelt werden, die unveröffentlicht bleiben und
somit keine Verbreitung finden können.

Aktuell erschienen ist auch eine deutsche Fassung der Vineland Adaptive
Behavior Scales (Vineland-3) (Sparrow et al. 2021). Es gibt zwei Versionen zur
Beurteilung von Personen im Alter von 3;0 bis 21;11 Jahren: eine Version für
Eltern bzw. eine Hauptbezugsperson und eine Version, bei der die Beurteilung
durch eine Lehrkraft bzw. eine*n Erzieher*in erfolgt. Für beide Versionen liegen
jeweils eine Kurz- und eine Langform vor.

Um auch in deutschsprachigen Forschungszusammenhängen bewährte Instru-
mente zur Erfassung des adaptiven Verhaltens anzuwenden, wäre es wünschens-
wert, bereits vorliegende deutsche Instrumente oder Übersetzungen weiter zu
verbreiten (ggfs. zunächst einmal zu veröffentlichen), diese zu nutzen und letzt-
lich damit auch Forschungsergebnisse – auch international – vergleichbar zu
machen.
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5.3.2 Selbstbestimmung

Für die Erfassung des Ausmaßes von Selbstbestimmung ist es erforderlich, das
abstrakte Konstrukt der Selbstbestimmung zu konkretisieren und zu operationali-
sieren. In verschiedenen Darstellungen der acht Lebensqualitätsdimensionen nach
Schalock et al. (2007) werden zu jeder Dimension exemplarische Indikatoren
benannt. Übereinstimmend werden der Dimension Selbstbestimmung als zentrale
Indikatoren „Wahl- und Entscheidungsmöglichkeiten“, „Kontrollmöglichkeiten“
und „persönliche Ziele und Werte“ zugeordnet (Schalock et al. 2007; Schäfers
2008; Verdugo et al. 2012; Dieckmann et al. 2013). Nach Shogren (2020, S. 29)
bedeutet Selbstbestimmung, dass Menschen Urheber ihres eigenen Lebens sind
und im Dienst von frei gewählten Zielen handeln. Eine Wahl bzw. Entscheidung
zu treffen, gilt als entscheidendes Kriterium der Selbstbestimmung (Brown und
Brown 2009; Stancliffe 2020). Um eine Wahl treffen zu können, müssen Wahl-
möglichkeiten verfügbar sein und sie müssen bekannt sein (Brown und Brown
2009, S. 12). Voraussetzung dafür ist, dass Menschen Vorlieben ausgebildet und
Erfahrungen mit verschiedenen Optionen gemacht haben (Shogren 2020, S. 34).
Erst dann ist es möglich, eine wirkliche Entscheidung treffen und kommunizieren
zu können im Sinne einer nicht erzwungenen Wahl einer bevorzugten Alternative
aus zwei oder mehr Optionen (Stancliffe 2020, S. 5).

Es gibt empirische Belege dafür, dass Menschen mit intellektueller Beeinträch-
tigung zum einen zu weniger Wahlmöglichkeiten Zugang haben als Gleichaltrige
ohne Beeinträchtigung und zum anderen häufiger andere Personen für Menschen
mit intellektueller Beeinträchtigung Entscheidungen treffen oder ihnen eine einge-
schränkte Wahlmöglichkeit oder begrenzte Kontrolle gewähren (Stancliffe 2020,
S. 6). Erhebungsinstrumente zu Wahl- und Entscheidungsmöglichkeiten von Men-
schen mit intellektueller Beeinträchtigung messen daher v. a. zwei Aspekte:
1. Die Verfügbarkeit von Wahlmöglichkeiten und 2. die Kontrolle über Wahl-
möglichkeiten (wer entscheidet?) (Stancliffe 2020). Dass andere Aspekte zur
Entscheidungsfindung (z. B. Schritte zur Entscheidungsfindung oder Quellen der
Unterstützung für die Entscheidungsfindung) von Forschern bei der Entwicklung
von Erhebungsinstrumenten weniger beachtet wurden, begründet Stancliffe (2020,
S. 7) damit, dass diese Faktoren zunächst irrelevant sind, wenn eine Person gar
keine Wahlmöglichkeiten hat.

Es gibt eine Vielzahl von Auswahlmöglichkeiten, die Menschen zur Verfügung
stehen. Erhebungsinstrumente zu Wahl- und Entscheidungsmöglichkeiten können
nur eine begrenzte Auswahl an Wahlmöglichkeiten abfragen, sodass diese als
Indikatoren für die Verfügbarkeit von Wahlmöglichkeiten im Allgemeinen dienen
sollen. Faktorenanalytische Untersuchungen ergaben, dass sich zwei Arten von
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Wahlmöglichkeiten unterscheiden lassen: Entscheidungen über alltägliche Ange-
legenheiten (z. B. was man anzieht, wann man ins Bett geht) und Entscheidungen
über wichtige Lebensfragen (z. B. wo man wohnt, mit wem man zusammen-
lebt) (Stancliffe 2020, S. 10). Verschiedene Untersuchungen haben gezeigt, dass
Entscheidungen über alltägliche Angelegenheiten Menschen mit intellektueller
Beeinträchtigung eher zugänglich sind als Entscheidungen zu wichtigen Lebens-
fragen (Stancliffe 2020). Eine Analyse verschiedenster Messinstrumente zu Wahl-
und Entscheidungsmöglichkeiten von Menschen mit intellektueller Beeinträchti-
gung ergab, dass bestimmte Lebensbereiche wie z. B. Sexualität, Elternschaft
oder Fragen am Lebensende fast nie enthalten sind (Stancliffe 2020, S. 9).

In Tab. 5.2 werden vier Messinstrumente vorgestellt, welche die Wahl- und
Entscheidungsmöglichkeiten von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung
erfassen. Sie sind einer Auflistung von O’Donovan et al. (2017, S. 473 f.) ent-
nommen, in der acht Instrumente beschrieben werden. Ausgewählt für die nähere
Beschreibung wurden solche Messinstrumente, die über Veröffentlichungen in
Zeitschriften leicht zugänglich waren und zu denen damit Informationen zur For-
mulierung und Bewertung der einzelnen Skalen-Items vorliegen. Außerdem geht
es bei allen ausgewählten Messinstrumenten inhaltlich um Wahl- und Entschei-
dungsmöglichkeiten in Wohn-, Freizeit- und gemeinwesenbezogenen Fragen. Die
Gesamtauflistung von O’Donovan et al. (2017) umfasste auch eine Skala, mit der
sich Wahlmöglichkeiten am Arbeitsplatz untersuchen lassen (Agran et al. 2010).

Zielgruppe aller vier Instrumente in Tab. 5.2 sind erwachsene Menschen mit
intellektueller Beeinträchtigung. Die Residence Choice Scale (Hatton et al. 2004)
richtet sich nur an Menschen, die in besonderen, früher stationär genannten
Wohnformen leben (z. B. in Wohnheimen). Bei allen 4 Instrumenten geht es bei
der Bewertung der Items um den Grad der Kontrolle, die der Mensch mit Beein-
trächtigung bei verschiedenen Wahlmöglichkeiten ausübt. Der Grad der Kontrolle
reicht von „keine Wahl“, weil andere entscheiden oder keine Wahl zur Verfü-
gung steht, über „gewisses Maß an Wahl“, d. h. es gibt ein Mitspracherecht,
aber nicht die volle Kontrolle, bis hin zu „volle Kontrolle und eigene Wahl“.
Beim Choice Questionnnaire (Stancliffe und Parmenter 1999), dem Daily Choice
Inventory (Heller et al. 2000) und dem Decision Control Inventory (Conroy et al.
2003) werden die Items danach eingeschätzt, wer entscheidet. Dies erfolgt beim
Daily Choice Inventory auf einer 2-Punkte-Skala (selbst oder andere). Eine 3-
Punkte-Skala wird beim Choice Questionnaire (selbst/mit Hilfe/andere) und dem
Decision Control Inventory (selbst/bezahlte Mitarbeiter*innen/Wahl zu gleichen
Teilen) benutzt. Bei der Residence Choice Scale (Hatton et al. 2004) wird der
Grad der Kontrolle nicht danach eingeschätzt, wer entscheidet, sondern auf einer
4-Punkte-Skala das Ausmaß der Wahlmöglichkeiten beurteilt (keine Gelegenheit
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zur Wahl/kaum wirkliche Wahl/Vorlieben äußern, aber ohne letztlich Entschei-
dung treffen zu können/Präferenz und letztes Wort bei Entscheidungen haben (es
sei denn, sie sind zu gefährlich)).

Inhaltlich werden bei allen vier Instrumenten vorrangig alltägliche Entschei-
dungssituationen eingeschätzt, mit denen die meisten Menschen häufig zu tun
haben (z. B. was man isst oder trinkt, was man anzieht, wann man ins Bett geht,
was man in der Freizeit tut, wofür man Geld ausgibt, mit wem man sich trifft
etc.). Das Decision Control Inventory und die Residence Choice Scale beinhal-
ten zusätzlich auch Items zu größeren Entscheidungen in wichtigen Lebensfragen
(z. B. wo man wohnt, wer einen unterstützt). O’Donovan et al. (2017, S. 473)
geben an, dass das Daily Choice Inventory aus 12 Items besteht zu alltäglichen
und größeren Entscheidungen. In der Originalquelle werden nur 11 Items auf-
geführt und es bleibt unklar, welche Entscheidungen als größere und welche
als alltägliche eingestuft werden. Die anderen drei Messinstrumente beinhalten
deutlich mehr Items (26 bzw. 35). Der Choice Questionnaire und die Residence
Choice Scale fassen die Items zudem in Subskalen zusammen (Tab. 5.2).

Alle Skalen sind so konzipiert, dass sie stellvertretend von Schlüsselpersonen
ausgefüllt werden. Lediglich der Choice Questionnaire und das Decision Control
Inventory sehen vor, auch zur Selbsteinschätzung von Menschen mit intellek-
tueller Beeinträchtigung genutzt werden zu können. Angesichts des Trends,
Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung aktiv an Forschung zu beteili-
gen, verwundert es, dass sich viele, auch neuere Studien zur Verfügbarkeit von
Wahlmöglichkeiten ausschließlich auf stellvertretende Erhebungen konzentrieren
(Stancliffe 2020, S. 10). Zur Übereinstimmung von Selbst- und Fremdein-
schätzungen in Bezug auf Wahlmöglichkeiten gibt es unterschiedliche Befunde.
Während manche Studien eine gute Übereinstimmung konstatieren, kommen
andere Untersuchungen zu gegenteiligen Ergebnissen. Stancliffe (2020) empfiehlt
daher, wenn beide Datenquellen erhoben werden können, diese auch getrennt zu
analysieren.

Schäfers (2008, S. 101 f.) hat einige deutsch- und englischsprachige Befra-
gungsinstrumente zusammengetragen, welche v. a. subjektive Lebensqualitäts-
aspekte im Sinne von Zufriedenheit und erlebten Wahl- und Entscheidungs-
möglichkeiten thematisieren. In zwei deutschen Instrumenten tauchen in der
Instrumentenbezeichnung explizit „Selbstbestimmung“ oder „Entscheidungsmög-
lichkeiten“ auf: Fragebögen im Projekt „Selbstbestimmung und Selbstvertretung
im Alltag“ (Kniel und Windisch 2002) und „Interview zu individuellen Entschei-
dungsmöglichkeiten und Lebenszufriedenheit im Bereich Wohnen“ (Bundschuh
und Dworschak 2002). In Deutschland sind Erhebungsinstrumente zur Erfassung
von subjektiver Lebensqualität, Selbstbestimmung und Wahlmöglichkeiten bei
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Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung eher „als Mittel zum Zweck“ im
Rahmen von empirischen Untersuchungen zu deren Lebenssituation entstanden.
Anders als die vorgestellten englischsprachigen Instrumente wurden sie nicht auf
Basis einer systematischen Itemanalyse entwickelt, empirisch überprüft und für
Folgebefragungen weiterentwickelt (Schäfers 2008, S. 145). Auch im Themenfeld
der Selbstbestimmung wäre es empfehlenswert, bereits existierende, bewährte und
empirisch überprüfte englischsprachige Instrumente ins Deutsche zu übersetzen,
diese weiterzuentwickeln und in wissenschaftlichen Untersuchungen einzusetzen,
um mehr Vergleichbarkeit zwischen Studien zu erzielen. Schäfers selbst hat ein
Erhebungsinstrument entwickelt zur Erfassung der Lebensqualität von Menschen
mit Intellektueller Beeinträchtigung, die in Wohneinrichtungen der Behinder-
tenhilfe leben. Drei Kerndimensionen stehen im Fokus: (1) die Zufriedenheit
in Lebensbereichen, (2) Selbstbestimmungsmöglichkeiten („Wahlfreiheiten und
Reglementierungen“) und (3) Partizipation am gemeinschaftlichen und kulturel-
len Leben („soziale Aktivitäten“) (Schäfers 2008, S. 185). Der Fragebogen enthält
14 Fragen zur Wahlfreiheit und Reglementierungen, die z. T. aus bestehenden
englischsprachigen Instrumenten zur Erfassung der Lebensqualität entnommen
und zum Teil neu formuliert wurden (Schäfers 2008, S. 207). Bei der Untersu-
chung von Zusammenhängen zwischen den drei Kerndimensionen stellte Schäfers
einen signifikanten Zusammenhang zwischen dem Ausmaß an Wahlfreiheit und
subjektiver Zufriedenheit fest: je mehr Wahlfreiheiten, umso größer war die
Zufriedenheit einer Person (Schäfers 2008, S. 291).

5.3.3 Teilhabe an Aktivitäten im Gemeinwesen

Taylor-Roberts et al. (2019) haben zwei systematische Recherchen zur Identifika-
tion von Messinstrumenten durchgeführt, welche die „Community Participation“
von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung erheben und zu denen Anga-
ben zu psychometrischen Eigenschaften vorliegen. Für die Untersuchung legten
die Autoren das Begriffsverständnis von Chang et al. (2013) zugrunde, die „Com-
munity Participation“ verstehen als eine aktive Beteiligung an Aktivitäten, die
inhärent sozial sind und entweder außerhalb des Hauses stattfinden oder Teil einer
außerhäuslichen Rolle sind. „Community Participation“ wird im Folgenden als
„Teilhabe an Aktivitäten im Gemeinwesen“ übersetzt, wobei das Gemeinwesen
nicht auf den Wohnort beschränkt wird.

Grundsätzlich lassen sich zwei Dimensionen bei der Erfassung von „Com-
munity Participation“ unterscheiden: zum einen die Häufigkeit bzw. Vielfalt der
Teilhabe an Aktivitäten im Gemeinwesen, zum anderen die Erfahrungen und
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Zufriedenheit mit der Teilhabe bzw. deren Auswirkung auf das Wohlbefinden. Die
von Taylor-Roberts et al. (2019) identifizierten Messinstrumente konzentrieren
sich auf das quantifizierbare Niveau der Beteiligung an Aktivitäten im Gemein-
wesen. Diese Messgröße ist in der empirischen Forschung, bei der „Community
Participation“ sowohl als unabhängige als auch als abhängige Variable untersucht
wird, weit verbreitet und liefert standardisierte und vergleichbare Informationen.

Taylor-Roberts et al. (2019) haben insgesamt elf für erwachsene Menschen mit
intellektueller Beeinträchtigung konzipierte Messinstrumente zur Erfassung von
„Community Participation“ identifiziert, die zwischen 1979 und 2016 veröffent-
licht wurden. Bei allen Messinstrumenten stellten sie z. T. erhebliche psychome-
trische Schwächen fest. Besondere Schwachstellen waren die inhaltliche Validität
sowie die mangelnde Aufmerksamkeit für die Faktorenanalyse der Dimensionen
und die Überprüfung der Reliabilität. In Tab. 5.3 sind zehn Instrumente aufgelistet
mit den von Taylor-Roberts et al. (2019, S. 709 ff.) beschriebenen Informationen.
Die ersten beiden Instrumente in Tab. 5.3 (GCPLA und LEC) schneiden bei
den von Taylor-Roberts et al. angelegten Qualitätskriterien am besten ab. Von
den beiden ist allerdings nur das GCPLA leicht zugänglich in Deutschland. Dies
spiegelt ein Grundproblem wider bei der Beschaffung von Messinstrumenten:
Viele Instrumente sind nicht vollständig publiziert und damit schwer zugänglich.
Auch die Quellenangaben, in denen auf Studien verwiesen wird, in denen die
Instrumente eingesetzt wurden, beinhalten z. T. nur wenig Informationen zu den
Instrumenten. Oft ist eine Beschaffung der nicht-veröffentlichten Originalmess-
instrumenten nur über eine persönliche Kontaktaufnahme zu den Autor*innen
möglich (Schäfers 2008, S. 101; Taylor-Roberts et al. 2019, S. 714).

Das Guernsey Community Participation and Leisure Assessment (GCPLA)
von Baker (2000) ist ein strukturiertes Interview, mit dem Menschen mit intellek-
tueller Beeinträchtigung danach befragt werden, wie häufig sie an verschiedenen
Aktivitäten teilnehmen und wer sie dabei begleitet. Nur wenn die Menschen
mit Beeinträchtigung selbst nicht in der Lage sind, darüber Auskunft zu geben,
wird der Fragebogen stellvertretend ausgefüllt. Insgesamt werden 49 Items aus
6 Bereichen abgefragt: Dienstleistungen (Hausärzt*innen, Zahnärzt*innen, Kran-
kenhaus, Polizei), Öffentliche Verkehrsmittel (Bus, Zug, Taxi, Boot, Flugzeug),
Indoor-Freizeitaktivitäten (Kunst, Spiele, TV, Video, Musik (hören, spielen, Haus-
tiere), Freizeit, Sport und Erholung (Kirmes, Museum, Sport, Kino, Theater,
Konzert, Park, Strand, Laufen, Schwimmen, Urlaub, Segeln etc.), soziale Akti-
vitäten (Disco, Party, Restaurant, zu Hause bei Nachbar*innen, zu Hause bei
Freund*innen etc.) und Einrichtungen (Geschäfte, Frisör*in, Supermarkt, Post,
Bank, Kirche etc.) (Baker 2000, S. 181). Im Vergleich zu den anderen Messin-
strumenten werden hier eine große Breite und Vielfalt verschiedenster Aktivitäten
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im Gemeinwesen abgefragt. Ausgenommen das Leisure Assessment Inventory, in
dem 53 verschiedene Aktivitäten thematisiert werden, werden bei den anderen
Instrumenten lediglich 18 oder weniger Aktivitäten erfasst. Von den von Sim-
plican et al. (2015) unterschiedenen fünf Arten von Aktivitäten werden in den
Instrumenten Aktivitäten zu politischem oder bürgerschaftlichem Engagement
und produktive aktive Aktivitäten wie Beschäftigung oder Bildung nicht aufge-
griffen. Im GCPLA werden die 49 Items zum einen nach der Häufigkeit, mit der
eine Aktivität in den letzten 6 Monaten durchgeführt wurde, eingeschätzt. Dies
geschieht auf einer 5- stufigen Skala. Es gibt andere Instrumente, die weniger dif-
ferenziert lediglich zwischen Ja/Nein-Antworten unterscheiden und damit einen
groberen Wert erzielen, der weniger etwas über die Häufigkeit der Teilnahme als
eher etwas über die Anzahl verschiedener besuchter Aktivitäten und über Vor-
lieben oder Einschränkungen ausdrückt (s. Tab. 5.3: z. B. Index of Community
Involvement, Community Integration Scale oder Leisure Assessment Inventory).
Das GCPLA fragt auch danach, mit wem die Aktivitäten meistens durchgeführt
werden. Diese Kontakte werden kodiert als: beaufsichtigte Kontakte („supervi-
sed“, Mitarbeiter*innen als Aufsicht mit dabei), begleitet von Mitarbeiter*innen
(aber nicht als Aufsicht), allein und mit Freund*innen („peer group“). Die Häufig-
keit der Kontakte – auch zu Verwandten und Freund*innen – wird in halbjährlich
stattfindenden Interviews erfasst. Auch das Community Participation Inventory
(CPI) von Stancliffe und Keane (2000) fragt neben der Anzahl und Häufigkeit
von aufgesuchten Orten in der Gemeinde danach, ob die Teilnahme an den Akti-
vitäten eher mit oder ohne personelle Unterstützung verbunden ist. Alle anderen
Instrumente erfassen lediglich die Anzahl bzw. Häufigkeit von Aktivitäten im
Gemeinwesen.

In der zusammenfassenden Bewertung der vorgestellten Instrumente stellen
Taylor-Roberts et al. (2019) kritisch fest, dass es an einem überzeugenden Instru-
ment, das Community Participation erhebt und psychometrische Eigenschaften
aufweist, fehlt. Viele der Messinstrumente sind veraltet und wurden isoliert
und ohne Bezug zu den bestehenden Messinstrumenten entwickelt. Alle vor-
gestellten Instrumente befassen sich ausschließlich mit einem quantifizierbaren
Maß der Teilnahme an Aktivitäten im Gemeinwesen. Bei der Bestimmung und
Sicherstellung von Teilhabe spielen aber auch andere Aspekte eine Rolle: die
Wahlmöglichkeiten oder die Intensität der Beteiligung (Taylor-Roberts et al.
2019, S. 717), die Erfahrungen und Zufriedenheit mit der Teilhabe, die Art der
Rolle, welche bei der Teilnahme eingenommen wird und nicht zuletzt die Herstel-
lung sozialer Beziehungen durch die Teilnahme an Aktivitäten im Gemeinwesen.
Dabei kann die Teilnahme an Aktivitäten auch danach unterschieden werden, ob
sie in segregierten, teil-segregierten oder integrierten Settings erfolgt. Im GCPLA
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wird diese Unterscheidung bei zwei Items aufgegriffen (Aktivitäten im Verein
(integriert und segregiert)).

Alle genannten Aspekte der Teilhabe, die über das quantifizierbare Maß an
Vielfalt und Häufigkeit der Teilnahme an Aktivitäten im Gemeinwesen hinausge-
hen, werden allerdings erst dann relevant, wenn Menschen an diesen Aktivitäten
teilnehmen. Eine geringe Teilnahme an Aktivitäten im Gemeinwesen ist bei Men-
schen mit intellektueller Beeinträchtigung oft auch eine Folge der kleinen sozialen
Netzwerke, wenn nämlich nur professionelle Unterstützer*innen und Angehö-
rige Aktivitäten mit initiieren und begleiten. Insofern kann die Häufigkeit der
Teilnahme ein wichtiger Indikator für Teilhabe sein. Für eine umfassendere Beur-
teilung der Teilhabe sollten allerdings noch weitere Aspekte erhoben werden. Hier
besteht ein Entwicklungsbedarf an Messinstrumenten, die umfassendere Aspekte
von sozialer Teilhabe erfassen. Interessanterweise hat Schäfers (2008, S. 300) bei
der Analyse des Zusammenhangs von der Häufigkeit der Ausübung von Akti-
vitäten und der Zufriedenheit mit Freizeit- und Teilhabemöglichkeiten (beides
erfasst mit seinem Instrument zur Erfassung der Lebensqualität von Menschen
mit intellektueller Beeinträchtigung) festgestellt, dass ein höherer Aktivitätsindex
nicht mit höherer Zufriedenheit mit Teilhabemöglichkeiten einhergeht. Er inter-
pretiert dies mit einem unterschiedlichen Erwartungs- und Anspruchsniveau der
befragten Personen. „Offenbar scheint es so zu sein, dass die befragten Personen,
welche weniger am gesellschaftlichen Leben teilnehmen, auch nicht den Wunsch
besitzen, mehr Aktivitäten auszuüben (selbstbestimmte „Nicht-Teilhabe“). Auf
der anderen Seite wünschen sich diejenigen Personen mit höheren Aktivitätsni-
veaus, diese sozialen Aktivitäten häufiger ausführen zu können“ (Schäfers 2008).
Das Ergebnis kann aber auch anders gedeutet werden: Personen mit weniger
Erfahrungen und Möglichkeiten, an Aktivitäten des gesellschaftlichen Lebens
teilzunehmen, wissen vielleicht gar nichts von diesen Möglichkeiten und können
daher aufgrund mangelnder Erfahrungen ihre Zufriedenheit mit den Teilhabemög-
lichkeiten nur eingeschränkt beurteilen, da sie nicht den Vergleich haben, wie
es wäre, wenn sie an diesen Aktivitäten teilnehmen könnten. Letztlich spricht
der vorgestellte Befund von Schäfers dafür, zur Beurteilung von Teilhabe und
Teilnahme an Aktivitäten im Gemeinwesen zusätzliche Aspekte als das rein
quantifizierbare Maß von Häufigkeiten zu erheben, um differenzierte Aussagen
machen zu können, wie gut die Teilhabe im Gemeinwesen letztlich gelingt und
wie zufrieden die Menschen mit Beeinträchtigungen damit sind.



5 Standardisierte Erhebungsinstrumente 179

5.3.4 Strukturierte Beobachtung von Assistenzhandlungen

Die Ausführungen zu strukturierten Beobachtunginstrumenten für die Quali-
tät von Assistenz beruhen auf Arbeiten der australischen Forschungsgruppe
von Christine Bigby an der La Trobe University in Melbourne (Bigby et al.
2021; Humphreys et al. 2021; Araten-Bergman et al. 2021). Strukturierte Beob-
achtungsinstrumente wurden eingesetzt in Untersuchungen zur Interaktion von
Mitarbeiter*innen mit Personen mit Beeinträchtigungen und zur Implemen-
tierung der Fachkonzepte „Active Support“ und „Practice Leadership“. Der
Schwerpunkt liegt dabei auf Assistenz für Personen, die in Wohngruppen oder
Wohngemeinschaften leben.

Die strukturierte Beobachtung des Assistenzhandelns hat gegenüber Inter-
views oder der Analyse von Leistungsdokumentationen nach Bigby et al. (2021)
entscheidende Vorteile:

• Sie bildet ab, was tatsächlich von den Diensten geleistet wird.
• Sie ist objektiver und beruht weniger auf Interpretationen.
• Personen mit schweren oder tiefgreifenden intellektuellen Beeinträchtigun-

gen, die sich nicht zur Qualität der Unterstützung äußern können, lassen sich
einbeziehen.

• Auf die stellvertretende Befragung von Angehörigen oder Mitarbeiter*innen,
die Interessenkonflikte haben können, kann verzichtet werden. Effekte der
sozialen Erwünschtheit oder geringe Ansprüche an Unterstützung, die in
Interviewaussagen hineinspielen, werden vermieden.

• Berichte von Audits oder die Auswertung von Leistungsdokumentationen
haben sich als wenig zuverlässig erwiesen.

Nachteile der strukturierten Beobachtung liegen darin, dass sie aufwendiger ist,
Kompetenzen bei der Durchführung voraussetzt und die subjektive Sicht der
Nutzer*innen von Wohndiensten nicht abgebildet wird (Bigby et al. 2021).

Neben der Untersuchung der grundlegenden Zusammenhänge zwischen Kon-
textvariablen, der Unterstützung durch Assistenzpersonen und der Lebensqualität
von Bewohner*innen können die Instrumente in der Praxis eingesetzt werden zur
Verbesserung der Qualität von Wohndiensten, zur Messung des Erfolgs von Mit-
arbeiterfortbildungen, als Feedback im Rahmen der Teamentwicklung und zur
externen Beurteilung der Qualität von Assistenzleistungen.

Die Instrumente erfassen die Arten von Aktivitäten, an denen Bewohner*innen
beteiligt sind, wie z. B. soziale/gesellige Aktivitäten, einfache oder komplexere
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Aktivitäten der Selbstversorgung, im Haushalt oder in der Freizeit; die Häufig-
keit und Art der Unterstützung durch Mitarbeiter*innen sowie Merkmale der
Interaktionen zwischen Mitarbeiter*innen und Bewohner*innen.

Ausführlicher werden in der Tab. 5.4 vier Instrumente vorgestellt, die auf
die Entwicklung des Fachkonzepts „Active Support“ zurückgehen. Sie wur-
den bereits von verschiedenen Autor*innen in zahlreichen Studien verwandt,
sind vergleichsweise einfach gehalten, ermöglichen Assistenzhandeln in einer
kompletten Wohngemeinschaft oder Wohngruppe zu erheben und sind auf die
Weiterentwicklung der Assistenzpraxis im Wohnen ausgerichtet.

Diese vier Instrumente sind für die direkte Beobachtung im Alltag vorgesehen
(Echtzeit-Beobachtung). Mit dem EMAC (Engagement in Meaningful Activity
and Relationships) wird das in einem Zeitintervall von einer Minute Beobach-
tete direkt in wenigen Kategorien festgehalten (Zeitstichproben). Für die ASM
(Active Support Measure) gibt es eine 15-Beobachtungsitems umfassende Lang-
version (Mansell und Beadle-Brown 2005) und eine kürzere Variante mit 10
Items (ASM-short; Humphreys et al. 2021). Aspekte des in einem Zeitraum von
2 h beobachteten Geschehens werden auf 4-stufigen Likert-Skalen festgehalten
(Ratingmethode für Beobachtungsperioden). Das OSS (Observing Staff Support;
Araten-Bergman et al. 2021) baut auf der ASM auf und soll von Professionel-
len in der Berufspraxis (Teamleitungen, Fachdiensten, Supervision, interne und
externe Evaluation) angewandt werden. Es ist noch in der Entwicklung. Das Insti-
tut für Teilhabeforschung arbeitet zurzeit an deutschsprachigen Übersetzungen
dieser vier Beobachtungsbögen.

Daneben sind in den letzten Jahren strukturierte Beobachtungsinstrumente für
die Interaktion von Bewohner*innen und Mitarbeiter*innen entwickelt worden
(Bigby et al. 2021). Sie werden hier nicht im Einzelnen beschrieben, weil sie sich
entweder stark an der ASM orientieren oder weil sie sich zulasten des gesamten
Interaktionsgeschehens auf Teilaspekte beschränken (z. B. nonverbales Verhal-
ten) oder weil sie als wenig zuverlässig erscheinen (z. B. wenn jedes Item ein
mehrdimensionales Konzept abbilden soll). Zum Teil arbeiten diese Instrumente
auch mit Videoaufzeichnungen, die nach der Aufzeichnung feinkörnig analysiert
werden.

Das Dementia Care Mapping ist ein in Pflegeeinrichtungen gebräuchliches
Beobachtungsinstrument, um Aktivitäten und Stimmungslagen von dementiell
erkrankten Bewohner*innen und deren Interaktion mit Mitarbeiter*innen abzu-
bilden. Versuche in Schottland, das Dementia Care Mapping auf die Situation
von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung in unterstützten Wohnsettings
zu adaptieren, waren nicht erfolgsversprechend (Bigby et al. 2021).
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5.4 Fazit

In Deutschland ist die Anwendung von standardisierten Erhebungsinstrumenten
weniger verbreitet als in anderen Ländern. International bewährte Messinstru-
mente zu übersetzen und weiterzuentwickeln lohnt, weil die deutschsprachige
Forschung dann anschlussfähig wird und ihr zuverlässigere und validere Erhe-
bungsinstrumente zur Verfügung stehen. Das spart auch aufwendige Neuentwick-
lungen.

In der Forschung herrscht allerdings die Tendenz vor, Frage- oder Beob-
achtungsbögen im Rahmen eines eng umrissenen Forschungsprojekts für einen
ganz bestimmten Studienzweck zu entwickeln. Diese Forschungspraxis geht mit
folgenden Nachteilen einher:

• Konzepte, wie z. B. Beispiel Selbstbestimmung, werden nicht hinreichend oder
idiosynkratisch, ausschließlich auf den konkreten Studienzweck hin operatio-
nalisiert. Dadurch fällt es auch schwer, Ergebnisse einer Studie mit anderen
Untersuchungen zu vergleichen.

• Häufig wird auf eine Itemanalyse und Überprüfung der Gütekriterien wie
Reliabilität und Validität verzichtet. Es bleibt unklar, wie zuverlässig die
Instrumente messen, und ob sie das abbilden, was sie vorgeben zu messen.

• Es wird oft ausschließlich ein einziges Erhebungsformat benutzt – z. B. ein
Fragebogen für die Fremdauskunft oder ein Fragebogen in schwerer Sprache
usw.. Um die Lebensrealität von Menschen mit intellektueller Beeinträchti-
gung in ihrer Vielfalt zu erheben, sind aber unterschiedliche Erhebungsformate
notwendig, die die verschiedenartigen sozialen und kommunikativen Kom-
petenzen berücksichtigen. Während in der Vergangenheit Menschen mit
intellektueller Beeinträchtigung noch als ungeeignet für jegliche Form von
strukturierter Befragung galten, hat sich in den letzten Jahren gezeigt, dass die
meisten von ihnen sehr wohl selbst Auskunft geben können, wenn die Instru-
mente und die Erhebungssituation entsprechend gestaltet sind, z. B. durch die
Verwendung von leichter Sprache mit oder ohne Unterstützung durch Bilder,
durch das Anbieten einer mündlichen oder schriftlichen Befragung in Papier-
form oder Online. Beobachtungsinstrumente stellen auch eine Alternative zu
Fremdauskünften (Proxy-Befragungen) dar.

• Einige Messinstrumente werden gar nicht publiziert. Die transparente Veröf-
fentlichung der verwendeten Instrumente ist eine wichtige Voraussetzung, um
effizient an vorhandener Forschung anzusetzen und Instrumente weiterzuent-
wickeln.
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Die Entwicklung theoretisch-konzeptuell gut verankerter, testtheoretisch über-
prüfter Instrumente mit verschiedenen, auf die sozialen und kommunikativen
Kompetenzen angepassten Formaten erfordert jedoch erhebliche Ressourcen. Wie
aufwendig eine solche Entwicklung sein kann, zeigt der Teilhabe Survey, der im
Auftrag des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales die Teilhabe und Teil-
habebarrieren von Menschen mit den unterschiedlichsten Beeinträchtigungen in
ganz Deutschland erheben soll (Schröder et al. 2017; Schäfers und Schachler
2021). Finanzielle Ressourcen für eine anspruchsvolle Instrumentenentwicklung
können unseres Erachtens eher akquiriert werden, wenn die Instrumente nicht nur
in der Forschung, sondern – mitunter in abgewandelter Form – auch für Zwecke
in der Praxis verwandt werden können.

Das Vorhandensein theoretisch fundierter und klar definierter Konzepte und
Konstrukte, die von einer breiten Forschungsgemeinschaft geteilt und weiter-
entwickelt werden, fördert die Entwicklung wissenschaftlich fruchtbarer Instru-
mente. Ein gutes Beispiel hierfür ist das Lebensqualitätskonzept von Schalock
und Verdugo (2002) mit seinen acht Dimensionen, das sich in die Tradi-
tion der Lebensqualitätsforschung stellt, diese weiterentwickelt und spezifiziert
durch Erkenntnisse aus dem Forschungsfeld „Behinderung“. Das Lebensquali-
tätskonzept integriert Leitkonzepte der Unterstützung und beruht auf zahlreichen
empirischen Untersuchungen in unterschiedlichen Ländern. Das Lebensqualitäts-
konzept als Messkonstrukt hat eine hohe integrative Funktion für die Forschung,
was in den Kapiteln 3 und 4 ausgeführt wird. Und gleichzeitig ist es nicht in
Stein gemeißelt, sondern lässt sich in andere theoretische Bezüge stellen, zum
Beispiel zum Konzept der Teilhabe und der Klassifikation von Aktivitäten und
Teilbereichen in der ICF (Kap. 2), und weiterentwickeln.
Konkrete Empfehlungen zu den Themenbereichen:

• Instrumente zu adaptivem Verhalten: Die vorgestellten Skalen knüpfen an
die Definition von adaptivem Verhalten im DSM-IV an und erfüllen hinrei-
chend die Gütekriterien. Es gibt bereits deutsche Übersetzungen für die Skalen
ABAS II (aber nicht veröffentlicht) und Vineland III (veröffentlicht). Instru-
mente zu adaptivem Verhalten sollten in Forschungszusammenhängen genutzt
werden, um den Schweregrad kognitiver Beeinträchtigungen einer Stichprobe
zu erfassen und Zusammenhänge mit anderen Variablen in der Wohnforschung
zu untersuchen.

• Fragebögen bzw. strukturierte Interviews zur Selbstbestimmung: Die vorge-
stellten Fragebögen messen den Grad der Kontrolle bei Wahl- und Entschei-
dungsmöglichkeiten. Dabei wird zwischen alltäglichen Entscheidungen und
größeren Lebensentscheidungen unterschieden. Für keinen der Fragebögen
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gibt es bislang eine deutschsprachige Übersetzung. Methodisch sinnvoll sind
Instrumente, für die sowohl eine Selbst- wie auch eine Fremdauskunftsversion
vorliegen – wie z. B. das Decision Control Inventory von Conroy et al. (2003).
Bestimmte Themen (z. B. zur Sexualität oder zu Fragen am Lebensende) tau-
chen in Fragebögen zu Wahlmöglichkeiten bisher selten auf und sollten noch
hinzugefügt werden. Zudem wird empfohlen, ergänzend auch die subjektive
Zufriedenheit mit Wahlmöglichkeiten zu erfassen.

• Fragebögen bzw. strukturierte Interviews zu Teilhabe an Aktivitäten im
Gemeinwesen: Erfasst werden die Häufigkeit und Vielfalt von Aktivitäten im
Gemeinwesen. Das Guernsey Community Participation and Leisure Assess-
ment (GCPLA) von Baker (2000) bildet eine breite Vielfalt von Aktivitäten
ab und schneidet bei der Qualitätsbewertung im Vergleich zu den anderen
Fragebögen am besten ab – eine Übersetzung ins Deutsche wäre wünschens-
wert. Das Konstrukt „Teilhabe an Aktivitäten im Gemeinwesen“ beinhaltet
aber noch andere Aspekte, z. B. Wahlmöglichkeiten; eingenommene Rollen
bei Aktivtäten; Beziehungen, die durch die Teilnahme entstehen. Instrumente
sollten entwickelt werden, die auch diese Aspekte erfassen.

• Strukturierte Beobachtung von Assistenzhandlungen: Die englischsprachigen
Beobachtungsinstrumente fokussieren das Handeln von Assistenzpersonen
in unterstützten Wohngemeinschaften oder Wohngruppen. Ein kurzes und
mithilfe einer App einfach handhabbares Instrument wird gerade für die
Berufspraxis entwickelt. Deutschsprachige Übersetzungen sind in Arbeit. Die
Instrumente fokussieren die Art der Einbeziehung in Aktivitäten und die Inter-
aktion zwischen der Assistenzperson und dem/der Klient*in. Theoretischer
Hintergrund ist das Fachkonzept Active Support. Wünschenswert wären Instru-
mente, die die Einbettung der Unterstützung durch Assistenzpersonen in die
personenorientierte Teilhabeplanung und das Teilhabemanagement im Alltag
berücksichtigen. Das könnte zum Beispiel durch die Auswahl der beobachte-
ten Situationen passieren, die sich an der gewünschten Teilhabeunterstützung
orientiert. Die strukturierte Beobachtung ist ein Weg, Qualitäten der Unter-
stützung zuverlässiger und näher am Alltagsgeschehen zu erfassen, als das
mit Dokumentationen und Audits der Fall ist. Daneben müssen strukturelle
Aspekte der Unterstützungssituation einbezogen werden, wie es z. B. das
Quality of Support-Instrument versucht, das zurzeit für Menschen mit intel-
lektueller Beeinträchtigung im Alter von Schepens und Kolleg*innen an der
Katholischen Universität Leuven erprobt wird.
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6Partizipative Forschung

Saskia Schuppener

„Wenn Menschen mit Behinderungserfahrungen, und vor allem diejenigen, die bis-
her keine Stimme hatten, durch Forschung eine Stimme und Mitsprache erhalten
und sichtbar werden mit ihren Sichtweisen, mit ihren Wünschen, Bedürfnissen, aber
besonders auch mit ihrer Kritik und ihren Potenzialen, dann würde Forschung der
Verantwortung nachkommen, gesellschaftliche Verhältnisse und Perspektiven nicht
nur abzubilden, sondern auch verändernd darauf einzuwirken.“ (Schuppener 2019,
S. 246)

Dieses Eingangszitat soll im folgenden Beitrag eingehender betrachtet wer-
den, indem Relevanzsetzungen Partizipativer Forschung, die zumindest in
Gesamtschau different sind zu anderen Forschungsansätzen, ausführlicher vor-
gestellt werden.

Als eine Relevanzsetzung Partizipativer Forschung ist ein ethischer Reflexi-
onsanspruch zu nennen. Daher wird der Blick in diesem Beitrag zunächst auf die
Dimension der moralischen Verantwortung von Forschung gerichtet und es sollen
Leitlinien einer Forschungsethik skizziert werden.

Partizipative Forschung setzt sich in besonderem Maße mit der Frage gesell-
schaftlicher Verantwortung von Forschung auseinander. Dieser Frage möchte der
Beitrag nachgehen, indem Pluralität und Subjektorientierung als Bezugspunkte
von Partizipativer Forschung reflektiert werden.

Die grundlegende Relevanzsetzung eines menschenrechtsbasierten Handelns
in Forschungszusammenhängen konkretisiert sich in einem Abschnitt in der
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Betrachtung von Ansätzen des gemeinsamen Forschens. Aufbauend darauf wer-
den zum Abschluss exemplarisch Reflexionen aus einer partizipativ-orientierten
Forschungsarbeit mit Jugendlichen mit zugeschriebener geistiger Behinderung
im Wohnheim zum Thema „Umgang mit herausforderndem Verhalten im Kon-
text stationärer Einrichtungen der Behindertenhilfe – Freiheitsbeschränkende und
freiheitsentziehende Maßnahmen (FeM) aus Sicht von Kindern & Jugendlichen,
Eltern/Erziehungsberechtigten und Mitarbeiter*innen“ (FeM_SiKuM) skizziert.

6.1 Grundlegende forschungsethische Fragen

„Wenn [Forschung] […] zu nachhaltigen qualitativen Verbesserungen für die betref-
fenden Menschen führen soll, bedarf die Forschung […] eines klaren ethischen Rah-
mens und einer kontinuierlichen kritischen Begleitung durch ethische Reflexion.“
(Dederich 2017a, S. 4)

Im Laufe des 20. Jahrhunderts haben sich Forschungslinien und -traditionen im
Kontext sogenannter geistiger Behinderung deutlich gewandelt (Janz und Terfloth
2009; Schuppener 2019; Schuppener und Hauser 2014). Nach einer Forschung
an Menschen mit Behinderung (u. a. in der medizinischen Forschung im Natio-
nalsozialismus) findet ca. seit den 1960er Jahren verstärkt eine Forschung für
und über Menschen mit zugeschriebener geistiger Behinderung statt. Aufbau-
end, ergänzend oder alternativ dazu finden sich etwa seit den 1990er Jahren
auch zunehmend Ansätze des gemeinsamen Forschens mit und von Menschen
mit zugeschriebener geistiger Behinderung.

Eine spezifische systematische Auseinandersetzung mit forschungsethischen
Fragen blieb jedoch lange aus (Dederich 2017a) und lässt sich erst in den letz-
ten Jahren ansatzweise erkennen. Eine Forschungsethik ist jedoch unverzichtbar,
denn „nicht nur der Prozess der Forschung selbst ist wirkmächtig, sondern auch
deren Ergebnisse: Neues Wissen verändert Sichtweisen auf die Welt und eröffnet
denjenigen, die sich dieses Wissen aneignen, neue Handlungsoptionen“ (Dede-
rich 2017a, S. 5). So stellen sich in diesem Zusammenhang zentrale Fragen zur
(Re-)Produktion von neuem Wissen und zum Umgang mit neuem Wissen in und
durch Forschung.

Da die Wirkungen und Konsequenzen neuen Wissens nicht neutral sind (Dede-
rich 2017a, S. 5), benötigt es eine systematische Reflexionsfolie, welche eine
verantwortungsbewusste Forschung kennzeichnet. Hierzu soll exemplarisch auf
das forschungsethische Reflexionspapier der DIFGB (2020, S. 4 ff.) verwiesen
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werden, welches Menschen mit so genannter geistiger und/oder schwerer Behin-
derung adressiert und Reflexionsfragen entlang differenter Spannungsfelder for-
muliert, die eine Unterstützung der ethischen Rahmung von Forschungsprojekten
darstellen soll (Tab. 6.1).

Forschungsethische Fragen sollten jeden Forschungsprozess rahmen, weil sie
zu einer Reflexionssensibilität zwingen, die unabdingbar ist. Diese Reflexions-
sensibilität sollte daher nicht nur den Kontext Qualitativer Forschung (von Unger
2014a) oder Partizipativer Forschung kennzeichnen, formiert sich aber hier beson-
ders aus einer Beteiligungsorientierung der Hauptpersonen als ,Subjekte der
Forschung‘ heraus und stellt damit innerhalb des gemeinsamen Forschens einen
zentralen Grundanspruch dar.

6.2 Zur Subjektorientierung und Pluralisierung in/durch
Forschung

„Außenperspektiven – egal, wie kritisch oder unkritisch sie einem Denkstil folgen –
sind und bleiben eine potentielle Attacke gegen das Selbstverständnis von Betroffe-
nen und somit gegen deren Definitionsmacht über das eigene Leben.“ (Boger 2015,
S. 288, zitiert nach Schuppener et al. 2021, S. 103)

Subjektperspektiven von Menschen mit zugeschriebener geistiger Behinderung
sind oftmals abwesend oder zumindest wenig sichtbar in öffentlichen, gesell-
schaftlichen oder fachlichen Diskursen. Hier dominieren Perspektiven und Wis-
sensbestände über den Personenkreis, die oftmals keine Positionierung der
Subjekte selbst implizieren. Innerhalb der Dominanz von Außenperspektiven lässt
sich ein weiteres Dilemma konstatieren: Sichtbarkeit erlangen besonders Men-
schen mit zugeschriebener (geistiger) Behinderung oftmals nicht als Individuen,
sondern lediglich als Gruppe. Als marginalisierte Minderheit werden sie benannt
und verkollektiviert (Gümüşay 2020), d. h. in stigmatisierender Form auf ein
Merkmal reduziert. Damit ist auch immer die Gefahr einer Verobjektivierung und
eines ,Sprechens über‘ statt eines ,Sprechens mit‘ verbunden (Schuppener et al.
2021).

Ein ‚hegemoniales Hören‘ (Castro Varela und Dhawan 2015, S. 189 f. nach
Spivak 1996) führt in diesem Zusammenhang dazu, dass sich Menschen, die als
geistig behindert wahrgenommen werden, scheinbar nach wie vor oftmals damit
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Tab.6.1 Spannungsfelder & ausgewählte forschungsethische Reflexionsfragen (DIFGB
2020)

Spannungsfelder im Bereich
Forschung

Forschungsethische Reflexionsfragen (eine
Auswahl)

Spannungsfeld I: Genese von
Forschungsvorhaben und
Erkenntnisinteresse

• Wessen Nutzen steht hinter der Forschung?
(Dederich 2017a)

• Welche „Verwertungsinteressen“ sind in den
Forschungsprozess eingebettet? In wessen
Aufrag wird geforscht? (Dederich 2017b)

• „Welchen Stellenwert haben
individuell-psychologische, institutionelle,
familiäre, sozio-ökonomische, kulturelle und
sonstige Faktoren bei der Explikation von
Forschungsfragen und Interpretation von
Forschungsergebnissen?“ (Dederich 2017b,
S. 37)

Spannungsfeld II: Feldzugang • „Wie wird der Zugang zum Forschungsfeld
hergestellt?“ (von Unger 2014a, S. 21)

• Wer wird im Zuge der Akquise potenzieller
Teilnehmer*innen ausgewählt? (Deutsche
Gesellschaft für Pflegewissenschaften 2016)

Spannungsfeld III: Informierte
Einwilligung

• Von welchem Begriff von „Verstehen“ wird
innerhalb des Forschungsvorhabens
ausgegangen? (Brosnan und Flynn 2019)

• Welches Konzept von „Freiwilligkeit“ liegt dem
Forschungsvorhaben zugrunde?

• „Wie wird das informierte Einverständnis der
Teilnehmenden eingeholt (mündlich, schriftlich)?
Welche Informationen werden dazu
kommuniziert? Welche nicht? Wie wird
kommuniziert?“ (von Unger 2014a, S. 21).
Welche praktischen Maßnahmen können
Forscher*innen schaffen um im gesamten
Forschungsprozess die Möglichkeit des
Widerrufs und Widerspruchs zu gewähren?

(Fortsetzung)
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Tab.6.1 (Fortsetzung)

Spannungsfelder im Bereich
Forschung

Forschungsethische Reflexionsfragen (eine
Auswahl)

Spannungsfeld IV: Schadensfreiheit
und Belastungserleben

• Welche potenziellen Risiken und Belastungen
birgt das Forschungsvorhaben? (Deutsche
Gesellschaft für Pflegewissenschaften 2016)

• Wie wird vermieden, dass
Forschungsteilnehmer*innen Schaden nehmen?
(von Unger 2014b)

• Wie kann potenziellen Risiken und Belastungen
verantwortungsvoll begegnet werden? (von
Unger 2014a; Dederich 2017a; Deutsche
Gesellschaft für Pflegewissenschaften 2016)

Spannungsfeld V: Gestaltung der
konkreten Erhebungssituation

• Welcher (kreativen) Forschungsmethoden bedarf
es, um allen potenziellen Teilnehmer*innen einen
barrierearmen Zugang zur Erhebungssituation zu
gewähren? (Schuppener 2019)

• Wie begegnet man den Herausforderungen in
Bezug auf die Gestaltung der
Forschungsbeziehungen?

• Welche Art der Begegnung(en) werden benötigt,
um Vertrauen aufzubauen und den
Teilnehmer*innen einen Raum zur Mitteilung zu
gewähren?

• Welche (Un-)Sichtbarkeiten (re-)produziert die
verwendete Forschungsmethodik? (Dederich
2017b)

Spannungsfeld VI: Datenschutz • Welche soziodemografischen Daten sind für die
Forschung relevant? Welche nicht?

• Für welche Anonymisierungsstrategien wird sich
entschieden? (von Unger 2014a; Deutsche
Gesellschaft für Pflegewissenschaften 2016)

• Wie gehen Forscher*innen mit dem
Spannungsfeld zwischen Fürsorgepflicht und
Datenschutz um? Wem fühlen sie sich
verpflichtet?

arrangieren müssen, dass sie ‚repräsentiert werden‘, anstatt sich selbst repräsen-
tieren und äußern zu können1. Selbst an der Entwicklung institutioneller und
professioneller Strukturen der sogenannten Behindertenhilfe waren Menschen mit

1 Hierbei soll nicht unreflektiert bleiben, dass ein ,Für sich selbst sprechen‘ sehr voraus-
setzungsvoll ist und Mut, Befähigung sowie stellenweise auch eine Verweigerungs- und
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Behinderungserfahrungen nicht beteiligt. Sierck und Mürner (1995) merken zu
Recht kritisch an, dass auch die Entwicklung der Behindertenpädagogik eine
„Unternehmung von Nichtbehinderten ist“, die „ihrer Aussage nach von vie-
len Behinderten nicht gebraucht wird“ (Ackermann und Dederich 2011, S. 10).
Dabei ist ein System der sogenannten Behindertenhilfe und auch eine sogenannte
Behindertenpädagogik nicht ohne die Subjekte, welche von ihr adressiert wer-
den, zu definieren und es müsste hier zu spürbaren Verschiebungen innerhalb
der Felder der (Definitions- und Ausgestaltungs-)Macht zugunsten von Men-
schen mit Diagnoseerfahrungen selbst kommen. Professionelle Pädagog*innen
und Begleiter*innen sollten soziale (Macht-)Verhältnisse erkennen, artikulieren
und verändern (Kremsner 2017). Zur damit verbundenen Reflexionssensibilität
kann Forschung einen wesentlichen Beitrag leisten, indem sie den Stimmen bis-
her nicht sichtbarer (Diagnose-erfahrener) Menschen eine unabdingbare, zentrale
Relevanz verleiht.

Hier stehen wir im Bereich der Forschung keineswegs am Anfang: So haben
insbesondere die Impulse, Erkenntnisse und Fragen aus den Disability Studies
und den Mad Studies (Boger 2020) schon maßgeblich dazu beigetragen, „die
Frage nach dem ,Adressat*innenbezug‘ neu zu stellen“ (Schuppener et al. 2021,
S. 131). Jedoch sind innerhalb der Disability Studies Menschen mit sogenannter
geistiger Behinderung bislang deutlich unterrepräsentiert und besitzen demzu-
folge auch kaum gehörte, einflussreiche Stimmen im Kontext der Wissens(re-)
produktion durch Forschung (Schuppener et al. 2021).

Eine konsequente Subjektorientierung in der Forschung kann nicht nur
Risiken der Verobjektivierung/Verdinglichung2 und der Defizitorientierung/
Dehumanisierung entgegenwirken, sondern auch Entpersonalisierungen und Ver-
kollektivierungen vermeiden. Durch eine einflussreiche Subjektorientierung inner-
halb von Forschung kann auch eine grundlegende Wahrnehmung von Pluralität
wieder stärker ins Bewusstsein rücken:

„Wirklich im Plural zu existieren bedeutet wechselseitigen Respekt vor der
Individualität und Einzigartigkeit aller“ (Emcke 2019, S. 196). Diese Form einer

Widerspruchsbereitschaft erfordert. So gilt es zunächst aufzuspüren, welche Möglichkeits-
räume im Alltag existieren (oder noch geschaffen werden müssen), um Subjekten ein Mehr
an (subjektiv erwünschter) Sichtbarkeit zu ermöglichen (Schuppener et al. 2021).
2 Menschen werden nicht als Objekte der Forschung betrachtet, indem an ihnen und aus-
schließlich über sie geforscht wird, sondern als Subjekte der Forschung mit ihren individuel-
len Potenzialen und Bedarfen anerkannt oder als forschende Subjekte wirksam. Damit wird
auch einer Verdinglichung (Nussbaum 2002) in Form einer ,Entmenschlichung‘ offensiv
entgegen gewirkt (hierzu Jantzen 2014).
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Reziprozitätssensibilität kann – mit Emcke gesprochen – durch eine Pluralisie-
rung der Perspektiven erreicht werden. Das meint konkret, eine „Sprache und
Praktiken und Bilder [zu] finden“ (Emcke), die differente (Einzel-)Perspektiven
sichtbar machen, insbesondere von jenen, deren Sichtbarkeit im öffentlichen
Diskurs nicht gegeben ist. Eine Aufgabe von Forschung sollte es sein, dem ,Auf-
trag‘ von Emcke (2019) nachzukommen, eine plurale Sprache, plurale Praktiken
und plurale Bilder zu finden, indem (auch) Menschen mit Exklusionserfahrun-
gen mit ihrer eigenen Stimme sichtbar werden. Dadurch kann Forschung auch
einen Beitrag zur Stabilisierung einer pluralen Gesellschaft leisten, die gerade
in Zeiten der Destabilisierung (u. a. durch rechtspopulistische Bewegungen)
hoch relevant erscheint. Dadurch kann eine Differenzbejahung gestärkt werden.
Dadurch können gesellschaftliche Exklusionsmechanismen sichtbar gemacht und
zum Ausgangspunkt kritischer Auseinandersetzung werden (Staib et al. 2022).
Dadurch kann dem Ausbau einer Dominanzkultur (Rommelsbacher 2006) – als
Verstärkung von struktureller Diskriminierung ausgehend von einer Mehrheitsge-
sellschaft – entgegengewirkt werden.

Versteht man Pluralität grundsätzlich als Basis der solidarischen Anerkennung
von Individualität3, kann Forschung insbesondere dann einen Beitrag zur Plurali-
sierung leisten, wenn – wie oben skizziert – differente (individuelle) Perspektiven
in Forschung einfließen, als bedeutsam anerkannt werden und damit einen akti-
ven und sichtbaren Beitrag im Rahmen einer neuen Wissensproduktion durch
Forschung sowie den Fragen des Umgangs mit dem neuen Wissen leisten. Damit
lässt sich eine direkte Hinführung zur Bedeutung von Ansätzen des gemeinsamen
Forschens formulieren, die im nächsten Teilabschnitt skizziert werden sollen.

6.3 Ansätze des Gemeinsamen Forschens

„Most research about disability has been in the positivist tradition and has aimed to be
objective and apolitical. It is important not to be fooled by ,objectivity‘ and impres-
sive looking statistics; disabled people have been abused and removed from society
into institutions on the basis of this so-called ,scientific‘ research.“ (French und Swain
1997, S. 29)

Die Funktion, welche von Bernasconi und Böing (2015) für eine nicht ausgren-
zende Pädagogik proklamiert wird, sollte gleichermaßen auch für eine nicht aus-
grenzende Forschung gelten: Forschung sollte somit „die Funktion einer kritischen

3 „Individualität ist nur im Mit- und Füreinander erkennbar und realisierbar“ (Emcke 2019,
S. 192).
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Instanz [übernehmen] …, um Felder der Macht zu enttarnen, stigmatisierende
und exkludierende Tendenzen aufzudecken und gleichberechtigte Zugänge zu
gesellschaftlichen (Teil-)Systemen einzufordern und zu sichern“ [S. 115, Herv.
i. O.]. Um hierbei keine bewussten oder unbewussten Paternalisierungen zu (re-)
produzieren, benötigt es den oben skizzierten (forschungs-)ethisch-reflektierten
Einbezug der Subjekte und das plurale Bekenntnis eines gemeinsamen Forschens.
Dieser Anspruch sollte allen Konzepten eines gemeinsamen Forschens inhärent
sein.

Forschungsansätze, welche sich der Partizipativen oder Inklusiven Forschung
zuordnen, folgen der Intention, „soziale Wirklichkeit gemeinsam mit den Men-
schen zu erforschen, die in ihr und mit ihr leben und die von den Ergebnissen
der Forschung betroffen sind oder sein könnten“ (Hauser 2020, S. 60). Partizi-
pative Forschung kann dabei als der Oberbegriff und als Forschungsstil gelten,
unter dem sich eine Reihe weiterer Ansätze versammeln, die in ihrer poli-
tischen, sozialen, forschungspraktischen und methodologischen Ausrichtung je
unterschiedliche Schwerpunktsetzungen vornehmen (von Unger 2014c). „Allen
partizipativen Forschungsansätzen gemein ist die Zusammenarbeit mit gesell-
schaftlichen Akteuren, die als Mit-Forschende in den Forschungsprozess einbe-
zogen werden. Die Bezeichnung der sogenannten Mit-Forschenden gestaltet sich
international verschieden und kann zudem Hinweise darauf geben, welchen Status
sie im Forschungsprojekt innehaben und in welchem Verhältnis sie zu den akade-
misch Forschenden stehen. Ko-Forschende, Peer-Researcher oder Lay-Researcher
sind dafür nur Beispiele“ (von Unger 2014c). „Mit ‚akademisch Forschenden‘
sind wiederum diejenigen Forschenden gemeint, die aufgrund ihrer Ausbildung
und ihrer (Vor-)Erfahrungen originär im akademischen Setting verortet sind“
(Schuppener et al. 2021, S. 111).

Um Partizipation in Forschungsprojekten und -prozessen auszubuchstabie-
ren und zu reflektieren, kann das Stufenmodell nach Wright et al. (2010) eine
Orientierungshilfe sein (Abb. 6.1).

„Partizipation baut in diesem Modell auf den Vorstufen der Partizipation
(Information, Anhörung und Einbeziehung) auf“ (von Unger 2014c, S. 40), aber
Partizipative Forschung beginnt erst ab der Stufe 6. Verortet ab der Stufe 6 sol-
len folgend in Kürze drei Forschungsrichtungen vorgestellt werden, welche „für
die Entwicklung und den Status Quo der Forschung im Kontext zugeschriebe-
ner geistiger Behinderung bedeutsam sind“ (Schuppener et al. 2021, S. 114) und
gleichsam auch den internationalen Diskurs kennzeichnen:

Emancipatory Research/Emanzipatorische Forschung kann als radikalste und
politischste Form Partizipativer Forschung beschrieben werden. Mit ihrem
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Abb.6.1 Stufen der Partizipation (Wright et al. 2010 zitiert nach von Unger 2014c, S. 40)

Ursprung in der feministischen Forschung wendet sie sich insbesondere einer Kri-
tik gesamtgesellschaftlicher Verhältnisse zu und möchte vor allem Menschen eine
Stimme geben, die bisher sowohl in der Forschung, aber auch in gesamtgesell-
schaftlichen Verhältnissen marginalisiert, unterdrückt und ausgeschlossen waren/
sind (Schuppener et al. 2021). Mit dem Ziel einer Analyse von Unterdrückungs-
und Ausschlussverhältnissen sollen auch im Forschungsprozess selbst Macht-
verhältnisse zwischen akademisch Forschenden und Ko-Forschenden fokussiert
werden: Die organisatorische und inhaltliche Kontrolle sowie die Entscheidungs-
macht innerhalb des Forschungsprozesses obliegt hier den ,Betroffenen‘4, um
größtmögliche Selbstbestimmung zu ermöglichen sowie Emanzipations- und
Empowermentprozesse mit dem Forschungsvorgehen zu verknüpfen (Hauser
2020). „Emanzipatorische Forschung wird international auch im Kontext zuge-
schriebener geistiger Behinderung vielfach angewandt“ (Schuppener et al. 2021,
S. 115) und zum Teil sogar priorisiert: „Many researchers have a strong belief
that all research with people with a disability should be emancipatory and
include co-researchers as a part of this emancipatory process“ (Smith-Merry
2019, S. 1936).

4 ,Betroffenheit’ bezieht sich hier einerseits auf gesellschaftliche Marginalisierungs- und
Ausgrenzungserfahrungen und andererseits auch auf die Betroffenheit von Forschungsthema
und -fragestellung (Hauser 2020).
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Participatory Action Research/partizipative Handlungsforschung verfolgt die
Intention, sogenannte Proband*innen nicht zu verobjektivieren, sondern als For-
schungspartner*innen anzuerkennen (Schuppener et al. 2021). Basierend auf den
Merkmalen der Aktionsforschung (Lewin 1946) geht es hier nicht im engeren
Sinne um eine Forschungsmethodologie, sondern vielmehr um eine grundsätz-
liche demokratieförderliche Haltung (Goeke 2016), welche immer auch mit der
Intention der Veränderung sozialer Wirklichkeit verbunden ist: Bei der Aktions-
forschung steht eine „Arbeit mit Gruppen in ihren sozialen Bezügen“ (von Unger
2014c, S. 14) und die Beteiligung der (marginalisierten) ,Betroffenen‘ an dem
Umgang mit neuem Wissen als Forschungsergebnis im Sinne einer Verände-
rung der sozialen Prozesse, in welche sie selbst involviert sind, im Fokus. Als
Beispiel nennt von Unger (von Unger 2014c, S. 14) die Arbeiten des brasilia-
nischen (Sozial-)Pädagogen Paolo Freire zur Alphabetisierung marginalisierter
Gruppen. Durch die Involvierung benachteiligter Personen ohne akademischen
Bildungshintergrund kann der Participatory Action Research-Ansatz grundsätz-
lich als partizipativer Forschungszugang verstanden werden: „As we search for
practical knowledge and liberating ways of knowing, working with people in their
everyday lives, we can also see that action research is participative research, and
all participative research must be action research“ (Reason und Bradbury 2008,
S. 4 zitiert nach von Unger 2014c, S. 22).

Inclusive Research/Inklusive Forschung wird von Walmsley und Johnson
(2003) definiert als „research in which people with learning disabilities are active
participants, not only as subjects but also as initiators, doers, writers and dis-
seminators of research“ (Walmsley und Johnson 2003, S. 9). Der Ansatz der
,Inclusive Research‘ wird im Stufenmodell von Wright et al. (2010, s. Abb. 6.1)
durch die Stufen 8 und 9 repräsentiert (Hauser 2020), da akademisch Forschende
hier primär als Unterstütz*innen auftreten und die Hauptverantwortung, Kon-
trolle und Entscheidungsgewalt bei den Ko-Forscher*innen liegt. Demzufolge
kommt Menschen mit Lernschwierigkeiten(= sogenannter intellektueller Beein-
trächtigung) als Ko-Forscher*innen hier eine sehr einflussmächtige Rolle in Form
einer Entscheidungs-, Kontroll- und Ausführungsgewalt zu, die sich in folgenden
Standards äußert:

• „Das Forschungsthema soll zentrale Bedeutung für den Personenkreis Men-
schen mit Lernschwierigkeiten haben.

• Durch die Forschung sollen die Interessen von Menschen mit Behinderung
vertreten werden und sie sollte Ergebnisse generieren, die sich positiv auf die
Lebensumstände der Betroffenen auswirken.
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• Die Forschenden ohne Behinderungserfahrungen sind solidarisch den Interes-
sen verpflichtet.

• Menschen mit Lernschwierigkeiten sollten die Kontrolle über den Forschungs-
prozess und den Umgang mit den Ergebnissen haben.

• Menschen mit Lernschwierigkeiten sollten dabei unterstützt werden, selbst for-
schend tätig zu sein, um ihre Perspektiven und Kompetenzen zum Ausdruck
bringen zu können.

• Alle Teile des Forschungsprozesses müssen barrierefrei zugänglich sein.“
(Walmsley und Johnson 2003, S. 16; S. 64 zitiert nach Hauser 2020, S. 68 f.)

Die Inklusive Forschung intendiert nicht nur eine Reflexion von Machtver-
hältnissen, sondern eine „Umkehr der Macht- und Kontrollverhältnisse im
Forschungsprozess“ (Hauser 2020, S. 69), wodurch auch Elemente der emanzi-
patorischen Forschung angesprochen sind. Gleichzeitig wird hier eine besondere
Rolle von akademisch Forschenden beschrieben: Sie haben „ihre erworbenen
Fähigkeiten und ihr Wissen zur Verfügung zu stellen“ (Curdt 2016, S. 250). Diese
Form der ,Wissensteilung‘ impliziert „z. B. auch bestimmte Literatur zugänglich
zu machen […], Untersuchungsmethoden bereit zu stellen, damit Ko-Forschende
mit Lernschwierigkeiten ihre Forschungsthemen und -vorhaben, ihre Ziele und
Forschungsfragen finden bzw. realisieren lernen und können“ (Curdt 2016).

Bezüglich des Konzeptes und auch der Terminologie des ,Inclusive Rese-
arch‘ lässt sich auf differente kritische Positionen verweisen, sei es die Gefahr
des Vorwurfs einer ,Nicht-Wissenschaftlichkeit‘ (Markowetz 2009) oder auch
die grundsätzliche Verengung eines Inklusionsverständnisses, welches auf Men-
schen mit Lernschwierigkeiten fokussiert. Daher kennzeichnet Goeke (2016) den
Terminus „Inklusive Forschung“ als irreführend, weil er eigentlich alle Heteroge-
nitätsdimensionen einbeziehen müsste. So sollte der Begriff ,Inklusive Forschung‘
besser in Anlehnung an Nind (2014) umfassender – auch im Sinne einer Oberka-
tegorie – verstanden werden, indem er für diverse Ansätze steht: „Partnership and
user-led research, child-led research, peer research, community research, activist
scholarship, decolonising research, community-based participatory research, par-
ticipatory action research and democrativ dialogue“ (Nind 2014, S. 2 f. zitiert
nach Goeke 2016, S. 38).

Immer wieder sehen sich Ansätze der Partizipativen Forschung mit einer Legi-
timationsnotwendigkeit bezüglich der wissenschaftlichen Qualität konfrontiert.
Hier ist es hilfreich, auf die von Hauser (2020) herausgearbeiteten Qualitätskrite-
rien Partizipativer und Inklusiver Forschung zu verweisen (Abb. 6.2), welche in
Form von Kriterienclustern eine Orientierung und Bezugnahme auf die Qualität
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und Güte im gemeinsamen Forschen ermöglichen. Zur näheren Erörterung und
Auseinandersetzung mit den Kriterien sei auf Hauser (2016, 2020) verwiesen.

Partizipativ-orientierten Forschungsbemühungen wohnt grundsätzlich ein
Potenzial inne, hegemoniale Strukturen aufzudecken und den komplexen Zusam-
menhang von Wissen und Macht kritisch zu beleuchten (DIFGB 2020). „Pater-
nalistische und defizitorientierte Sichtweisen über z. B. Menschen mit Behin-
derung [sollen] überwunden werden“ (Goeke 2016, S. 43). Gleichzeitig findet
jedoch auch Partizipative Forschung meist angebunden an den akademischen
Bildungsbereich statt und läuft somit immer Gefahr, der Wirkmacht exklu-
siver Institutionslogik von Hochschulen5 zu unterliegen. Da die Organisation
von Hochschule stark durch ökonomische, meritokratische (Przytulla 2021) und
ableistische Logiken geprägt ist, muss sich eine Partizipative Forschung immer
selbstkritisch daraufhin befragen, ob sie echte, wirkmächtige Formen der Beteili-
gung für Ko-Forscher*innen ohne akademischen Bildungshintergrund ermöglicht
oder lediglich eine ,Schein-Partizipation‘ eröffnet, bei welcher die alleinige
Definitionsmacht klar bei akademisierten Forscher*innen liegt.

In diesem Zusammenhang kann das Konzept der Hegemonieselbstkritik (Brun-
ner 2017) einen wertvollen Beitrag leisten, die Situiertheit wissenschaftlicher
Forschung insgesamt einer kritischen Reflexion zu unterziehen und den „kon-
stitutiven Zusammenhang verschiedener Macht- und Herrschaftsverhältnisse [in
Forschung] zu denken“ (Thym 2019, S. 7): Selbstreflexion reicht demzu-
folge nicht aus als ethischer Grundanspruch einer (Partizipativen) Forschung;
es muss auch um die Infragestellung des Bezugspunktes der Selbstreflexion
gehen. Forschung ist eben immer eingebettet in Wissenschaft und damit in
die (Re-)Produktion von (akademischem) Wissen. Hier erfordert eine Hege-
monieselbstkritik die stetige kritische Reflexion des „Privileg[s] weißer, euro-
und androzentrischer Wissensproduktion […], das die Kolonialität von Wissen,
Macht und Sein aufrechterhält und sich in der Wissenschaftspraxis in zahlrei-
che weitere Privilegien sozialer, politischer und ökonomischer Art übersetzt“
(Brunner 2017, S. 199). Es geht hier also um eine „Kritik an Hegemonie von
innen heraus, im Unterschied zu einer Hegemoniekritik von außen6“ (Thym
2019, S. 7). Eine wichtige Rolle spielt hierbei auch die „Unhintergehbar-
keit verschiedener Erfahrungen“ (Thym 2019, S. 6 mit Bezugnahme auf Ang

5 Alheit(2014)sprichtindiesemZusammenhangvonHochschulen als (Re-)Produktionsstätten
der Exklusivität.
6 Hier sei explizit verwiesen auf den grundlegenden Anspruch einer multidimensionalen,
intersektionalen Hegemonieselbstkritik (Thym 2019 mit Bezugnahme auf Dietze 2008).
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1995), wie z. B. Behinderungserfahrungen, Erfahrungen illegitimer Verbesonde-
rung (Krauthausen 2020) oder Erfahrungen empfundener Veranderung (Boger
2020). Demzufolge muss Partizipative Forschung immer auch eine Anerken-
nung von Differenz(erfahrungen) implizieren und sich selbstkritisch befragen
in Bezug auf ,Paternalisierungsfallen‘ und Mechanismen der ,Alibi-Beteiligung‘.
Innerhalb eines gemeinsamen Forschens muss also zusammenfassend der unver-
handelbare Anspruch einer kritischen (Selbst-)Reflexion „sozialer Positionen im
Sinne von privilegierten Standorten“ mit dem Ziel einer „wirklichen[n] De-
Hierarchisierung“ (Thym 2019, S. 8 mit Bezugnahme auf Dietze 2008, S. 40)
als Grundlage gelten.

„Auf Fragen rund um Macht und Privilegien, darüber, wie man sie abbauen
kann, wie wirkliche Partizipation möglich ist und wann Scheinpartizipation droht,
gibt es oft keine einfachen Antworten. Ebenso gibt es für die Dilemmata, die
sich auftun, keine perfekten Lösungen, sondern [lediglich] Annäherungen an
die Umsetzung eines partizipativen Anspruchs“ (Schwörer et al. 2022). In die-
sem Sinne sollte eine Partizipative Forschung immer auch eine Suchbewegung
sein, die auf der Basis einer forschungsethischen Reflexion, einer Pluralisie-
rung und einer Hegemonieselbstkritik bereichernde Erkenntnisse und Anstöße
zur Veränderung sozialer Realitäten ermöglichen kann.

6.4 Reflexionen aus der partizipativ-orientierten
Forschungsarbeit mit Jugendlichen mit
zugeschriebener geistiger Behinderung im
Wohnheim

Durch Partizipative Forschung kann ein kritischer Diskurs bereichert werden, weil
gerade das pluralisierte Forschen „Wahrnehmungs- und Denkgewohnheiten sowie
Forschungsroutinen unterbricht und zum Innehalten zwingt, erlaubt […], andere Fra-
gen oder alte Fragen neu zu stellen und neue Denkwege zu erproben. Wenn wir dies
gemeinsam tun, entsteht ein kritischer Diskurs.“ (Dederich 2017b, S. 36)

Eine menschenrechtsbasierte, verantwortungsbewusste und „institutionenkriti-
sche“ (Baumgartinger 2014; Arn 2017) Forschungspraxis ist darauf ausgerichtet,
„die Machtstrukturen, Diskriminierung und Ausschlusspraktiken im Hinblick
auf das Phänomen der sogenannten geistigen und/oder mehrfachen Behinderung
sichtbar zu machen“ (Schuppener et al. 2020, S. 147). Durch einen partizipativen
Forschungsstil sollten Räume für Emanzipation geschaffen werden und es sollte
auch eine Ermutigung zur Auseinandersetzung mit sensiblen oder tabuisierten
Themen erfolgen.
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Welche Räume für Partizipation in der gemeinsamen Forschungsarbeit mit
Jugendlichen mit zugeschriebener geistiger Behinderung im Wohnheim im Rah-
men des Forschungsprojektes „Umgang mit herausforderndem Verhalten im
Kontext stationärer Einrichtungen der Behindertenhilfe – Freiheitsbeschränkende
und freiheitsentziehende Maßnahmen (FeM) aus Sicht von Kindern & Jugendlichen,
Eltern/Erziehungsberechtigten und Mitarbeiter*innen“ (FeM SiKuM) möglich
waren, soll hier konstruktiv-kritisch reflektiert werden.

Das Projekt FeM_SiKuM (Laufzeit 09/2017–06/2021) fand im Rahmen
eines interdisziplinären Forschungsverbundes statt7. „Insgesamt sollen durch
die Erkenntnisse der drei Verbundprojekte die Anwendung von FeM im Kon-
text stationärer Einrichtungen der sogenannten Behindertenhilfe eine stärkere
Beachtung – in Form einer Enttabuisierung – erfahren und als Grundlage für
die Reflexions- und Reduktionswürdigkeit von FeM im Rahmen pädagogi-
schen Handeln dienen“ (Dworschak et al. 2018b, S. 166). Im Leipziger FeM_
SiKuM-Projekt stand die Ermittlung der Subjektperspektive von Kindern und
Jugendlichen mit sogenannter geistiger Behinderung im Hinblick auf das Erleben
des Umgangs mit herausforderndem Verhalten sowie direkten Formen von frei-
heitseinschränkenden Maßnahmen (FeM) im Mittelpunkt. Darüber hinaus wurden
auch Mitarbeiter*innen und Eltern hinsichtlich ihrer Erlebnisse und Erfahrungen
in der Anwendung von FeM interviewt mit dem Ziel der finalen Formulie-
rung konkreter Unterstützungsbedarfe für Kinder & Jugendliche, Eltern und
Mitarbeiter*innen im Kontext dieser belastenden Thematik.

Zur Unterstützung bei der Methodenentwicklung für die Erhebung der Sicht-
weisen der Kinder und Jugendlichen erfolgte im FeM_SiKuM-Projekt eine
partizipativ-orientierte Zusammenarbeit – in Form einer Fokusgruppenarbeit – mit
neun Jugendlichen mit zugeschriebener geistiger Behinderung, die in einer statio-
nären Wohneinrichtung leben und direkte und/oder indirekte Erfahrungen mit der
Anwendung von freiheitseinschränkenden Maßnahmen haben. Die Zusammenar-
beit mit der Fokusgruppe lässt sich insgesamt auf der Stufe 5 nach dem Modell
von Wright et al. (2010) der Partizipation (Abb. 6.1) verorten.

Wie aus den Plakaten (Abb. 6.3) zur Akquise und zum Ablauf der Arbeit mit
der Fokusgruppe ersichtlich wird, waren insgesamt sechs Wochenend-Workshops
geplant mit dem Ziel einer Beteiligung der Jugendlichen an a) der inhaltlichen

7 Der interdisziplinären Forschungsverbund SEKiB (Stationäre Einrichtungen für Kinder und
Jugendliche mit Behinderung) wurde vom Bayerischen Staatsministerium für Familie, Arbeit
und Soziales (StMAS) gefördert und umfasste zudem die weiteren beiden Projekte „Re-
duktion von freiheitsentziehenden Maßnahmen bei Kindern und Jugendlichen mit Geistiger
Behinderung – Grundlagen einer interdisziplinären Allianz“ (Redugia) und „Wissenschaftli-
che Begleitung von intensiv betreuten Wohngruppen“ (WiBIg) (Dworschak et al. 2018a).
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Auseinandersetzung mit den Themenbereichen Macht, Freiheit und freiheits-
entziehenden Maßnahmen, b) der Entwicklung der Erhebungsinstrumente für
die Hauptstudie und c) der Diskussion und Aufbereitung der Forschungsergeb-
nisse. Letztendlich konnten aufgrund der Corona-Pandemie nur die ersten vier
Workshops wie geplant durchgeführt werden. Die Forschungsergebnisse wur-
den der Fokusgruppe zurückgemeldet, konnten jedoch nicht mehr umfassend und
differenziert mit den Ko-Forscher*innen diskutiert werden.

Folgend findet eine strukturierte Reflexion der partizipativ-orientierten Fokus-
gruppenarbeit innerhalb des FeM_SiKuM-Projektes entlang der oben skizzierten
forschungsethischen Spannungsfelder statt:

Spannungsfeld 1: Genese von Forschungsvorhaben und Erkenntnisinteresse
Es handelte sich bei diesem Projekt um eine „Quasi-Auftragsforschung“, da
das Bayerische Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales (StMAS) die

Abb.6.3 Akquise-Plakat zur Gewinnung der Fokusgruppe & Ablaufübersicht der Fokus-
gruppenarbeit
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Gründung des Forschungsverbundes SEKiB initiierte, um auf eine Medienbericht-
erstattung zur Situation von Kindern und Jugendlichen in Wohneinrichtungen8 zu
reagieren. Die Einbindung der Betroffenen war dem Ministerium ein Anliegen
und damit war eine partizipative Ausrichtung möglich und erwünscht. Das For-
schungsthema wurde jedoch vom ministerialen Auftraggeber und den akademisch
Forschenden der Universität Leipzig gesetzt und nicht durch die Jugendlichen
selbst initiiert. Zudem standen hierdurch auch politische Verwertungsinteressen
im Fokus.

Spannungsfeld 2: Feldzugang
Eine große Herausforderung im Feldzugang bestand in der Schwierigkeit des
Zugangs über Gatekeeper (in unserem Fall: Wohnheimleitungen, Wohnbereichs-
leitungen). Die Auswahl der jugendlichen Ko-Forscher*innen oblag damit nicht
uns als Forscher*innen, sondern war auf eine Art „Vorauswahl“ der Wohnheim-
leitung angewiesen. Damit hatten Menschen ohne Behinderungserfahrungen hier
eine zentrale Entscheidungsdominanz und stellten das Vorhaben u. U. eher auch
Jugendlichen vor, welche von ihnen als mitteilungsfreudig erachtet wurden und
sich bei der Thematik ggf. wenig kritisch äußern würden. In jedem Fall sind
derartige Einflüsse und andere unbewusste Projektionen der Gatekeeper auf die-
sen Auswahlprozess nicht gänzlich zu verhindern und waren durch uns lediglich
entlang einer offenen Ansprache dieser Problematik thematisierbar.

Spannungsfeld 3: Informierte Einwilligung
Zur Absicherung der informierten Einwilligung wurden Einwilligungserklärun-
gen in Leichter Sprache (mit Bebilderung) entwickelt und es wurden mit den
Jugendlichen Informationen und Regeln für eine prozessorientierte informierte
Einwilligung besprochen, um das Grundrecht auf Selbstbestimmung (Klärung bei
jedem Treffen: Freiwilligkeit, grundlegendes Verständnis jedes Themas, Abbruch
jederzeit möglich etc.) zu sichern. Es bestand eine große Herausforderung darin,
im Vorfeld einschätzen zu müssen, wieviel Information wichtig ist für die
Jugendlichen, um informiert einwilligen zu können. Wir konnten in der Zusam-
menarbeit u. a. auf verbalsprachliche Verstehens-Kompetenzen zurückgreifen;
ist dies nicht der Fall, gestaltet sich der Prozess der informierten Einwilligung
nochmal deutlich schwieriger.

8 Dokumentation des Bayerischen Rundfunks 2016 „Blackbox Heim – Behinderte Kinder
hinter verschlossenen Türen“
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Spannungsfeld 4: Schadensfreiheit und Belastungserleben
Bei FeM handelt es sich um eine äußerst sensible und zumeist auch tabuisierte
Thematik, die inhaltlich im Mittelpunkt stand. Hier waren immer wieder man-
gelnde zeitliche Ressourcen eine Erschwernis für den partizipativen Forschungs-
anspruch, weil es stets noch mehr Zeit gebraucht hätte für eine Beschäftigung mit
einer Thematik, die belastend sein und (Re-)Traumatisierungen beinhalten kann.
Dennoch haben wir versucht, stets hinreichend Raum für Gesprächsbedarfe anzu-
bieten und über ,Hilfekarten‘9 zudem eine Wohnheim-interne Ansprechpartnerin
sowie auch eine institutions-externe Psychologin für die Jugendlichen sichtbar
und niedrigschwellig verfügbar zu machen.

Spannungsfeld 5: Gestaltung der konkreten Erhebungssituation
Kritisch zu berücksichtigen ist, dass wir (aus organisatorischen und rechtlichen
Gründen) die Wochenend-Workshops in den Räumlichkeiten des Wohnheims
durchführen mussten. Hier gab es zwar einen geschützten Rahmen, weil wir stets
in einem eigenen großen Raum arbeiten konnten, aber das Risiko der Belastun-
gen und Verzerrungen durch institutionelle Erwünschtheit ist nicht zu verleugnen.
Darüber hinaus haben wir versucht, die Gestaltung von Situationen der Zusam-
menarbeit sehr stringent an den Bedürfnissen und Wünschen der Jugendlichen
auszurichten. Insgesamt wurden alle Materialien speziell für die Jugendlichen
konzipiert und an deren individuelle Bedarfe angepasst.

Spannungsfeld 6: Datenschutz
Auch zur Information und Absicherung des Datenschutzes wurden Dokumente in
Leichter Sprache (mit Bebilderung) entwickelt und die Aspekte Anonymisierung
und Vertraulichkeit wurden prozessorientiert in den gesamten Fokusgruppenar-
beitsverlauf eingeflochten.

Spannungsfeld 7: Auswertung und Ergebnisse
Bedingt durch die mit der Corona-Pandemie einhergehenden Schutzmaßnahmen
konnten die Jugendlichen letztlich nur unzureichend in Fragen zur Ergebnisdis-
kussion und -aufbereitung mit einbezogen werden.

9 Die Hilfekarten wurde als eine Art „Visitenkarten“ zu Beginn der Forschungsprozes-
ses an die Jugendlichen ausgeteilt und als Erinnerungshilfe vorne im Forscher*innen-
Tagebuch aufbewahrt. Sie dienten dazu, bei etwaigen Hilfe-/Gesprächsbedarfen niedrig-
schwellig Ansprechpartner*innen innerhalb und außerhalb der Einrichtung kontaktieren zu
können.
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Eine Herausforderung in der Fokusgruppenarbeit im FeM_SiKuM-Projekt
insgesamt bestand in dem Dilemma des Beziehungsaufbaus in partizipativ-
orientierten Forschungskontexten: Einerseits sind Forscher*innen einer profes-
sionellen Distanz verpflichtet, andererseits bedarf es in der Kommunikation
über höchstpersönliche Themen einer vertrauensvollen Gesprächsatmosphäre. Die
dabei entstehenden Beziehungen sind immer temporärer Gestalt. Eine Heraus-
forderung, die sich im Zuge dessen auftut, ist die Frage nach dem Umgang mit
vorherrschenden Biografien von Beziehungsabbrüchen und dem hohen Eingebun-
densein in professionelle Beziehungsstrukturen. Forscher*innen können in diesem
Zusammenhang schnell zur Projektionsfläche für unerfüllte Beziehungswünsche
werden (Frieters-Reermann et al. 2019). „Um diesen Erwartungen vorzubeugen,
bedarf es einer Nähe, die professionell reflektiert werden muss. Dies fordert eine
ehrliche und transparente Kommunikation über Anliegen und Rolle der Forschen-
den im Aufeinandertreffen mit den Teilnehmenden (Buchner 2008)“ (DIFGB
2020, S. 12 f.). Dies haben wir in der Zusammenarbeit mit den ko-forschenden
Jugendlichen versucht, umzusetzen und gleichzeitig mit einer Supervision für die
akademisch Forschenden zu reflektieren.

Darüber hinaus haben wir uns auch mit der Unauflösbarkeit des folgen-
den themenspezifischen Dilemmas konfrontiert gesehen: „Institutionelle Kontexte
bedingen strukturelle Gewalt und Zwang in hohem Maße und ermöglichen gleich-
zeitig kaum eine Thematisierung dieser Erfahrungen seitens der betroffenen
Kinder und Jugendlichen“ (Heusner et al. 2020, S. 251 f.). Dies bestätigte sich
auch in der Fokusgruppenzusammenarbeit und daher gilt es künftig noch sensi-
bler zu analysieren, welche Räume und Anlässe geschaffen werden müssen, damit
alle Stimmen gehört werden und bestehende Hegemonien und Paternalisierungen
sichtbar und bearbeitbar werden.

Die partizipativ-orientierte Arbeit mit der Fokusgruppe war dennoch eine
große Bereicherung. So konnten die Jugendlichen die akademischen Forschen-
den bei der Entwicklung und Reflexion der Erhebungsinstrumente unterstützen.
Gemeinsam wurde überlegt, welche Themenbereiche und Fragestellungen für die
Gesprächsleitfäden zum FeM-Erleben relevant sind. Ebenso konnten gemein-
sam visuelle, handlungsorientierte und kreative Methoden (z. B. Wimmelbild
zum Leben im Wohnheim, Bildkarten zu FeM-Situationen, Gefühlsskalen, Arbeit
mit Tablets) für die Erhebung erprobt und weiterentwickelt werden. Darüber
hinaus konnten die Jugendlichen eine Reihe von Kompetenzen erwerben, die
sich auch über das konkrete Projekt hinaus positiv auswirken. Somit kann das
Potenzial dieses Forschungsstils insgesamt hervorgehoben werden. Gleichzeitig
wurde aber auch deutlich, dass sich die Projekt-Laufzeiten, die personellen und
materiellen Voraussetzungen sowie die Praxis der Projektbeantragung verändern
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müssen, damit eine wirklich umfassende Partizipative Forschung möglich wird,
die den Einbezug von Forschungspartner*innen mit Behinderungserfahrungen
bereits bei der Festlegung des Erkenntnisinteresses sowie folgend im gesamten
Forschungsprozess möglich macht (Hauser 2020).
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7Sozialraum und soziale Inklusion

Friedrich Dieckmann

Zusammenfassung

Der alltägliche Lebensraum „(home range“) umfasst die Wohnung, das Woh-
numfeld und Aktivitäts- und Begegnungsorte in Quartieren und Gemeinwesen.
Die Erschließung sozial-räumlicher Orte außerhalb der Wohnung für Men-
schen mit Behinderungen, ihre Inklusion in Sozialräumen gilt als Königsweg
für die Ermöglichung vollumfänglicher, selbstbestimmter und gleichberechtig-
ter Teilhabe. In dem Beitrag wird geklärt, was unter Sozialraum und was unter
sozialer Inklusion zu verstehen ist. Der Begriff Sozialraum ist im deutschspra-
chigen Raum weit verbreitet und eng mit dem Fachkonzept Sozialraumori-
entierung verbunden, das andernorts weitgehend unbekannt ist. International
wird die anwendungsorientierte Forschung unter dem Begriff soziale Inklu-
sion zusammengefasst. Vorgestellt wird ein Rahmenmodell, in dem sich die
Faktoren verorten lassen, die Aspekte der sozialen Inklusion befördern oder
behindern. Vorgeschlagen wird mithilfe ökologisch-psychologischer Theorien
spezifischer die ökologischen Kontexte (Mikrosysteme oder Behavior Settings)
zu fokussieren, in denen soziale Inklusion gelingt oder misslingt (z. B. im
Nachbarschaftsgeschehen, in Geschäften, in Vereinen), und die dort stattfin-
denden Prozesse feiner zu beschreiben. Die Forschung zur sozialen Inklusion
von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung ist anwendungsorientiert.
Anhand der Themen Sozialraumorientierung, Sozialplanung, Begegnungen im
Sozialraum und Nachbarschaft wird exemplarisch deutlich, was das für die
Weiterentwicklung der Forschung bedeutet.
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Der in der Sozialgeografie gebräuchliche Begriff „home range“ (Porteous 1977),
der sich mit „alltäglicher Lebensraum eines Menschen“ übersetzen lässt, macht
deutlich, wie eng das Wohnen mit der alltäglichen Lebensführung verquickt
ist. Der alltägliche Lebensraum umfasst die Wohnung, das Wohnumfeld und
Aktivitäts- und Begegnungsorte in Quartieren und Gemeinwesen. Die Erschlie-
ßung solcher sozial-räumlichen Orte für Menschen mit Behinderungen, ihre
Inklusion in Sozialräumen gilt als Königsweg für die Ermöglichung vollumfäng-
licher, selbstbestimmter und gleichberechtigter Teilhabe.

In diesem Beitrag wird zunächst geklärt, was unter Sozialraum und was unter
sozialer Inklusion zu verstehen ist. Der Begriff Sozialraum ist im deutschsprachi-
gen Raum weit verbreitet und eng mit dem Fachkonzept Sozialraumorientierung
verbunden, das andernorts weitgehend unbekannt ist. International wird die
empirische anwendungsorientierte Forschung unter dem Begriff soziale Inklu-
sion zusammengefasst. Im zweiten Abschnitt wird ein Rahmenmodell vorgestellt,
in dem sich die Faktoren verorten lassen, die Aspekte der sozialen Inklusion
befördern oder behindern. Zusätzlich schlage ich vor, mithilfe ökologisch-
psychologischer Theorien spezifischer die ökologischen Kontexte (Mikrosysteme
oder Behavior Settings) in der Forschung zu fokussieren, in denen soziale Inklu-
sion gelingt oder misslingt (z. B. im Nachbarschaftsgeschehen, in Geschäften,
in Vereinen), und die dort stattfindenden Prozesse feiner zu beschreiben. Der
dritte Abschnitt gibt einen kurzen Überblick über Themen und Befunde der For-
schung. Die Forschung zur sozialen Inklusion von Menschen mit intellektueller
Beeinträchtigung ist anwendungsorientiert. Anhand der Themen Sozialraum-
orientierung, Sozialplanung, Begegnungen im Sozialraum und Nachbarschaft
wird exemplarisch deutlich, was das für die Weiterentwicklung der Forschung
bedeutet.

7.1 Sozialraum und soziale Inklusion: Konzepte und
Forschungsstränge

Ein Ziel dieses Beitrags ist es, die internationale Forschung zur sozialen Inklu-
sion mit der deutschsprachigen Sozialraum-Forschung zusammenzubringen. Das
Sozialraum-Konzept, wie es in Deutschland in der Sozialen Arbeit und Päd-
agogik gebraucht wird, ist in der internationalen Forschung zu Menschen mit
intellektueller Beeinträchtigung weitgehend unbekannt. Beide Forschungsstränge
haben durch die in der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) verankerten
Leitziele Teilhabe und Inklusion an Bedeutung und Umfang gewonnen. Dabei
hat der Inklusionsbegriff zwei unterschiedliche Bedeutungen. Er steht, erstens,
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für ein universell gültiges menschenrechtliches Prinzip, das das Ziel hat, allen
Menschen auf der Basis gleicher Rechte ein selbstbestimmtes Leben und die
Teilhabe an allen Aspekten des gesellschaftlichen Lebens zu ermöglichen. Inklu-
sion meint in der UN-BRK die Einbeziehung von Menschen mit Behinderung
in allen gesellschaftlichen Lebensbereichen, die auch anderen zur Verfügung ste-
hen (im Gegensatz zur Exklusion). Zweitens ist Inklusion auch ein Prinzip für
die Gestaltung gesellschaftlicher Angebote. Es geht davon aus, dass die inklusive
Gestaltung von Infrastrukturen, Einrichtungen, Dienstleistungen und Aktivitäten
am besten geeignet ist, die selbstbestimmte und gleichberechtigte Teilhabe zu
verwirklichen (Laumann und Dieckmann 2020).

Ein Hindernis für die Verwirklichung der sozialen Inklusion von Menschen
mit intellektueller Beeinträchtigung ist die unklare Definition des Konzepts in
der Forschung und Politik. Aus der Zusammenschau der Definitionen schlagen
Simplican et al. (2015) vor, soziale Inklusion als Interaktion zwischen zwei wich-
tigen Lebensbereichen, den interpersonalen Beziehungen und der Teilnahme an
Aktivitäten im Gemeinwesen, zu begreifen. Beide Bereiche sind notwendig für
soziale Inklusion, sie überlappen sich und können sich gegenseitig unterstützen.
Eine stärkere Beteiligung im Gemeinwesen lässt das soziale Netzwerk einer Per-
son wachsen. Ein größeres und vielfältigeres Netz von sozialen Beziehungen
erleichtert den Zugang zu und das Niveau der Einbeziehung in Aktivitäten im
Gemeinwesen (Petry et al. 2005).

Simplican et al. (2015) unterscheiden strukturelle und funktionale Kom-
ponenten interpersonaler Beziehungen und der Teilnahme an Aktivitäten im
Gemeinwesen. Bei sozialen Beziehungen lassen sich die Arten von Personen in
einem sozialen Netzwerk unterscheiden (z. B. Familienmitglieder, professionelle
Assistenzpersonen, Partner*innen, Freund*innen, Bekanntschaften – ob mit oder
ohne Behinderungen). Strukturell lassen sich bei sozialen Beziehungen u. a. die
Dauer einer Beziehung, ihr Ursprung, die Häufigkeit von Interaktionen und die
Örtlichkeit, in welcher sie stattfinden, unterscheiden. Soziale Beziehungen können
mehr oder weniger reziprok oder intensiv sein. Sie haben einen eher formellen
oder informellen Charakter (Rollenbeziehungen versus persönliche Beziehungen).
Persönliche soziale Netzwerke lassen sich anhand ihrer Homogenität, ihrer Größe,
der geographischen Verteilung der Mitglieder und der Dichte (Vernetzung der
Mitglieder untereinander) unterscheiden. Die Netzwerkforschung interessiert sich
besonders für die Funktionen, die Beziehungspartner*innen haben können (Wal-
ker et al. 1977; Heidbrink et al. 2009). Neben der emotionalen, instrumentellen
und informationellen Funktion können soziale Beziehungen auch Sinn und Identi-
tät stiften, Zugehörigkeit und Sicherheit vermitteln (Simplican et al. 2015 nennen
das „bonding“). Und über soziale Beziehungen eröffnen sich Möglichkeiten, neue
Personen kennen zu lernen (brückenbauende Funktion).
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Bei der Teilnahme im Gemeinwesen unterscheiden Simplican et al. (2015)
kategorial zwischen Freizeitaktivitäten, politischen bzw. bürgerschaftlichen Akti-
vitäten, Arbeit, Bildung, Zugang zu Gütern und Dienstleistungen sowie religiösen
und kulturellen Aktivitäten. Die Teilnahme kann segregiert (wenn Menschen mit
Behinderung und Assistenzpersonen in für sie besonders gestalteten Settings unter
sich bleiben), halb-segregiert (wenn ausschließlich Menschen mit Behinderung
und Assistenzpersonen an einer Aktivität in allgemeinen Settings beteiligt sind)
oder inklusiv (unter gemischter Beteiligung in allgemeinen Settings) erfolgen.
Grade der Beteiligung können verschieden sein – von der bloßen Präsenz im
Gemeinwesen bis zur Einnahme zentraler oder weniger zentraler Rollen in einem
konkreten Geschehen.

Die Sozialraumorientierung ist ein Fachkonzept, das seine Ursprünge in der
Gemeinwesenarbeit der Sozialen Arbeit hat. Im Kern geht es darum, nicht
Menschen zu verändern, sondern in den Sozialräumen Verhältnisse und Arran-
gements so zu gestalten, dass mehr Teilhabemöglichkeiten und ein Mehr an
individueller Teilhabe entstehen. Zu den fünf von Hinte (2016) formulierten
Grundprinzipien gehören die Orientierung am Willen der Menschen (mit Ener-
gie besetzte Ziele), die Unterstützung der Eigeninitiative und Selbsthilfe, die
Aktivierung der Ressourcen der Menschen und der Sozialräume sowie die
Kooperation in bereichsübergreifenden Netzwerken. Die Sozialraumorientierung
ist ein stärken- und ressourcenorientierter Ansatz, dem eine sozial-ökologische
Betrachtungsperspektive zugrunde liegt (DHG 2021).

Sozialräume werden auf drei verschiedene Weisen konstituiert: aus der
Betrachtung eines Individuums, aus dem Blick auf ein sozial-geteiltes Quar-
tier oder als Verwaltungs- und Planungsraum im Gemeinwesen (Laumann und
Dieckmann 2020).

Auf der individuellen Ebene bezeichnet Sozialraum den individuellen, räum-
lichen wie sozialen Handlungsraum einer Person (Dieckmann et al. 2013, S. 22).
Der alltägliche Lebensraum (home range) gibt die geographischen Örtlichkei-
ten, Wegstrecken und Gebiete an, in denen sich eine Person im Alltag bewegt, in
denen sie handelt und anderen begegnet. Der interpersonale Handlungsraum einer
Person lässt sich durch ihr persönliches Netzwerk sozialer Beziehungen abbilden.

Auf der Quartiersebene bezeichnet Sozialraum einen von einer Gruppe
von Personen geteilten, durch Alltagshandlungen und interpersonale Bezüge
angeeigneten und begrenzten Raum, der sich in kognitiven Karten, emotiona-
len Bindungen und Identifikationen niederschlägt. Die Grenzen dieser Art von
Sozialräumen sind unscharf und überlappend. In Sozialräumen entfalten sich
Aktivitäten, Partizipations- und Begegnungsmöglichkeiten, Kooperationen und
Konflikte. Sie werden von sozialen Netzwerken getragen und gleichzeitig wer-
den Netzwerke in ihnen geknüpft (Laumann und Dieckmann 2020). Ein Quartier
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(ein Stadtteil oder eine dörfliche Gemeinde) umfasst neben den Wohnungen und
dem unmittelbaren Wohnumfeld auch einen Nahraum, in dem beispielsweise
Einrichtungen für die tägliche oder regelmäßige Versorgung zu erreichen sind.

Auf der Ebene des Gemeinwesens sind Sozialräume abgezirkelte Planungs-
räume für die kommunale Gestaltung. Sozialräume zeichnet eine Sozialstruktur
und eine sozial-kulturell geprägte Gestaltung aus, die Infrastrukturen, Angebote
und Aktivitäten, die Gestaltung der räumlichen und baulichen Umgebung, ökono-
mische Aspekte und vieles andere mehr umfasst. Die Gestaltung unterliegt einem
geschichtlichen Wandel. Die Festlegung von Planungsräumen soll sich an den in
der Lebenswelt von Bürger*innen verankerten Sozialräumen orientieren.

Sozialräume auf der Quartiers- oder Gemeinwesensebene stellen also Möglich-
keitsräume für Menschen mit Beeinträchtigung und andere Bevölkerungsgruppen
dar, die sich verändern lassen und für den Einzelfall erschlossen werden können.

7.2 Rahmentheorien für die Identifikation förderlicher
und hinderlicher Bedingungen

Wenn es darum geht, förderliche und hinderliche Bedingungen für die Entwick-
lung sozialer Beziehungen und die Teilnahme an Aktivitäten im Gemeinwesen
zu identifizieren, schlagen Simplican et al. (2015) ein ökologisches Rahmen-
modell vor, in dem sie Einflussfaktoren auf verschiedenen Ebenen verorten. In
ähnlicher Weise hatten bereits Overmars-Marx et al. (2014) in einem Literatur-
überblick zu Nachbarschaftsgeschehen Befunde zu Einflussbedingungen geordnet
(s. Abschn. 7.4.4). In dem Rahmenmodell werden fünf verschiedene Ebenen
unterschieden. Auf der personalen Ebene wirken sich Merkmale einer Person wie
individuelle Kompetenzen, die Fähigkeit zur Selbstmotivation und Handlungspla-
nung, Selbstvertrauen und das sozial-räumliche Wissen auf die soziale Inklusion
aus. Der Grad der sozialen Inklusion beeinflusst wiederum Variablen der Person,
wie ihre Zufriedenheit, ihren Selbstwert, ihr Zugehörigkeitsgefühl oder die Ein-
samkeit einer Person. Auf der interpersonalen Ebene geht es um Beziehungen
von Menschen mit Behinderungen zu Assistenzpersonen, Familienmitgliedern,
Freund*innen usw. sowie um die Einstellungen der Mitglieder ihres sozialen
Netzwerks. Positive Auswirkungen zeigen sich im Vertrauen zu- und Respekt
füreinander und in einem wachsenden sozialen Kapital. Zu negativen Auswirkun-
gen gehören Erfahrungen von Diskriminierung oder Gewalt in Beziehungen. Die
organisationale Ebene thematisiert sowohl Bedingungen in Organisationen, die
professionelle Teilhabeleistungen erbringen, als auch Bedingungen in Familien,
in denen ein erheblicher Teil von Erwachsenen mit intellektueller Beeinträchti-
gung lebt. Betrachtet werden beispielsweise Organisations- und Familienkulturen.
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Auf der Ebene des Gemeinwesens geht es um Wohnformen, die Verfügbarkeit
von angemessenen Unterstützungsdiensten, den Zugang zu Transportdiensten und
anderen Angeboten und Ressourcen im Gemeinwesen. Betrachtet werden auch
die Einstellungen wichtiger Akteure im Gemeinwesen, die historisch entstandene
Kultur in Bezug auf Menschen mit Behinderungen sowie räumlich-physische
Aspekte. Die sozial-politische Ebene bezieht sich u. a. auf Gesetze und deren
Umsetzung, wirtschaftliche Faktoren, die Finanzierung von Leistungen und die
historische Entwicklung von Unterstützungsdiensten. Wenig systematische For-
schung gäbe es laut Simplican et al. (2015) zu der Frage, was politischen Wandel
bewirken kann. Anekdotisch sei zu konstatieren, dass die Mobilisierung von
Selbstvertretungsgruppen, Angehörigenvereinigungen oder Wohlfahrtsverbänden
immer wieder politische Effekte zeitige.

Das skizzierte Rahmenmodell ist in der Lage, die Ergebnisse bislang wenig
aufeinander bezogener Studien zu sortieren und so einen Überblick zu schaffen.
Es öffnet den Blick für Umweltbedingungen unterschiedlicher Art und Grö-
ßenordnung, die die soziale Inklusion befördern oder behindern. Und es zeigt
auf, welche Effekte soziale Inklusion auf diesen Ebenen haben kann. Umwelt-
bedingungen und Teilhabegeschehen wirken wechselseitig aufeinander ein, die
Transaktionen können positive Dynamiken erzeugen.

Allerdings lässt sich das konkrete Zusammenspiel von Bedingungen in den
verschiedenen alltäglichen Kontexten nicht mit diesem Rahmenmodell abbilden.
Aus einer ökologisch-psychologischen Perspektive ist die Alltagswelt struktu-
riert durch sozial-kulturelle Geschehenssysteme, in denen Variablen in geordneten
Beziehungen zueinander stehen, während andere Faktoren als Umwelt auf diese
Geschehenssysteme einwirken. Wenn Untersuchungen spezifischer auf einen
Kontext angelegt würden (z. B. auf Nachbarschaften und Nachbarschaftsge-
schehen, Abschn. 7.4.4), könnte die Analyse von Barrieren und förderlichen
Bedingungen handlungsnäher erfolgen und praktisches Handlungswissen gene-
rieren.

In der Psychologie sind ab den 1970er Jahren Ansätze entstanden, die mensch-
liches Handeln und Erleben von ihrem ökologischen Kontext her zu verstehen
suchen. Für Urie Bronfenbrenner spielt sich das Alltagshandeln von Individuen
in Mikrosystemen ab: „Ein Mikrosystem ist ein Muster von Tätigkeiten und Akti-
vitäten, Rollen und zwischenmenschlichen Beziehungen, das die in Entwicklung
begriffene Person in einem gegebenen Lebensbereich mit seinen eigentümlichen
physischen und materiellen Merkmalen erlebt. Ein Lebensbereich ist ein Ort,
an dem ein Mensch direkte Interaktion mit anderen eingehen kann.“ (Bronfen-
brenner 1990, S. 76). Mikrosysteme sind in größere Umweltkontexte eingebettet
(Meso-, Exo- und Makrosysteme). Bronfenbrenners Ökologiekonzept wurde u. a.



7 Sozialraum und soziale Inklusion 225

von Monika Seifert in ihrer Studie zum Wohnalltag von Erwachsenen mit schwe-
rer intellektueller Beeinträchtigung (Seifert 1997a, b) eingesetzt, um Befunde zu
Dimensionen der Lebensqualität im „Mikrosystem Wohnbereich“ zu verorten und
dieses „im Kontext übergreifender Systeme“ (Seifert 1997a, S. 201) zu verstehen.

Bei der Formulierung des Mikrosystems greift Bronfenbrenner auf ein ande-
res Konzept zurück, das Behavior Setting von Roger Barker (1903–1980). Barker
beschreibt nicht nur die strukturellen Merkmale eines unmittelbaren Lebens-
bereichs, an dem eine Person teilhat, sondern auch die Dynamik des darin
ablaufenden Geschehens (Barker und Associates 1978). Ein Behavior Setting ist
ein überindividuelles, konkretes und sozial-kulturelles Geschehenssystem. Bei-
spielsweise lassen sich ein Lebensmittelladen, ein Yogakurs, ein zirkulierender
Stadtbus, ein Nachbarschaftsgeschehen, ein Café, ein Schwimmbad oder Spa-
zierrunden im Park als Behavior Settings begreifen. In Anlehnung an Kaminski
(1995) werden hier kurz die strukturellen Merkmale und die Geschehensdynamik
eines Behavior Settings beschrieben – ausführlicher ist das am Beispiel eines
Lebensmittelmarkts bei Dieckmann (2022) nachzulesen:

Ein Behavior Setting hat klare räumliche und zeitliche Grenzen, in denen
das Geschehen stattfindet, und eine interne soziale Struktur. D. h. im Geschehen
gibt es verschiedene funktionale Positionen, die mit unterschiedlichen Rechten
und Pflichten verbunden sind – die Leader-Position, herausgehobene oder einfa-
che Teilnehmerrollen, oft auch die Rolle als bloße Zuschauende des Geschehens.
Das Behavior Setting-Geschehen zeichnet sich durch typische Handlungsmuster
aus und läuft nach einem bestimmten Programm ab, zu dem phasenspezifi-
sche Abläufe und Skripte für die verschiedenen Positionen („Drehbücher“ für
Rollen), rollenspezifische Normen und Angemessenheitsnormen, die für alle Teil-
nehmer*innen gelten, zählen. Neben der Programmstruktur eröffnen Behavior
Settings je nach Settingtyp verschieden große Freiräume für soziale Interaktio-
nen, die mehr oder weniger losgelöst vom Programmgeschehen sein können.
In einem Behavior Setting sind das räumliche Milieu und die Verhaltensob-
jekte auf das Handlungsgeschehen abgestimmt (Synomorphie). Der Zugang zu
einem Behavior Setting kann unterschiedlich geregelt sein. Die Teilnahme kann
für Personen verpflichtend oder freiwillig sein und von Zugangskriterien abhän-
gen (z. B. Eintrittsgeld, Zugehörigkeit zu einer Gruppe). Außerdem sind Behavior
Settings unterschiedlich autonom bezogen auf ihre Gestaltung (freie Gestaltung
versus stark von außen reglementiert). Das Geschehen in einem Behavior Set-
ting wird durch drei Arten von Zielen gesteuert: die Programmziele (Funktion
des Behavior Setting); die individuellen Zielsetzungen der Teilnehmenden, die
Programmziele spezifizieren, aber auch darüber hinaus gehen können; die Auf-
rechterhaltungsziele, die dazu führen, dass Störungen vermieden oder beseitigt
werden.
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Tab.7.1 Barrieren für die Teilnahme einer Person an einem Behavior Setting (BS) (Dieck-
mann 2022)

Barrieren für die Teilnahme einer Person an einem Behavior Setting (BS)

Bereiche Merkmale

Zugänglichkeit Vorhandensein des BS

Auffindbarkeit

Raumzeitliche Erreichbarkeit

Zugangscharakteristik für Teilpopulationen Zugangskriterien

Verpflichtungsgrad der Teilnahme

Erwartungen an Partizipationserträge

Beteiligung im BS Positionsspezifische Normen

Angemessenheitsnormen

Synomorphie

Veränderbarkeit von BS Flexibilität des Programmgeschehens

Autonomiegrad des BS

Personale Unterstützung Begleitperson

Andere Teilnehmende am BS

Dieckmann (2022) hat gezeigt, wie sich aus dem Behavior Setting-Konzept
differenziert Arten von Barrieren ableiten lassen, die grundsätzlich für alle derar-
tigen Geschehenssysteme gelten (s. Tab. 7.1). Diese Barrieren werden nicht von
den individuellen Merkmalen spezifischer Personenkreise abgeleitet. Eine inklu-
sive barrierearme Gestaltung sollte an den ökologischen Grundeinheiten unseres
Alltagslebens ansetzen. Ein weiteres Beispiel für den Nutzen der ökologisch-
psychologischen Sichtweise wird weiter unten für die Analyse von Begegnungen
im Sozialraum gegeben.

7.3 Zum Stand der Forschung zur sozialen Inklusion

Für eine prägnante Zusammenfassung des Forschungsstandes werden hier mit
Amado (2012) fünf Stufen der sozialen Inklusion unterschieden (s. Abb. 7.1).
Die physische Anwesenheit von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung
in den Sozialräumen wird gesellschaftlich weitgehend anerkannt. Auch nehmen
Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung zunehmend – in einigen Bereichen
mehr, in anderen weniger – an den verschiedenen Angeboten und Aktivitäten im
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Gemeinwesen teil, z. B. als Kund*innen in Geschäften oder Friseursalons, als
Gäste in Lokalen, als Teilnehmer*innen an kulturellen Angeboten und Freizeitak-
tivitäten, als Mitglieder einer religiösen Gemeinschaft (McCarron et al. 2011).
Der öffentliche Nahverkehr und soziale Medien werden noch wenig genutzt und
die Freizeit wird oft nicht in Begleitung selbst gewählter Freund*innen verbracht
(Amado et al. 2013). Häufig geschieht die Teilnahme im Rahmen einer von
Assistenzpersonen „geleiteten“ Gruppe, sodass die Einzelperson selbst kaum mit
Menschen ohne intellektuelle Beeinträchtigung interagiert (Clement und Bigby
2010, S. 160). Ein Beispiel wäre der Einkauf einer Wohngruppe im Supermarkt,
bei dem sich die Gruppe wie in einer Blase, dirigiert durch den Einkaufszettel
einer Mitarbeiterin durch die Regalgänge bewegt, ohne dass die einzelnen intel-
lektuell beeinträchtigten Menschen mit dem Verkaufspersonal als Kund*innen ins
Gespräch kommen.

Insgesamt resultieren aus der gemeinsamen Teilnahme selten soziale Kontakte,
die zu neuen gemeinsamen Aktivitäten führen. Noch seltener entwickeln sich

Abb.7.1 Qualitativ unterschiedliche Stufen der Inklusion im Gemeinwesen (Dieckmann
et al. 2013, S. 21; basierend auf Amado 2012, S. 813)
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engere Freundschaften oder Wohn- oder Lebenspartnerschaften zwischen Men-
schen mit und ohne intellektuelle Beeinträchtigung (Dieckmann et al. 2013, S. 20;
Amado et al. 2013). Die sozialen Netzwerke von Erwachsenen mit intellektueller
Beeinträchtigung sind im Mittel erheblich kleiner als die der Allgemeinbevölke-
rung (Robertson et al. 2001) und viele Beziehungen sind über längere Jahre nicht
stabil (Haveman und Stöppler 2021). Der Großteil der Menschen mit intellektu-
eller Beeinträchtigung hat keine/n feste/n Lebenspartner*in und keine eigenen
Kinder. Zu den Beziehungspartner*innen gehören typischerweise neben den
professionellen Assistenzpersonen Angehörige der Herkunftsfamilie und andere
Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung. Sehr viel seltener bestehen enge
Kontakte zu Menschen ohne Behinderung. Neben Assistenzpersonen sind Eltern
oder Geschwister oft die wichtigsten Vertrauenspersonen. Freundschaften bleiben
stark an Kontexte gebunden (z. B. Werkstatt für behinderte Menschen, Freizeit-
gruppen, Wohngemeinschaften) und machen diese anfällig für Abbrüche nach
dem Ausscheiden aus einem solchen Setting. Selbst gewählte Beziehungen zu
anderen Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung werden geschätzt, weil
sie als entlastend erlebt werden, zur Selbstermächtigung beitragen (nicht nur in
Selbstvertretungsgruppen) und auch die Möglichkeit zu intimeren Beziehungen
bieten. Noch wenig erforscht ist, welche Rolle solche Beziehungen für die Inklu-
sion im Gemeinwesen spielen können. In allen Wohnformen finden sich sowohl
Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung, deren Sozialbeziehungen auf die
direkten Unterstützungspersonen beschränkt bleiben, als auch solche, die über
ein ausdifferenziertes Beziehungsnetz verfügen (Dieckmann et al. 2015, S. 15).
In zwei großen und repräsentativen Studien aus den USA (Stancliffe et al. 2007)
und aus Irland (McCarron et al. 2011) berichtete jeweils die Hälfte der Befrag-
ten von Einsamkeitsgefühlen, die manchmal oder oft auftreten. In der irischen
Studie gab ein Drittel an, Schwierigkeiten zu haben, Freund*innen zu finden. In
der amerikanischen Studie wurde vor allem die Abwesenheit eines Partners oder
einer Partnerin beklagt.

Der Grad der Teilnahme im Gemeinwesen von Erwachsenen mit intellektu-
eller Beeinträchtigung ist geringer als in der Allgemeinbevölkerung und als in
anderen Gruppen von Menschen mit Beeinträchtigungen (Amado et al. 2013).
Die Partizipation sinkt mit dem Alter und mit dem Grad der Beeinträchtigung
der Personen. Verdonschot et al. (2009) listen nach Auswertung von elf Stu-
dien folgende Umweltfaktoren auf, die die Teilnahme im Gemeinwesen fördern:
kleine Wohneinheit (institutionelle Wohnformen wirken sich negativ aus), Viel-
falt und Attraktivität von Angeboten in der Wohnumgebung, Arbeitsangebote,
Verfügbarkeit von Verkehrsmitteln, flexible Unterstützung durch Assistenzper-
sonen, Engagement der Herkunftsfamilie, individuelle Wahlmöglichkeiten und
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Ausrichtung auf Selbstbestimmung sowie die Partizipation von Bewohner*innen
an Entscheidungen von Wohndiensten. Der Beitrag von Heddergott und Dieck-
mann in diesem Band (Kap. 4) geht noch genauer auf Zusammenhänge ein.
Zur sozialen Inklusion von Erwachsenen mit intellektueller Beeinträchtigung,
die in ihrer Herkunftsfamilie leben, liegen noch kaum Forschungsergebnisse vor
(Amado et al. 2013).

Anders als barrierefreie Umgebungen oder inklusive Angebote sind persön-
liche soziale Beziehungen nicht einfach durch Vorkehrungen herstellbar. Sie
wachsen aufgrund der Initiative und der gegenseitigen Sympathie der Beteiligten.
Allerdings können Akteure im Gemeinwesen durch die vollwertige Anerkennung
von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung dafür sorgen, dass dieser Per-
sonenkreis mit seinen Lebenserfahrungen und Ausdrucksweisen gesellschaftlich
attraktiver erscheint. Interventionen zur sozialen Inklusion folgen zwei Strate-
gien (Amado et al. 2013): Zum einen werden Menschen mit intellektueller
Beeinträchtigung in allgemeine Settings im Gemeinwesen integriert. Durch den
regulären Kontakt entstehen Gelegenheiten zu bedeutungsvollen Interaktionen.
Ein gut beforschtes Beispiel ist die Beteiligung von Rentner*innen mit intel-
lektueller Beeinträchtigung an allgemeinen Seniorengruppen und ehrenamtlichen
Aktivitäten in Australien (Stancliffe et al. 2013). Eine zweite Strategie zielt auf
die Veränderung von Einstellungen wichtiger Akteure gegenüber Menschen mit
intellektueller Beeinträchtigung in den Mainstream-Angeboten, z. B. in Sport-
vereinen oder Kirchengemeinden. Zum einen geht es um die Identifikation von
Barrieren (z. B. Mobilität, Kommunikationsschwierigkeiten), zum anderen um die
Erfahrung von Gewinnen durch die Teilnahme von behinderten Menschen (z. B.
durch eine sensiblere und sorgsamere Interaktion in Gruppen, das Zeigen freund-
schaftlicher Verbundenheit). Als hilfreiche Elemente haben sich die Einführung
eines Mentoring, die Zurverfügungstellung praktischer Informationen und der oft
vorübergehende Einsatz von Assistenzpersonen erwiesen. Insgesamt gilt es, das
Gemeinwesen und seine Akteure stärker in die Pflicht zu nehmen.

Noch wenig erforscht ist der Zusammenhang zwischen der Teilnahme an Akti-
vitäten im Gemeinwesen und der wahrgenommenen Zugehörigkeit von Menschen
mit intellektueller Beeinträchtigung bei allen Beteiligten. Zudem wird deutlich,
dass der präferierte Grad an Inklusion an Aktivitäten individuell unterschiedlich
ist, wobei das Anspruchsniveau auch mit dem Sozialisations- und Erfahrungshin-
tergrund zusammenhängt. Bei der Messung der Teilnahme an Aktivitäten standen
bisher als Indikatoren die Teilnahmemöglichkeit (ja-nein), die Häufigkeit und die
Intensität der Beteiligung im Vordergrund (s. Kap. 5).
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7.4 Aktuelle Forschungsthemen

Fragestellungen, Methoden und Befunde der anwendungsorientierten Forschung
sollen an den vier aktuellen Forschungsthemen Handlungskonzept Sozialraum-
orientierung, Planung inklusiver Gemeinwesen, Begegnungen im Sozialraum und
Nachbarschaft aufgezeigt werden.

7.4.1 Handlungskonzept Sozialraumorientierung

Im deutschsprachigen Raum ist das Handlungskonzept Sozialraumorientierung
in die Behindertenhilfe eingeführt worden, um die Unterstützung stärker auf die
selbstbestimmte Teilhabe und soziale Inklusion von Menschen mit Behinderun-
gen auszurichten. Das Handlungskonzept entstand in der Gemeinwesenarbeit in
den 1970er/80er Jahren und hatte sich bereits in der Jugendhilfe und der sozia-
len Stadtentwicklung etabliert, bevor es auch für die Behindertenhilfe adaptiert
wurde. „Ausgehend vom Willen des Einzelnen, der Stärkung seiner Eigenini-
tiative und dem Einbezug seiner persönlichen und sozialen Ressourcen werden
durch Zielgruppen- und bereichsübergreifende Kooperation und Vernetzung mit
lokalen Akteur*innen Ressourcen im Stadtviertel oder der Gemeinde erschlossen,
die die Teilhabechancen stärken“, so formuliert die Deutsche Heilpädagogische
Gesellschaft (2021, S. 24) unter Rückgriff auf Hinte die Grundidee der Sozial-
raumorientierung. Was es fachlich heißt, sozialraumorientiert zu arbeiten, haben
Früchtel und Budde (2010) in ihrem sog. SONI-Modell für die verschiedenen
Handlungsfelder konkretisiert (Tab. 7.2).

Das Akronym SONI steht für vier Handlungsfelder: Politik (S – für gesell-
schaftliche und örtliche Sozialstruktur), Organisation (O), bürgerschaftliche Netz-
werke bzw. Angebote im Gemeinwesen (N), und Individuum (I). Diese vier
Handlungsfelder werden zusammen betrachtet, die Arbeit in ihnen soll aufein-
ander bezogen erfolgen. Die sozialraumorientierte Arbeit bewegt sich auf den
Ebenen des Systems und der Lebenswelt (Tab. 7.2). Auf der Ebene der Lebens-
welt wird die individuelle Fallarbeit, bei der die Ressourcen, Ziele und Interessen
einer Person im Vordergrund stehen, erweitert um die Erschließung von Ressour-
cen im sozial geteilten Raum. Die System-Ebene umfasst das gesellschaftliche
Ordnungssystem (Politik, Rechte, Wirtschaft, Verwaltung, Gesundheit, Hilfe-
system) und Organisationen, die Unterstützung bewerkstelligen können. Zum
Handeln auf der Systemebene gehört, sich kommunalpolitisch einzumischen und
zu beteiligen sowie Rechtsansprüche geltend zu machen. Auf der organisationa-
len Ebene geht es darum, Organisationsstrukturen zu schaffen, die ein effektives
Handeln vor Ort ermöglichen, und mit anderen Organisationen im Sozialraum
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zu kooperieren. Die sozialraumorientierte Arbeit versteht sich nicht als ein blo-
ßes Add-on, als Hinzufügung zur individuellen Fallarbeit, sondern verändert auch
den personenzentrierten Blick fundamental. Die Kunst der Leitung einer Organi-
sation besteht darin, abgestimmt über alle vier Felder zu handeln mit dem Ziel
der Verbesserung der Teilhabe der Klient*innen.

Teilhabeforschung in Deutschland beschäftigt sich mit der Frage, wie das
Handlungskonzept Sozialraumorientierung in Organisationen der Behinderten-
hilfe implementiert werden kann, sodass es sich als soziale Innovation durchsetzt.

Wie kann die Sozialraumorientierung in Anbieterkonzepte gegossen und wie
können sozialraumbezogene Leistungen finanziert werden? In Modellprojekten in
Hessen (Erhardt et al. 2015; May et al. 2018) und Westfalen-Lippe (Dieckmann
et al. 2023) wurden bei der Schaffung neuer Wohnsettings zusätzliche Mittel
für die sozialraumorientierte Arbeit zur Verfügung gestellt. In der Begleitfor-
schung wurden deren Ziele, die Aufgabenprofile und angewandten Methoden der
für die Umsetzung eingestellten Fachkräfte dokumentiert. Im westfälischen Pro-
gramm für selbstständiges und technikunterstütztes Wohnen im Quartier wird
das Wohnen in der eigenen Häuslichkeit auch für Menschen mit höherem
Unterstützungsbedarf in Apartmenthäusern realisiert. Mieter*innen werden dabei
über zwei Jahre von einer sozialraum- und quartiersbezogenen Teilhabegestal-
ter*in unterstützt. Diese Stelle wird vom Landschaftsverband Westfalen-Lippe als
zuständigen Träger der Eingliederungshilfe auf der Basis eines Anbieterkonzepts
finanziert. In der Projektevaluation zeigt sich, dass Anbieter sehr unterschiedlich
darauf vorbereitet sind, Fachkonzepte für die sozialraumorientierte Arbeit zu ver-
fassen und dass eine solche Orientierung Auswirkungen auf die Strukturen der
gesamten Organisation nach sich ziehen muss.

Die Finanzierung nicht-fallspezifischer sozialraumorientierter Arbeit ist über-
zeugender zu argumentieren, wenn sie sich nachvollziehbar in der individuellen

Tab.7.2 SONI-Modell der Sozialraumorientierung (Darstellung adaptiert nach Früchtel
und Budde 2010 sowie Laumann und Dieckmann 2020)

Ebene des Systems Sozialstruktur
Bezug: Kommunalpolik
politische & ethische
Ressourcen

Organisation
Bezug: Unterstützungssystem
institutionelle Ressourcen

Ebene der Lebenswelt Netzwerk
Bezug: Gemeinwesen
sozial-ökologische
Ressourcen

Individuum
Bezug: individuelle Fallarbeit
individuelle Ressourcen
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Teilhabe und deren Unterstützung niederschlägt. Der Vergleich der Beteili-
gung von Mieter*innen mit Behinderung an außerhäuslichen Aktivitäten und an
sozialen Beziehungen vor und wenige Monate nach dem Einzug in ein Apart-
menthaus zeigt, dass es Quartiers- und Teilhabegestalter*innen gelingen kann, die
Interessen und Ressourcen der Mieter*innen mit den Möglichkeiten im Gemein-
wesen in der individuellen Teilhabe- und Unterstützungsplanung zu verknüpfen
(Dieckmann et al. 2023). In beiden Modellprojekten wirkten sich ein langfristig
vorbereiteter Umzug, mit denen Mieter*innen positive persönliche Teilhabe-
ziele verbinden, die Einbindung der Angehörigen und die Zusammenarbeit mit
mehrheitlich aufgeschlossenen Akteuren im Gemeinwesen positiv aus auf die
individuelle Teilhabe und Lebensqualität (Steinmetz und Heimberg 2016; Dieck-
mann et al. 2023). In beiden Projekten wird zugleich deutlich, wie schwierig
sich die Schaffung von bezahlbarem und adäquat gelegenem Wohnraum aktuell
gestaltet.

Beforscht wird auch, wie die sozialraumorientierte Arbeit mit der individuellen
Teilhabeplanung verknüpft werden kann. Laumann und Dieckmann (2019) haben
vier Möglichkeiten der organisationalen Verknüpfung einander gegenübergestellt,
die sich nicht ausschließen, sondern ergänzen können:

1. Der frühzeitige Blick auf die Ressourcen im Sozialraum kann sicherge-
stellt werden, wenn eine Kraft mit sozialraumbezogener und kommunikativer
Expertise (in Hamburg „Teilhabe-Lots*innen“ genannt) Menschen mit Behin-
derung im Vorfeld einer individuellen Teilhabeplanung begleitet und berät,
um das, was sie will, sowie ihre individuellen Ressourcen und die Ressour-
cen im Gemeinwesen herauszuarbeiten. Nach einem erfolgreichen Pilotpro-
jekt in der Stiftung Alsterdorf, in dem Teilhabe-Lots*innen in einem neu
geschaffenen Eingangsmanagement des Anbieters angesiedelt waren, wird
dieses Modell vom Hamburger Senat als Leistungsträger in einem erwei-
terten Rahmen erprobt und als Beratungs- und Planungsleistung finanziert.
Teilhabe-Lots*innen sind Anbieter-unabhängige Dienstleister, die im Sinne
der Sozialraumorientierung die Klient*innen dabei unterstützen, ihre Bedürf-
nisse im Sozialraum zu realisieren. „Die Teilhabe-Lots*innen arbeiten teils
integriert und dennoch autonom im Rahmen des leistungsrechtlichen Systems.
Sie brauchen die strukturelle Distanz zu allen potentiellen Unterstützungs-
Akteuren und die kenntnisreiche Nähe zu potentiellen Dienstleistenden“
(Stonis et al. 2021, S. 9).

2. Expertise für die Realisierung der sozialräumlichen Arbeit kann in demselben
Fachdienst eines Anbieters angesiedelt werden, der auch für die Unterstützung
bei der individuellen Teilhabeplanung und für deren Umsetzung zuständig ist.
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3. Sozialraum- bzw. quartiersbezogene Teilhabegestalter*innen/ Teilhabemana-
ger*innen können in Wohndiensten vor Ort angebunden tätig sein wie in den
Modellprojekten in Hessen und Westfalen. Sie haben bei der individuellen
Teilhabeplanung und bei der Umsetzung im Alltag (Teilhabemanagement) eine
beratende Funktion.

4. Eine vierte Variante besteht darin, dass die direkte Bezugsassistenz gleich-
zeitig für die Erkundung und Verankerung sozialräumlicher Bezüge in der
Teilhabeplanung und im Teilhabemanagement verantwortlich ist.

Auf andere Weise hat die Deutsche Heilpädagogische Gesellschaft (DHG) die
Implementierung der Sozialraumorientierung vorangetrieben. In Bezug auf Men-
schen mit intellektueller Beeinträchtigung und komplexem Unterstützungsbedarf
hat sie fachliche Standards für die Unterstützung der Teilhabe formuliert (DHG
2021). Analog zu pflegerischen Standards oder medizinischen Richtlinien kann
die Formulierung pädagogischer Standards dazu beitragen, das handlungsorien-
tierte Fachwissen prägnant und schnell zu verbreiten und fachliche Ansprüche
für Unterstützungsleistungen zu formulieren. Der DHG-Standard ist ein Pilot.
Ähnlich wie für die Medizin oder Pflege müssten Strukturen für die weitere
Formulierung von Standards geschaffen werden, die die Partizipation wichti-
ger Akteure und die wissenschaftliche Fundierung garantieren (Dieckmann et al.
2021).

7.4.2 Planung inklusiver Gemeinwesen

Die Implementierung der Sozialraumorientierung in Diensten und Einrichtungen
für die Unterstützung von Menschen mit Behinderungen korrespondiert mit der
kommunalen Aufgabe, Gemeinwesen und Quartiere inklusiv zu gestalten. Die im
Grundgesetz verankerte kommunale Aufgabe der Daseinsvorsorge und die Vorga-
ben in Sozialgesetzbüchern (z. B. § 94 und § 95 BTHG) führen in Deutschland zu
sozialplanerischen Aktivitäten, wie sie in diesem Ausmaß in anderen, z. B. den
angelsächsisch geprägten Ländern unbekannt sind. Die Sozialplanung in Bezug
auf Menschen mit Behinderungen begreift sich auf der Basis der UN-BRK nicht
mehr als reine Fachplanung von Teilhabeleistungen, sondern hat den Anspruch
Gemeinwesen und Quartiere inklusiv zu gestalten, um Menschen mit Behinde-
rung eine barrierefreie und gleichberechtigte Teilhabe an allen Lebensbereichen
im Gemeinwesen zu ermöglichen.

Aufgaben und Prozessmodelle für eine auf Inklusion zielende Sozialplanung
haben Johannes Schädler, Albrecht Rohrmann und ihr Team am Zentrum für
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Planung und Evaluation sozialer Dienste an der Universität Siegen (Rohrmann
et al. 2014) sowie Sabine Schäper, Friedrich Dieckmann und Christiane Rohleder
am Institut für Teilhabeforschung an der Katholischen Hochschule Nordrhein-
Westfalen Münster (Schäper et al. 2019) iterativ anhand von kommunalen
Planungsprojekten entwickelt.

Der Siegener Ansatz der örtlichen Teilhabeplanung zielt auf fünf Aufga-
benfelder: die politische Partizipation von Menschen mit Behinderung und
Schaffung von Beteiligungsstrukturen, die Sensibilisierung der Öffentlichkeit und
Bewusstseinsbildung, die Gestaltung einer barrierefreien Infrastruktur, die inklu-
sive Gestaltung von Einrichtungen für die Allgemeinheit und die Entwicklung
flexibler inklusionsorientierter Unterstützungsdienste für Menschen mit Behinde-
rung. Orientiert am Lebenslauf gilt es, Angebote und Unterstützungsstrukturen
für alle Lebensphasen inklusiv umzugestalten. Neben der Einbeziehung der
gewählten kommunalen Gremien werden Bürger*innen direkt beteiligt in niedrig-
schwelligen „offenen Foren“, die oft einmalig stattfinden, und in verbindlicheren
Arbeitsgruppen, die projektbezogen befristet sind („Arenen“). Von ihrem Selbst-
verständnis her richten Sozialplaner*innen ihr Handeln an einer Strategie aus,
bringen die fachliche Expertise ein und organisieren Partizipation (Schädler
2010).

Der Münsteraner Ansatz (Schäper et al. 2019; Dieckmann und Rohleder 2021)
integriert am Beispiel der Lebensphase Alter die kommunale Teilhabeplanung,
die Psychiatrieplanung, die Seniorenplanung und Pflegebedarfsplanung. Das Vor-
gehen ist inklusiv, orientiert sich an den Sozialräumen und Adressat*innen und
wird partizipativ angelegt. Die Bearbeitung der sachlich-inhaltlichen Planungs-
aufgabe ist eingebunden in die kommunalpolitischen Entscheidungsketten und
erfolgt darüber hinaus im Zusammenspiel mit längerfristig angelegten Koopera-
tionsstrukturen und zeitlich befristeten Beteiligungsformaten auf Ebene der Stadt
bzw. des Kreises und in den betroffenen Quartieren (Stadtteilen bzw. kreisan-
gehörigen Gemeinden). Zu den Aufgaben der Sozialplanung gehören auch die
Schaffung und Pflege von Kooperationsstrukturen (z. B. von Arbeitskreisen Alter
in den Stadtteilen, einer Konferenz von Anbietern und Selbstvertretungsgrup-
pen auf Ebene des Kreises oder der Stadt) und die jeweils passende Gestaltung
von projektbezogenen Partizipationsmöglichkeiten. Schäper et al. (2019) stellen
eine Reihe partizipativer Planungsmethoden vor sowie die Nutzung geographi-
scher Informationssysteme für die sozialräumliche Darstellung von Bedarfen und
Angeboten.

Es geht nicht darum, ein einheitliches technokratisches Prozessmodell für eine
inklusive Sozialplanung in allen Städten und Kreisen zu etablieren. Dazu ist auch
das System sozialer Leistungen zu stark aufgesplittet und mit von Bundesland
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zu Bundesland unterschiedlichen Zuständigkeiten zu variantenreich. Vielmehr ist
nach der Phase der wissenschaftlichen Entwicklung von Planungsansätzen und
-methoden empirisch zu evaluieren, was sich in der Praxis bewährt hat und wie
Ansätze und Methoden auf den unterschiedlichen Ebenen implementiert werden
können.

7.4.3 Positive Begegnungen im Sozialraum

Die Auflösung gemeindeferner Wohninstitutionen und die Schaffung gemeinde-
integrierter Wohnsettings (Deinstitutionalisierung) war häufig mit der Hoffnung
verbunden, dass sich für Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung tiefer-
gehende soziale Beziehungen zu Mitbürger*innen in der Nachbarschaft und im
Gemeinwesen ergeben würden. Das ist nicht in dem erwarteten Maße einge-
treten (Amado et al. 2013). Insbesondere in städtischen Räumen entwickeln
jedoch auch andere Einwohner*innen oft keine lang andauernden Freundschaf-
ten in ihrem Wohnviertel. Stadtgeographen weisen darauf hin, dass einmalige
soziale Begegnungen und sog. schwache soziale Beziehungen („weak social
ties“), z. B. Bekanntschaften, ein Gefühl der Zugehörigkeit, soziale Anerkennung,
Wohlbefinden sowie Sicherheit vermitteln können (Fincher und Iveson 2008).
Die australische Arbeitsgruppe um Bigby und Wiesel (2019) hat untersucht,
was für Arten von Begegnungen Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung
außerhalb der Wohnung im Sozialraum erleben und welche Bedingungen „gute“
Begegnungen fördern bzw. verhindern.

Bigby und Wiesel (2019) differenzieren drei Typen geselliger („convival“)
Begegnungen im öffentlichen oder halb-öffentlichen Raum:

• Begegnungen, die aufgrund der vorübergehenden Übernahme gleicher Rollen
(z. B. als Tanzschüler*in in einem Tanzworkshop oder als Müllaufleser*in
einer Putzaktion in der Gemeinde) zu einer Identifikation miteinander führen,

• Begegnungen, die mit einer kurzzeitigen Anerkennung im Alltag verbunden
sind, z. B. durch Blickkontakt, Hilfeleistungen, Grüßen während der Nutzung
des ÖPNV oder in Einkaufsläden,

• wiederholte Begegnungen, die zu einem Bekanntwerden führen, z. B. als Mit-
glied in einer Kirchengemeinde, in der Nachbarschaft, beim Bäcker „um die
Ecke“.
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Von diesen inklusiven Begegnungstypen unterscheiden Bigby und Wiesel (2019):

• Begegnungen in spezifischen sozialen Räumen für Menschen mit Beeinträch-
tigung (z. B. Werkstätten für behinderte Menschen),

• exkludierende Begegnungen, die das Gefühl vermitteln, nicht dazuzugehören
(z. B. durch abwertende Bemerkungen, Ungeduld oder Furchtreaktionen eines
Gegenübers),

• das Meiden oder Auslassen von Interaktionen – sei es absichtlich oder nicht.

Wie Assistenzpersonen in der konkreten Interaktion gesellige Begegnungen mit
anderen fördern können, zeigt anschaulich die von Bigby und Wiesel (2014) kon-
zipierte Online-Fortbildung „Supporting Inclusion“ (http://supportinginclusion.
weebly.com). Zudem haben Bigby und Wiesel (2019) auf der Grundlage von teil-
nehmender Beobachtung, Fragebögen und Interviews Merkmale von öffentlichen
bzw. halb-öffentlichen Settings („places“) identifiziert, die Begegnungen erleich-
tern. So würden Settings, deren Aktivitäten nicht wettbewerbsorientiert sind, die
von Menschen mit und ohne Beeinträchtigung für den gleichen Zweck aufge-
sucht werden und die Gelegenheiten für verbale oder nonverbale Kommunikation
bieten, positive Kontaktaufnahmen leichter machen. In den Niederlanden haben
Bredewold et al. (2016) am Beispiel von Nachbarschaftskontakten psychisch
oder intellektuell beeinträchtigter Erwachsener herausgefunden, dass Settings
mit klaren Rollen und Regeln (z. B. Gemeinschaftsgärten, Zuverdienst-Zentren)
gesellige Begegnungen erleichtern. Solche Settings würden nicht zu hohe Anfor-
derungen an soziale Kompetenzen und Aushandlungsprozesse stellen, die Men-
schen mit psychischer oder intellektueller Beeinträchtigung oft überforderten.
Und die Interaktionsräume blieben auch für Menschen ohne Beeinträchtigung
überschaubar und begrenzbar. Bredewold et al. (2016) sprechen mit Bezug auf
Goffman von „built-in-boundaries“, die gesellige Begegnungen erleichtern.

Die Forschung zu begegnungsförderlichen Settings in Gemeinwesen steht
erst am Anfang. Mithilfe des Behavior Setting-Konzepts (BS) können öffentlich
zugängliche Geschehenstypen voneinander abgegrenzt und klassifiziert werden.
Vorliegende Befunde zu Begegnungen lassen sich kontextualisiert in einem
Behavior Setting präziser erklären. Beispielsweise muss der Wettbewerbscharak-
ter eines BS-Geschehens gesellige Begegnungen nicht ausschließen. Hinderlich
wird der Wettbewerbscharakter dann, wenn die Ansprüche der Teilnehmenden
(Ertragserwartungen) zu unterschiedlich und unvereinbar sind oder wenn durch
den Wettbewerbscharakter ein auch zeitlicher Handlungsdruck entsteht, der nicht
kompensierbar ist und zu einer Überforderung von Beteiligten führt. Behavior
Settings, die Freiräume für Kommunikation vorsehen, können Begegnungen ver-
tiefen, man denke z. B. an die Begrüßungsphase oder Schlussgespräche bei einer

http://supportinginclusion.weebly.com
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Yogastunde. Zusätzlich erleichtern Gesprächsanlässe (wie gemeinsame Erleb-
nisse, Verabschiedungen) oder eine notwendige Verständigung (z. B. Absprachen
bei Partnerübung) die Aufnahme von Kommunikation. Der Zweck eines BS führt
Personen zusammen, wie Bigby und Wiesel (2019) richtig konstatieren. Aber
ein inklusives BS, an dem Personen mit und ohne Behinderung freiwillig teil-
nehmen, wird nur dann Bestand haben, wenn die individuellen Zielerwartungen
der verschiedenartigen Teilnehmer*innen befriedigt werden. Ein BS mit einem
strukturierten Programm und klaren Rollen und Regeln erleichtert die Interaktion
einander bislang nicht bekannter Menschen und schützt auch vor weitergehenden
persönlichen Ansprüchen (Bredewold et al. 2016). Und natürlich sind Behavior
Settings, die im Alltag immer wieder aufgenommen werden und an denen eine
Person immer wieder teilnimmt, förderlich, um sich kennenzulernen, sodass aus
Begegnungen Bekanntschaften entstehen.

Aus der Perspektive des BS-Konzepts lassen sich auch neue Hypothesen über
förderliche und hinderliche Bedingungen für gesellige Begegnungen formulieren:
So können durch das räumlich-materielle Arrangement (Milieu) Kommunika-
tionsanlässe geschaffen werden, z. B. wenn sich die Gäste in einem Imbiss
an einem langen Tisch gegenüber sitzen statt an Zweier-Tischen voneinander
separiert zu speisen. Für die Wahrnehmung von Menschen mit intellektueller
Beeinträchtigung und Kontaktaufnahme ist beispielsweise der Umgang mit Ver-
letzungen von Angemessenheitsnormen im Rahmen eines BS entscheidend. Wie
werden normabweichende Verhaltensweisen interpretiert und bewertet? Inwie-
weit werden Setting-bezogene Normen verändert? Und auch Assistenzpersonen
als weitere Teilnehmende in einem BS eröffnen neue Gelegenheiten für soziale
Interaktionen.

Insgesamt kann das BS-Konzept Diensten der Eingliederungshilfe helfen, Set-
tings im Gemeinwesen im Hinblick auf Inklusion und Möglichkeiten für soziale
Begegnungen zu sondieren. Beispielsweise suchen manche Tagesförderstätten
Settings in den Gemeinden, in denen auch Menschen mit komplexer Beeinträch-
tigung kleinere Arbeiten übernehmen können („sich nützlich machen“) und die
damit einhergehend Begegnungsmöglichkeiten bieten (Becker 2016).

7.4.4 Nachbarschaft und nachbarliche Beziehungen

Der Begriff „Nachbarschaft“ bezieht sich sowohl auf die Gesamtheit der Nach-
bar*innen in der Umgebung als auch auf die von Nachbar*innen bewohnte
Gegend (soziale und physische Wohnumwelt, Flade 2006, S. 81). Unter Nach-
barschaft kann aber auch ein sozial und räumlich markiertes Geschehenssystem,
ein Mikrosystem im Sinne Bronfenbrenners (1990) verstanden werden (Seifert
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2018). Die Nachbar*innen einer Person sind die Menschen, die außerhalb der
Wohnung der Person in unmittelbarer räumlicher Nähe leben. Je nach Sied-
lungsform gibt es Nachbar*innen, die im gleichen Haus leben, und solche, die
nebenan oder gegenüber in anderen Häusern wohnen. Was für ein nachbarschaft-
liches Geschehen sich entfaltet, hängt von den Gelegenheiten in der Umwelt
sowie den Interessen und Kompetenzen potenziell Beteiligter ab, eine Nachbar-
rolle auszufüllen – gegebenenfalls mit Unterstützung (vgl. Overmars-Marx et al.
2014). Gelegenheiten für Nachbarschaftsgeschehen lassen sich mithilfe folgen-
der Fragen eingrenzen: Welche kulturellen Normen rahmen nachbarschaftliches
Verhalten? Was nutzen Nachbar*innen gemeinsam? Was haben sie gemeinsam
zu regeln? An welchen Orten begegnen sie sich im Alltag? Wie sehr sind sie
vom Wohnalltag des jeweils anderen positiv oder negativ tangiert? Für westliche
Länder identifizieren Skjaeveland et al. (1996) vier Aspekte von Nachbarschafts-
geschehen: Sich Grüßen und kurze Gespräche im Alltag (als typische Merkmale
sog. schwacher sozialer Beziehungen), gegenseitige Unterstützungshandlungen
(mit Lebensmitteln aushelfen, sich Dinge ausleihen, Post entgegennehmen u. ä.),
Ärger mit Nachbar*innen (z. B. aufgrund von Störungen der Privatheit wie Lärm
und Geruch oder interpersonaler Konflikte) sowie die kognitiv-emotionale Bin-
dung an die Nachbarschaft, die im besten Fall ein Gefühl von Vertrautheit und
Sicherheit vermittelt.

Das Interesse an nachbarlichen Beziehungen ist individuell verschieden. Flade
(2006) unterscheidet unter Rückgriff auf Riger und Lavrakas (1981) vier Typen
von Nachbar*innen: Die Mobilen sind wenig örtlich verwurzelt und sozial einge-
bunden (oft z. B. Studierende, junge Berufstätige). Die Isolierten leben dagegen
schon lange in der Nachbarschaft, haben aber dennoch kaum soziale Bezüge
entwickelt. Davon zu unterscheiden sind die sozial Eingebundenen, die erst
kurz in der Nachbarschaft leben, wie beispielsweise junge Familien. Der vierte
Typus sind die Etablierten, die eng mit ihrer Nachbarschaft verwurzelt und
zugleich sozial eingebunden sind. Die Unterschiede im Nachbarschaftsverhalten
zwischen Stadt und Land, aber insbesondere auch zwischen unterschiedlichen
städtischen Quartieren lassen sich auch mit den unterschiedlichen nachbarschaftli-
chen Bedürfnissen erklären. Gerade innerstädtische Quartiere zeichnen sich durch
eine Vielfalt und einen starken Wechsel von Nachbar*innen aus. Nachbar*innen
im ländlichen Raum sind häufig seit langem dort verwurzelt, kennen sich über
soziale Netzwerke und sind auch stärker aufeinander angewiesen. Neben den
Bedürfnissen ist für die Betrachtung nachbarlicher Beziehungen von Menschen
mit intellektueller Beeinträchtigung die Frage wichtig, inwieweit sie – gegebe-
nenfalls mit Unterstützung – die nachbarliche Rolle einnehmen und gestalten
können.
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Die Auflösung von Komplexeinrichtungen war mit der Hoffnung verknüpft,
dass Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung infolge des Umzugs in Stadt-
viertel und dörfliche Gemeinden nachbarliche Beziehungen zu nichtbehinderten
Menschen entwickeln würden. Nachbarliche Beziehungen sollten zu einer Brücke
für die soziale Inklusion von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung
in Gemeinwesen werden. Je nach Wohnsetting sind die Voraussetzungen für
Kontakte zu Nachbar*innen allerdings sehr unterschiedlich. Menschen, die in
Wohnheimen leben, haben selten Kontakte zu nichtbehinderten Nachbar*innen,
weil sich in ihrem Wohngebäude keine finden und das institutionelle Eigenleben
eine Orientierung auf die unmittelbare Nachbarschaft oft verhindert. Die Nach-
barschaftskontakte von Erwachsenen mit intellektueller Beeinträchtigung, die bei
ihren Angehörigen leben, hängen stark von der nachbarschaftlichen Einbindung
der Familie insgesamt ab. Angehörige fungieren häufig als Brückenbauer (Boland
und Guerin 2021).

Geforscht wurde vor allem zu nachbarlichen Beziehungen von Personen, die
ambulant unterstützt in einer eigenen Wohnung leben. Die Berliner Kundenstudie
von Seifert (2010) zeigt, dass sich überwiegend die von Skjaeveland et al. (1996)
beschriebenen positiven Aspekte des Nachbarschaftsverhalten entwickeln, wie
kurze Kommunikation und Kontakte im Alltag und kleine gegenseitige Hilfen.
Nachbarliche Kontakte führten nur manchmal zu tiefer gehenden persönlichen
Beziehungen. Wie oben erwähnt, wird die Bedeutung der schwachen sozia-
len Beziehungen für Erwachsene mit intellektueller Beeinträchtigung allerdings
unterschätzt. Overmars-Marx et al. (2019) identifizierten sechs Themen, die aus
der Sicht von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung in ihrer Nachbar-
schaft relevant waren. Grundlage waren Fotos, die Menschen mit intellektueller
Beeinträchtigung als relevant für ihre Nachbarschaft aufgenommen hatten und in
Interviews diskutiert wurden (Photovoice-Methode). Für die Teilnehmer*innen
waren die Attraktivität der Nachbarschaft, die Aktivitäten, die sozialen Kon-
takte und für sie möglichen sozialen Rollen bedeutsam sowie Aspekte, die
ihre Unabhängigkeit als Quartiersbewohner*in und ihre öffentliche Bekanntheit
demonstrierten. Der Grad ihrer öffentlichen Bekanntheit hing wiederum stark
zusammen mit dem Vorhandensein schwacher sozialer Beziehungen, den ausge-
übten sozialen Rollen und länger bestehenden, vor allem familiären Netzwerken
im Quartier.

Welche Bedingungen fördern die Entstehung von positiv bewertetem Nach-
barschaftsgeschehen und guten nachbarlichen Beziehungen?

Inklusiv ausgerichtete Nachbarschaften und nachbarliche Beziehungen lassen
sich nicht verordnen oder herstellen. Stadtplanung, Architektur, Gemeinwesenar-
beit, Anbieter in der Behindertenhilfe und informelle Netzwerke von Menschen



240 F. Dieckmann

mit intellektueller Beeinträchtigung können jedoch ein gedeihliches Zusammen-
leben befördern (Menzl 2018). Ob so entstehende Gelegenheiten genutzt werden,
hängt auch von den Interessen und der Ausgestaltung der nachbarlichen Rol-
len durch die Quartiersbewohner*innen mit und ohne Behinderung selbst ab
(Overmars-Marx et al. 2014). In der folgenden Zusammenfassung von For-
schungsergebnissen wird berücksichtigt, dass in der englischsprachigen Literatur
der Begriff neighbourhood oft weiter gefasst ist als im deutschsprachigen Raum
und sich internationale Studien oft auf das gesamte Quartier beziehen.

Gestaltung von Quartieren und Wohngebäuden
Barrierefreiheit: Eine barrierefreie Gestaltung der öffentlich genutzten Räume
und von Wohngebäuden, z. B. durch städtebauliche Vorgaben, erleichtert die
Inklusion.

Bezahlbarer Wohnraum: Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung, die
überwiegend Wohngeld beziehen, müssen die Möglichkeit haben, bezahlbaren
Wohnraum in Quartieren zu finden. Das gelingt häufig nur dann, wenn Kommu-
nen in Quartieren eine Mischung von sozial geförderten, von am Markt offerierten
Mietwohnungen und von Wohnen im Eigentum vorgeben. Die Erfahrung der
Stadt Hamburg zeigt, dass Wohnmöglichkeiten für Menschen mit intellektueller
Beeinträchtigung, die auf Unterstützung angewiesen sind, sich erst in ausrei-
chender Anzahl ergeben, wenn eine Mindestquote inklusiver Wohneinheiten für
einzelne Areale innerhalb eines Quartiers festgeschrieben wird (Menzl 2018; Gies
2022).

Zusammensetzung der Bewohnerschaft: Für die Entstehung eines nachbar-
schaftlichen Geschehens sind Quartiersbewohner*innen wichtig, die längerfristig
wohnen bleiben, die als gleich oder ähnlich Gesinnte bestimmte Haltungen und
Lebensstile teilen und die von ihrem sozial-kulturellen Kapital her die Kompe-
tenzen für die Initiierung von nachbarschaftlichem Geschehen mitbringen. Die
Segregation innerhalb eines Viertels kann durch städtebauliche Vorgaben (z. B.
zulässige Art der Bebauung, Anwendung von Quoten für das Wohnen zur Miete
und im Eigentum auf der Ebene von Straßenzügen oder -blöcken, Gies 2022)
verhindert werden.

Begegnungsorte und Angebote: Im Quartier sollten Angebote erreichbar sein,
die von Nachbar*innen aus eigenem Interesse aufgesucht werden und zu Begeg-
nungen und Aktivitäten führen. Dazu zählen u. a. Geschäfte und Dienstleister für
den alltäglichen Bedarf, Verweilzonen und „grüne“ Orte, Freizeitangebote und
Quartierszentrum, Quartierstützpunkt mit sozialen Dienstleistungen. Dabei muss
es hinreichend viele nichtkommerzielle Angebote geben.
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Halb-private Zonen und Gemeinschaftsräume in Wohngebäuden: Die Gestal-
tung halb-privater Zonen und klarer Übergänge vom halb-privaten zum öffentli-
chen Raum in Wohngebäuden und um sie herum kann Begegnungsmöglichkeiten
schaffen und erleichtern. In Wohnhäusern haben sich Gemeinschaftsräume der
Haus- oder Mietergemeinschaft bewährt, die je nach Interesse der Hausbewoh-
ner*innen für unterschiedliche Funktionen genutzt werden, z. B. als Fitnessraum,
Werkstatt, Raum für Geselligkeit, Gemeinschaftsgarten.

Abgrenzungsmöglichkeiten in Wohngebäuden: Neben den Gelegenheiten zur
Begegnung lassen sich nachbarliche Störungen vermeiden, wenn ein ausrei-
chender Schutz vor sensorischer Stimulation durch die räumliche und bauliche
Gestaltung (Distanzen, Schall- und Sichtschutz) gegeben ist. Für die Akzep-
tanz von Menschen mit herausforderndem Verhalten ist das essenziell wichtig.
Dichtere Wohnbebauungen sind hier oft weniger geeignet.

Quartiersmanagement und Bewusstseinsbildung
Bewusstseinsbildung für Nachbarschaftshilfe: Kommunen und andere Akteure
können Nachbarschaftshilfe nicht verordnen, sie ist freiwillig und auch abhängig
von den konkreten Nachbarschaftskonstellationen. Kommunen können aber z. B.
im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit ein Klima schaffen, das Nachbarschaftshilfe
als Teil einer Kultur des Zusammenlebens im Gemeinwesen aktualisiert.

Quartiersmanagement: Die Beteiligung von Quartiersbewohner*innen, die
Entfaltung und Nutzung von Angeboten im Quartier und die Entstehung von
nachbarschaftlichen Geflechten kann durch ein Quartiersmanagement, das auch
die Inklusion zum Ziel hat, gefördert werden (Menzl 2018). Zum Teil kön-
nen auch Quartiers- und Teilhabegestalter*innen, die in der Eingliederungshilfe
beschäftigt sind, zum Aufbau eines inklusiven Quartiers beitragen.

Typen von Wohnsettings mit Unterstützung
In Wohnheimen haben Bewohner*innen aufgrund der räumlichen Bedingungen
und einer oft vorherrschenden institutionellen Binnenorientierung kaum Chancen,
Nachbar*innen ohne Behinderung kennen zu lernen. Leben Menschen mit Behin-
derung zusammen mit Angehörigen, hängt das Nachbarschaftsleben oft von der
Einstellung der Angehörigen zur Nachbarschaft und der familiären Unterstützung
nachbarlicher Beziehungen ab. Für die Entstehung nachbarlicher Beziehungen
auch von Menschen mit höherem Unterstützungsbedarf werden als Wohnsettings
inklusive Hausgemeinschaften, in denen Menschen mit und ohne Behinderung
in verschiedenen Haushalten unter einem Dach leben (z. B. im Rahmen einer
Baugemeinschaft) oder das Wohnen in einem inklusiv ausgerichteten Verbund
von unterstützten Wohnsettings in einer Nachbarschaft (z. B. das Wohnen „im
Drubbel“, Hoppe 2006) bevorzugt. Das Leben in einem Verbund von in der
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Nachbarschaft verteilten Wohnungen ermöglicht nicht nur eine ökonomische
Organisation der Unterstützung, sondern hilft, die Selbsthilfepotenziale nachbarli-
cher Beziehungen zu Menschen mit und ohne Behinderung auf freiwilliger Basis
zu erschließen.

Wohndienste und Assistenzpersonen
Eine irische Studie (Boland und Guerin 2022) kommt zu dem Schluss, dass
Anbieter zwar die Bedeutung der Inklusion im Wohnquartier als Leitideen in den
Konzeptionen haben, dass dieses Handlungsfeld aber kaum in konkrete Aufgaben
und Handlungsweisen übersetzt wird. Wohndienste und unterstützte Wohnsettings
begreifen sich noch wenig als Teil einer Nachbarschaft. Dabei können gerade
unterstützte Wohnsettings für Nachbar*innen Alltagshilfen leisten, die Bezie-
hungen fördern, z. B. die Annahme von Paketen oder das Blumengießen im
Urlaub. Entscheidend ist die Einstellung von Assistenzpersonen in Wohndiens-
ten (Overmars-Marx et al. 2014). Diejenigen, die sich eher als Betreuer*innen
denn als Unterstützende von Inklusion begreifen, sehen es nicht als ihre primäre
Aufgabe an, Gelegenheiten für Nachbarschaftsgeschehen zu nutzen und Men-
schen mit intellektueller Beeinträchtigung dabei zu helfen, auf Gegenseitigkeit
beruhende nachbarliche Beziehungen zu schaffen. Erschwerend kommt hinzu,
dass die Unterstützung von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung in der
Interaktion zu anderen in der Öffentlichkeit oft mit größeren Hemmungen bei
Assistenzpersonen verbunden ist als in der Wohnung.

Informelle und familiäre Beziehungen
Die informellen Netzwerke von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung,
insbesondere familiäre Beziehungen, sind eine wichtige Ressource für die Entste-
hung von nachbarlichen Beziehungen (Overmars-Marx et al. 2014). Boland und
Guerin (2021) stellten fest, dass erwachsene Geschwister sehr oft als Brücken-
bauer in die Nachbarschaft fungieren. Das trifft sowohl zu, wenn Erwachsene mit
intellektueller Beeinträchtigung zusammen mit ihren Eltern oder Geschwistern
wohnen, als auch wenn sie nur an Wochenenden dort zu Besuch sind. Aktivitä-
ten im Gemeinwesen werden von einem Großteil der Geschwister, die in Kontakt
mit ihren behinderten Geschwistern sind, begleitet, z. B. gemeinsames Ausgehen,
Einkäufe, Freizeitaktivitäten. Die inklusive Funktion von Angehörigen ist bislang
zu wenig beachtet worden.

Nachbarschaftsrelevante Kompetenzen
Abbott und McConkey (2006) identifizieren vier Kompetenzen für die soziale
Inklusion in der Nachbarschaft: Gespräche mit anderen Leuten führen; aner-
kannt werden von anderen; die Nutzung von Angeboten im Gemeinwesen und
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die Möglichkeit von Assistenz für selbstbestimmtes Handeln. Zu den erforder-
lichen Fertigkeiten gehören auch das aktive Grüßen, Höflichkeitsverhalten (wie
Tür offenhalten) und das Wissen und Praktizieren von Gegenseitigkeit bei Gefäl-
ligkeiten. Ortskenntnisse, Lese-, Schreib- und Rechenkompetenzen erleichtern
die Einbindung, weil Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung selbststän-
dig ohne Assistenz teilnehmen können. Nicht verwunderlich ist, dass Menschen
mit schwerer intellektueller Beeinträchtigung weniger dieser Kompetenzen entwi-
ckeln (Overmars-Marx et al. 2014). Die Förderung der sozialen Kompetenzen von
Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung für Nachbarschaftsverhalten ist
essenziell. Genauso aber müssen Nachbarn lernen, ihr Verhalten gegenüber Men-
schen mit intellektueller Beeinträchtigung anzupassen. Assistenzpersonen nehmen
zu wenig wahr, dass sie beides unterstützen sollten.

7.5 Fazit

Dieser Beitrag schließt mit einigen Empfehlungen, die aus der Bewertung der dar-
gestellten Forschung zur sozialen Inklusion von Erwachsenen mit intellektueller
Beeinträchtigung resultieren:

• Zum gegenseitigen Nutzen sollte die bislang stärker auf Fachkonzepte und
theoretische Betrachtungen ausgerichtete Forschung im deutschsprachigen
Raum in die internationale, empirisch orientierte Forschungsgemeinschaft
eingebracht werden.

• Die Teilnahme an Aktivitäten im Gemeinwesen und die Entstehung und Pflege
sozialer Beziehungen sind wechselseitig miteinander verwoben. Die Bedeu-
tung sog. schwacher sozialer Beziehungen für die soziale Inklusion wird
unterschätzt. Interventionen beziehen sich mittlerweile sowohl auf die Unter-
stützung von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung und ihrer An- und
Zugehöriger als auch auf Veränderungen bei den Akteuren und Angeboten im
Gemeinwesen. Zukünftige Forschung sollte erhellen, wie aus der Beteiligung
an Aktivitäten und sozialen Beziehungen Anerkennung und die Wahrnehmung
von Zugehörigkeit entsteht.

• Die statischen Rahmenmodelle für die Verortung von Einflussfaktoren auf
die soziale Inklusion sind zu ergänzen um ökologische Theorien, die in der
Lage sind, die Komplexität von Umweltausschnitten abzubilden. Sie kön-
nen zu einer eher kontextspezifischen und damit auch anwendungsnäheren
Differenzierung der Forschung führen.
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• Der eingeschlagene Weg, Barrieren und Förderfaktoren feinkörnig empirisch
zu analysieren, hat sich auch für die Anwendung als nützlich erwiesen. Nach-
holbedarf besteht für Forschung zur Implementation von Handlungsstrategien
und Fachkonzepten in den Gemeinwesen und Wohndiensten.

• Ein anwendungsorientiertes Forschungsprogramm zur sozialen Inklusion hat
die Perspektiven und Expertise verschiedener Disziplinen und Professionen zu
berücksichtigen, z. B. auch die der Stadtplanung, Geografie und Architektur,
und sollte idealerweise interdisziplinär angelegt werden.
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8Organisationskultur
in Wohndiensten – vom Konzept zur
Messung

Anna-Maria Behrendt, Claudia Hagedorn,
Friedrich Dieckmann und Antonia Thimm

Zusammenfassung

Viele Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung sind für ihre individuelle
Lebensführung auf die Unterstützung professioneller Assistent*innen ange-
wiesen. Die Assistent*innen arbeiten überwiegend in Mitarbeiterteams, die in
Organisationsstrukturen und -hierarchien von Wohndiensten eingebunden sind.
Die Anleitung und die Zusammenarbeit in diesen Mitarbeiterteams spielen
eine zentrale Rolle für die Planung und Umsetzung einer personenorientierten
Unterstützung und damit für die individuelle Teilhabe und Lebensqualität der
Bewohner*innen bzw. Mieter*innen. Mit dem Konzept der Organisationskul-
tur können Werte, Haltungen und Arbeitspraxen in Wohndiensten, die sich im
alltäglichen Handeln und Denken der Mitarbeiter*innen zeigen, besser ver-
standen werden. Auf diese Weise werden die unausgesprochenen und weniger
sichtbaren Anteile, die sich in der unterstützenden Arbeitspraxis widerspie-
geln und mögliche Barrieren darstellen, (er)fassbar und verständlich. Das
eigene Handeln wird überprüfbarer und die Weiterentwicklung von Teams
und Organisationen kann befördert werden. Im deutschsprachigen Raum gab
es bislang kein Messinstrument zur Erfassung der Organisationskultur in
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Wohndiensten. In Kooperation mit Dr. Humphreys und Prof. Bigby (LaTrobe
University Melbourne) ist mit der Teamkulturskala für Wohndienste (TKS-W)
ein deutschsprachiges Messinstrument entstanden, das empirisch überprüft ist.
Die TKS-W ist im Anhang abgedruckt. Das Instrument kann von sozialen
Organisationen dazu genutzt werden, die Organisationskultur in Wohndiens-
ten zu diagnostizieren und partizipativ Interventionen zu ihrer Verbesserung
zu planen und einzuleiten.

8.1 Organisationskultur, individuelle Teilhabe und
Lebensqualität – Eine Einführung

Vielen Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung wird die individuelle
Lebensführung durch eine personenorientierte Unterstützung professioneller
Assistent*innen ermöglicht. Die professionellen Assistent*innen arbeiten über-
wiegend in Mitarbeiterteams, die in Organisationsstrukturen und -hierarchien
von Wohndiensten und Wohneinrichtungen eingebunden sind. Die Anleitung und
Zusammenarbeit in diesen Mitarbeiterteams spielen eine zentrale Rolle für die
Planung und Umsetzung einer personenorientierten Unterstützung und damit für
die individuelle Teilhabe und Lebensqualität der Bewohner*innen im Alltag.

Mit dem Konzept der Organisationskultur können Werte, Haltungen und
Arbeitspraxen in Wohneinrichtungen und Wohndiensten, die sich im alltäg-
lichen Handeln und Denken der Mitarbeiter*innen zeigen, besser verstanden
werden. Auf diese Weise werden die unausgesprochenen und weniger sichtbaren
Anteile, die sich in der unterstützenden Arbeitspraxis widerspiegeln und mögli-
che Barrieren darstellen, (er)fassbar und verständlich. Das eigene Handeln wird
überprüfbarer und die Weiterentwicklung von Teams und Organisationen kann
befördert werden.

Dass die Lebensqualität von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung,
die von Wohndiensten unterstützt werden und häufig in Wohneinrichtungen leben,
stark variieren kann, wurde von verschiedensten Forscher*innen um die Jahr-
tausendwende nachgewiesen (Emerson und Hatton 1996; Young und Ashman
2004; Kozma et al. 2009; Bigby et al. 2012b, S. 452, Bigby und Beadle-Brown
2016, S. 316; Bigby und Beadle-Brown 2018, S. 182–183). Diese Lebensqua-
litätsunterschiede variieren von Wohngruppe zu Wohngruppe und zwischen den
Organisationen unterschiedlicher Wohndienste der Behindertenhilfe (Bigby und
Beadle-Brown 2018, S. 183). Erste wissenschaftliche Einschätzungen ergaben
zudem, dass die Aufrechterhaltung und Gewährleistung einer konsistenten und
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qualitativ hochwertigen Unterstützung in den Wohndiensten der Behinderten-
hilfe, insbesondere für Menschen mit einem komplexen Unterstützungsbedarf,
schwierig umzusetzen sind (Mansell und Beadle-Brown 2012; Mansell et al.
2013).

Eine Reihe von miteinander interagierenden Variablen beeinflusst die Qualität
der Unterstützung in den Wohndiensten (Bigby und Beadle-Brown 2016, S. 317).
Die relevantesten Variablen, die im Zusammenhang mit einer hohen Lebens-
qualität diskutiert werden, sind – neben dem Niveau des adaptiven Verhaltens1

von Bewohner*innen – die Arbeits- und Verhaltensweisen der Mitarbeiter*innen
(unterstützende Arbeitspraxis)2 (Perry und Felce 2005; Mansell 2006; Walsh
et al. 2007 zit. n. Humphreys 2018, S. 2). In verschiedenen Forschungsprojek-
ten wurden organisationale Faktoren und die Organisationskultur als wichtige
Mediator- und Prädiktorvariablen untersucht (Hastings et al. 1995, S. 337; Hat-
ton et al. 1999, S. 207; Felce et al. 2002; Gillett und Stenfert-Kroese 2003,
S. 279; Perry und Felce 2005; Mansell 2006; Walsh et al. 2007, 2010; Mansell
und Beadle-Brown 2012).

Organisationale Faktoren, inwiefern z. B. Ressourcen der Wohngruppe bzw.
des Wohndienstes genutzt werden (Stancliffe et al. 2004), wie Leitungsebe-
nen den Wohndienst managen (Bigby und Beadle-Brown 2018; Bigby et al.
2019; Gillett und Stenfert-Kroese 2003, S. 279) und inwiefern die unterstüt-
zende Arbeitspraxis der Mitarbeiter*innen ausgestaltet, gesteuert und überprüft
wird (Emerson und Hatton 1996; Gillett und Stenfert-Kroese 2003, S. 279; Emer-
son et al. 2000, 2001; Mansell et al. 2008; Bigby et al. 2012a; zit. n. Bigby et al.
2012b, S. 453), rückten dabei in den Blickpunkt der Forscher*innen, um die
Zusammenhänge zwischen der Organisationskultur und der Lebensqualität der
Bewohner*innen aufzudecken und zu verstehen (Bigby et al. 2012b, S. 452).

Unser Beitrag verfolgt verschiedene Ziele: Ausgehend von einer Definition
von Organisationskultur wird die noch junge Geschichte der Erforschung der
Organisationskultur in Wohneinrichtungen und Wohndiensten nachgezeichnet bis
hin zur Entwicklung der Group Home Culture Scale (GHCS). Die GHCS ist ein
Instrument zur Messung der Organisationskultur, das von australischen und bri-
tischen Forscher*innen entwickelt wurde. Für dieses Instrument haben wir in
enger Abstimmung mit den Kolleg*innen in Australien eine deutsche Version

1 Adaptives Verhalten bezieht sich auf den Grad der Unabhängigkeit einer Person bei der
Durchführung alltäglicher Aktivitäten (Arnold et al. 2016).
2 In Bezug auf die Arbeitspraxis der Mitarbeiter*innen wurde die aktive Unterstützung von
Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung bei sinnvollen Aktivitäten und Beziehungen
als ein gewichtiger Prädikator für die Lebensqualität ermittelt (Mansell und Beadle-Brown
2012).
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erarbeitet. Die Teamkultur-Skala für Wohndienste (TKS-W) wird hier zum ers-
ten Mal vorgestellt und ist im Anhang abgedruckt. Die wesentlichen Ergebnisse
der Übertragung und der empirischen Erprobung der TKS-W in Deutschland
werden berichtet. Wie wirken sich strukturelle Merkmale von Mitarbeiterteams
und Wohngruppen auf die einzelnen Dimensionen der Organisationskultur eines
Teams aus? Aufschlussreiche Ergebnisse einer explorativen quantitativen Studie
zu den Zusammenhängen werden im letzten Teil präsentiert und abschließend
wird erläutert, zu welchen Zwecken sich die TKS-W einsetzen lässt.

8.2 Was ist Organisationskultur?

Im Rahmen von Organisationstheorien werden unter dem Begriff Organisations-
kultur Überzeugungen und Einstellungen, Werte und Symbole thematisiert, die
sich innerhalb von Organisationen entwickeln und das Handeln aller Organisati-
onsmitglieder informell beeinflussen (Schreyögg und Geiger 2016, S. 317).

Organisationskultur wurde zunächst aufgefasst als „die Art und Weise, wie
Dinge hier getan werden“ („how things are done around here“, Deal und Kennedy
1982, S. 4) oder etwas präziser als „[…] das, was typisch für die Organisa-
tion ist, die Gewohnheiten, die vorherrschenden Einstellungen, das gewachsene
Muster des akzeptierten und erwarteten Verhaltens.“ („It is what is typical of
the organization, the habits, the prevailing attitudes, the grown up pattern of
accepted and expected behavior“ (Drennan 1992, S. 3)). In einer aktuelleren Defi-
nition fasst Edgar Schein Organisationskultur zusammen als, „[…] die Summe
aller gemeinsamen, selbstverständlichen Annahmen, die eine Gruppe in ihrer
Geschichte erlernt hat“ (Schein 2010, S. 44). Bei der Lösung von Problemen,
sei es die Anpassung an die äußere Umwelt oder die Integration nach innen,
haben die Organisationsmitglieder gelernt, was gut genug funktioniert hat, um als
gültig anerkannt zu werden. Diese als gültig gewerteten Annahmen werden den
neuen Mitgliedern als die „richtige“ Art und Weise beigebracht, wie Probleme
wahrgenommen und bewertet werden. Aus diesem Zusammenspiel des Gelernten
entwickelt sich ein System von Überzeugungen, Werten und Verhaltensregeln, das
als grundlegend empfunden und im Unterbewusstsein der Organisationsmitglie-
der verankert wird. Kultur wird bei Schein als ein Gruppenphänomen verstanden,
das auf das Verhalten samt der Wahrnehmung, Gefühle und Bewertungen aller
Gruppenmitglieder einwirkt (Schein und Schein 2018, S. 5 f.).



8 Organisationskultur in Wohndiensten – vom Konzept zur Messung 253

8.2.1 Das Drei-Ebenen-Modell der Organisationskultur von
Edgar Schein

Mit dem Drei-Ebenen-Modell von Schein können die Organisationskultur ana-
lysiert und Zusammenhänge zwischen Phänomenen erklärt werden. Das Modell
stellt eine anerkannte Theoriegrundlage dar, auf die sich viele Forscher*innen
beziehen, u. a. Bigby et al. (2012b, 2015, Bigby und Beadle-Brown 2016).
Die drei Ebenen werden dabei als ineinandergreifend und aufeinander wirkend
verstanden.

Die erste Ebene, die der „Artefakte“ (Schein 2010, S. 31; Schein und Schein
2018, S. 14), ist die sichtbare und in Teilen auch direkt erfahrbare Ebene
der Organisationskultur. Zu den sichtbaren und erfahrbaren Artefakten gehören
Zeichen, Rituale und Umgangsformen (Schreyögg und Geiger 2016, S. 321 f.).

Die zweite Ebene der „Normen und Standards“ (Schein 2006, S. 27), bzw.
die Ebene der „gewählten Überzeugungen und Werte“ (Schein und Schein 2018,
S. 15), ist in Leitbildern und öffentlich dargestellten Zielen und Philosophien von
Organisationen ablesbar. Zu dieser Ebene gehören auch alle Orientierungsmuster,
ungeschriebenen Maximen und Verhaltensrichtlinien, die nicht formell geregelt
sind (Schreyögg und Geiger 2016, S. 323 f.).

Sobald die Lösung eines Problems wiederholt funktioniert, wird diese eine
Lösung zu der nicht mehr hinterfragten Realität und zu einer grundlegenden,
unausgesprochenen Annahme einer Organisation. Diese dritte Ebene der Kultur
bezeichnet Schein als unsichtbar, da sie den Mitgliedern einer Organisation nicht
bewusst zugänglich ist und für selbstverständlich angesehen wird (Schein 2010,
S. 31 f.; Schein und Schein 2018, S. 14 f.).

Um das Konzept der Organisationskultur detailliert zu erfassen, wurden von
Schreyögg und Geiger (2016) folgende Kernmerkmale zusammengefasst, die in
den meisten Konzeptionen zur Organisationskultur anerkannt sind:

1. Organisationskultur zeichnet sich durch ihren impliziten Charakter aus, d. h.
die Kultur bestimmt das Handeln durch gemeinsame Überzeugungen, die als
selbstverständlich und vertraute Arbeitspraxis erlebt werden. Die (Selbst-)
Reflexion dieser Annahmen stellt eine Ausnahme dar. Bei der Organisations-
kultur handelt es sich um ein kollektives Phänomen, das bis zu einem gewissen
Grad durch einheitliches und kohärentes Handeln geprägt ist.

2. Organisationskultur schafft für die Mitglieder der Organisation Sinn und
Orientierung, indem sie Ereignisse und komplexe Umwelteinflüsse durch vor-
gegebene Selektions- und Interpretationsmuster rahmt und die Reaktionen
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durch „Handlungsprogramme“ vorstrukturiert (Schreyögg und Geiger 2016,
S. 319 f.).

3. Organisationskultur beeinflusst nicht nur das Denken, sondern gleichermaßen
die Emotionen auf eine ganzheitliche Art und Weise (Trice und Beyer 1993,
S. 6 zit. n. Schreyögg und Geiger 2016, S. 320).

4. Organisationskultur ist das Ergebnis eines geschichtlichen Lernprozesses bei
der Problemlösung externer Probleme und interner Koordination. Bewährte
Lösungen werden als richtig und gut anerkannt und wirken auf die Strukturen
und neuen Lernprozesse zurück. Die Lernbereitschaft ist dabei abhängig von
der Kulturausprägung. Sie kann deshalb als dynamisches Gebilde verstanden
werden, da solche Lernprozesse nie abgeschlossen sind.

5. Organisationskultur wird überwiegend unbewusst und interaktiv in einem
Sozialisationsprozess erlernt und über Praktiken, Symbole und Artefakte
vermittelt, z. B. Kleidung oder Sprachstil (Schreyögg und Geiger 2016,
S. 320).

Charakteristisch für die organisationskulturelle Perspektive ist, dass sich aus
dem Zusammenspiel historischer Ereignisse und der Individuen, die in diese
Prozesse eingebunden sind, unverwechselbare Denk- und Orientierungsmuster
bilden, die einen nachhaltigen Einfluss auf das Verhalten aller Organisationsmit-
glieder und deren organisatorische Funktionsbereiche nehmen (Schreyögg und
Geiger 2016, S. 318). Alle Ereignisse, die aus der Umwelt in die Organisation
eingehen oder innerhalb der Einrichtung vonstattengehen, werden von den Orga-
nisationsmitgliedern mittels kollektiver (Kultur-)Muster interpretiert und schaffen
so eine Handlungsgrundlage (Sproull 1981, S. 207 f., zit. n. Schreyögg und
Geiger 2016, S. 318). Organisationskultur geht demnach von einer gemeinsa-
men Erfahrungswelt aus, in der eine Vielzahl kollektiver Deutungsmuster geteilt
werden (Donnellon et al. 1986 zit. n. Schreyögg und Geiger 2016, S. 318).
Diese Erkenntnis ist insbesondere im Bereich des unterstützten Wohnens und
der Teilhabeermöglichung für Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung von
Bedeutung, da diese von Mitarbeiter*innen unterstützt werden, welche wechsel-
seitig voneinander abhängig in Teams agieren. Die gemeinsame Erfahrungswelt
der Teams nimmt also einen entscheidenden Einfluss auf die Qualität und Kon-
sistenz der Unterstützung, d. h. die Ermöglichung von individueller Teilhabe
und Lebensqualität (Clement und Bigby 2010; Mansell und Beadle-Brown 2012;
Mansell et al. 1987 zit. n. Humphreys 2018, S. 26).

Neben der formalen Organisationskultur, welche in Betriebsrichtlinien oder
Stellenbeschreibungen ihren Ausdruck findet und welche durch das Führungsper-
sonal anhand von Anforderungen und Beschränkungen festgelegt wird, besteht
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auch eine informelle Kultur. Diese bezieht sich auf die vom Team definierten
Arbeitsweisen und Werte und zeigt sich in deren Motiven, Interaktionen und
Beziehungen, die sie untereinander und zu den Menschen mit intellektueller
Beeinträchtigung pflegen (Felce et al. 2002; Hastings et al. 1995; Humphreys
2018, S. 33). Nach Emerson et al. (1994) nimmt die informelle Kultur einen
stärkeren Einfluss auf das Verhalten der Mitarbeiter*innen, da die formalen orga-
nisationalen Anforderungen meist uneindeutig sind oder gar fehlen. Auch erhalten
die Mitarbeiter*innen selten Rückmeldung zu ihrer Arbeit, weshalb sie sich unter-
einander Rückmeldung geben und kritisieren und so auf diese Weise ihr Handeln
untereinander überprüfen (Emerson et al. 1994, S. 216; zit. n. Humphreys 2018,
S. 33).

8.2.2 Adaptionen von generischen Konzepten und
Messinstrumenten der Organisationskultur

Deal und Kennedy (1982) sowie Peters und Waterman (1984) haben als Erste
auf den Zusammenhang von Organisationskultur und den Erfolg einer Organi-
sation verwiesen (Schreyögg und Geiger 2016, S. 317; Herget und Strobl 2018,
S. 13), wodurch sich das Konzept der Organisationskultur in der breiteren Orga-
nisationsliteratur durchsetzte (Ehrhart et al. 2014). Lange konzentrierte sich diese
organisationskulturelle Forschung auf die Betriebswirtschaft, insbesondere auf
die Organisations- und Managementforschung (Bigby und Beadle-Brown 2016,
S. 317).

Dass Organisationskultur auch ein Bestandteil von institutionellen Dienstleis-
tungen ist, wurde bereits Ende der 1970er Jahre erkannt. Die Forschung zu
Wohneinrichtungen und Wohndiensten für Menschen mit intellektueller Beein-
trächtigung widmete sich dem Konzept der Organisationskultur empirisch ver-
mehrt allerdings erst um die Jahrtausendwende (Gilletts und Stenfert-Kroeses
2003, S. 279). Eyman, Silverstein, McLean und Miller (1976) deckten in einem
Vergleich der Entwicklung von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung
in gemeindebasierten Wohneinrichtungen und in größeren Institutionen auf, dass
nicht die Umgebung oder Lage das Verhalten der Bewohner*innen beeinflusste,
sondern eher sozialpsychologische Merkmale der Einrichtung. Zeitgleich iden-
tifizierten Butler und Bjaanes (1977) anhand ethnographischer Studien drei
unterschiedliche Kulturtypen in gemeindebasierten Einrichtungen und Diensten:
eine verwahrende (custodial), eine pflegende (maintaining) und eine fördernde
(therapeutic) institutionalisierte Hilfe (Parmenter 2004, S. 25).
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Sozialpsychologische Merkmale von sozialen Einrichtungen rückten erneut
in den Fokus, als Erving Goffman im Rahmen seiner Forschung zur tota-
len Institution (1961, 1978, 2009) auf negative Arbeits- und Verhaltensweisen
der unterstützenden Mitarbeiter*innen im Umgang mit Bewohner*innen verwies
(Bigby et al. 2012b, S. 453). Im Zusammenhang mit Vorwürfen von Fehlverhalten
und Missbrauchsfällen durch unterstützende Mitarbeiter*innen wurden Merkmale
einer Kultur in den jeweiligen Einrichtungen identifiziert, die diese negativen
Arbeits- und Verhaltensweisen fördern (Bigby et al. 2012b; Hutchinson und
Stenfert-Kroese 2015; Cambridge 1999; Marsland et al. 2007).

King, Raynes und Tizard (1971)3 entwickelten mit der Revised Child Mana-
gement Scale sowie Pratt, Luszcz und Brown (1980) mit dem Group Home
Management Interview Erhebungsinstrumente, welche den Fokus auf die Arbeits-
und Verhaltensweisen der unterstützenden Mitarbeiter*innen legen und diese u. a.
gemäß Goffmans Merkmalen einer totalen Institution einschätzen und bewer-
ten. Die Arbeitspraxis der Mitarbeiter*innen als Teil der Organisationskultur und
ihre Auswirkung auf die Lebensqualität der Bewohner*innen wurde in den fol-
genden Jahrzehnten für das unterstützte Wohnen für erwachsene Menschen mit
intellektueller Beeinträchtigung weiter untersucht (Emerson et al. 2000, S. 85;
Emerson et al. 2001; Mansell et al. 2008; Bigby et al. 2012a; zit. n. Bigby und
Beadle-Brown 2012, S. 453).

Erste standardisierte Messungen von Organisationskultur in Wohndiensten
wurden um die Jahrtausendwende durchgeführt (Hastings et al. 1995; Hatton
et al. 1997, 1999). Hatton et al. (1999) transferierten Konzepte der Organisa-
tionskultur auf soziale Wohndienste der Behindertenhilfe. Sie erfassten mithilfe
des aus dem Personalmanagement stammenden Instruments Organizational Cul-
ture Profile4 (O’Reilly et al. 1991) neun Dimensionen von Organisationskulturen
(Hatton et al. 1999, S. 209 f.):

1. Tolerant/Mitarbeiter*innen-orientiert (tolerant/staff-orientated)
2. Leistungsorientiert (achievement-orientated)
3. Experimentell-innovativ (innovative)
4. Sorgfältig-analytisch (analytical)

3 Die Ursprünge liegen in der frühesten Forschung zum Leben in der Gemeinde in Groß-
britannien, in der festgestellt wurde, dass die unterstützende Arbeitspraxis der Mitarbei-
ter*innen die Teilnahme an Aktivitäten und die Entwicklung von Fähigkeiten erleichtern
können (King et al. 1971 zit. n. Bigby und Beadle-Brown 2018, S. 185).
4 Das Organizational Culture Profile (OCP) von O’Reilly et al. (1991) misst die Überein-
stimmung zwischen den Präferenzen der Mitarbeiter*innen und der Unternehmenskulturen
anhand von 54 zu bewertenden Angaben (O’Reilly et al. 1991, S. 494).
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5. Beziehungsstärkend (social relationships)
6. Mitarbeiter*innen-wertschätzend (rewarding staff)
7. Sicherheit- und Stabilität-vermittelnd (stable work environment)
8. Anspruchsvoll (demanding)
9. Konfliktbewältigend (conflict management)

Die Studie „Investigating Organizational Culture: A Comparison of a „High“-
and a „Low“-Performing Residential Unit for People with Intellectual Disa-
bilities“ von Gillet und Stenfert-Kroese (2003) verwandte die quantitativen
Instrumente Organizational Culture Inventory (OCI) (Cooke und Lafferty 1987)5

sowie COMPASS (Cragg und Look 1992)6. Gillet & Stenfert-Kroese gelang es
erstmals erfolgreich nachzuweisen, dass die Organisationskultur über die Qua-
lität der Unterstützung (Arbeitspraxis der Mitarbeiter*innen) maßgeblich die
Lebensqualität der Bewohner*innen beeinflusst (Gillett und Stenfert-Kroese 2003,
S. 279–284; Stancliffe et al. 2004; Walsh et al. 2010, S. 137–141; Bigby
und Beadle-Brown 2016, S. 317). Für eine spezifische Messung der Kultur,
die durch die Interaktion zwischen den unterstützenden Mitarbeiter*innen und
Bewohner*innen mit Beeinträchtigung entsteht, sind die verwandten Instrumente
allerdings eher ungeeignet (Humphreys et al. 2019, S. 2–3).

Neben diesen quantitativen Studien wurde qualitativ weiter geforscht, um
verschiedene Aspekte von Organisationskultur in Wohndiensten und den Zusam-
menhang mit der Lebensqualität der Bewohner*innen tiefer zu verstehen (Croft
1999; Dunn et al. 2010; Hawkins et al. 2011). Wegweisend sind die Stu-
dienergebnisse der australisch-englischen Forschergruppe um Christine Bigby und
Julie Beadle-Brown (u. a. Bigby et al. 2012b), die im Folgenden ausführlicher
dargestellt werden.

5 Der Organizational Culture Inventory (OCI) von Cooke und Lafferty (1987) misst die
Kultur mithilfe von zwölf Kategorien von Verhaltensnormen, die drei breiteren Kulturty-
pen zugeordnet sind: konstruktiv, passiv/defensiv und aggressiv/defensiv (Cooke und Szumal
2000, S. 147)
6 Der COMPASS von Cragg und Look (1992) wurde entwickelt, um zu bewerten, inwieweit
das Leben der Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung mit dem Normalisierungsprin-
zip übereinstimmt (Gillett und Stenfert-Kroese 2003, S. 280).
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8.3 Die GroupHome Culture Scale – ein Messinstrument
für die Organisationskultur in Wohndiensten für
Erwachsene mit intellektueller Beeinträchtigung

Bigby und Beadle-Brown nutzten überwiegend ethnografische Methoden, um
verschiedene Dimensionen von Organisationskultur in Wohndiensten der Behin-
dertenhilfe empirisch aufzudecken und zu beschreiben (Bigby et al. 2012b, 2015;
Bigby und Beadle-Brown 2016).

Basierend auf dem Organisationskultur-Modell von Schein (2010) und der
Untersuchung der Mitarbeiterteams von Wohngruppen, die als eher leistungs-
schwach durch Expert*innen eingestuft worden waren, identifizierten sie fünf
Kulturdimensionen (Bigby et al. 2012b, S. 456 f.). In zwei weiterführenden
Studien wurden qualitative Beobachtungen in Bezug auf diese fünf Dimensio-
nen in Mitarbeiterteams zusammengetragen, die als leistungsstärker eingestuft
worden waren (Bigby et al. 2015; Bigby und Beadle-Brown 2016). Die fünf
Dimensionen wurden dann als Kontinuen konstruiert, auf dem sich leistungs-
schwächere und leistungsstärkere Mitarbeiterteams von Wohngruppen abbilden
ließen (s. Abb. 8.1; Humphreys et al. 2019, S. 2).

Die Ergebnisse der ethnographischen Studien von Bigby et al. (2012b, 2015)
sowie Bigby und Beadle-Brown (2016) hat Lincoln Humphreys (2018) dazu
genutzt, die Group Home Culture Scale (GHCS) zu entwickeln, ein spezifisches
quantitatives Messinstrument für die Organisationskultur in sogenannten Group
Homes für Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung. In einem australischen
Group Home leben gemeindebasiert 3 bis 6 Menschen mit teilweise komplexen
intellektuellen Beeinträchtigungen zusammen, die 24h am Tag durch ein Team
von Mitarbeiter*innen in ihrer Lebensführung unterstützt werden (Humphreys
2018). Das Messinstrument soll die Organisationskultur der Mitarbeiterteams die-
ser Group Homes auf einer mehrdimensionalen Skala erfassen und bewertbar
machen (Humphreys 2018, S. 50).
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Bei der Entwicklung der Items orientierte sich Humphreys inhaltlich und
konzeptionell sowohl an den von Bigby et al. (2012b, 2015) sowie Bigby
und Beadle-Brown (2016) formulierten fünf Kulturdimensionen als auch am
„Referent-Shift-Consensus“-Modell7 (Humphreys 2018, S. 52; Humphreys et al.
2019, S. 3). Alle Items wurden so formuliert, dass sie das Kontinuum vom positi-
ven bis zum negativen Ende der jeweiligen Dimension umfassen (s. Abb. 8.1) und
die Richtlinien der Itementwicklung, z. B. „einfache Sprache“, erfüllen (Hum-
phreys et al. 2019, S. 3). Durch mehrere explorative Faktorenanalysen wurden
abschließend 48 Items auf sieben Faktoren identifiziert, die jeweils bestimmte
Anteile der ursprünglichen fünf Dimensionen der Organisationskultur hinreichend
abbilden und präzisieren (Humphreys 2018, S. 60–62; Humphreys et al. 2019,
S. 5).

Diese sieben Faktoren (s. Abb. 8.2) beinhalten Items, welche das Ausmaß
erfassen, in dem

• Mitarbeiter*innen das Wohlbefinden der Bewohner*innen unterstützen (Faktor
1),

• das Team der Mitarbeiter*innen zusammenarbeitet (Faktor 2),
• die Teamleitung das Mitarbeiterteam effektiv anleitet (Faktor 3),
• die leitenden Führungsebenen mit den Mitarbeiter*innen kooperieren (Faktor

4),
• sich die Mitarbeiter*innen von den Bewohner*innen abgrenzen (Faktor 5),
• die Mitarbeiter*innen eine wertschätzende Beziehung zu den Bewohner*innen

pflegen (Faktor 6),
• die Werte der Mitarbeiter*innen mit den Werten und Leitlinien des Wohn-

dienstes/der Einrichtung übereinstimmen (Faktor 7).

7 Eine Schlüsselkomponente dieses Modells ist, dass die Items so formuliert werden, dass
die Befragten über ihr Wohngruppenteam und ihre gemeinsame Arbeitsweise/ -praxis reflek-
tieren, anstatt über ihre individuelle Arbeitsweise (Chan 1998, S. 235–237; Klein et al.
2001).
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Abb.8.2 7 Faktoren der Organisationskultur nach Humphreys (2018). (Behrendt und Hage-
dorn 2020, S. 52; eigene Darstellung)
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Alle sieben Faktoren mit den dazugehörigen Items erfassen, inwieweit die
Arbeitspraxis sowie Werte und Haltungen der Mitarbeiter*innen (Organisations-/
Teamkultur) auf die Verbesserung der Lebensqualität eines/einer jeden Bewoh-
ner*in ausgerichtet sind. Die Organisationskultur von Teams wird in der GHCS
durch die Aggregierung (Mittelung, Streubreite) der Wahrnehmung der einzelnen
Teammitglieder erfasst (Humphreys 2018, 6–7, 64). Die Erhebung erfolgt anhand
zweier konstruierter Fragebögen zur Selbsteinschätzung. Der erste Fragebogen
wird von direkt unterstützenden Mitarbeiter*innen des Teams, der zweite von der
Teamleitung ausgefüllt (Humphreys 2018, S. 50–52, S. 59–60). Nach einer Anlei-
tung zum Umgang mit dem Fragebogen und der Definition verwendeter Begriffe
bewerten die Teilnehmer*innen auf einer 5-stufige Likert-Skala verschiedene All-
tagssituationen sowie Arbeits- und Verhaltensweisen, die in der Wohngruppe bzw.
Wohngemeinschaft üblich sind (s. Abb. 8.3). Dazu müssen 48 Items beantwor-
tet werden. Die zwei Fragebögen der GHCS unterscheiden sich nur darin, dass
bei neun Items im ersten Fragebogen die unterstützenden Mitarbeiter*innen die
Führungsqualität bewerten sollen, während im zweiten Fragebogen die Team-
leitung gebeten wird, ihre eigene Führungsqualität einzuschätzen. Abschließend
werden von jeder/jedem Teilnehmer*in demographische und beschäftigungsrele-
vante Informationen in einem Personalbogen erfragt (Humphreys 2018, S. 50–52,
S. 59–60).

Abb.8.3 Ausschnitt der deutschsprachigen TKSW - Version Teamleitung – Teil 1. Unter-
stützung der Bewohner*innen. (Behrendt und Hagedorn 2020; eigene Darstellung)



8 Organisationskultur in Wohndiensten – vom Konzept zur Messung 263

Für die Auswertung der Fragebögen wird der Mittelwert eines Items aus
der Beantwortung der teilnehmenden Mitglieder eines Mitarbeiterteams (inklu-
sive Teamleitung) ermittelt. Der Mittelwert für jede Dimension (Faktor) wird aus
den dazugehörigen Item-Mittelwerten gebildet. Abschließend können für jedes
Team ein Profil der Faktorenwerte und ein Gesamtmittelwert angegeben werden.
Auch Streuungsmaße innerhalb des Teams können von Interesse sein, weil sie
Wahrnehmungsunterschiede signalisieren.

8.4 Von der Group Home Culture Scale zur
Teamkultur-Skala für Wohndienste: Entwicklung der
deutschsprachigen Version

Im deutschsprachigen Raum gab es u. W. bislang kein Messinstrument zur Erfas-
sung der Organisationskultur in Wohndiensten für Menschen mit intellektuellen
Beeinträchtigungen. Deshalb wurde die australische Group Home Culture Scale
(GHCS) 2018–2019 von Anna-Maria Behrendt, Claudia Hagedorn und Sandra
Knoblich, unter Leitung und unterstützt von Friedrich Dieckmann und Antonia
Thimm, übersetzt und auf ihre Anwendbarkeit in deutschsprachigen Wohndiens-
ten getestet. In ihrer Masterthesis haben Behrendt und Hagedorn (2020) die
GHCS im Austausch mit den Entwicklern Lincoln Humphreys und Christine
Bigby vom Disability Research Center der LaTrobe University Melbourne ange-
passt und weiter untersucht. Die Studien verfolgten das Ziel, eine einsatzfähige
deutschsprachige Version der GHCS zu entwickeln, die Teamkultur-Skala für
Wohndienste (TKS-W; hierzu Behrendt und Hagedorn 2020; Dieckmann et al.
2019).

Nach einer Analyse der theoretischen und konzeptionellen Grundlagen ent-
stand eine erste übersetzte Version der GHCS. Diese Übersetzung erfolgte iterativ
in zwei Zyklen und beinhaltete neben der rein sprachlichen Übersetzung auch
die Anpassung von Item-Formulierungen an kulturelle Ausdrucksformen, die
Überarbeitung von Formulierungen, die im Deutschen einen zu großen Interpre-
tationsspielraum zulassen und das Hinzufügen eines zusätzlichen Kontroll-Items.

In der quantitativen Erhebung wurde das übersetzte Instrument mit seinen
beiden Fragebögen (der für unterstützende Mitarbeiter*innen und der für die
Teamleitung) in 14 Mitarbeiterteams in 8 Wohneinrichtungen (mit 1, 2 oder 3
Wohngruppen) von 5 unterschiedlichen Trägern in Städten und kleineren Gemein-
den in Nordrhein-Westfalen empirisch getestet. 100 von potenziell 143 Personen
füllten den Fragebogen aus (Rücklaufquote: 70 %). (Behrendt und Hagedorn
2020, S. 57)
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Die statistische Auswertung umfasste die Analysen von insgesamt 49 Items
(Trennschärfekoeffizient, Schwierigkeitsindex), die Berechnung der Reliabili-
tätskoeffizienten (innere Konsistenz) für jeden Faktor der TKS-W sowie die
Ermittlung der Kennwerte der Organisationskultur für jedes Mitarbeiterteam. Die
Ergebnisse für die Trennschärfe und Schwierigkeitsindices der Items sind mehr
als zufriedenstellend. Bei 42 von 49 Items liegt der Schwierigkeitsindex zwischen
1,8 bis 4,2. Die Trennschärfe-Koeffizienten von 46 Items sind hinreichend. Die
Reliabilitätskoeffizienten (Cronbachs Alpha) liegen bei sechs von sieben Fakto-
ren mit Werten zwischen 0,75 bis 0,88 in einem zufriedenstellenden bzw. guten
Bereich. Nur der Reliabilitätskoeffizient des Faktor 5 „Soziale Distanz zu den
Bewohner*innen“ ist mit einem Cronbachs Alpha-Wert von 0,62 als grenzwertig
einzustufen (s. Abb. 8.4).

Um das Verständnis der Items bei den Teilnehmer*innen und die beglei-
tenden Emotionen und Kognitionen zu erheben, wurden 8 leitfadengestützte
Einzelinterviews und 2 Gruppeninterviews mit den Mitarbeiter*innen bzw. Team-
leitungen der Wohngruppenteams verschiedener Träger geführt, deren Ergebnisse

Abb.8.4 Reliabilitätskoeffizienten der 7 Faktoren (Behrendt und Hagedorn 2020, S. 61;
eigene Darstellung)
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bei der letzten Überarbeitung der deutschen Version berücksichtigt wurden. Die
kritischen Anregungen der Interviewteilnehmer*innen wurden im Hinblick auf
Modifikationsbedarfe zusammengetragen. Zudem zeigten die Interviews, welche
Chancen und Befürchtungen mit dem Einsatz des Instrumentes in Organisationen
der Behindertenhilfe verbunden sind. 11 der 49 Items wurden im engen Austausch
mit den australischen Entwicklern sprachlich überarbeitet. Zum Beispiel wurde
„we celebrate, when“ (Item 22) nicht mehr mit „wir feiern es, wenn“, sondern
mit „wir freuen uns, wenn“ übersetzt. Es wurden Formulierungen gewählt, die
den Inhalt und die Intention der Items genau wiedergeben. Zudem wurden die im
deutschsprachigen Raum üblichen Begriffe für Leitungskräfte von Teams, Wohn-
settings und Mitarbeiter*innen usw. noch einmal überprüft und ggf. korrigiert
oder erläutert. Abschließend wurde der Anwendungsbereich des Instrumentes
definiert. (Behrendt und Hagedorn 2020).

Mit der TKS-W, der deutschsprachigen Version der GHCS, steht erstmals ein
empirisch getestetes Instrument zur Verfügung, mit dessen Hilfe die Teamkultur
in deutschsprachigen Wohndiensten für Menschen mit intellektueller Beeinträch-
tigung zuverlässig erhoben, das Zusammenspiel zwischen Organisationskultur
und individueller Teilhabe aufgehellt und Organisationsentwicklung betrieben
werden kann.

8.5 Zusammenhänge zwischen strukturellen Merkmalen
von Wohndiensten bzw. Wohngruppen und
Dimensionen der Teamkultur

Ziel weiterer explorativ-quantitativer Datenanalysen war es, herauszufinden, ob
und inwieweit Merkmale von Wohndiensten und Wohngruppen mit „starken“
bzw. „schwachen“ Ausprägungen der Teamkultur zusammenhängen.

Vorgehen
Zusätzlich zu den bereits erhobenen Daten wurden mittels eines Fragebogens
zur Wohngruppenstruktur, der sich an Leitungskräfte richtet, Informationen zu
den Mitarbeiterteams und den zugehörigen Wohngruppen erhoben. Diese Infor-
mationen umfassten Merkmale der Mitarbeiterteams, Merkmale der einzelnen
Teammitglieder und Merkmale der zu unterstützenden Bewohner*innen.

Insgesamt wurden aus diesen Merkmalen 10 Kontextvariablen gebildet: Team-
größe (Anzahl der Mitglieder), Durchschnittsalter des Teams, Qualifikationsni-
veau der Mitarbeiter*innen, Anstellungsdauer der Mitarbeiter*innen, wöchent-
liche Arbeitszeit, Unterstützungsbedarf der Bewohner*innen in den Bereichen
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Kommunikation, Verkehrssicherheit, Mobilität; Teilnahme der Mitarbeiter*innen
an Teamsitzungen (Häufigkeit) und Kommunikation unter den Mitarbeiter*innen
(Häufigkeit des Kontaktes während der Arbeit) (Behrendt und Hagedorn 2020,
S. 117 ff., 127 f.). Für jede Kontextvariable eines jeden Teams wurde ein
Durchschnittswert berechnet. Die teamspezifischen Durchschnittswerte dieser
10 Kontextvariablen wurden mit den 7 Faktor-Werten der Organisationskultur
sowie dem Gesamtkulturwert der TKS-W korreliert. In Abb. 8.5 ist exempla-
risch der Zusammenhang (Korrelationskoeffizient nach Bravais-Pearson (r); n
= 14 Mitarbeiterteams) zwischen den 10 Kontextvariablen und dem von den
Teams wahrgenommenen Grad der Unterstützung des Wohlbefindens (Faktor 1)
dargestellt (Behrendt und Hagedorn 2020, S. 131 f.).

Ergebnisse
Aufgrund der kleinen Stichprobe (14 Mitarbeiterteams) hat die Studie einen
explorativen, Hypothesen generierenden Charakter. Berichtet werden Korrelatio-
nen, die größer +0,4 oder kleiner −0,4 sind, auch wenn sie nicht signifikant sind,
was angesichts der kleinen Stichprobe nicht verwundert.

Die Teamgröße korreliert moderat bis stark negativ mit fünf der Dimensio-
nen der TKS-W mit Ausnahme der (wahrgenommenen) „sozialen Distanz zu
den Bewohner*innen“ (Faktor 5) und der „Wertschätzung der Bewohner*innen
und Beziehungen zu diesen“ (Faktor 6). Größere Teams scheinen demnach eine
positive Teamkultur deutlich zu erschweren (s. Abb. 8.6).

Ein höherer Anteil von Bewohner*innen mit komplexem Unterstützungsbedarf
scheint dagegen die Zusammenarbeit im Team und in der Organisation deut-
lich zu verbessern, da beispielsweise verlässliche Absprachen notwendig sind
(Korrelation zwischen Faktor 4 (Zusammenarbeit innerhalb der Einrichtung) und
Unterstützungsbedarf im Bereich Kommunikation r = 0,43, p = ,126 bzw. Unter-
stützungsbedarf im Bereich Mobilität r = 0,52, p = ,056). Andererseits erhöht ein
höherer Anteil von Bewohner*innen mit geringeren Anpassungsfähigkeiten die
von den Teammitgliedern wahrgenommene soziale Distanz zu ihnen (Korrelation
zwischen Faktor 5 (Soziale Distanz zu den Bewohner*innen) und Unterstützungs-
bedarf im Bereich Verkehr r = −0,77, p = ,001 bzw. Unterstützungsbedarf im
Bereich Kommunikation r = −0,67, p = ,009) und verringert die Ausrichtung
der Arbeitspraxis auf die Verbesserung des Wohlbefindens der einzelnen Bewoh-
ner*innen (Korrelation zwischen Faktor 1 (Unterstützung des Wohlbefindens) und
Unterstützungsbedarf im Bereich Verkehr r = -0,57, p = ,033 bzw. Unterstüt-
zungsbedarf im Bereich Kommunikation r = −0,59, p = ,028). Eine höhere
Qualifikation der Mitarbeiter*innen ist wiederum mit besseren Ergebnissen in
Bezug auf die individuelle, personenorientierte Ausrichtung der Unterstützung
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Abb.8.5 Zusammenhang zwischen Kontextvariablen und Faktor 1 Unterstützung des
Wohlbefindens – Korrelationskoeffizienten nach Bravais-Pearson (Behrendt und Hagedorn
2020, S. 131; eigene Darstellung)

(Faktor 1 -Unterstützung des Wohlbefindens) (r = 0,46, p = ,115) und einer
geringeren Wahrnehmung von Distanz gegenüber den Bewohner*innen (Faktor
5 – Soziale Distanz zu den Bewohner*innen) (r = 0,45, p = ,126) verbunden
(Behrendt und Hagedorn 2020, S. 162 f.).

Aufgrund der kleinen Stichprobe und einer interpretativen Herleitung von
Kausalzusammenhängen haben die Ergebnisse einen explorativen Charakter, der
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Abb.8.6 Zusammenhang zwischen Kontextvariable Teamgröße und den 7 Faktoren der
TKS-W (Bravais-Pearson Korrelationen; siehe Behrendt und Hagedorn 2020, S. 159 ff;
eigene Darstellung)

die Forschung zur Theoriebildung und Hypothesenprüfung anregen und zukünftig
in weiterführenden Studien Orientierung bieten kann8.

8 Unter Einbezug, dass die berechneten Korrelationen der explorativen Analysen inhaltlich
keine direkten Schlüsse über die Kausalzusammenhänge und die Richtung des Effekts zulas-
sen, wurde sich in der vorliegenden Studie dazu entschieden, die Kausalität theoretisch abzu-
leiten. Die Interpretationen der Korrelationen sind deshalb rein hypothetisch, Kausalzusam-
menhänge der Kontextvariablen mit den Faktoren können erst in einer Regressionsanalyse
bestimmt werden.
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8.6 Anwendungsmöglichkeiten der deutschsprachigen
TKS-W

Die GHCS wurde für australische Group Homes konzipiert, in denen zwischen 3
und 6 Erwachsene mit (oft komplexer) intellektueller Beeinträchtigung gemein-
debasiert leben und 24h am Tag durch ein Team von Mitarbeiter*innen in
ihrer Lebensführung unterstützt werden (Humphreys 2018). Die Group Homes
ähneln den sogenannten Außenwohngruppen in Deutschland (Thimm et al.
2018, S. 23), wobei hier häufig keine 24h-Begleitung gegeben ist. Eine 24h-
Begleitung muss für den Einsatz der TKS-W in Deutschland jedoch nicht
zwingend gegeben sein, es reicht der tägliche Kontakt von Bewohner*innen
durch ein Mitarbeiterteam. Auch in ambulant unterstützten Wohnsettings wie
Wohngemeinschaften kann u. E. die TKS-W eingesetzt werden, unabhängig
davon, dass dort die Bewohner*innen als Mieter*innen Assistenzdienste unab-
hängig von den Vermieter*innen auswählen können. Zudem kann und sollte das
Instrument in gemeindebasierten, häufig gruppengegliederten Wohneinrichtungen
der Eingliederungshilfe Anwendung finden, in denen mehrere Mitarbeiterteams
wohngruppenbezogen tätig sind.

Neben der Erhebung der Teamkultur kann die TKS-W auch im Bereich
des organisationalen Lernens eingesetzt und als Austausch- und Kommunika-
tionsmöglichkeit genutzt werden. Mit deren Hilfe lassen sich tieferliegende
(Basis-)Annahmen und immanente Ambivalenzen im Rahmen institutionalisier-
ter Abstimmungsprozesse von Mitarbeiterteams (zum Beispiel in Teamsitzungen
oder bei Supervisionen) reflektieren und neu aushandeln. In Bezug auf die
Generierung von neuem Handlungswissen kann die TKS-W bei der Evaluation
interner Teamprozesse ihre Dienste leisten. Mit der deutschsprachigen TKS-W
steht ein verlässliches Instrument zur Verfügung, mit dessen Hilfe sowohl das
Zusammenspiel von Organisationskultur und individueller Teilhabe aufgeklärt als
auch Organisationsentwicklung forciert werden kann (Behrendt und Hagedorn
2020,S. 177 f.).

8.7 Teamkultur in deutschen Wohndiensten – Fazit

Die Organisationskultur in Wohndiensten für Menschen mit intellektueller Beein-
trächtigung ist stärker in den Fokus der Forschung gerückt. Es mangelt bislang
an Forschung zum Einfluss der Organisationskultur auf die Lebensqualität der
Bewohner*innen vor Ort (Bigby und Beadle-Brown 2018, S. 182–189). Organisa-
tionskultur legt den Fokus auf die Art und Weise, wie Organisationen geführt und
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gesteuert, wie Ressourcen genutzt und Arbeitspraxen von den Mitarbeiter*innen
ausgestaltet und überprüft werden. Die Organisationskultur in unterstützenden
Wohndiensten stellt eine vermittelnde Variable für die Lebensqualität von Men-
schen mit intellektueller Beeinträchtigung dar und wurde als ein wesentlicher
beeinflussbarer Faktor erkannt (Emerson und Hatton 1996; Stancliffe et al. 2004;
Bigby und Beadle-Brown 2018). Die Untersuchungen von Christine Bigby, Julie
Beadle-Brown und Mitarbeiter*innen haben gezeigt, dass der Zugang über die
Organisationskultur zu einem besseren Verständnis der Arbeitspraxen von Mit-
arbeiter*innen, der Dynamik in den Teams und der Wahrnehmung der eigenen
beruflichen Rolle und Aufgaben führen kann.

Wenn Organisationen und Teams sich mit unausgesprochenen Annahmen
und Regeln auseinandersetzen, lassen sich unbewusste und für selbstverständ-
lich erfahrene Überzeugungen, Gefühle und Wahrnehmungen aufdecken. Diese
schlagen sich u. a. in der Art und Weise nieder, wie Mitarbeiter*innen ihre
Unterstützungsleistungen erbringen. Wenig sichtbare Barrieren, die eine aktive
Unterstützung von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung bei sinnvol-
len Aktivitäten und Beziehungen behindern, lassen sich mithilfe der für das
unterstützte Wohnen entwickelten 7 Dimensionen der Teamkultur zielgerichtet
erfassen und machen das professionelle Handeln damit ein Stück weit überprüf-
bar. Zudem könnte das Erfassen der verschiedenen Kulturdimensionen helfen,
Unterschiede in der Lebensqualität der Bewohner*innen zu erklären (Gillett und
Stenfert-Kroese 2003, S. 282).

Mit der Teamkultur-Skala für Wohndienste (TKS-W), der deutschsprachigen
Version der GHCS, steht ein empirisch getestetes Instrument zur Verfügung, mit
dessen Hilfe die Teamkultur in Wohndiensten für Menschen mit intellektueller
Beeinträchtigung erhoben werden kann. Die TKS-W kann von Organisationen
genutzt werden, um Entscheidungen über Interventionen zur Veränderung oder
zum Erhalt bestehender Kulturen in Mitarbeiterteams zu treffen. Die Erfassung
einer Teamkultur gibt Hinweise darauf, wie die Unterstützung der individuellen
Lebensführung teilhabeförderlicher gestaltet werden kann.

Generell erweitert die Forschung zur Organisations- und Teamkultur das
Wissen darüber, wie Wohndienste die Lebensqualität von Menschen mit intel-
lektueller Beeinträchtigung verbessern können (Humphreys 2018, S. 136–137).

Die TKS-W ermöglicht es, im deutschsprachigen Raum gewonnene For-
schungsergebnisse international zu vergleichen, einzuordnen und „anschlussfä-
hig“ zu diskutieren.
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9Technisch unterstützte Teilhabe und
Lebensführung

Theresia Heddergott und Birte Schiffhauer

Zusammenfassung

Steigende Digitalisierungs- und Technisierungsprozesse sind mittlerweile in
nahezu allen Lebensbereichen allgegenwärtig. Dies gilt auch für den Einsatz
von Technologien zur Unterstützung einer selbstständigen Lebensführung von
Menschen mit Behinderung. Dieser Beitrag gibt einen Überblick über Poten-
ziale und Herausforderungen, die mit dem Einsatz technischer Systeme als
Erweiterung des Unterstützungsarrangements verbunden sind. Zentrale und
teilhabeförderliche Einsatzmöglichkeiten für unterstützende Technologien sind
u. a. die Bereiche Haustechnik und Gebäudeautomation, Gesundheitsförde-
rung, Tagesstrukturierung und Gestaltung freier Zeit, Mobilität, Gestaltung
sozialer Beziehungen und Teilhabeplanung/ -management. Eine erfolgreiche
Entwicklung und Anwendung innovativer unterstützender Technologien wird
jedoch maßgeblich von technischen, nutzungsbezogenen und ethischen Her-
ausforderungen beeinflusst. Mangelnde Schnittstellen von Fachsoftware und
anderer digitaler Tools erschweren eine leistungsträger- und anbieterüber-
greifende Teilhabe- und Unterstützungsplanung. Darüber hinaus ist für einen
erfolgreichen Einsatz die Technikakzeptanz der Nutzer/innen – seien es Men-
schen mit Behinderung oder deren Bezugs- und Unterstützungspersonen – in
Verbindung mit der Barrierefreiheit der Technologie entscheidend. Es bedarf
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einer möglichst hohen Flexibilität der Technologien und einer bedarfsgerech-
ten Heranführung der Nutzer*innen. Im Rahmen der Entwicklung gilt es, die
Nutzer*innen selbst im Sinne partizipativer Technikgestaltung einzubinden.

In der Behinderten- und Altenhilfe gewinnt der Einsatz unterstützender bzw.
assistiver Technologien als Erweiterung des Unterstützungsarrangements an
Bedeutung. Als assistive Technologien bezeichnete Konzepte und Hilfsmittel
sollen Menschen mit Behinderung hinsichtlich einer selbstständigen und selbst-
bestimmten Lebensführung fördern, ihr individuelles Wohlbefinden steigern, zur
Verbesserung ihrer Lebensqualität beitragen und die Teilhabechancen in allen
Aktivitäts- und Lebensbereichen sichern bzw. erweitern (Driller et al. 2009;
Klein 2020). Sie sollen Menschen mit Unterstützungsbedarf darin fördern, Hand-
lungsanforderungen im (Wohn-)Alltag (besser) unabhängig von anderen Personen
bewältigen zu können (d. h. Förderung der Selbstständigkeit und Entlastung
der Unterstützungspersonen; Grunwald und Hillerbrand 2019) und bislang unge-
nutzte Handlungsräume zu erschließen (Stichwort: Bereicherung). Dabei soll
nicht in erster Linie die Kompensation von Beeinträchtigungen in den Blick
genommen werden, sondern die Erschließung vielfältiger Lebensgestaltungsmög-
lichkeiten durch Technik, die Förderung der Selbstständigkeit und die Teilhabe
an verschiedenen Lebensbereichen (Freese und Marczinzisk 2016).

Im Sinne des biopsychosozialen Modells von Behinderung der Internatio-
nal Classification of Functioning, Disability and Health (ICF) bergen technische
Lösungen jedoch nicht nur ein großes Potenzial für den einzelnen Menschen
mit Behinderung, sondern auch für Unterstützungspersonen und für die gesamte
sozialräumliche Lebensumwelt (Kunze 2018, S. 165). So stehen technische Sys-
teme zur Verfügung, die Menschen mit Behinderungen zum einen hinsichtlich
ihrer Körperfunktionen und -strukturen unterstützen (z. B. E-Rollstuhl) und zum
anderen zur Förderung von Aktivitäten und Teilhabe (z. B. digitaler Tagesplaner)
dienen. Außerdem bieten technische Systeme die Möglichkeit zur Unterstützung
und Entlastung der Assistenz und Pflege (z. B. Sturzerkennung, Kommunika-
tion, Dokumentation) und sie können durch passende Schnittstellen Planungs-
und Managementprozesse auf organisationaler Ebene digital unterstützen.

Dieser Beitrag soll einen Überblick geben über die Potenziale und Her-
ausforderungen, die mit dem Einsatz technischer Systeme als Erweiterung des
Unterstützungsarrangements verbunden sind. Dazu werden Potenziale anhand
einer Klassifizierung assistiver Technologien bezüglich ihrer Funktionen und dar-
aus abgeleiteten zentralen Einsatzmöglichkeiten dargestellt. Erläutert wird, wie
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diese Technologien zur Unterstützung einer selbstständigen Lebensführung von
Menschen mit Behinderung und der damit verbundenen Teilhabeplanung und dem
Teilhabemanagement im organisatorischen Kontext genutzt werden können, und
entsprechende konkrete Beispiele werden benannt. Technische, nutzungsbezogene
und ethische Herausforderungen, die mit dem Einsatz digitaler Technologien ver-
bunden sind, werden behandelt und münden in einem Ausblick auf zukünftige
Entwicklungen.

9.1 Klassifizierung: Funktionen und Einsatzgebiete

Mit Blick auf eine möglichst individuelle selbstständige und selbstbestimmte
Lebensführung und Teilhabe von Menschen mit Behinderung kommt es auf
umfassende und aufeinander abgestimmte Unterstützungsleistungen an, bei denen
der Einsatz assistiver Technologien einen wichtigen Beitrag leisten kann. In den
letzten Jahren ist die Anzahl und Vielfalt assistiver Technologien für den Unter-
stützungskontext auf dem Markt stetig gestiegen. Für einen besseren Überblick
bietet sich daher eine Kategorisierung der Technologien anhand ihrer Funktionen
und Einsatzgebiete an.

Die Funktionen assistierender Technologien zur Unterstützung von Menschen
mit Unterstützungsbedarf lassen sich nach Driller et al. (2009) in vier verschie-
dene Bereiche einteilen. Assistive Technologien werden eingesetzt, um (1) die
Sicherheit der Nutzer/innen im Lebensumfeld zu erhöhen und dadurch deren (2)
Autonomie zu fördern. Zum anderen bergen sie aber auch das Potenzial, (3) die
Gesundheit sicherzustellen und zu fördern und (4) die soziale Teilhabe der Nut-
zer/innen zu stärken. Dabei gilt es zu berücksichtigen, dass diese Bereiche sich
wechselseitig beeinflussen, der Einsatz von Technologien auch multifunktional
wirken kann (Driller et al. 2009).

Zur Veranschaulichung der Funktionen werden im Folgenden mögliche Ein-
satzgebiete assistiver Technologien zur Erweiterung des Unterstützungskontextes
skizziert:

Haustechnik und Gebäudeautomation
Der Einsatz assistiver Technologien in der Wohnumgebung als Haustechnik
und Gebäudeautomation gewinnt zur Förderung selbstständigen Wohnens von
Menschen mit Behinderung immer stärker an Bedeutung. Er umfasst diverse
Anwendungskonzepte. In der Allgemeinbevölkerung sind die Konzepte Smar-
tHome oder SmartLiving wohl am bekanntesten. SmartHome-Systeme und
-Verfahren werden in Wohnräumen und -häusern eingesetzt, um zur Verbesserung
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der Wohn- und Lebensqualität sowie Sicherheit der Nutzer*innen beizutragen
und darüber hinaus eine effizientere Energienutzung zu ermöglichen (Bendel
2021). Beim unterstützten Wohnen ist daraus abgeleitet vor allem der Ansatz des
Ambient Assisted Living (AAL) als Wohnunterstützung von älteren Menschen
anerkannt. Ambient Assisted Living bezeichnet das „Leben in einer durch „intel-
ligente“ Technik unterstützten Umgebung, die sensibel und anpassungsfähig auf
die Anwesenheit von Menschen und Objekten reagiert und dabei dem Menschen
vielfältige Dienste leistet. Ziel ist es, die persönliche Freiheit und Autonomie über
die Förderung und Unterstützung der Selbständigkeit zu erhalten, zu vergrößern
und zu verlängern“ (Becks et al. 2007, S. 3).

Zu den Technologien aus dem Bereich Haustechnik und Gebäudeautomation
zählen z. B. solche zur manuellen Umfeldsteuerung in der Wohnumgebung. Beim
selbstständigen Wohnen kann die Bedienung diverser Vorrichtungen, wie z. B.
Lichtschalter, Türen, Heizungsthermostate in der Wohnumgebung aufgrund der
individuellen, zumeist motorischen Beeinträchtigung der Nutzer*innen erschwert
sein. Technologien zur Umfeldsteuerung, wie z. B. Universalfernbedingungen
oder spezielle Anwendungen auf dem Smartphone oder Tablet, diverse Taster
oder die Steuerung durch Sprachbefehle können hier einen wesentlichen Bei-
trag zur Förderung einer selbstständigen Lebensführung leisten (Rodekohr und
Roters-Möller 2019; Kunze 2018; Kreidenweis 2020).

Eine individuelle und selbstständige Lebensführung setzt die Gewährleistung
und Erhöhung von Sicherheit in der Wohnumgebung voraus. Die Implemen-
tierung vernetzter Rauchmelder, einer automatischen Abschaltung elektrischer
Geräte (z. B. Herd), von Türsprechanalagen und (Video-) Türspionen, von Bewe-
gungsmeldern, eines aktiven Notrufs/Servicerufs sowie von Sensormatten (z. B.
zur automatischen Sturzerkennung) ist hier denkbar (Driller et al. 2009). Sicher-
heitstechnologien spielen auch zur Unterstützung von Assistenz und Pflege,
vor allem für die Gewährleistung und Verbesserung einer 24-h-Betreuung, eine
wesentliche Rolle. Sensortechnologien, wie z. B. Orientierungslichter, Aufsteh-
melder oder eine automatische Sturzerkennung können dazu beitragen, dass sich
Bewohner*innen auch in der Nacht zurechtfinden, Stürze verhindert bzw. recht-
zeitig erkannt werden und somit das Assistenz- und Pflegepersonal (nicht nur im
Kontext Nachtbereitschaft/Nachtwache) entlastet wird.

Gesundheitsförderung
Mit der Förderung der Sicherheit und Autonomie ist eine technisch unter-
stützte Gesundheitsförderung von Menschen mit Behinderung eng verknüpft.
Grundsätzlich spielt dabei die Nutzung von Gesundheits-Apps in den letzten
Jahren eine immer größer werdende Rolle (Klein 2020). Darunter fallen z. B.



9 Technisch unterstützte Teilhabe und Lebensführung 281

Anwendungen zum Verfolgen der eigenen Fitness, der Ernährung oder zur Sym-
ptomanalyse. Zum Einsatz kommen außerdem mobile Messgeräte für Blutdruck
oder Blutzucker, die für den häuslichen Gebrauch entwickelt worden sind und
z. B. Schnittstellen zum Smartphone, Tablet oder Desktop-PC aufweisen. So ist
eine Messung flexibel und regelmäßig durchführbar und nicht grundsätzlich an
ärztliche Betreuung gebunden. Mithilfe dieser Technologien können Gesundheits-
risiken möglichst frühzeitig erkannt und entsprechende Interventionen rechtzeitig
eingeleitet werden (DGGG 2016, S. 3).

Tagesstrukturierung
Die Strukturierung des Tagesablaufs ist für das Gelingen einer selbstständigen
Lebensführung ein essenzieller Faktor, der Orientierung und Sicherheit im All-
tag bieten kann. Hierzu bergen visuelle Hilfen ähnlich dem TEACCH-Ansatz
zur Förderung von Menschen mit Autismus-Spektrum-Störung (Häußler 2016,
2018) ein großes Unterstützungspotenzial. Ein digitaler Tagesablaufplaner kann
darin unterstützen, tagesstrukturierende Maßnahmen und Termine flexibel zu pla-
nen und zu verwalten. Im Tagesplaner eingebundene routinierte Abläufe und
Aufgaben können je nach individuellem Bedarf in kleinere Teilschritte nieder-
schwellig differenziert werden. Dies vermag die vollständige Erledigung solcher
Aufgaben im Lebensalltag zu erleichtern und macht darüber hinaus Zusammen-
hänge alltäglicher Situationen nachvollziehbar. Die Auswahl bestehender digitaler
und zusätzlich barrierefreier Anwendungen zur Strukturierung des Tagesablaufs
im Unterstützungskontext ist bisher äußerst gering. Großes Potenzial bieten
jedoch beispielsweise die Anwendungen RoutineFactory aus den Niederlanden
(abrufbar unter: www.routinefactory.com) oder der TagesPlaner des Landschafts-
verbandes Westfalen-Lippe (LWL) Selbstständiges Wohnen gGmbH, der sich
aktuell noch in der Entwicklung befindet (LWL SeWo 2020). Im smarten
(Forschungs-)Apartment, welches im Rahmen des BMBF-Projektes „KogniHo-
me“ entwickelt wurde und dessen Technologien in eine Musterwohnung des
Vereins „KogniHome“ überführt wurden, soll ein virtueller Dialogassistent durch
die Verwaltung von Erinnerungen und Terminen Menschen mit Behinderungen
bei der Tagesstruktur unterstützen (aufrufbar unter: www.kognihome.de/vereinsvi
sion).

Gestaltung freier Zeit
Als wesentlicher Teil der Tagesstrukturierung zählt die Gestaltung freier Zeit.
Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung sind in jedem Lebensalter und
in allen Wohnformen auf Freizeitangebote in ihrem Wohnumfeld angewiesen,
die für sie barrierefrei und offen zugänglich sind. Das gilt aber insbesondere

http://www.routinefactory.com
http://www.kognihome.de/vereinsvision
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für selbständig und oft allein Lebende und Menschen im Alter (vgl. Dieck-
mann et al. 2015). Mit Blick auf allgemein vorherrschende Informationsdefizite
von Menschen mit Behinderung (BMAS 2021) mangelt es häufig an entspre-
chend barrierefrei zugänglichen Informationen über Freizeitangebote (z. B. zum
Veranstaltungsort oder ggf. anfallenden Teilnahmekosten), die Menschen mit
Behinderung soweit wie möglich selbstständig nutzen können. Im Vergleich zu
klassischen analog verfügbaren Informationsquellen, wie z. B. Flyern, Programm-
heften oder Plakaten sind digitale Informationen orts- und zeitunabhängig und
somit äußerst flexibel nutzbar. Außerdem bieten digitale Anwendungen vielfäl-
tige Anpassungsmöglichkeiten, um Informationen für Menschen mit Behinderung
barrierefrei zur Verfügung zu stellen (W3C 2009). Zwei prägnante Beispiele
für digitale Informationsplattformen sind z. B. der Freizeitkalender Fritz der
Ev. Familienbildungsstätte Münster (abrufbar unter: www.fritz-kalender.de) oder
der Inklusive Kulturführer Münsterland des Benediktushof Maria Veen (abrufbar
unter: www.kulturführer-muensterland.de).

Mobilität
Die Zugänglichkeit von Freizeitangeboten, aber auch die selbstständige Erle-
digung von Alltagsaufgaben im Lebensumfeld (Einkaufen, Arztbesuche etc.)
sind eng mit der Mobilität verknüpft. Jedoch ist diese wiederum für Menschen
mit Behinderung von der Zugänglichkeit von Informationen über Mobilitätssys-
teme und der Barrierefreiheit der Umwelt abhängig (Dieckmann et al. 2015).
Leicht zugängliche Informationen zur Lage behindertengerechter Toiletten oder
zur Bodenbeschaffenheit für mobilitätsbeeinträchtigte Personen können beispiels-
weise über die Online-Plattform Wheelmap (www.wheelmap.org) abgerufen
werden. Die Anwendung dient der Identifikation barrierefreier bzw. rollstuhlge-
rechter Orte. Darüber hinaus sind auch Informationen zu örtlichen Fahr- und
Bringdiensten für die Mobilität essenziell. Einen sogenannten Nahverkehr auf
Bestellung bietet beispielsweise die digitale Anwendung Loop-Münster, mit der
ein regionaler Fahrservice individuell und flexibler buchbar wird.

Digitale Anwendungen können Menschen mit Behinderung auch bei der Navi-
gation bzw. Orientierung in der nahen Umgebung unterstützen. Die Nutzung
von GPS-Geräten kommt vor allem für Personen infrage, die z. B. aufgrund
einer intellektuellen Beeinträchtigung und/oder dementiellen Erkrankung einen
eingeschränkten Orientierungssinn haben. Einerseits ermöglicht das technische
Gerät den Nutzer*innen eine Erweiterung des Bewegungsradius, in dem sie sich
selbstständig und frei bewegen können. Andererseits können sie durch das Tra-
gen dieses Geräts stets von Betreuungspersonen gefunden werden oder selbst

http://www.fritz-kalender.de
https://www.muensterland.com/kultur/
http://www.wheelmap.org
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Hilfe holen. Da somit ihre Autonomie und Sicherheit (auch bei ggf. steigen-
dem Unterstützungsbedarf) erhalten bleibt bzw. gestärkt wird, hat dies positive
Auswirkungen auf die Lebensqualität der Betroffenen (DGGG 2016, S. 3).

Gestaltung sozialer Beziehungen
Ein weiterer zentraler Bestandteil individueller Lebensführung und Teilhabe
ist die Gestaltung sozialer Beziehungen. Soziale Beziehungen durchziehen alle
Bereiche menschlichen Lebens, doch verfügen Menschen mit intellektueller
Beeinträchtigung häufig nur über begrenzte Sozialkontakte. Es bestehen vorwie-
gend Kontakte zu Angehörigen, Mitbewohner*innen oder Arbeitskolleg*innen
und Professionellen (Park 2012, S. 266 f.; Seidel 2016, S. 122). Für Menschen mit
intellektueller Beeinträchtigung ist es aufgrund personen- und strukturbedingter
Faktoren häufig schwierig, in ihrem Lebensumfeld neue Personen kennenzulernen
(Park 2012, S. 267; Sagner 2014, S. 64). Die Nutzung digitaler Sozialer Medien
birgt für sie deshalb ein enormes Teilhabepotenzial. Die klassische Gestaltung
sozialer Beziehungen durch den direkten Kontakt face-to-face wird mehr denn
je durch die Möglichkeiten der Online-Kommunikation ergänzt. Soziale Medien
erweitern grundsätzlich die Möglichkeiten der Kommunikation sowie Informa-
tion, da sie orts- und zeitunabhängig flexibel zugänglich sind. Durch das Knüpfen
neuer Kontakte oder die Pflege bestehender Kontakte im virtuellen Raum kann
einer sozialen Isolation und dem Gefühl des Alleinseins entgegengewirkt wer-
den (Shpigelman und Gill 2014, S. 619). Dies betrifft institutionell lebende
Menschen ebenso wie Menschen, die alleine ohne Gemeinschaftsbezug wohnen.
Die Nutzung von Online-Kommunikationsangeboten kann dazu beitragen, dass
neue Kontakte zu Menschen außerhalb der Institution bzw. zur Nachbarschaft
erschlossen werden.

Im Unterstützungskontext bergen Soziale Medien wie Instant Messenger
außerdem Vorteile für die Kommunikation mit Unterstützungspersonen, um
schwerpunktmäßig beim selbstständigen Wohnen flexibel und kurzfristig notwen-
dige Absprachen treffen zu können.

Teilhabeplanung/ -management
Es liegt nahe, dass Selbstständigkeit, Selbstbestimmung und Sicherheit durch die
gesicherte Kommunikation mit Unterstützenden, die einfachere Inanspruchnahme
und Verknüpfung von Dienstleistungen sowie die verbesserte Einbeziehung in
das sozialräumliche Wohnumfeld erhöht werden können. Wie eingangs erwähnt,
ist es deshalb wichtig, unterstützende Technik nicht allein im Zusammenhang
mit der Person mit Behinderung, sondern die Nutzung als Teil eines soziotech-
nischen Systems zu betrachten. Der Einsatz, die Akzeptanz und die Nutzung der
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Technik sind maßgeblich von den Zusammenhängen und deren Wechselwirkun-
gen zwischen der Person mit Behinderung, den Unterstützungspersonen und den
Bedingungen der Umwelt beeinflusst. Aufgrund dieser Zusammenhänge ist der
Einsatz assistiver Technologien als Bestandteil des Unterstützungsarrangements
auch mit Blick auf eine digital unterstützte und partizipativ gestaltete Teilhabe-
planung und das Teilhabemanagement aus organisatorischer Sicht zu betrachten
(Klein 2020; Kreidenweis 2020).

Mit dem Bundesteilhabegesetz (BTHG) sind Leistungsträger in der Verant-
wortung, im Rahmen der Teilhabe- bzw. Gesamtplanung individuelle Bedarfe zu
ermitteln und Teilhabeziele gemeinsam mit den Leistungsberechtigten zu entwi-
ckeln. Aufgabe der Leistungserbringer ist es dann, diese Ziele gemeinsam mit den
Leistungsberechtigten für den Alltag zu konkretisieren, die für die Zielerreichung
erforderliche Unterstützung zu planen und die Planungen im Alltag umzuset-
zen. Die Umsetzung der Teilhabeziele und deren Unterstützung durch Leistungen
muss dokumentiert und mit Blick auf den Inhalt und Umfang der vereinbarten
Ziele und Leistungen an verschiedene beteiligte Akteure zurückgemeldet werden.

Digitale Hilfen können es den beteiligten Akteuren im Planungs- und Mana-
gementprozess wesentlich leichter machen, die Anforderungen, u. a. an die
Kommunikation untereinander, die Bereitstellung von Information, die Doku-
mentation und Ressourcenplanung zu erfüllen. Sie können dafür eingesetzt
werden, um Ziele und Maßnahmen gemeinsam mit den Leistungsberechtigten
und informellen Unterstützungspersonen (z. B. Angehörigen) zu planen und diese
im Prozess fortlaufend zu dokumentieren. Sie bieten die Möglichkeit, in Pla-
nungsgesprächen wie auch beim alltäglichen Austausch im Betreuungskontext
gesprächsbegleitende und interaktionsförderliche Unterstützung zu leisten. Dazu
müssen digitale, flexibel anpassbare und, wenn notwendig, bildhafte Benutzero-
berflächen (z. B. auf einem Tablet) zur Verfügung stehen. Die Dokumentation,
Koordination und Abstimmung von Teilhabeleistungen kann über Schnittstellen
zwischen Dienstplänen, individuellen Termin- und Einsatzplänen des Betreuungs-
und Pflegepersonals, persönlichen Tagesplanern der Leistungsempfänger*innen
und Messengern als Austauschplattformen ermöglicht werden.

9.2 Herausforderungen

Mangelnde Vernetzung von Fachsoftware und anderen Tools
Obwohl die Anzahl und Vielfalt von Planungs- und Managementsystemen für
den sozialen Sektor stetig wachsen, werden sie noch nicht überall und im vol-
len Umfang im sozialen Sektor genutzt. Auch wenn der Umgang mit digitalen
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Technologien für viele Professionelle schon zum Arbeitsalltag gehört (Schön-
hauer et al. 2021), schreitet der Prozess der umfassenden Digitalisierung in den
meisten Einrichtungen nur sehr langsam voran (Kreidenweis 2020). Zudem feh-
len digitale Lösungen, mit denen den neuen Anforderungen durch das BTHG
teilhabeförderlich und ressourceneffizient begegnet werden kann. Hierzu mangelt
es an technischer Vernetzung sowie einheitlichen Schnittstellen, die die bishe-
rige Fachsoftware ergänzen. Die bislang genutzten Funktionalitäten beschränken
sich auf organisationale und Betreuungsplanungs-Aspekte innerhalb einer Ein-
richtung (Kreidenweis 2018, S. 195). Der steigende Bedarf eines leistungsträger-
und anbieterübergreifenden Informations- und Kommunikationsaustausches zur
Umsetzung der Teilhabe- und Unterstützungsplanung wird mit den bestehenden
Softwarelösungen nicht gedeckt.

Komplexe Benutzeroberflächen und Funktionen mindern außerdem die Attrak-
tivität und Akzeptanz der Nutzung – vor allem für wenig technikaffine Men-
schen. Dies ist besonders problematisch, sollen doch Leistungsberechtigte mit
verschiedenen Behinderungen durch das BTHG an der Teilhabe- und Unterstüt-
zungsplanung aktiv partizipieren. Im Sinne digitaler Teilhabe bedeutet dies auch
die Teilhabe an digitalen Planungs-, Kommunikations- und Interaktionsprozessen.
Vereinzelt besteht für Leistungsberechtigte die Möglichkeit, Informationen pas-
siv abzurufen, jedoch ist bisher keine barrierefreie und aktive Partizipation der
Personengruppe in den bestehenden Softwarelösungen vorgesehen (Kreidenweis
2018, S. 198).

Einflussfaktoren auf die Akzeptanz und Nutzung
Die Akzeptanz und die Nutzung von Technologien hängen nach Davis (1989)
davon ab, wie Nutzer*innen deren Bedienbarkeit und Nützlichkeit wahrneh-
men (Jokisch 2010). Dabei spielen persönliche Einstellungen und Erfahrungen
im Lebenslauf eine Rolle. Erwachsene Menschen mit lebenslanger Behinderung
gehören zu einer Personengruppe, die in der Regel wenig Mediensozialisation
erfahren hat. Sie leben mit intellektuellen und/oder motorischen Einschränkungen
und gerade die Älteren unter ihnen sind häufig nicht mit digitalen Technologien
aufgewachsen. Die Bedienung einer fremden und komplexen Hard- und Soft-
ware ist somit erschwert (Doh 2010, S. 39 ff.; Driller et al. 2009, S. 128).
Können potentielle Nutzer*innen das Gerät bzw. die Anwendung nicht bedie-
nen, sprechen sie auch die individuelle Nützlichkeit ab. Der Umgang mit neuen
Technologien ist stets auch Ergebnis eines Sozialisations- bzw. Lernprozesses,
durch den Technikkompetenz erworben werden kann. Im Zuge des Sozialisations-
und Lernprozesses kann sich die wahrgenommene Nützlichkeit einer Technologie
schrittweise verändern, sodass ein zunächst unattraktives Hilfsmittel mit der Zeit



286 T. Heddergott und B. Schiffhauer

als nützlich bewertet wird. Dem sozialen Umfeld kommt dabei eine modellie-
rende Funktion zu. Die Akzeptanz und der Gebrauch der Technologien hängen
stark davon ab, wie die Nutzung im sozialen Umfeld eingeübt, vorgemacht und
angeleitet wird. Im Unterstützungskontext sind somit die technischen Kompe-
tenzen der Mitarbeitenden ausschlaggebend für die Quantität und Qualität der
medienpädagogischen Unterstützung.

Neben dem Einfluss von Sozialisations- und Lernprozessen ist auch die Barrie-
refreiheit der Technologie selbst entscheidend für die tatsächliche Akzeptanz und
Nutzung. Zur weiteren Erläuterung dient die Barrierefreiheit digitaler Anwen-
dungen für mobile Endgeräte, wie Smartphones oder Tablets, als Beispiel. Für
die individuelle Lebensführung und Teilhabe von Menschen mit Behinderung
spielt die selbstständige Nutzung digitaler Anwendungen für das Smartphone
oder Tablet eine wichtige Rolle. Sie kommen in vielen verschiedenen Bereichen
zum Einsatz, um z. B. Elemente der Haustechnik manuell vom eigenen Endgerät
steuern zu können, um an Informationen über den ÖPNV oder Freizeitange-
bote zu gelangen oder um soziale Beziehungen zu pflegen. Damit Menschen mit
Behinderung diese große Vielfalt an Einsatzmöglichkeiten ausschöpfen und Funk-
tionen nutzen können, müssen Anwendungen barrierefrei sein. Zur Gestaltung
der Barrierefreiheit bieten internationale und nationale Standards, wie die Web
Content Accessibility Guidelines (kurz: WCAG 2.0) und die darauf basierende
Verordnung zur Schaffung barrierefreier Informationstechnik nach dem Behinder-
tengleichstellungsgesetz (Barrierefreie – Informationstechnik – Verordnung, kurz:
BITV 2.0), Orientierung. Sie beziehen sich in erster Linie auf Internetauftritte und
-angebote, sind aber auch für andere digitale Anwendungen relevant.

Die WCAG 2.0 legen vier Grundprinzipien fest, die für die Gestaltung
digitaler Web-Angebote gelten (W3C 2009) und inhaltlich einigen der Dialog-
gestaltungsprinzipien nach ISO 9241-110 ähneln:

• wahrnehmbar: Die Nutzer*innen der digitalen Anwendung müssen die Benut-
zeroberfläche und deren Funktionen wahrnehmen können.

• bedienbar: Die Nutzer*innen müssen die Anwendung auf vielfältige Weise
bedienen können.

• verständlich: Der Aufbau und der Inhalt der Seite muss so eindeutig wie mög-
lich sein, damit bestenfalls eine intuitive Bedienung möglich ist. Stichwort:
lesbar, vorhersehbar, Hilfestellung bei der Eingabe
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• robust: Nutzer*innen müssen mittels verschiedener Betriebssysteme oder
Hilfsprogramme auf die Anwendung zugreifen können. Stichwort: Kompa-
tibilität

Inhaltlich legen die benannten Standards vor allem technische Anforderungen
fest. Dazu zählt die Vermeidung einer unübersichtlichen optischen und strukturel-
len Gestaltung der Benutzeroberflächen. So müssen beispielsweise Animationen
manuell steuerbar sein, starke Kontraste eingehalten und eine Textlastigkeit sowie
zu kleine Darstellung vermieden werden (Schaten 2014, S. 1). Trotz dieser Fest-
legungen ist die Zugänglichkeit digitaler Medien für Menschen mit intellektueller
Beeinträchtigung nicht automatisch gewährleistet. Letztere sehen sich bei der
Nutzung digitaler Angebote mit verschiedensten Herausforderungen konfrontiert,
die durch das Zusammenspiel unterschiedlicher Beeinträchtigungen bedingt wer-
den. Der Personenkreis der Nutzer*innen mit intellektueller Beeinträchtigung
ist sehr heterogen. So haben viele der Betroffenen z. B. Schwierigkeiten beim
Lesen und Schreiben. Für Menschen mit einer intellektuellen Beeinträchtigung
ist neben der technischen auch die inhaltliche barrierefreie Gestaltung digitaler
Angebote essenziell. Komplizierte Textinhalte, die Verwendung von Fachbegrif-
fen und Abkürzungen sowie verschachtelte, lange Sätze stellen hier wesentliche
Barrieren dar (Schaten 2014, S. 2).

Da die Standards zur Schaffung einer digitalen Barrierefreiheit demnach für
die Zielgruppe von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung eher als Ori-
entierung zu verstehen sind, gewinnt die tatsächliche Umsetzung durch die
programmierenden Personen an Bedeutung. Der Interpretations- und Gestaltungs-
spielraum bei der Umsetzung ist groß. Weil digitale Inhalte beispielsweise nicht
in Leichter Sprache zur Verfügung gestellt werden, entstehen Informationslücken
bei Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung. Das wirkt sich auf die indi-
viduell wahrgenommene Nützlichkeit digitaler Medien und auf die Nutzung und
Teilhabemöglichkeiten negativ aus.

Ethische Herausforderungen bei der Anwendung und Entwicklung innovativer
Technologien
Ansätze der partizipativen Technikgestaltung betrachten die oben genannten
Einflussfaktoren der Akzeptanz bei der Entwicklung der Technologien direkt
mit. Dieses Einbinden von Nutzer*innen und allen Beteiligten ist eine gän-
gige Methode, um die Gebrauchstauglichkeit (Usability) und das Nutzungs-
erlebnis (User Experience) und damit auch die Akzeptanz zu erhöhen. Dies
geschieht beispielsweise bei der Menschzentrierten Gestaltung nach ISO 9241-
210. Zudem stellt diese Partizipation eine „originär ethische Forderung im Sinne
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des Empowerments dar“ (Weber und Wackerbarth 2017, S. 83). Instrumente
und Methoden aus der Software-Entwicklung lassen diese ethische Perspektive
jedoch größtenteils außer Acht. Orientieren sich diese Methoden doch eher an
funktional-ökonomischen Kriterien, wie der Reduktion von Kosten durch spätere
Softwareverbesserungen (Weidekamp-Maicher 2021, S. 113).

Wird die Entwicklung und spätere Anwendung innovativer Technologien unter
ethischen Aspekten betrachtet, so ist die intensive Einbindung von Menschen
mit Behinderung bei der Entwicklung barrierefreier Systeme unerlässlich. Ins-
besondere bei dieser Zielgruppe ist das ethische Vorgehen auf zwei Ebenen zu
beachten:

Einerseits ist es notwendig, eine partizipative Technikfolgenabschätzung/
Technikbewertung vorzunehmen, um Herausforderungen und Risiken, die durch
die Nutzung entstehen könnten (z. B. Überwachung, Einschränkung der Autono-
mie oder Souveränität durch eine Vermessung und zahlenmäßige Bewertung von
Menschen anhand von Messgeräten zur Gesundheitsförderung), mit geeigneten
Instrumenten zu beleuchten, wie beispielsweise dem MEESTAR-Modell (Man-
zeschke et al. 2013). Andererseits sind bei einem partizipativen Vorgehen mit
Blick auf die Zielgruppe zusätzliche Anforderungen zu beachten:

• Wenn Interviews und Beobachtungen, wie sie in der Softwareentwicklung
üblich sind, zu Personae (Profile prototypischer, fiktiver Nutzer*innen) zusam-
mengefasst werden, sollte der Fokus auf den Fähigkeiten und nicht lediglich
auf Behinderungen der Persona gelegt werden (Holt et al. 2011).

• Außerdem gilt es, Menschen mit Behinderung durch die Teilnahme an Studien
nicht zu überfordern. Z. B. sollte deutlich gemacht werden, dass in Usability-
und User Experience-Studien häufig nicht perfekt funktionierende Prototypen/
Softwarelösungen eingesetzt werden, sodass diese Personen Schwierigkeiten
und Hemmnisse der Anwendung nicht auf sich selbst zurückführen, sondern
auf die Technik (Friedhof 2017).

• Des Weiteren ist es wichtig, dass bei Menschen mit Behinderung trotz Frei-
willigkeit kein Druck entsteht und dass sie ebenso wie nicht beeinträchtigte
Proband*innen für ihren Aufwand vergütet oder anderweitig belohnt werden
(Friedhof 2017).

• Es wird empfohlen, dass insbesondere diejenigen, die mehrfach an den Prozes-
sen der Technikentwicklung teilnehmen, über den Fortgang der Entwicklung
und das Resultat informiert werden (Friedhof 2017). So ist es unabdingbar,
wenn Personen mit Behinderungen eingebunden werden, nicht nur die Infor-
mationen vor und während der Studie verständlich für die Menschen mit
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Behinderung aufzubereiten und z. B. in Leichte Sprache zu übersetzen, son-
dern auch nach Projektabschluss Ergebnisse in Leichter Sprache zur Verfügung
zu stellen bzw. Präsentationen für die entsprechende Gruppe zu halten.

9.3 Fazit und Ausblick

Mit Blick auf die BTHG-gemäßen Anforderungen an die Teilhabeplanung
und das Teilhabemanagement, die fortschreitenden wirtschaftlichen Ökonomisie-
rungsbestrebungen im Sozialwesen, die umfassende Nutzung von Technologien
in der Gesamtgesellschaft und die innovativen technischen Entwicklungen für
den Unterstützungskontext befinden sich Menschen mit Behinderung sowie
Leistungsanbieter und Leistungsträger der Eingliederungshilfe in einem neuen
Verhältnis zu innovativen Technologien und damit verbundener technischer
Assistenz. Durch diese Entwicklung und die sich ständig weiterentwickelnden
technischen Möglichkeiten wird sich die Technikakzeptanz und -affinität bei
Menschen mit Behinderung und deren Unterstützungspersonen stetig erweitern.
Leistungsberechtigte und Angehörige werden zunehmend digitale Ausstattun-
gen, wie z. B. eine Internetausstattung im Wohnkontext, einfordern. Auch wenn
viele Einrichtungen noch ganz am Anfang stehen und sich bisher kaum oder
gar nicht mit den vielfältigen Einsatzmöglichkeiten unterstützender Technologien
auseinandergesetzt haben, ist der Trend doch eindeutig. Unterstützungsprozesse
werden zukünftig immer stärker technisch begleitet werden. Auf Planungs- und
Organisationsebene sind Einrichtungen der Behindertenhilfe deshalb gefragt,
Dienstleistungs- und Refinanzierungsmodelle weiterzuentwickeln (Kunze 2018),
sich somit auf die Erweiterung des Unterstützungsarrangements durch den Einsatz
von Technik einzulassen und von den neuen Möglichkeiten zu profitieren.

Aufgrund der hohen Diversität von Nutzer*innen bedarf es bei der Implemen-
tierung von Technik einer bedarfsgerechten Auswahl assistierender Technologien
sowie deren individuellen Anpassung. Außerdem sollten sie eine möglichst hohe
Flexibilität aufweisen und somit ein breites Spektrum an Unterstützungsmög-
lichkeiten bieten (Albayrak et al. 2008, S. 7). Offene Schnittstellen sind hier
ein entscheidender Faktor, damit Technologien und Hilfsmittel je nach individu-
ellen Bedarfen und im Unterstützungskontext auf vielen Ebenen unkompliziert
miteinander vernetzt werden können.

Es muss allgemein für die Anforderungen an eine barrierefreie selbststän-
dige Nutzung von Technologien und einen barrierefreien Zugang zu digitalen
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Medien sensibilisiert werden. Dieser Schritt beginnt mit einer partizipativen Ent-
wicklung digitaler Lösungen, bei der die Weichen für die Akzeptanz gegenüber
der Technik und einer barrierefreien und somit bedarfsgerechten Nutzung durch
Menschen mit Behinderung gestellt werden. Zudem ist eine ethisch reflektierte
Abwägung über den Einsatz der Technologien immer essentiell. Denn trotz aller
Chancen, die sich durch die Technologien bilden, gilt es eines immer im Blick
zu behalten: Menschliche Unterstützung ist und bleibt elementar. Der Einsatz
von Technologien muss als eine Erweiterung der Unterstützung zur Förderung
der Selbstständigkeit betrachtet werden.
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10Menschen mit komplexem
Unterstützungsbedarf

Vera Munde und Peter Zentel

Zusammenfassung

Das Thema Wohnen stellt Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf,
ihre Angehörigen und professionellen Unterstützer*innen vor besondere Her-
ausforderungen. Im vorliegenden Kapitel werden die Herausforderungen in
Bezug auf das Wohnen von Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf
auf Basis von Erkenntnissen aus der Wohnforschung detailliert dargestellt.
Dabei werden zunächst Erfahrungen mit verschiedenen Wohnformen sowie
die Möglichkeiten der Wohnwunscherhebung und besondere Herausforderun-
gen beim Umzug aus dem Elternhaus in eine Wohneinrichtung thematisiert.
Außerdem wird der Zusammenhang zwischen Wohnen und erfahrener Lebens-
qualität, individueller Teilhabeplanung und Sozialraumorientierung hergestellt.
Neben Teilhabeoptionen zeigt das Kapitel auch existierende Lücken in der
Wohnforschung und die aktuellen Grenzen in der Umsetzung von Teilhabe
auf. Die Ergebnisse machen deutlich, dass die Perspektiven der verschiedenen
Personen und Berufsgruppen in Teilhabeprozessen im Lebensbereich Wohnen
einbezogen werden müssen, um die Grenzen so zu verschieben, dass attrak-
tive, gewünschte und gewinnbringende Teilhabeoptionen für Menschen mit
komplexem Unterstützungsbedarf entstehen.
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10.1 Einleitung

Das Thema Wohnen stellt Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf, ihre
Angehörigen und professionellen Unterstützer*innen vor besondere Herausforde-
rungen.

Kennzeichnend für Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf ist eine
schwere kognitive Beeinträchtigung, die meist in Kombination mit sensorischen
und körperlichen Einschränkungen einhergeht. Hinzu kommen Gesundheitspro-
bleme, wie beispielsweise Epilepsie, Atemwegserkrankungen oder Verdauungs-
probleme (Evenhuis et al. 2001; van Schrojenstein-Lantman de Valk et al. 2000;
van Splunder et al. 2006). Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf sind
keine homogene Gruppe. Sie unterscheiden sich sowohl in den Ursachen ihrer
Behinderung als auch in ihren funktionalen, kommunikativen und verhaltensbe-
zogenen Fähigkeiten (Bellamy et al. 2010; Nakken und Vlaskamp 2007). Die
Komplexität und der Schweregrad der Beeinträchtigungen führen dazu, dass die-
ser Personenkreis für fast alle Handlungen des alltäglichen Lebens lebenslang auf
Unterstützung angewiesen ist (Nakken und Vlaskamp 2007; Klauß 2017). Diese
Personen haben einen umfassenden Assistenz- und Pflegebedarf und benötigen
eine Wohnsituation, in der eine entsprechende Unterstützung Tag und Nacht ver-
fügbar ist. Die meisten von ihnen leben nach dem Auszug aus dem Elternhaus
in Wohngruppen in Wohneinrichtungen (besonderen Wohnformen der Einglie-
derungshilfe), zum Teil auch in Pflegeeinrichtungen (Franz und Beck 2015;
Vugteveen et al. 2014; Thimm et al. 2018).

Die Wohnsituation hat auch für Menschen mit komplexem Unterstützungs-
bedarf einen maßgeblichen Einfluss auf die von ihnen erfahrene Lebensqualität
(Petry et al. 2009). Die bereits angesprochene große Heterogenität des Personen-
kreises erfordert individuelle Lösungen – auch für die Wohnsituation. Während
sowohl der Wohnort als auch die Wohnform den individuellen Bedürfnissen und
Wünschen einer Person mit komplexem Unterstützungsbedarf entsprechen sollten,
zeichneten Studien ein anderes Bild (Seifert 2010).

Dabei brauchen Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf ein stabiles
und in sich kooperatives Umfeld, damit ihre Bedürfnisse erfasst und verstanden
werden. Viele von ihnen kommunizieren nicht über Lautsprache, sondern nut-
zen Hilfsmittel der Unterstützten Kommunikation oder äußern sich über Signale
der Körpersprache wie Blinzeln mit den Augen, Muskelspannung oder Atmung
(Krämer und Zentel 2020). Nur wenn Angehörige und langfristig sie begleitende
professionelle Unterstützer*innen eine Beziehung zu einer Person aufbauen, diese
individuellen Kommunikationsmittel kennen und die individuellen Signale ver-
stehen, können Bedürfnisse erfüllt und ein Kontakt mit dem weiteren Umfeld
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hergestellt werden (Goldbart und Caton 2010). Aufgrund der wichtigen Rolle der
Unterstützer*innen ist in der jeweiligen Wohnsituation eine Abstimmung zwi-
schen den Angehörigen und den professionellen Unterstützer*innen, aber auch
zwischen den professionellen Unterstützer*innen verschiedener Settings (z. B.
zwischen dem Wohndienst und einer Tagesförderstätte) und mit Vertreter*innen
anderer Professionen (z. B. mit der Physiotherapie) notwendig (Petry et al.
2009; Schultz 2010). Erst auf Basis dieser Abstimmungen wird eine langfristige
Planung der individuellen Teilhabe und deren Unterstützung möglich.

Die essentielle Rolle der persönlichen Beziehungen führt dazu, dass sowohl
die Entscheidung zum Auszug aus dem Elternhaus einer Person mit komple-
xem Unterstützungsbedarf als auch der Übergang in ein anderes Wohnsetting zu
einer besonderen Herausforderung werden kann (Grey et al. 2015). Neben der
Zusammenarbeit von Angehörigen und professionellen Unterstützer*innen kann
außerdem der Sozialraum einen entscheidenden Einfluss auf die Zufriedenheit
mit dem jeweiligen Wohnsetting haben (Jansen et al. 2016; Seifert 2018).

Im Folgenden werden die bereits angesprochenen Herausforderungen in Bezug
auf das Wohnen von Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf auf Basis
von Erkenntnissen aus der Wohnforschung detaillierter dargestellt. Hierzu wur-
den die Erkenntnisse sowohl aus dem deutschsprachigen als auch aus dem
englischsprachigen Raum einbezogen. In der englischsprachigen Literatur domi-
nieren Publikationen aus den Niederlanden, da sich dort eine forschungsstarke
Community seit Jahren der Zielgruppe widmet. Darüber hinaus wurden For-
schungserkenntnisse aus England, Kanada, Australien und den USA einbezogen.

10.2 Wohnformen

Erwachsene Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf leben nach einem
Auszug aus dem Elternhaus überwiegend in stationären Wohnangeboten – den
besonderen Wohnformen der Eingliederungshilfe (Vugteveen et al. 2014). Die
zunehmende Ambulantisierung führt dazu, dass Wohngruppen von Wohnein-
richtungen immer homogener zusammengesetzt sind. Menschen mit komplexem
Unterstützungsbedarf verbleiben in diesen Wohnangeboten, während Menschen
mit einem geringeren Unterstützungsbedarf in ambulant unterstützte Wohnge-
meinschaften oder eigene Wohnungen ziehen (Franz und Beck 2015). Mit
zunehmendem Alter nimmt wiederum die Zahl der Menschen mit komplexem
Unterstützungsbedarf in den Wohneinrichtungen verhältnismäßig ab, da sie im
Durchschnitt eine geringere Lebenserwartung haben oder in Pflegeeinrichtungen
umziehen (Thimm et al. 2019; Haßler et al. 2019).
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Ambulant unterstützte Wohnsettings sind für Menschen mit komplexem Unter-
stützungsbedarf in Deutschland häufig nicht zugänglich. Das hat verschiedene
Gründe: Die Finanzierung dieser Wohnsettings für Menschen mit komplexem
Unterstützungsbedarf stellt eine Herausforderung dar, da eine 24h-Unterstützung
auch eine Nachtbereitschaft beinhaltet. Diese ist aber bislang meist in ambu-
lanten Settings nicht vorgesehen. Zwar kann dem durch eine Bündelung von
Ressourcen begegnet werden, das bedeutet aber auch, dass Wohnsettings (z. B.
Wohngemeinschaften, Apartmenthäuser) dann eine gewisse Größe haben müssen,
was wiederum im Konflikt mit dem Anspruch steht, individuellen und privaten
Wohnraum zu schaffen (Franz und Beck 2015). Eine weitere Herausforderung
in der Gestaltung von ambulant unterstützten Wohnsettings für Menschen mit
komplexem Unterstützungsbedarf sind die räumlichen Anforderungen. Während
Wohnraum mit entsprechender Barrierefreiheit nur begrenzt verfügbar ist, kann
auch die Lage ein Ausschlusskriterium sein, wenn eine Nachbarschaft z. B. keine
Menschen mit herausforderndem Verhalten akzeptiert. Hinzu kommt die Her-
ausforderung der Organisation eines ambulant unterstützten Wohnsettings. Meist
übernehmen professionelle Unterstützer*innen die Koordination von verschiede-
nen Unterstützungsleistungen (z. B. Eingliederungshilfe- und Pflegeleistungen).
Aber auch Angehörige und rechtliche Betreuer*innen haben zusätzliche Auf-
gaben (z. B. Mietvertrag und allgemeine Finanzen), die mitunter als Belastung
erfahren werden. Wenn am Ende die Lebenswirklichkeit von Menschen mit kom-
plexem Unterstützungsbedarf in ambulanten Wohnsettings ähnlich oder genauso
aussieht wie in stationären Settings (auch eine Frage der Organisationskultur),
sind die Vorteile eines ambulant unterstützten Wohnsettings (wie die flexiblere
und individuellere Unterstützung) gegenüber stationären Wohnsettings für die
Bewohner*innen nicht erlebbar. Dann stellt sich die Frage, welcher Unterschied
zwischen stationären und ambulanten Angeboten für diesen Personenkreis besteht
(Franz und Beck 2015).

10.3 Wohnwünsche

Die Erhebung der Wohnwünsche von Menschen mit komplexem Unterstüt-
zungsbedarf ist ein noch neues Thema (Schrooten et al. 2019). Dabei müs-
sen Wohnwünsche immer zusammen und gleichzeitig auch differenziert von
Wohnbedürfnissen gedacht werden. Unter Wohnwünschen werden individuelle
Präferenzen zur Wohnform, der Gestaltung des Wohnraums oder der Auswahl
der Mitbewohner*innen verstanden, während sich Wohnbedürfnisse auf humane
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Grundbedürfnisse wie Schutz und Sicherheit, soziale Kontakte und Privatheit und
physiologische Bedürfnisse beziehen.

Die Erhebung von Wohnwünschen macht deutlich, dass es Menschen mit kom-
plexem Unterstützungsbedarf an Zugang, aber auch an Ideen und Erfahrung mit
verschiedenen Wohnsettings fehlt (Schrooten et al. 2019). Während die räumli-
chen Bedingungen (wie der generelle Wohnraummangel, aber auch der spezielle
Mangel an barrierefreiem Wohnraum) zu einem sehr geringen Angebot führen,
mangelt es auch häufig an Informationen über mögliche Wohnangebote. Auf-
grund mangelnder Alternativen ist ein Abwägen zwischen Wohnangeboten selten
möglich. Entscheidungen für ein Wohnsetting fallen „alternativlos“, also für oder
gegen das einzige konkrete Angebot. Hinzu kommt die stärkere Abhängigkeit von
Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf von anderen und damit auch die
größere Beeinflussung durch andere Personen. Professionelle Unterstützer*innen
und/oder Angehörige spielen eine essentielle Rolle in der Anbahnung der Ausein-
andersetzung mit Wohnwünschen und tragen maßgeblich – im positiven als auch
im negativen Sinne – zum Ergebnis dieser Auseinandersetzung bei. Dabei ist
nicht zuletzt auch der Unterstützungsbedarf entscheidend. Häufig verursacht ein
größer werdender Unterstützungsbedarf die Auseinandersetzung mit dem Thema
Wohnwünsche (Schrooten et al. 2019).

Für die Erhebung von Wohnwünschen von Menschen mit komplexem Unter-
stützungsbedarf haben sich verschiedene Methoden bewährt (Koch und Tiesmeyer
2020):

• Persönliche Zukunfts- oder Lebensstilplanung
• Methoden der Unterstützten Kommunikation
• Beobachtungen im Alltag
• Biografiearbeit
• Netzwerk- und Sozialraumerschließung
• Unterstützerkreise
• Peer-Beratung

Diese Methoden müssen in der konkreten Umsetzung an die Zielgruppe bzw.
an die individuelle Person sowie an das Tempo der Auseinandersetzung aller
Beteiligten mit dem Thema Wohnwünsche angepasst werden.

Die Erhebung von Wohnwünschen muss nicht zwangsläufig zu einem Umzug
in ein anderes Wohnsetting führen. Auch die (Um-)Gestaltung des vorhandenen
Wohnsettings (z. B. mit mehr Raum für Privatheit und individuelle Entfaltung)
kann ein positives Ergebnis einer solchen Auseinandersetzung sein (Schrooten
et al. 2019).
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10.4 Lebensqualität

Obwohl der Zusammenhang zwischen verschiedenen Arten von Wohnformen und
der erlebten Lebensqualität von Menschen mit Behinderung in Bezug auf ein-
zelne Aspekte nachgewiesen ist (siehe auch Kap. 3 und 4), fehlen eindeutige
Ergebnisse aus der Wohnforschung mit Menschen mit komplexem Unterstüt-
zungsbedarf. Hier werden bisher vorrangig Hypothesen und Trends beschrieben
(Felce und Perry 2007).

Dazu muss angemerkt werden, dass das Konzept der Lebensqualität nach
Schalock (2000) eine subjektive und eine objektive Komponente umfasst. Da
jedoch das Erfassen des subjektiven Erlebens von Menschen mit komplexem
Unterstützungsbedarf meist nicht über Lautsprache möglich ist, erfolgt die Erhe-
bung der Lebensqualität für diesen Personenkreis vielfach durch die Befragung
von Proxies (nahestehenden Personen). In dem einzigen Instrument, das explizit
für den Einsatz mit Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf entwickelt
wurde, soll dabei eine Zusammenstellung von unterschiedlichen Perspektiven
(z. B. von Angehörigen und professionellen Unterstützer*innen) ein möglichst
umfassendes Bild liefern (Petry et al. 2008).

Vergleichende Studien haben u. a. den Einfluss der Größe der Wohneinrich-
tung oder der Größe der Wohngruppe auf die Lebensqualität von Menschen mit
komplexem Unterstützungsbedarf untersucht. Während die meisten dieser Stu-
dien keine einheitlichen und statistisch signifikanten Ergebnisse lieferten (Felce
und Perry 2007), zeigen einzelne Studien, dass kleine Wohnsettings in Kombi-
nation mit entsprechendem Handeln der professionellen Unterstützer*innen zu
mehr Selbstbestimmung und Teilhabe führen (Bigby und Beadle-Brown 2018).
Auch bestätigen mehrere Fallstudien, dass es in kleinen Wohnsettings eher
möglich ist, vielfältige Situationen der persönlichen Entscheidung in den All-
tag einzubauen sowie individualisierte Angebote in Bezug auf soziale Kontakte
und Freizeitgestaltung zu machen (Brandenburg et al. 2014; Emerson et al.
2001; Robertson et al. 2000). Diese Ergebnisse werden noch untermauert durch
Studien zur personellen Besetzung und Haltung der professionellen Unterstüt-
zer*innen. Wenn genügend Personal verfügbar ist und diese personenzentrierte
Unterstützungsleistungen mit viel Raum für Selbstbestimmung erbringen, führt
dies zu einer deutlich höheren Lebensqualität bei den Menschen mit komplexem
Unterstützungsbedarf (Petry et al. 2009). Auch können Angehörige in kleinen
Wohnsettings mehr eingebunden werden und sind in der Konsequenz zufriedener
mit der angebotenen Unterstützung (Hoekstra et al. 2014). Diese Aspekte werden
wiederum mit einer höheren Lebensqualität bei den Menschen mit komplexem
Unterstützungsbedarf in Verbindung gebracht. Wenn in einer Wohngemeinschaft
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oder Wohngruppe aber fast ausschließlich Menschen mit komplexem Unterstüt-
zungsbedarf leben, entwickelt sich schwerlich ein kulturell üblicher Wohnalltag,
an dem Bewohner*innen beteiligt werden können (Dieckmann 2002).

10.5 Individuelle Teilhabeplanung

Für die Lebensgestaltung ist neben der langfristigen persönlichen Lebensplanung
die individuelle Teilhabeplanung ein wichtiges Instrument (DHG 2021).

Der Zyklus der Teilhabeplanung umfasst dabei die folgenden Schritte:

• Erhebung von Wünschen, Interessen und Bedarfen der Person mit komplexem
Unterstützungsbedarf

• Gespräch im Unterstützerkreis
• Formulieren von Teilhabezielen
• Umsetzung von Aktivitäten zur Realisierung der Teilhabeziele
• Dokumentation der Aktivitäten
• Evaluation von Aktivitäten und Teilhabezielen

Zur Erhebung von Wünschen, Interessen und Bedarfen sind verschiedene, ziel-
gruppenspezifische Instrumente verfügbar, die optimalerweise von mehreren
Unterstützer*innen aus verschiedenen Lebensbereichen ausgefüllt werden. Im
Rahmen des Unterstützerkreisgesprächs werden diese gesammelten Informatio-
nen dann zusammengetragen und auf die aktuelle und mögliche zukünftige
Lebenslage der Person bezogen. Der wichtigste Aspekt dieses Austauschs ist
der Blick aus verschiedenen Perspektiven auf die Person im Mittelpunkt. Aber
auch die Kommunikation und die Absprachen zwischen den verschiedenen Unter-
stützer*innen sind ein positiver Effekt. Die zusammen entwickelten Teilhabeziele
werden im nächsten Schritt mit konkreten Aktivitäten im Alltag verknüpft. Die
Dokumentation und Evaluation der Umsetzung gibt der Person im Mittelpunkt
die Möglichkeit, eine regelmäßige Rückmeldung zu den Teilhabezielen zu geben
und somit direkten Einfluss auf die gesamte Entwicklung zu nehmen (Munde
2019).

Eine Analyse des Einsatzes von personenzentrierter Teilhabeplanung mit
Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf führte zu dem Ergebnis, dass
professionelle Unterstützer*innen sowohl für ihre Arbeit als auch für die Ent-
wicklung ihrer Klient*innen positive Effekte beschreiben (Vlaskamp und van
der Putten 2009). Die pädagogische und die methodische Qualität der Arbeit
werden von den professionellen Unterstützer*innen positiver bewertet. Auch
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die Zusammenarbeit mit Kolleg*innen der eigenen und anderer Disziplinen
sowie mit den Angehörigen erfahren die Unterstützer*innen als gewinnbringen-
der als vorher. Gleichzeitig beschreiben sie vor allem in der Anfangszeit einen
erhöhten Arbeitsaufwand. Bei den Klient*innen sehen die Unterstützer*innen
positive Entwicklungen, speziell in Bezug auf ihre Kommunikation, Stimmung
und Aufmerksamkeit (Munde 2019; Vlaskamp und van der Putten 2009).

10.6 Umzug aus dem Elternhaus in eine Wohneinrichtung

Der Auszug von Erwachsenen mit komplexem Unterstützungsbedarf aus dem
Elternhaus findet im Vergleich zu Erwachsenen ohne Behinderung oft sehr viel
später statt und ist mit Ängsten und Schwierigkeiten verbunden (Grey et al.
2015; Gauthier-Boudreault et al. 2017). Bei vielen Eltern ruft der Gedanke an die
Zukunft ihres Kindes Ängste hervor: Mit dem Umzug in eine Wohneinrichtung
verbinden Eltern u. U. Angst vor Missbrauch und Misshandlung und Risiken,
dass ihr Kind vereinsamt oder Fähigkeiten verliert (Bernard und Goupil 2012).
Aber selbst wenn sich Eltern dazu entschlossen haben, den Übergangsprozess zu
unterstützen, stehen sie vor Hürden. Es gibt zu wenige verschiedenartige Wohn-
möglichkeiten, die den Bedürfnissen der ausziehenden Person entsprechen (Bigby
2013; Mansell und Wilson 2010). Viele Eltern erleben eine Diskrepanz zwischen
den Bedürfnissen ihres Kindes und dem, was verfügbare Dienste leisten können
(Gauthier-Boudreault et al. 2017; Lunsky et al. 2014).

Der Auszug von jungen erwachsenen Menschen mit komplexem Unterstüt-
zungsbedarf geht einher mit einer Verschiebung der alltäglichen Verantwortung
von den Eltern auf den Wohndienst. Damit verbunden ist die Veränderung
der elterlichen Rolle von der primären Quelle der Fürsorge zu einer mehr
unterstützenden, begleitenden, aber auch kontrollierenden Rolle. Diese neue Kon-
stellation – Klauß und Wertz-Schönhagen (1993, zitiert nach Schultz 2010)
bezeichnen sie als „tripolares Beziehungsgeflecht“ – führt auch zu Konflik-
ten und damit zu neuen Belastungen für die Eltern. So unterscheidet sich die
Pflege innerhalb eines Familiensystems von der Pflege in einer Wohneinrich-
tung, was von vielen Eltern als problematisch erlebt wird. So leiden Eltern unter
der hohen Personalfluktuation und haben Probleme anzuerkennen, dass Mitar-
beiter*innen die Betreuungsaufgaben nicht in ähnlicher Weise ausführen, wie
sie es als Eltern getan haben bzw. tun würden (Cernikovski 2015). Grundsätz-
lich empfinden Eltern Ängste in Bezug auf eine angemessene Unterstützung und
Versorgung, die durch Personen, die nicht die gleiche tiefe Beziehung zu ihrem
Kind haben wie sie selbst, unter Umständen nicht gewährleistet werden. Hinzu
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kommen Ängste vor Zurückweisung und Missbrauch (Leonard et al. 2016). Fer-
ner werden die von den Eltern oft mühevoll entwickelten Kompetenzen ihrer
Tochter bzw. ihres Sohnes nicht unbedingt „abgerufen“, vermittelte Werte und
Erwartungen an ihr Kind von dem neuen betreuenden Umfeld nicht unbedingt
übernommen. Dazu zählen auch Selbstbestimmungsaspekte, die vor allem dann
konfliktbehaftet sind, wenn die jungen Erwachsenen mit komplexem Unterstüt-
zungsbedarf Bedürfnisse entwickeln und verwirklichen, die den Vorstellungen der
Eltern nicht entsprechen. Eltern erleben eine Abwertung ihrer Rolle, wenn sie
von dem neuen Wohnumfeld nicht einbezogen werden, falls ihr Kind besondere
Bedürfnisse oder Probleme hat (Bigby et al. 2019). In einer niederländischen Stu-
die von 2014 zeigte sich, dass die meisten Eltern von erwachsenen Kindern mit
komplexem Unterstützungsbedarf mit der Betreuung in der Einrichtung zufrie-
den waren. Allerdings gaben immerhin 34 % der Eltern an, dass sie nicht immer
die Unterstützung erhielten, die sie selbst für wichtig hielten. Dazu zählten sie
Informationen zu Fortschritten ihres Kindes, zu besonderen Behandlungen oder
Änderungen, die sich in der Betreuung ergeben (Jansen et al. 2014). Das, was
Eltern wichtig ist, wird nicht immer ausreichend kommuniziert.

Der Auszug des Kindes mit komplexem Unterstützungsbedarf wirkt sich auf
die Eltern nicht zwingend entlastend aus, sondern sie sehen sich durch eine
potenziell konflikthaft aufgeladene neue Rolle neuen Belastungen gegenüber.
Den professionellen Unterstützer*innen in Wohneinrichtungen fällt in diesem
Übergangsprozess eine entscheidende Rolle zu. Sie müssen drei Perspektiven
miteinander in Einklang bringen: Die Perspektive der neuen Bewohner*innen,
die Perspektive der Einrichtung und die Perspektive der Eltern.

Aus der Perspektive der Bewohner*innen mit komplexem Unterstützungsbe-
darf sollten die individuellen Bedürfnisse im Zentrum stehen. Allerdings müssen
sich Bedürfnisse erst entwickeln können. Der Wechsel vom häuslichen Umfeld
in das Umfeld einer Einrichtung löst erstmal Unsicherheiten aus, die über-
wunden werden müssen. Auf der Grundlage eines neu gewonnenen Gefühls
der Sicherheit können in der Folge alte Bedürfnisse wiederentdeckt und neue
Bedürfnisse entwickelt werden. Hierzu ist eine gute Unterstützung notwendig,
die Bildungsangebote beinhaltet, um Autonomie zu ermöglichen und Beziehun-
gen sowie Kommunikationsprozesse zu unterstützen (Klauß 2017). Erforderlich
sind Rahmenbedingungen wie Zeit und ausreichend qualifiziertes Personal.

Diese notwendigen Rahmenbedingungen für gute Unterstützung konfligieren
unter Umständen mit der Perspektive der Wohneinrichtung, die neben dem Wohl
der Bewohner*innen auch das Wohl der Mitarbeiter*innen, interne Abläufe und
Wirtschaftlichkeitsaspekte im Blick hat. Eine an den je unterschiedlichen Bedürf-
nissen ausgerichtete Assistenz ist aufwendig, teuer und deutlich schwerer zu
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organisieren als eine auf „satt-und-sauber“ reduzierte Pflege. Aber nur eine auf
individuelle Bedürfnisse hin ausgerichtete Unterstützung kann Teilhabeoptionen
für Bewohner*innen mit komplexem Unterstützungsbedarf erhöhen.

Die dritte Perspektive ist die der Eltern, die als wichtige Partner einbezo-
gen werden, um im Sinne einer geteilten Verantwortung immer wieder auf ein
gemeinsames Verständnis von Pflege und Unterstützung hinzuarbeiten. Dieses
gemeinsame Verständnis kann nur entwickelt werden, wenn durch gelungene
kommunikative Prozesse und positive Erfahrungen Vertrauen aufgebaut werden
kann. Dabei muss berücksichtigt werden, dass jede Familie einzigartig ist, ihre
eigenen Traditionen, sozio-kulturellen Hintergründe, Vorstellungen und Wünsche
mitbringt. Diese müssen von den professionellen Unterstützer*innen respektiert
und berücksichtigt werden (Jansen et al. 2016). Allerdings kann es auch not-
wendig sein, identifizierte Teilhabewünsche der Bewohner*innen mit komplexem
Unterstützungsbedarf gegenüber den Wünschen und Perspektiven der Eltern zu
verteidigen und für sie argumentativ einzustehen.

Gelingt es, diesen Prozess effektiv und konfliktarm zu gestalten, trägt dies
zur Steigerung der Lebensqualität von Eltern und in der Folge der Lebensqua-
lität ihres Kindes bei (Jansen et al. 2016) und erhöht die Möglichkeiten einer
selbstbestimmten Teilhabe. Die Mitwirkung von Familienmitgliedern muss mög-
lich sein und niederschwellig initiiert werden können. Hierfür sind angemessene
Unterstützungssysteme für diese Familienmitglieder erforderlich (Zambrino und
Hedderich 2021).

10.7 Sozialraumorientierung

Das eben dargestellte Beziehungsgeflecht erfährt eine Erweiterung, wenn wir
den Blick von gruppengegliederten Wohneinrichtungen zu sozialraumorientier-
ten inklusiven Wohnformen richten. Denn dann stellt sich mit der direkten und
erweiterten Nachbarschaft ein weiterer Stakeholder ein, dessen Bedürfnisse mit
denen von Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf, ihren Angehörigen
und professionellen Unterstützer*innen in Einklang gebracht werden müssen.

Unter dem Paradigma der Deinstitutionalisierung haben sich für Menschen
mit intellektueller/kognitiver Beeinträchtigung in den letzten Jahrzehnten mehr
inklusive Optionen für ein Leben in oder zumindest nahe der Gemeinde ergeben
(Chowdhury und Benson 2011). Ein tieferer Blick zeigt aber, dass im gemeinde-
nahen Wohnen meist nur eine physische Inklusion verwirklicht wird, ein soziales
Eingebundensein, ein Gefühl der Zugehörigkeit sich aber nicht in gleichem
Maße entwickelt (Chowdhury und Benson 2011). Blicken wir auf Menschen
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mit komplexem Unterstützungsbedarf, so sind noch deutlich weniger Integrati-
onsbemühungen beobachtbar. Nach Venema (2016) sind sie die letzten Personen,
die Wohneinrichtungen verlassen und die ersten, die wieder dahin zurückkeh-
ren, wenn Integrationsversuche scheitern. Auch Becker (2014) konstatiert, dass
Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf nicht in aktuelle fachliche und
sozialpolitische Entwicklungen wie der Ambulantisierung bzw. Deinstitutionali-
sierung einbezogen werden. Sie bilden die sogenannte Restgruppe in Heimen,
während Menschen mit leichteren Beeinträchtigungen nun vermehrt in ausge-
lagerten Wohngruppen, Wohngemeinschaften oder allein bzw. zu zweit in der
eigenen Wohnung mit ambulanter Unterstützung leben können. Das widerspricht
nach Becker der Behindertenrechtskonvention und dem Konzept der Inklusion,
die beide „… kein Zwei-Klassen-System in der Behindertenhilfe [kennen; die
Verfasser], welches zwischen ‚integrations- oder inklusionsfähigen‘ behinderten
Menschen unterscheidet“ (Becker 2014, S. 209).

Daraus folgt, dass auch für Menschen mit komplexem Unterstützungsbe-
darf der Weg in den Sozialraum gebahnt werden muss. Nach Seifert (2018)
treffen Teilhabechancen im Quartier bei komplexem Unterstützungsbedarf „auf
eine Gemengelage verschiedener Interessen“ (S. 8). So gibt es Angehörige, die
sich mit viel Engagement für innovative, personenzentrierte und sozialraumori-
entierte Wohnkonzepte einsetzen, andere bevorzugen traditionelle Wohnangebote
und wieder andere betreuen ihr Kind im elterlichen Haus so lange wie möglich.
Ähnlich divers zeigt sich die Situation bei Anbietern, die teilweise innovative
sozialraumorientierte Konzepte erproben, auf der anderen Seite aber bei zuneh-
mender Pflegebedürftigkeit auch gegen den Willen Betroffener auf Pflegeeinrich-
tungen verweisen (Dieckmann et al. 2019). D. h., dass in Bezug auf Menschen mit
komplexem Unterstützungsbedarf trotz einzelner progressiver Initiativen bisher
kein in der Breite wahrnehmbarer Trend in Richtung sozialraum- und teilhabeori-
entiertes Wohnen wahrnehmbar ist. Insofern sind möglicherweise Konzepte wie
die umgekehrte Inklusion (Venema 2016) eine zumindest mittelfristig sinnvolle
Übergangslösung. In solchen Settings wird in Komplexeinrichtungen Wohnraum
für Menschen ohne Unterstützungsbedarf geschaffen. Aufgrund der angepassten
Umgebung und der bewussten Entscheidung von Menschen mit intellektueller
Beeinträchtigung, in einer solchen Nachbarschaft zu leben, kann davon ausge-
gangen werden, dass es bessere Möglichkeiten für Menschen mit intellektueller
Beeinträchtigung gibt, sich sozial zu integrieren und damit teilzuhaben. Dass es
gerade im Zusammenhang von Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf
Schwierigkeiten geben kann, zeigt Venema (2016). Im nachbarschaftlichen Mit-
einander sind soziale Kontakte typischerweise kurze verbale Gespräche, bei denen
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es eine Art von Gegenseitigkeit gibt, wie z. B. dass sich beide Parteien gegen-
seitig grüßen. Gerade für Menschen mit hohem Unterstützungsbedarf sind solche
reziproken Sozialkontakte jedoch schwer zu realisieren, da sie primär nonverbal
kommunizieren und über geringe adaptive und soziale Fähigkeiten verfügen. Das
heißt, ein gleichwertiges Dazugehören kann erschwert werden. Venema plädiert
deshalb dafür, andere, realistischere Ziele für das Zusammenleben zu definieren.
So erleben Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf bereits ein Gefühl
der Zugehörigkeit, indem sie sich in der Nähe von Menschen ohne intellektu-
eller Beeinträchtigung aufhalten (Vlaskamp und Verkerk 2000). Werden solche
„kleineren Ziele“ wahrgenommen und wertgeschätzt, trägt dies dazu bei, dass
sich keine Frustrationserfahrungen breitmachen, die alle Beteiligten entmutigen
und zu einer Abkehr von Integrationsbemühungen führen würden. Aus Sicht
von Venema (2016) spielen die professionellen Unterstützer*innen eine zentrale
Rolle im sozialen Integrationsprozess von Menschen mit komplexem Unterstüt-
zungsbedarf. Ihre Einstellung ist die wichtigste Determinante für den Erfolg des
sozialen Integrationsprozesses. Je positiver sie Aspekte der Teilhabe werten, desto
eher werden ermöglichende Situationen gesucht und positiv ausgestaltet. Nach
Venema (2016) müssen betreuende Kräfte auch fehlerhafte Vorstellungen über
die Meinung anderer Beteiligter korrigieren. Wenn beispielsweise professionelle
Unterstützer*innen glauben, dass sich nichtbehinderte Nachbarn durch Begeg-
nungen und Interaktionen mit Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf
gestört fühlen, werden sie solche Situationen vermeiden.

10.8 Fazit

Obgleich durch den Blick auf nationale und internationale Forschung Erkennt-
nisse zu Teilhabeoptionen von Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf
im Kontext des Wohnens aufgezeigt werden konnten, sind erhebliche Lücken
zu konstatieren. So fehlt es an Forschung zur Situation von erwachsenen Men-
schen mit komplexem Unterstützungsbedarf, die weiterhin im Elternhaus leben.
Neben den Eltern verdient die Situation und Rolle der Geschwister für Menschen
mit komplexen Unterstützungsbedarf im Erwachsenenalter mehr wissenschaftli-
che Aufmerksamkeit. Zusätzliche Forschungsbemühungen zur Lebensführung im
Sozialraum sind wünschenswert. Nahezu keine Forschung gibt es zur Freizeitge-
staltung von erwachsenen Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf.

Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf wird weiterhin die Teilhabe
in vielen Lebensbereichen und so auch im Bereich des Wohnens verwehrt. Insti-
tutionelle Grenzen, aber auch Begrenzungen in den Köpfen von professionellen
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Unterstützer*innen und Angehörigen sowie Barrieren im Gemeinwesen führen
dazu, dass nur inselartige, randständige und oft explizit exklusive Bereiche geöff-
net oder geschaffen werden. Nur im Rahmen dieser Mikrowelten wird über
Teilhabeoptionen nachgedacht; die Zugehörigkeit zum „Großen und Ganzen“ der
Gesellschaft bleibt verwehrt.

Es ist Aufgabe aller Beteiligter, diese Grenzen zu verschieben, damit Men-
schen mit komplexem Unterstützungsbedarf als gleichberechtigte Bürger ange-
sehen werden, die selbstverständlicher Teil unserer Klassenzimmer, unserer
Forschungsprojekte und unseres Gemeinschaftslebens sind (Nind und Strnadova
2020).

In diesem Kapitel wurde deutlich, dass es keine einfachen Lösungen gibt.
Ein schlichtes Eröffnen von Zugängen führt nicht gleichsam zu einem Mehr
an Lebensqualität. Nur wenn die Perspektiven der verschiedenen Personen
und Berufsgruppen in Teilhabeprozesse im Lebensbereich Wohnen einbezo-
gen werden, können die oben genannten Grenzen so verschoben werden, dass
attraktive, gewünschte und gewinnbringende Teilhabeoptionen für Menschen mit
komplexem Unterstützungsbedarf entstehen.
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und Antonia Thimm

Zusammenfassung

Für die Planung und Gestaltung von Teilhabechancen ist die Zusammen-
schau von Wohnumwelt und Unterstützungsleistungen unabdingbar. In einem
Gemeinwesen mit Unterstützung wohnen zu können, ist die Voraussetzung
für die Teilhabe in vielfältigen Lebensbereichen. Lösten seit den 1970er Jah-
ren gemeindebasierte Wohnheime Komplexeinrichtungen ab, gilt es nun, die
Wohnheime durch individuellere Wohnsettings zu ersetzen. Der Wohnungs-
markt stellt nicht die Wohnungen zur Verfügung, die den Wohnwünschen und
finanziellen Möglichkeiten von Menschen mit Behinderungen entsprechen und
die zugleich die Organisation umfassender und flexibler Assistenzleistungen
im ökonomisch zugebilligten Rahmen erlauben. Quartiere und Gemeinwesen
sind noch nicht so inklusiv gestaltet, dass Assistenzleistungen allein die Teil-
habe an Aktivitäten und sozialen Kontakten sicherstellen können. Angesichts
der bisherigen Erkenntnisse sowie der gesellschaftlichen Gestaltungsauf-
gaben wird auf Entwicklungsbedarfe hingewiesen, vor der die Forschung
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zum unterstützten Wohnen von Menschen mit intellektueller Beeinträchti-
gung steht. Diese Bedarfe werden anhand der Stichwörter Internationalität,
soziale Innovationen, Interdisziplinarität sowie partizipative und vielfältige
Forschungsmethoden erläutert. Die Wohnforschung kann dazu beitragen, dass
motivierende Visionen nicht reine Utopien bleiben, sondern sich in teilhabe-
förderlichen sozial-räumlichen Wohnumwelten und Unterstützungsstrukturen
materialisieren.

Der Begriff Wohnen verweist auf die enge Verbindung der Lebensgestaltung
einer Person mit der Wohnumwelt. Auch wenn in Deutschland leistungsrecht-
lich Teilhabeleistungen, Hilfen für den Lebensunterhalt und die Finanzierung
einer Wohnung voneinander getrennt sind, ist für die Planung und Gestaltung
von Teilhabechancen einer Person, die Zusammenschau von Wohnumwelt und
Unterstützungsleistungen unabdingbar. Der Wohnungsmarkt stellt nicht die Woh-
nungen zur Verfügung, die den Wohnwünschen und finanziellen Möglichkeiten
von Menschen mit Behinderungen entsprechen und die zugleich die Organisa-
tion umfassender und flexibler Assistenzleistungen im ökonomisch zugebilligten
Rahmen erlauben. Die allermeisten Menschen mit intellektueller Beeinträchti-
gung sind nicht in der Lage, für sie passende Wohnungen auf dem freien Markt
anzumieten geschweige denn sie zu erwerben. In einem Gemeinwesen mit Unter-
stützung wohnen zu können, ist jedoch die Voraussetzung für die Teilhabe in
vielfältigen Lebensbereichen. Darüber hinaus sind Quartiere und Gemeinwe-
sen nicht so inklusiv gestaltet, dass Assistenzleistungen allein die Teilhabe an
Aktivitäten und sozialen Interaktionen sicherstellen können.

Und um es noch konkreter zu machen: Unsere Gesellschaft steht vor
der Aufgabe, Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung unabhängig vom
Umfang ihres Unterstützungsbedarfs ein Leben außerhalb von Wohnheimen
zu ermöglichen. Lösten seit den 1970er Jahren gemeindebasierte Wohnheime
Komplexeinrichtungen ab, gilt es nun, die Wohnheime durch individuellere
Wohnsettings zu ersetzen. Es bedarf entsprechender Wohnungen und Nachbar-
schaften in den Stadtvierteln und Gemeinden, mit an der individuellen Teilhabe
ausgerichteten und ökonomisch realisierbaren Unterstützungsarrangements (mit
Hintergrunddienst und Nachtbereitschaft). Dazu können innovative Technologien
einen Beitrag leisten. Die inklusive Gestaltung von Sozialräumen in den Städten
und Gemeinden flankiert diese Entwicklung.
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Angesichts der in diesem Band dargestellten Erkenntnisse sowie der gesell-
schaftlichen Gestaltungsaufgaben weisen wir zum Schluss auf einige Ent-
wicklungsbedarfe hin, vor der die Forschung zum unterstützten Wohnen von
Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung steht. Dabei greifen wir Gedan-
ken zur Zukunft der Teilhabeforschung auf, die Dieckmann (2022) bereits in der
Zeitschrift Teilhabe vorgestellt hat. Die Bedarfe werden anhand der Stichwörter
Internationalität, soziale Innovation, Interdisziplinarität und Forschungsmethoden
erläutert.

Internationalität
Die Teilhabeforschung in Deutschland versteht sich noch zu wenig als Teil
der internationalen scientific community. Forschungsergebnisse werden zu wenig
international präsentiert und publiziert. Nur selten sind Forscher*innen aus
Deutschland in den international führenden Forschungsgruppen integriert. Dabei
stellen sich vielerorts die gleichen Fragen in Bezug auf die Wohnsettings, Unter-
stützung und Teilhabe von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung. Und
in den einkommensstarken Ländern kommen Untersuchungen trotz kultureller
Differenzen häufig zu gleichen Ergebnissen. Eine stärkere internationale Vernet-
zung würde die Qualität der Forschung thematisch, theoretisch und methodisch
verbessern und zu einer Absicherung der Ergebnisse führen. Überblicksartikel
(literature reviews), die die internationalen Erkenntnisse zusammenfassen, kön-
nen sozialpolitische Entscheidungen informieren. Zurzeit wird beispielsweise in
Deutschland diskutiert, ob in die Jahre gekommene Wohnheime für Menschen
mit Behinderung mit hohen Investitionskosten saniert bzw. Ersatzbauten gleichen
Typs für weitere 50 Jahre betrieben werden sollen. Die Ergebnisse der interna-
tionalen Wohnforschung – oft methodisch stringente Vergleichsstudien – zeigen,
dass Wohnsettings, in denen mehr als 6 bis 8 Personen leben, sich negativ auf
die Lebensqualität der Bewohner*innen, insbesondere auf deren Selbstbestim-
mung und Teilnahme an Aktivitäten im Gemeinwesen auswirken (s. Kap. 4). Die
Erkenntnisse der Teilhabeforschung sprechen dafür, jetzt die Weichen hin zu indi-
viduelleren Wohnsettings zu stellen, wie sie in anderen Ländern üblich sind (z. B.
Skandinavien, Australien, Nordamerika).

Interdisziplinarität
Die Teilhabeforschung will zur inklusiven Gestaltung aller gesellschaftlichen
Lebensbereiche beitragen. Dazu müssen wissenschaftliche Disziplinen, die auf
unterschiedliche Gegenstandbereiche spezialisiert sind, zusammenarbeiten. Es
reicht nicht aus, wenn sozial- und verhaltenswissenschaftlich orientierte Fächer,
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wie die inklusive Pädagogik, die Disability Studies, die Soziologie oder die Psy-
chologie sich mit dem Wohnen von Menschen mit Behinderungen befassen.
Fragen des Wohnungsbaus, der Stadt- und Verkehrsplanung, der Haustechnik
und digitaler Assistenzsysteme, der Kombination von Pflege und Teilhabeleistun-
gen erfordern die Kooperation mit gestalterischen und technischen Disziplinen,
mit den Pflegewissenschaften und der Medizin. Zudem müssen rechtliche und
wirtschaftliche Rahmenbedingungen mitbedacht sowie ethische Fragen reflektiert
werden, wozu die entsprechenden Disziplinen mit ihrem spezifischen Know-how
beitragen können.

Soziale Innovationen
Innovationen entwickeln sich aus Ideen, die in einer Testphase (Pilot) ausge-
staltet, in der alltäglichen Praxis erprobt sowie über politische, verbandliche
und organisationale Hierarchiestufen und in der Fläche verbreitet (skaliert) wer-
den und sich durchgesetzt haben (Hachmeister und Roessler 2020). Soziale
Innovationen gelten als Motor gesellschaftlichen Wandels. Aus zahlreichen Ein-
zelprojekten – oft gefördert ohne wissenschaftliche Begleitung – gehen zu selten
soziale Innovationen hervor. Das hat eine Reihe von Ursachen:

• Forschungsprojekte werden oft zu weit entfernt von den konkreten Gestal-
tungsaufgaben der Praxis konzipiert und nehmen die Kontextbedingungen, die
Förderer oder Barrieren für die Implementation darstellen, nicht in den Blick.

• Öffentliche Förderprogramme, auf die Hochschulen für die Finanzierung von
Forschungsprojekten angewiesen sind, reichen in der Regel nicht so weit,
im Sinne der Nachhaltigkeit noch den Transfer in die alltägliche Praxis zu
begleiten.

• Von Teilen der Behindertenhilfe wird oft ein Gegensatz zwischen Praxis und
Wissenschaft („Zwei-Welten-Theorie“) konstruiert und kultiviert, statt das auf-
einander Angewiesensein für die Weiterentwicklung der Professionen und
für die Verbesserung der Lebenssituation von Menschen mit intellektueller
Beeinträchtigung zu betonen.

Zu beobachten ist, dass die wechselseitige Verzahnung zwischen Hochschulen,
Anbietern und Selbstvertretungsgruppen z. B. in den Niederlanden inzwischen
strukturierter und selbstverständlicher funktioniert (z. B. in den academic werk-
plaats). In Deutschland könnten die Förderprogramme der öffentlichen Hand oder
von Stiftungen zu einem engeren und effizienteren Zusammenspiel beitragen. Ein
Impuls mag von der im Vertrag der regierenden Ampelkoalition von 2021 ver-
einbarten Deutschen Agentur für Transfer und Innovation (DATI) ausgehen, die
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das Ziel hat „soziale und technologische Innovationen insbesondere an den Hoch-
schulen angewandter Wissenschaften und kleinen und mittleren Universitäten in
Zusammenarbeit unter anderem mit Startups, KMU [kleine und mittlere Unter-
nehmen; d. Verf.] sowie sozialen und öffentlichen Organisationen zu fördern“
(Koalitionsvertrag von SPD, Bündnis90/ Die Grünen und FDP 2021, S. 20).

Auch neuartige Formate können den Transfer beschleunigen. So ermög-
licht es die Formulierung fachlicher Standards auf der Basis wissenschaftlicher
Erkenntnisse, soziale Innovationen klar, prägnant und handlungsorientiert in der
Fachöffentlichkeit sowie gegenüber Entscheidungsträgern und Klient*innen zu
kommunizieren. Die DHG (2021) ist mit der Veröffentlichung von Standards für
die Unterstützung der Teilhabe von Menschen mit komplexem Unterstützungsbe-
darf vorangeschritten.

Das Anbieten kostenfreier Webseiten mit individuell flexibel nutzbaren online-
Fortbildungsmöglichkeiten ist ein weiterer Schritt, Wissen handlungsnah zu
vermitteln. Vorbildcharakter für das Themenfeld Wohnen haben die Webseiten
zu Active Support (www.activesupportresource.net.au), zu Supporting Inclusion
(https://supportinginclusion.weebly.com) und zu Practice Leadership [www.pra
cticeleadershipresource.com.au] der australischen Arbeitsgruppe um Christine
Bigby (LaTrobe University Melbourne). Außerdem sei auf die deutschsprachi-
gen Internetangebote zur palliativen Versorgung und hospizlichen Begleitung
von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung [www.picardi-projekt.de]1

und auf die „Qualitätsoffensive Teilhabe“ (https://qualitaetsoffensive-teilhabe.de)2

hingewiesen.

Partizipative und vielfältige Forschungsmethoden
Die partizipative Forschung hat den Anspruch, Menschen mit intellektueller
Beeinträchtigung idealerweise über den gesamten Prozess an einem Forschungs-
projekt zu beteiligen. Es geht nicht nur darum, die Innensicht des Personenkreises
in der Forschung authentischer und detaillierter abzubilden und tiefer zu verste-
hen, sondern die wohnbezogenen Themen und Fragestellungen von Menschen mit
intellektueller Beeinträchtigung aufzugreifen, die sie tatsächlich beschäftigen, die
für sie und ihre Teilhabe und Lebensführung von Relevanz sind. Ein Beispiel
wären Wünsche und Befürchtungen in Bezug auf das Wohnen im Alter. Wissen-
schaft ist ein mit (beschränkter) Macht versehenes Teilsystem der Gesellschaft

1 PiCarDi-Projekt – Leitung: Sabine Schäper (Katholische Hochschule Nordrhein-Westfalen
Münster), Sven Jennessen (Humboldt Universität Berlin), Helga Schlichting (Universität
Leipzig).
2 Wolfgang Lamers/Humboldt Universität Berlin.

http://www.activesupportresource.net.au
https://supportinginclusion.weebly.com
http://www.practiceleadershipresource.com.au
http://www.picardi-projekt.de
https://qualitaetsoffensive-teilhabe.de
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und hat mit ihrer regelgeleiteten Gewinnung von Erkenntnissen eine besondere
Funktion und Verantwortung für die Lösung gesellschaftlicher Probleme. Deutli-
cher gilt es den spezifischen Nutzen partizipativer Forschung herauszustreichen.
Zu klären ist, welchen beruflichen Status Co-Forscher*innen mit Behinderung
wünschen und welche Alternativen bis hin zu einem sozialversicherungspflich-
tigen Arbeitsverhältnis angeboten werden können. Co-Forscher*innen sollten
in Forschungsprojekten nach einheitlichen Maßstäben für ihre Arbeit entlohnt
werden.

Zuverlässige standardisierte Erhebungs- und Beobachtungsinstrumente kön-
nen gewonnen werden, wenn international übliche und überprüfte Instrumente
ins Deutsche übertragen werden (z. B. für die Messung adaptiver Fähigkei-
ten oder des Ausmaßes an Selbstbestimmung). Die Entwicklung standardisierter
Instrumente ist aufwendig, weil oft verschiedene Versionen gestaltet und erprobt
werden müssen (z. B. Fragebogen in leichter Sprache, mündliches Interview oder
Onlinebefragung als Alternative, Proxy-Befragungen). Die Ressourcen dafür las-
sen sich leichter akquirieren, wenn die Instrumente sowohl in der Forschung wie
in der Alltagspraxis eingesetzt werden können.

Mehr wissenschaftliche Aufmerksamkeit gebührt Methoden der Entwicklungs-
forschung. Beispielsweise stehen Design Thinking und Living Laboratories bei der
Entwicklung assistiver und digitaler Technologien für Verfahren, die partizipativ
und frühzeitig Nutzererfahrung einbeziehen. Methoden der Entwicklungsfor-
schung sind wenig vereinheitlicht und überprüft, was auch die Veröffentlichung
der so gewonnenen Ergebnisse in wissenschaftlich anerkannten Zeitschriften
erschwert.

Die Auseinandersetzung mit der Zukunft des Wohnens lebt auch von Visio-
nen. Prägnante Bilder und Narrative haben eine motivierende Kraft. Visionen
sollen aber nicht reine Utopien bleiben, sondern sich materialisieren in sozial-
räumlichen Wohnumwelten und Unterstützungsstrukturen, die es Menschen mit
intellektueller Beeinträchtigung erlauben, ihre Wohnbiographie gemäß ihrer
Teilhabeinteressen zu gestalten. Dazu kann die theoretisch, methodisch und empi-
risch fundierte, auf Interdisziplinarität, Transfer und Partizipation ausgerichtete
Wohnforschung orientierungsgebend beitragen.
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Mitarbeiter*innen 

Thimm (2023) [u.M. von S. Knoblich] 

an die Wohngemeinschaft, in der Sie arbeiten. In der Regel werden die Bewohner*innen einer Wohngruppe 

Fragebogen pro Mitarbeiterteam aus. 

Wohngemeinschaft normalerweise aussehen.  

Geben Sie an, inwieweit Sie jeder Aussage zustimmen oder nicht zustimmen, und zwar von "stimme sehr 
 

Definitionen der in diesem Fragebogen verwendeten Begriffe  

Die Wohngruppe bzw. Wohngemeinschaft bezieht sich auf das Zuhause, in dem Menschen mit 

arbeiten.  

Die Bewohner*innen

 

Zu den 

 

Das Team einer Wohngruppe bzw. Wohngemeinschaft

Code
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der Wohngemeinschaft. 

Die Teamleitung ist die unmittelbar vorgesetzte Person der Mitarbeiter*innen. Sie steht mit diesen und den 

Mitarbeiterteam diese Position nicht als Teamleitung bezeichnet wird, werden wahrscheinlich Synonyme wie 
Teamkoordinator*in oder Wohngruppenleitung verwandt. 

Zu den 

Bitte beachten Sie, dass sich alle Aussagen auf Ihre jeweilige Wohngruppe bzw. Wohngemeinschaft und 

das gesamte Mitarbeiterteam ein.

Quellen: 

Behrendt, A.-M.; Hagedorn, C.; Dieckmann, F. & Thimm, A. (2023). Organisationskultur in Wohndiensten - 
Vom Konzept zur Messung.
und Teilhabe - Erkenntnisse und Perspektiven der Forschung zu Menschen mit intellektueller 

Humphreys, L., Bigby, C., Iacono, T., & Bould, E. (2020). Development and psychometric evaluation of the 
Group Home Culture Scale. Journal of Applied Research in Intellectual Disabilities
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stimme 
gar 

nicht zu

stimme  
nicht zu

weder 
noch

stimme 
eher zu

stimme 
sehr zu

1. Wenn die Mitarbeiter*innen kochen oder sauber 

2. Die Mitarbeiter*innen planen mit den 
Bewohner*innen gemeinsam, was sie am 
Wochenende unternehmen.

3. Die Mitarbeiter*innen finden Wege, um jede/n 
Bewohner*in in das lokale Umfeld einzubeziehen.

4. Die Mitarbeiter*innen unterst tzen jede/n 
Bewohner*in dabei, Menschen im Sozialraum zu 

5. Die Mitarbeiter*innen suchen immer wieder 

wohin sie gehen, basiert auf deren Vorlieben.

7. Was hier t
mit den Bewohner*innen gemeinsam entschieden.

8. Die Mitarbeiter*innen bieten jeder/m 

anziehen wollen).

9. Die Mitarbeiter*innen unterst tzen jede/n 

das eigene Leben zu treffen (z. B. Gesundheit, 
Lebensstil), anstatt dass sie diese Entscheidungen 

10. Die Mitarbeiter*innen unterst tzen jede/n 
Bewohner*in dabei, das eigene Potenzial zu 
entfalten und eigene Interessen zu verfolgen.

11. Die Mitarbeiter*innen unterst tzen jede/n 
Bewohner*in, das eigene Leben so zu leben, wie 
diese/r es wirklich will.

12. Die Mitarbeiter*innen verbringen regelm
Zeit mit jeder/m Bewohner*in, um herauszufinden, 
wie diese/r sich wirklich f hlt.

Teil 1.
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stimme 
gar 

nicht zu

stimme  
nicht zu

weder 
noch

stimme 
eher zu

stimme 
sehr zu

13. Die Mitarbeiter*innen sprechen mit manchen 

14. Die Mitarbeiter*innen und die Bewohner*innen 

15. Die Mitarbeiter*innen ahmen nach, was 
manche Bewohner*innen sagen oder welche 
Ger usche sie machen.

16. Die Mitarbeiter*innen verbringen gerne Zeit mit 

kennenlernen. 

17. Die Mitarbeiter*innen gehen davon aus, dass 
die Bewohner*innen in vielerlei Hinsicht wie Kinder 
sind. 

von Interesse sind. 

19. Die Mitarbeiter*innen gehen davon aus, sich in 
vielerlei Hinsicht von den Bewohner*innen zu 
unterscheiden. 

jede/n Bewohner*in dabei, neue Erfahrungen zu 
machen, von denen angenommen wird, dass 
diese ihr/ihm gefallen. 

21. Die Mitarbeiter*innen gehen nicht davon aus, 

22. Wir freuen uns, wenn ein/e Bewohner*in etwas 

unsere Anerkennung aus.

23. Die Mitarbeiter*innen behandeln alle 
Bewohner*in als Erwachsene.

Leben eines/r jeden Bewohner*in.

Beziehungen, die sie mit jeder/m Bewohner*in 
aufgebaut haben.

Teil 2.
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stimme 
gar 

nicht zu

stimme  
nicht zu

weder 
noch

stimme 
eher zu

stimme 
sehr zu

es ist, hier zu arbeiten.

zwischen den Mitarbeiter*innen dieser 

29. Zwischen den Mitarbeiter*innen und den 

30. Die Mitarbeiter*innen stehen den 
Anforderungen, welche die Organisation in Bezug 

stimme 
gar 

nicht zu

stimme  
nicht zu

weder 
noch

stimme 
eher zu

stimme 
sehr zu

32. Alle Mitarbeiter*innen haben ein klares 

Werten der Organisation.

33. Die grundlegenden Werte der Organisation 

Bewohner*innen durch die Mitarbeiter*innen.

34. Die von unserem Mitarbeiterteam geteilten 
Werte stimmen mit den grundlegenden Werten der 

35. Als Mitarbeiterteam teilen wir die gleichen 
Werte.

36. Alle Mitarbeiter*innen haben ein klares 

Mitarbeiterteams der Wohngruppe.

Teil 3.
In diesem Teil geht es um die weitergefasste Organisation, in der Sie, die Teamleitung und andere leitende 

und umfassen die

Teil 4.
In diesem Teil geht es um die Werte der einzelnen Mitarbeiter*innen und die gemeinsamen Werte Ihres 
Wohngruppen-Teams. In diesem Zusammenhang beziehen sich Werte auf Vorstellungen von dem, was 

Grundwerte, die in der Organisation explizit genannt werden, zum Beispiel im Leitbild.
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stimme 
gar 

nicht zu

stimme  
nicht zu

weder 
noch

stimme 
eher zu

stimme 
sehr zu

37. Einige Mitarbeiter*innen befolgen nicht die 
organisationsinternen Richtlinien und 
Vorgehensweisen.

38. Einige Mitarbeiter*innen arbeiten nicht mit dem 
Rest des Teams zusammen.

39. Einige Mitarbeiter*innen haben zu viel Einfluss 
darauf, wie Dinge in der Wohngruppe ablaufen.

Mitarbeiter*innen und nicht ein gemeinsames 
Mitarbeiterteam.

41. Es bestehen enge Beziehungen unter 
Mitarbeiter*innen, die sich negativ auf die 
Arbeitsweise des Mitarbeiterteams auswirken.

42. Einige Mitarbeiter*innen befolgen bewusst 
nicht den Anweisungen der Teamleitung.

Schwierigkeiten, einige Mitarbeiter*innen zu 

stimme 
gar 

nicht zu

stimme  
nicht zu

weder 
noch

stimme 
eher zu

stimme 
sehr zu

44. Die Teamleitung ist Vorbild, wie man die 

mit ihnen interagiert wird.

45. Die Teamleitung zeigt den Mitarbeiter*innen 

Bewohner*innen.

der Wohngruppe sind.

47. Die Teamleitung erkennt an, wenn 
Mitarbeiter*innen gut arbeiten.

48. Die Teamleitung hat einen positiven Einfluss 
auf die Arbeitsweisen der Mitarbeiter*innen.

eigenen Erfahrungen und Fehlern zu lernen.

Teil 5.
In diesem Teil geht es um das Verhalten und den Einfluss der Mitarbeiter*innen in Ihrem Mitarbeiterteam.

Teil 6.

Teamleitung.
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1. Welches Geschlecht haben Sie? 

  

  

 weiblich 

 divers 

2. Wie alt sind Sie? _____ Jahre 

im Sozial-, Bildungs-, oder Gesundheitswesen an? 
  

 keine berufliche Qualifikation 

 fachfremde berufliche Qualifikation 

 in Ausbildung oder Studium  

 abgeschlossene Ausbildung 

 abgeschlossenes Studium 

4. Wie lange haben Sie insgesamt in Wohndiensten 

 

 2 Monate oder weniger 

 3 - 6 Monate 

 7 - 11 Monate 

 1 - 2 Jahre 

 3 - 5 Jahre 

 6 - 10 Jahre 

 11 - 14 Jahre 

 15 und mehr Jahre 

5. Wie lange sind Sie bei dieser Organisation 
 

 2 Monate oder weniger 

 3 - 6 Monate 

 7 - 11 Monate 

 1 - 2 Jahre 

 3 - 5 Jahre 

 6 - 10 Jahre 

 11 - 14 Jahre 

 15 und mehr Jahre  
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_____________________________________________________________________________________

_____________________________________________________________________________________

_____________________________________________________________________________________

_____________________________________________________________________________________

_____________________________________________________________________________________

_____________________________________________________________________________________

_____________________________________________________________________________________ 

Die folgenden Fragen sind zu Ihrer Person. Bitte beantworten Sie die Fragen, indem Sie das relevanteste 
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6. Auf welcher Basis sind Sie derzeit angestellt?

Teilzeit 

Vollzeit

7. Wie lange arbeiten Sie schon in dieser 
Wohngruppe?

2 Monate oder weniger

3 - 6 Monate

7 - 11 Monate

1 - 2 Jahre

3 - 5 Jahre

6 - 10 Jahre

11 - 14 Jahre

15 und mehr Jahre

8. Wie viele Stunden pro Woche arbeiten Sie 
durchschnittlich in dieser Wohngruppe?

4 Stunden oder weniger

5 - 10 Stunden

11 - 15 Stunden

16 - 20 Stunden

21 - 25 Stunden

26 - 30 Stunden

31 - 35 Stunden

36 Stunden und mehr

Ihrer Arbeitszeit anwesend?

in jeder Schicht

in den meisten Schichten

in manchen Schichten

in den seltensten Schichten

in keiner Schicht

in jeder Schicht

in den meisten Schichten

in manchen Schichten

in den seltensten Schichten

in keiner Schicht

Arbeitszeit anwesend?

in jeder Schicht

in den meisten Schichten

in manchen Schichten

in den seltensten Schichten

in keiner Schicht

in jeder Schicht

in den meisten Schichten

in manchen Schichten

in den seltensten Schichten

in keiner Schicht

immer

meistens

manchmal

selten

nie

trifft nicht zu - wir haben keine

Teamsitzungen

Seite  von 8 9
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Wohngruppen oder anderen Wohndiensten der 
Organisation ?  

 nein 

 ja 

Wenn JA, wie viele Stunden pro Woche arbeiten Sie 
im Durchschnitt bei den anderen Wohndiensten? 

  

 4 Stunden oder weniger 

 5 - 10 Stunden 

 11 - 15 Stunden 

 16 - 20 Stunden 

 21 - 25 Stunden 

 26 - 30 Stunden 

 31 - 35 Stunden 

 36 Stunden und mehr 
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Teamleitung

Thimm (2023) [u.M. von S. Knoblich]

an die Wohngemeinschaft, in der Sie arbeiten. In der Regel werden die Bewohner*innen einer Wohngruppe 

Fragebogen pro Mitarbeiterteam aus.

Wohngemeinschaft normalerweise aussehen. 

Geben Sie an, inwieweit Sie jeder Aussage zustimmen oder nicht zustimmen, und zwar von "stimme sehr 

Definitionen der in diesem Fragebogen verwendeten Begriffe 

Die Wohngruppe bzw. Wohngemeinschaft bezieht sich auf das Zuhause, in dem Menschen mit 

arbeiten. 

Die Bewohner*innen

Zu den 

Das Team einer Wohngruppe bzw. Wohngemeinschaft

Code
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der Wohngemeinschaft.  

Die Teamleitung ist die unmittelbar vorgesetzte Person der Mitarbeiter*innen. Sie steht mit diesen und den 

Mitarbeiterteam diese Position nicht als Teamleitung bezeichnet wird, werden wahrscheinlich Synonyme wie 
Teamkoordinator*in oder Wohngruppenleitung verwandt.  

Zu den 

 

 
Bitte beachten Sie, dass sich alle Aussagen auf Ihre jeweilige Wohngruppe bzw. Wohngemeinschaft und 

 

 

das gesamte Mitarbeiterteam ein. 

Quellen:  

Behrendt, A.-M.; Hagedorn, C.; Dieckmann, F. & Thimm, A. (2023). Organisationskultur in Wohndiensten - 
Vom Konzept zur Messung.
und Teilhabe - Erkenntnisse und Perspektiven der Forschung zu Menschen mit intellektueller 

 

Humphreys, L., Bigby, C., Iacono, T., & Bould, E. (2020). Development and psychometric evaluation of the 
Group Home Culture Scale. Journal of Applied Research in Intellectual Disabilities  
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stimme 
gar 

nicht zu

stimme  
nicht zu

weder 
noch

stimme 
eher zu

stimme 
sehr zu

1. Wenn die Mitarbeiter*innen kochen oder sauber 

2. Die Mitarbeiter*innen planen mit den 
Bewohner*innen gemeinsam, was sie am 
Wochenende unternehmen.

3. Die Mitarbeiter*innen finden Wege, um jede/n 
Bewohner*in in das lokale Umfeld einzubeziehen.

4. Die Mitarbeiter*innen unterst tzen jede/n 
Bewohner*in dabei, Menschen im Sozialraum zu 

5. Die Mitarbeiter*innen suchen immer wieder 

wohin sie gehen, basiert auf deren Vorlieben.

7. Was hier t
mit den Bewohner*innen gemeinsam entschieden.

8. Die Mitarbeiter*innen bieten jeder/m 

anziehen wollen).

9. Die Mitarbeiter*innen unterst tzen jede/n 

das eigene Leben zu treffen (z. B. Gesundheit, 
Lebensstil), anstatt dass sie diese Entscheidungen 

10. Die Mitarbeiter*innen unterst tzen jede/n 
Bewohner*in dabei, das eigene Potenzial zu 
entfalten und eigene Interessen zu verfolgen.

11. Die Mitarbeiter*innen unterst tzen jede/n 
Bewohner*in, das eigene Leben so zu leben, wie 
diese/r es wirklich will.

12. Die Mitarbeiter*innen verbringen regelm
Zeit mit jeder/m Bewohner*in, um herauszufinden, 
wie diese/r sich wirklich f hlt.

Teil 1.
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stimme 
gar 

nicht zu

stimme  
nicht zu

weder 
noch

stimme 
eher zu

stimme 
sehr zu

13. Die Mitarbeiter*innen sprechen mit manchen 

14. Die Mitarbeiter*innen und die Bewohner*innen 

15. Die Mitarbeiter*innen ahmen nach, was 
manche Bewohner*innen sagen oder welche 
Ger usche sie machen.

16. Die Mitarbeiter*innen verbringen gerne Zeit mit 

kennenlernen. 

17. Die Mitarbeiter*innen gehen davon aus, dass 
die Bewohner*innen in vielerlei Hinsicht wie Kinder 
sind. 

von Interesse sind. 

19. Die Mitarbeiter*innen gehen davon aus, sich in 
vielerlei Hinsicht von den Bewohner*innen zu 
unterscheiden. 

jede/n Bewohner*in dabei, neue Erfahrungen zu 
machen, von denen angenommen wird, dass 
diese ihr/ihm gefallen. 

21. Die Mitarbeiter*innen gehen nicht davon aus, 

22. Wir freuen uns, wenn ein/e Bewohner*in etwas 

unsere Anerkennung aus.

23. Die Mitarbeiter*innen behandeln alle 
Bewohner*in als Erwachsene.

Leben eines/r jeden Bewohner*in.

Beziehungen, die sie mit jeder/m Bewohner*in 
aufgebaut haben.

Teil 2.



Anhang 333

Seite  von 5 9

stimme 
gar 

nicht zu

stimme  
nicht zu

weder 
noch

stimme 
eher zu

stimme 
sehr zu

es ist, hier zu arbeiten.

zwischen den Mitarbeiter*innen dieser 

29. Zwischen den Mitarbeiter*innen und den 

30. Die Mitarbeiter*innen stehen den 
Anforderungen, welche die Organisation in Bezug 

stimme 
gar 

nicht zu

stimme  
nicht zu

weder 
noch

stimme 
eher zu

stimme 
sehr zu

32. Alle Mitarbeiter*innen haben ein klares 

Werten der Organisation.

33. Die grundlegenden Werte der Organisation 

Bewohner*innen durch die Mitarbeiter*innen.

34. Die von unserem Mitarbeiterteam geteilten 
Werte stimmen mit den grundlegenden Werten der 

35. Als Mitarbeiterteam teilen wir die gleichen 
Werte.

36. Alle Mitarbeiter*innen haben ein klares 

Mitarbeiterteams der Wohngruppe.

Teil 3.

die

Teil 4.
In diesem Teil geht es um die Werte der einzelnen Mitarbeiter*innen und die gemeinsamen Werte Ihres 
Wohngruppen-Teams. In diesem Zusammenhang beziehen sich Werte auf Vorstellungen von dem, was 

Grundwerte, die in der Organisation explizit genannt werden, zum Beispiel im Leitbild.
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stimme 
gar 

nicht zu

stimme  
nicht zu

weder 
noch

stimme 
eher zu

stimme 
sehr zu

37. Einige Mitarbeiter*innen befolgen nicht die 
organisationsinternen Richtlinien und 
Vorgehensweisen.

38. Einige Mitarbeiter*innen arbeiten nicht mit dem 
Rest des Teams zusammen.

39. Einige Mitarbeiter*innen haben zu viel Einfluss 
darauf, wie Dinge in der Wohngruppe ablaufen.

Mitarbeiter*innen und nicht ein gemeinsames 
Mitarbeiterteam.

41. Es bestehen enge Beziehungen unter 
Mitarbeiter*innen, die sich negativ auf die 
Arbeitsweise des Mitarbeiterteams auswirken.

42. Einige Mitarbeiter*innen befolgen bewusst 
meinen Anweisungen nicht.

stimme 
gar 

nicht zu

stimme  
nicht zu

weder 
noch

stimme 
eher zu

stimme 
sehr zu

44. Ich diene als Vorbild, wie man die 

mit ihnen interagiert wird.

Bewohner*innen.

Wohngruppe sind.

47. Gut geleistete Arbeit der Mitarbeiter*innen 
erkenne ich an.

48. Ich habe einen positiven Einfluss auf die 
Arbeitsweisen der Mitarbeiter*innen.

und Fehlern zu lernen.

Teil 5.
In diesem Teil geht es um das Verhalten und den Einfluss der Mitarbeiter*innen in Ihrem Mitarbeiterteam.

Teil 6.
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1. Welches Geschlecht haben Sie?

weiblich

divers

2. Wie alt sind Sie? _____ Jahre

im Sozial-, Bildungs-, oder Gesundheitswesen an?

keine berufliche Qualifikation

fachfremde berufliche Qualifikation

in Ausbildung oder Studium

abgeschlossene Ausbildung

abgeschlossenes Studium

4. Wie lange haben Sie insgesamt in Wohndiensten 

2 Monate oder weniger

3 - 6 Monate

7 - 11 Monate

1 - 2 Jahre

3 - 5 Jahre

6 - 10 Jahre

11 - 14 Jahre

15 und mehr Jahre

5. Wie lange sind Sie bei dieser Organisation 

2 Monate oder weniger

3 - 6 Monate

7 - 11 Monate

1 - 2 Jahre

3 - 5 Jahre

6 - 10 Jahre

11 - 14 Jahre

15 und mehr Jahre 
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_____________________________________________________________________________________

_____________________________________________________________________________________

_____________________________________________________________________________________

_____________________________________________________________________________________

_____________________________________________________________________________________

_____________________________________________________________________________________

Die folgenden Fragen sind zu Ihrer Person. Bitte beantworten Sie die Fragen, indem Sie das relevanteste 
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6. Auf welcher Basis sind Sie derzeit angestellt?

Teilzeit 

Vollzeit

7. Wie lange arbeiten Sie schon in dieser 
Wohngruppe?

2 Monate oder weniger

3 - 6 Monate

7 - 11 Monate

1 - 2 Jahre

3 - 5 Jahre

6 - 10 Jahre

11 - 14 Jahre

15 und mehr Jahre

8. Wie viele Stunden pro Woche arbeiten Sie 
durchschnittlich in dieser Wohngruppe?

4 Stunden oder weniger

5 - 10 Stunden

11 - 15 Stunden

16 - 20 Stunden

21 - 25 Stunden

26 - 30 Stunden

31 - 35 Stunden

36 Stunden und mehr

Ihrer Arbeitszeit anwesend?

in jeder Schicht

in den meisten Schichten

in manchen Schichten

in den seltensten Schichten

in keiner Schicht

in jeder Schicht

in den meisten Schichten

in manchen Schichten

in den seltensten Schichten

in keiner Schicht

Mitarbeiter*in gearbeitet?

nein

ja

Wenn JA, wie lange haben Sie insgesamt als 

2 Monate oder weniger

3 - 6 Monate

7 - 11 Monate

1 - 2 Jahre

3 - 5 Jahre

6 - 10 Jahre

11 - 14 Jahre

15 und mehr Jahre

12. Wie lange arbeiten Sie bereits in der Position 
der Teamleitung in dieser Wohngruppe?

2 Monate oder weniger

3 - 6 Monate

7 - 11 Monate

1 - 2 Jahre

3 - 5 Jahre

6 - 10 Jahre

11 - 14 Jahre

15 und mehr Jahre
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15. Arbeiten Sie im direkten Kontakt mit den 
Bewohner*innen in dieser Wohngruppe, z.B. 

nein

ja

Wenn JA
Sie durchschnittlich pro Woche im direkten 
Kontakt mit den Bewohner*innen?

4 Stunden oder weniger

5 - 10 Stunden

11 - 15 Stunden

16 - 20 Stunden

21 - 25 Stunden

26 - 30 Stunden

31 - 35 Stunden

36 Stunden und mehr

immer

meistens

manchmal

selten

nie

trifft nicht zu - wir haben keine

Teamsitzungen

Wohngruppen oder anderen Wohndiensten der 
Organisation ? 

nein

ja

Wenn JA, wie viele Stunden pro Woche arbeiten Sie 
im Durchschnitt bei den anderen Wohndiensten?

4 Stunden oder weniger

5 - 10 Stunden

11 - 15 Stunden

16 - 20 Stunden

21 - 25 Stunden

26 - 30 Stunden

31 - 35 Stunden

36 Stunden und mehr


	Inhaltsverzeichnis
	1 Einleitung
	Literatur

	Teil I Entwicklung und Stand der Wohnforschung
	2 Wohnen mit Unterstützung als Gegenstand der Teilhabeforschung
	2.1 Wohnen, Wohnumwelt und Person-Umwelt-Beziehungen
	2.2 Wohnsettings von Erwachsenen mit intellektueller Beeinträchtigung
	2.3 Zielkriterien: Teilhabe und Lebensqualität
	2.4 Fazit
	Literatur

	3 Entwicklung und Stand der Forschung zum unterstützten Wohnen von Menschen mit intellektuellen Beeinträchtigungen in Deutschland
	3.1 Leitkonzept: Normalisierung der Lebensbedingungen
	3.1.1 Wohnbezogene regionale Studien
	3.1.2 Bundesweite Bestandsaufnahme der Lebenssituation im Heim

	3.2 Leitkonzept: Lebensqualität
	3.2.1 Qualität aus Nutzerperspektive
	3.2.2 Qualität aus Beobachterperspektive
	3.2.3 Qualität aus Mitarbeiterperspektive
	3.2.4 Qualität aus Angehörigenperspektive
	3.2.5 Leben im Familienverband
	3.2.6 Schutz vor Gewalt

	3.3 Leitkonzept: Selbstbestimmung und Teilhabe
	3.3.1 Dezentralisierung und Deinstitutionalisierung
	3.3.2 Ambulantisierung
	3.3.3 Wohnen mit komplexem Unterstützungsbedarf
	3.3.4 Wohnangebote bei herausforderndem Verhalten
	3.3.5 Wohnen im Alter
	3.3.6 Wohnen mit Migrationshintergrund

	3.4 Leitkonzept: Soziale Inklusion und Partizipation
	3.4.1 Soziale Einbindung im Gemeinwesen
	3.4.2 Inklusive Sozialplanung
	3.4.3 Quartiersentwicklung

	3.5 Resümee
	Literatur

	4 Einflussfaktoren auf Lebensqualität und Teilhabe von Menschen mit intellektueller Beeinträchtigung – eine Analyse der internationalen Wohnforschung
	4.1 Methodisches Vorgehen
	4.1.1 Merkmale der ausgewählten Reviews
	4.1.2 Methodisches Vorgehen zur Strukturierung der Variablen

	4.2 Ergebnisse
	4.2.1 Methodik der Studien
	4.2.2 Überblick über die benannten Einflussfaktoren aus den Primärquellen
	4.2.3 Erkenntnisse zu vier thematischen Schwerpunkten

	4.3 Schlussfolgerungen und Forschungsbedarfe
	4.3.1 Uneinheitliche Definition von Konzepten
	4.3.2 Fehlende Rahmentheorien
	4.3.3 Angemessenheit von Designs und Vielfalt von Methoden
	4.3.4 Forschungsbedarfe

	Literatur

	Teil II Forschungsmethodische Perspektiven
	5 Standardisierte Erhebungsinstrumente
	5.1 Problemaufriss
	5.2 Begründung der Bereiche
	5.3 Instrumente in den Themenbereichen
	5.3.1 Adaptives Verhalten
	5.3.2 Selbstbestimmung
	5.3.3 Teilhabe an Aktivitäten im Gemeinwesen
	5.3.4 Strukturierte Beobachtung von Assistenzhandlungen

	5.4 Fazit
	Literatur

	6 Partizipative Forschung
	6.1 Grundlegende forschungsethische Fragen
	6.2 Zur Subjektorientierung und Pluralisierung in/durch Forschung
	6.3 Ansätze des Gemeinsamen Forschens
	6.4 Reflexionen aus der partizipativ-orientierten Forschungsarbeit mit Jugendlichen mit zugeschriebener geistiger Behinderung im Wohnheim
	Literatur

	Teil III Innovative Themenfelder
	7 Sozialraum und soziale Inklusion
	7.1 Sozialraum und soziale Inklusion: Konzepte und Forschungsstränge
	7.2 Rahmentheorien für die Identifikation förderlicher und hinderlicher Bedingungen
	7.3 Zum Stand der Forschung zur sozialen Inklusion
	7.4 Aktuelle Forschungsthemen
	7.4.1 Handlungskonzept Sozialraumorientierung
	7.4.2 Planung inklusiver Gemeinwesen
	7.4.3 Positive Begegnungen im Sozialraum
	7.4.4 Nachbarschaft und nachbarliche Beziehungen

	7.5 Fazit
	Literatur

	8 Organisationskultur in Wohndiensten – vom Konzept zur Messung
	8.1 Organisationskultur, individuelle Teilhabe und Lebensqualität – Eine Einführung
	8.2 Was ist Organisationskultur?
	8.2.1 Das Drei-Ebenen-Modell der Organisationskultur von Edgar Schein
	8.2.2 Adaptionen von generischen Konzepten und Messinstrumenten der Organisationskultur

	8.3 Die Group Home Culture Scale – ein Messinstrument für die Organisationskultur in Wohndiensten für Erwachsene mit intellektueller Beeinträchtigung
	8.4 Von der Group Home Culture Scale zur Teamkultur-Skala für Wohndienste: Entwicklung der deutschsprachigen Version
	8.5 Zusammenhänge zwischen strukturellen Merkmalen von Wohndiensten bzw. Wohngruppen und Dimensionen der Teamkultur
	8.6 Anwendungsmöglichkeiten der deutschsprachigen TKS-W
	8.7 Teamkultur in deutschen Wohndiensten – Fazit
	Literatur

	9 Technisch unterstützte Teilhabe und Lebensführung
	9.1 Klassifizierung: Funktionen und Einsatzgebiete
	9.2 Herausforderungen
	9.3 Fazit und Ausblick
	Literatur

	10 Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf
	10.1 Einleitung
	10.2 Wohnformen
	10.3 Wohnwünsche
	10.4 Lebensqualität
	10.5 Individuelle Teilhabeplanung
	10.6 Umzug aus dem Elternhaus in eine Wohneinrichtung
	10.7 Sozialraumorientierung
	10.8 Fazit
	Literatur

	11 Ausblick
	Literatur

	 Anhang



